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EINLEITUNG

Dieser Jahresbericht 2000 ist der erste Bericht des Kollegiums der
föderalen Ombudsmänner, der ein Kalenderjahr (vom 1. bis 31.
Januar 2000) umfasst. Hierfür war eine A} nderung von Artikel 15
des Gesetzes vom 22. März 1995 über die Einführung der födera-
len Ombudsmänner erforderlich. Die Vorlage des Berichts in der
Abgeordnetenkammer, die zuvor für Oktober festgelegt war, wird
in Zukunft bis spätestens 30. März erfolgen. Das Kollegium hatte
in seiner allgemeinen Empfehlung 99/16 eine solche A} nderung
vorgeschlagen und freut sich, dass diese im Rahmen eines Geset-
zesvorschlags1 angenommen wurde.

Dieser fünfte Jahresbericht des Kollegiums (der vierte betraf die
letzten fünf Monate 1999) besteht aus drei großen Teilen. Im Be-
mühen um Einheitlichkeit bleibt die Struktur des Jahresberichts
unverändert.

Im ersten Teil „Allgemeine Betrachtungen“ kommentieren wir ei-
nige Aspekte der Funktionsweise und der Arbeit des Kollegiums
der föderalen Ombudsmänner: seine Arbeitsweise (Bearbeitung
der Akten, Interne Dienstordnung und Vereinbarungsprotokoll mit
den Kollegien der Generalsekretäre und Generalverwalter), die
Verfeinerung der Kriterien, mit deren Hilfe das Kollegium der fö-
deralen Ombudsmänner das Vorgehen der Verwaltung in abge-
schlossenen Akten beurteilt, eine Untersuchung, welche Kontrolle
es über die Verwaltungen ausübt (Richtige Rechtsanwendung,
U} berschreitung der Amtsbefugnisse, ordnungsgemäße Verwal-
tung, verantwortungsvolle Staatsführung, Billigkeit), die Analyse
des Vernunftgrundsatzes und schließlich seine Haushaltsführung
und Verwaltung des Personals. Wir werden hier auch die Ende
1999/Anfang 2000 organisierte Informationskampagne behandeln,
zu der bereits ein erster Bericht an den Petitionsausschuss übermit-
telt wurde.

Im zweiten Teil „Analyse der Fälle“ werden wir wie in den Vor-
jahren zunächst die allgemeinen Statistiken zu den Beschwerden
und Vermittlungsanträgen und anschließend die Angaben für die
einzelnen Verwaltungen mit einem Kommentar zu den Kontakten
zwischen dem Kollegium und der betreffenden Verwaltung sowie
einer Analyse der bedeutendsten Fälle vorstellen. Stärker als in der

1 Gesetz vom 5. Februar 2001, Parl. Dok., Abgeordnetenkammer, Ordentliche Sitzung
1999-2000, Nr. 0854 (Chastel, Decroly, De Meyer, Frédéric, Leen, Lejeune).
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Vergangenheit wird dabei der Schwerpunkt auf die Problemstel-
lung der einzelnen Fälle gesetzt.

Der dritte Teil „Empfehlungen“ enthält die offiziellen und allge-
meinen Empfehlungen, die im vergangenen Arbeitsjahr gegeben
wurden, sowie eine Zusammenfassung der durch das Parlament
und die Regierungen genommenen Folgemaßnahmen in Hinsicht
auf die Empfehlungen der Vorjahre.

Im Anhang findet der Leser die parlamentarischen Fragen und
Gesetzesvorschläge betreffend die Feststellungen und Empfehlun-
gen des Kollegiums, soweit wir Kenntnis davon haben. In diesem
Zusammenhang ersuchen wir die Abgeordneten, diese systema-
tisch an das Kollegium zu übermitteln, damit der Jahresbericht
diesen Punkt erschöpfend behandeln kann. Darüber hinaus findet
der Leser im Anhang das Organgesetz des Kollegiums der födera-
len Ombudsmänner sowie die Interne Dienstordnung des Kollegi-
ums und das Protokoll, welches das Kollegium der föderalen Om-
budsmänner mit den Verwaltungen und halbstaatlichen
Sozialeinrichtungen verbindet. Ferner erscheint im Anhang ein
Verzeichnis der in diesem Bericht erwähnten Abgeordneten.

Wir freuen uns, dass der Petitionsausschuss die Empfehlungen des
Kollegiums einer eingehenden Prüfung unterzogen und seine Prio-
ritäten hierfür festgelegt hat. Für einige von ihnen haben jetzt die
ständigen Ausschüsse der Abgeordnetenkammer das Wort, an die
diese Empfehlungen zwecks gründlicher Prüfung und Weiterver-
folgung weitergeleitet wurden. Wir hoffen, dass diese Ausschüsse
rasch mit der U} berprüfung beginnen, so wie es der Präsident der
Abgeordnetenkammer angekündigt hatte2. Tatsächlich besteht die
Aufgabe der föderalen Ombudsmänner darin, auf der Basis der
von ihnen bearbeiteten Beschwerden und der von ihnen durchge-
führten Untersuchungen die Abgeordnetenkammer über festge-
stellte Funktionsstörungen in den föderalen Verwaltungen zu in-
formieren und Empfehlungen für ihre Regelung zu formulieren
(Artikel 1 Absatz 3 des Gesetzes vom 22. März 1995). Es ist jedoch
Aufgabe der Abgeordnetenkammer, diesen Empfehlungen gegebe-
nenfalls konkrete Gestalt zu verleihen.

Seit Ende 2000 (November-Dezember) und nach dem Vorbild an-
derer nationaler Ombudsmänner verfassen die beiden föderalen
Ombudsmänner Beiträge für die Presse: Pierre-Yves Monette in
der Zeitung „Le Soir“ und Herman Wuyts in der Wochenschrift

2 Rede von Herman De Croo anlässlich der offiziellen U} bergage des Jahresberichts
1999/1 durch das Kollegium der föderalen Ombudsmänner am 25. Oktober 1999.
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„Knack“. Diese Beiträge berichten über Fälle, mit denen sich das
Kollegium befasst hat, wobei die Namen der Beschwerdeführen-
den natürlich geändert werden, um eine Identifizierung zu ver-
meiden.

Auf internationaler Ebene war Pierre-Yves Monette vom Europarat
und der Internationalen Organisation der Frankophonie zur Mit-
arbeit am Kapitel „Ombudsmann“ ihres Programms „Good Gover-
nance“ eingeladen worden. Herman Wuyts seinerseits wurde auf
dem 7. Weltkongress des Internationalen Instituts der Ombuds-
männer (IIO), der vom 30. Oktober bis 3. November 2000 in Dur-
ban, Südafrika stattfand, zum Direktor und Vizepräsidenten für
die Region Europa ernannt.

Abschließend möchten wir an dieser Stelle allen unseren Mitarbei-
tern danken. Seit dem 1. Januar 2000 ist das Team des Kollegiums
der föderalen Ombudsmänner quasi vollständig und endgültig.
Durch die wachsende Erfahrung mit der Bearbeitung von Be-
schwerden und Vermittlungsanträgen erhöht sich die Qualität, was
sowohl dem Bürger als auch der Verwaltung und den politischen
Verantwortlichen zugute kommt, die auf ein motiviertes und kom-
petentes Team im Dienste einer ordnungsgemäßen Verwaltung
zählen können.

Das Kollegium der föderalen Ombudsmänner

Dr. H. Wuyts P.-Y. Monette

Foto : Muriëlle Noncle

E
in

le
it

un
g

5





I.
Allgemeine
Betrachtungen





I. ALLGEMEINE BETRACHTUNGEN

1. Die Arbeitsweise des Kollegiums der föderalen
Ombudsmänner (oder: was tut das Kollegium wie?)

Einige der hier behandelten Aspekte der Interventionen des Kollegi-
ums der föderalen Ombudsmänner vermitteln eine Vorstellung von
der Arbeit, die es leistet. In den ersten vier Jahren seines Bestehens
hat das Kollegium seine Arbeitsmethode stets weiter verbessert, so-
dass es heute einen festen Rhythmus erreicht hat. Es ist angebracht,
einige Aspekte der Bearbeitung von Beschwerden und Vermittlungs-
anträgen konkret vorzustellen und dabei die Bedeutung der von der
Abgeordnetenkammer gebilligten internen Dienstordnung des Kolle-
giums und des Vereinbarungsprotokolls zwischen dem Kollegium der
föderalen Ombudsmänner und den Kollegien der Generalsekretäre
und Generalverwalter zu betonen.

1.1. Analyse der Bearbeitung der Fälle

Die Bearbeitung der Beschwerden oder Vermittlungsanträge beruht
seit 1997 auf den gleichen Grundsätzen, wobei natürlich in vier Jah-
ren Verbesserungen vorgenommen wurden. A} ußerst wichtig ist die
Zeit, die der Bearbeitung der Akten gewidmet wird. Die Kontakte mit
Personen außerhalb des Kollegiums und einige Anfragen von Abge-
ordneten zeigen, dass hier Unklarheiten bestehen, die zu Unverständ-
nis führen können. Ein Beispiel hierfür sind die Fragen zur Bearbei-
tungszeit einer Akte. Die Vermittlungsarbeit erfordert die
Vorbereitung von bilateralen Kontakten mit der Verwaltung, um die
Unstimmigkeiten auf der Basis von fundierten Briefen und klaren
Argumenten bzw. sogar Gesprächen und Vermittlungssitzungen mit
den bearbeitenden Beamten zu lösen. Das erfordert vielfältige Re-
cherchen und einen erheblichen redaktionellen Aufwand. Darüber
hinaus sind im Rahmen des Berichterstattungsauftrags des Kollegi-
ums zahlreiche Gespräche sowohl mit den Abgeordneten während
oder außerhalb der Ausschusssitzungen als auch mit den Mitgliedern
der Regierung und leitenden Beamten über die Regierungsinitiativen
in Zusammenhang mit den vom Kollegium behandelten Problemen
notwendig. Schließlich verlangt die Arbeit des Kollegiums sehr viele
Kontakte mit der zivilen Gesellschaft, die es auf konkrete Funktions-
störungen der Verwaltungen aufmerksam macht. Die meiste Zeit
widmen die Mitarbeiter des Kollegiums jedoch dessen Hauptaufgabe:
der Bearbeitung von individuellen Anträgen und Beschwerden. Hier-
bei ist es wichtig zu verstehen, wie eine Akte vom Kollegium der
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föderalen Ombudsmänner behandelt wird, um wirklich eine Vorstel-
lung von der geleisteten Arbeit zu bekommen.

Die Beschwerden und Vermittlungsanträge, mit denen der föderale
Ombudsmann befasst wird, können auf zweierlei Weisen verstanden
werden. Die erste ist am einfachsten und schnellsten, aber auch am
ineffizientesten und besteht darin, als Briefkasten zu dienen. Wenn
ein Fall beim Kollegium eingeht, könnte man ihn direkt an die betrof-
fene Verwaltung weiterleiten und eine Reaktion von ihr anfordern,
die dann an den Beschwerdeführer weitergeleitet würde usw. Diesen
Ansatz hat das Kollegium von Anfang an abgelehnt. Er würde im
übrigen bedeuten, dass die Verwaltung zu einer beträchtlichen An-
zahl von Fragen angehört werden müsste, bei denen das Kollegium
die Hintergründe des Falls nicht kennen würde, sodass die Verwal-
tung mit nutzlosen Fragen belastet würde. Langfristig würde dieses
Verfahren nicht nur die Glaubwürdigkeit des Kollegiums gefährden,
sondern auch seine Leistungsfähigkeit beeinträchtigen.

Deshalb hat sich das Kollegium der föderalen Ombudsmänner von
Anfang an für einen anderen Ansatz entschieden. Es setzt sich nur
mit der Verwaltung in Verbindung, wenn es wirklich notwendig ist.
Wird eine Beschwerde oder ein Vermittlungsantrag eingereicht, so
erhält der Bürger innerhalb von fünf Werktagen eine Empfangsbestä-
tigung. Falls dabei auf der Basis eines der im Organgesetz über die
Einsetzung der föderalen Ombudsmänner3 vorgesehenen Kriterien
sofort deutlich wird, dass der Antrag unzulässig ist, wird der Be-
schwerdeführer schriftlich davon in Kenntnis gesetzt. In einigen Fäl-
len ist diese Unzulässigkeit nicht eindeutig erkennbar. In diesem Fall
bittet das Kollegium den Beschwerdeführer um zusätzliche Informa-
tionen. Ausgehend von diesen neuen Elementen, die teilweise gar
nicht oder nur sehr spät übermittelt werden, wird die Zulässigkeit
der Beschwerde geprüft und der Bearbeitungsantrag angenommen
oder abgelehnt.

Wird eine Beschwerde oder ein Vermittlungsantrag berücksichtigt,
ersucht das Kollegium den Beschwerdeführer gegebenenfalls um eine
detaillierte Aufstellung des Sachverhalts. Im Rahmen des Möglichen
wird das Kollegium auch eine Kopie der Dokumente anfordern, wel-
che die Version des Beschwerdeführers bekräftigen. Wenn diese In-
formationen keinerlei Indizien für eine Unregelmäßigkeit ergeben,
wird die Akte mit dem Vermerk der angemessenen Verwaltung ge-
schlossen. Anschließend werden dem Beschwerdeführer das Warum
und Wie dieser Einstellung erläutert. In einem solchen Fall wendet
sich das Kollegium also normalerweise nicht an die Verwaltung. In

3 Artikel 9 des Gesetzes vom 22. März 1995, B.S. vom 7. April 1995: Alter der Fakten,
offensichtlich unbegründete Beschwerde, Fehlen vorheriger Schritte usw.
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den übrigen Fällen setzt sich das Kollegium mit der Verwaltung in
Verbindung, um die Akte zu vervollständigen. Vielen Beschwerde-
führern gelingt es übrigens nicht, dem Ombudsmann einen vollstän-
digen und objektiven U} berblick über ihre Situation zu geben. Das
Kollegium holt dann bei der Verwaltung ihre Version der Fakten und
eventuell zusätzliche Elemente ein. In einigen Fällen übermittelt die
Verwaltung von sich aus die fehlenden Informationen. Um die Ob-
jektivität, Vollständigkeit, Legalität und ordnungsgemäße Verwaltung
der Verwaltungsakten beurteilen zu können, muss das Kollegium den
Kontext kennen, in dem eine Beschwerde oder ein Vermittlungsan-
trag eingereicht wurde. Deshalb ist eine sehr gründliche Kenntnis der
Materie unerlässlich. Das gilt sowohl für die Gesetze und Durchfüh-
rungsverordnungen als auch die Rechtslehre und die Rechtspre-
chung. So verwendet der Mitarbeiter, der den Fall behandelt, einen
Gutteil seiner Zeit damit, die Akte vorzubereiten und zu prüfen, be-
vor er Gespräche mit der Verwaltung aufnimmt – gegebenenfalls mit
Hilfe des Koordinators, des Direktors oder des föderalen Ombuds-
mannes. Das ist eine Frage des Respekts, aber natürlich auch der
Effizienz gegenüber der Verwaltung wie übrigens auch gegenüber
dem Beamten, der sein Gebiet im Allgemeinen perfekt beherrscht.
Um zu analysieren, ob der Standpunkt der Verwaltung begründet ist
oder nicht, muss man zum Teil sehr detaillierte Sachkenntnisse besit-
zen, was viel Zeit erfordert. Wenn ein Problem regelmäßig wieder-
kehrt, verkürzt sich dieser „Untersuchungszeitraum“ natürlich –
manchmal ganz erheblich.

Es zeigt sich deutlich, dass die Verwaltung diesen Modus operandi
schätzt, der letztlich seine Früchte zeigt. In diesem Zusammenhang
ist die Arbeit mit erfahrenen Mitarbeitern von größter Wichtigkeit;
diese wurde in den letzten vier Jahren zunächst durch die Annahme
der Statuten, dann die Einstellung von statutarischem Personal und
schließlich die Ausbildung dieses Personals möglich.

Jedes Gespräch mit der Verwaltung wird auf der Basis einer vollstän-
digen Akte und mit größtmöglicher Objektivität aufgenommen. In
den meisten Fällen führt dieser Austausch zu einer Lösung, die ent-
weder in einer A} nderung seitens der Verwaltung oder in der Billi-
gung der Verwaltungsentscheidung durch den Beschwerdeführer be-
steht, nachdem ihm das Kollegium die Gründe erläutert hat.

In schwierigeren oder sensibleren Fällen untersucht das Kollegium
die Akte genauer. Hierfür kann es alle Mittel nutzen, die ihm das
Gesetz zuspricht, z.B. das Recht, alle für seine Untersuchung erfor-
derlichen Dokumente anzufordern, Beamte von ihrem Berufsgeheim-
nis zu entbinden, sich in die Verwaltung zu begeben oder im Gegen-
teil einen Beamten ins Kollegium einzuladen. Eine solche Untersu-
chung kann dazu führen, dass entweder eine Lösung für den
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Streitfall vorgeschlagen oder eine Vermittlungssitzung zwischen den
betroffenen Seiten organisiert wird. Das trifft im Allgemeinen auf
komplexe Fälle zu, manchmal aber auch auf Fälle, in denen bereits
ein Urteil für einige Aspekte vorliegt, Fälle, in denen nach wie vor
eine unterschiedliche Beurteilung durch die Verwaltung, den Be-
schwerdeführer oder das Kollegium erfolgt, oder auch Fälle, in denen
sich die Beziehungen zwischen den Seiten stark verschlechtert haben.
Die kompliziertesten Akten haben teilweise lange Gespräche auf
höchster Ebene zwischen dem Kollegium und dem leitenden Beam-
ten und/oder dem Minister selbst zur Folge. In seinen offiziellen
Empfehlungen an die Verwaltung drängt das Kollegium entweder
auf die Lösung eines Einzelfalls oder auf die Abstellung einer Situa-
tion, welche die Ursache für ein in mehreren Fällen angetroffenes
strukturelles Problem darstellt. Infolge dieser Empfehlungen behebt
die Verwaltung diese Anfechtungen manchmal selbst. Wird diesen
Empfehlungen nicht Folge geleistet, wird die Abgeordnetenkammer,
konkret der Petitionsausschuss, der einen anderen Ausschuss befas-
sen kann, auf diese Problematik aufmerksam gemacht, wobei die Ab-
geordnetenkammer den leitenden Beamten oder den betreffenden
Minister auffordern kann, seine Ansichten darzulegen und den vom
föderalen Ombudsmann kritisierten Standpunkt zu rechtfertigen.

In einigen Fällen geht das Kollegium über den Rahmen der einzelnen
Akten hinaus, indem es allgemeine Empfehlungen formuliert. Diese
werden an die Abgeordnetenkammer gerichtet, die den Petitionsaus-
schuss beauftragt, die Empfehlungen in erster Instanz zu prüfen. Der
Petitionsausschuss leitet sie gegebenenfalls zwecks eingehender Dis-
kussion an andere Ausschüsse der Abgeordnetenkammer weiter. So
ist es auf jeden Fall in der internen Dienstordnung der Abgeordne-
tenkammer vorgesehen.

In dieser Hinsicht erfordern die Entscheidung, eine Empfehlung zu
geben, sowie ihre Formulierung gründliche U} berlegungen. Sowohl
die Verwaltung als auch die Mitglieder des Petitionsausschusses und
alle Mitglieder der Abgeordnetenkammer erwarten vom Kollegium
eine durchdachte Stellungnahme. Außerdem verbessert sich dadurch
unbestreitbar die Qualität späterer Debatten.

Der Jahresbericht des Kollegiums enthält einen U} berblick über die
wichtigsten bearbeiteten Fälle, die von den Ombudsmännern ange-
troffenen Probleme sowie die Empfehlungen.

Für das Kollegium der föderalen Ombudsmänner war es stets Ehren-
sache, Zeit und besondere Aufmerksamkeit damit zu verwenden, den
Mitgliedern des Parlaments, der Verwaltung und den Bürgern seine
Arbeit zu erläutern. Es ist nicht verwunderlich, dass er außerdem der
Diskussion über seinen Jahresbericht und dessen Verbreitung an alle
Interessenten große Bedeutung beimisst. So wird der Jahresbericht
nach seiner U} bergabe an die Abgeordnetenkammer kostenlos an die
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Verwaltungen, die Hochschulen und Gerichte übermittelt sowie über
die öffentlichen Bibliotheken des Landes oder die Internetseite des
Kollegiums (www.mediateurfederal.be) den Bürgern zur Verfügung
gestellt.

Die leitenden Beamten der Verwaltungen, die nach Abschluss der
Beschwerden und Vermittlungsanträge betreffend ihre Dienststelle
aktiv werden und die Lehren aus den festgestellten Funktionsstörun-
gen ziehen wollen, brauchen jedoch nicht die Veröffentlichung des
Jahresberichts des Kollegiums abzuwarten, um sich einen Gesamtü-
berblick über die abgeschlossenen Fälle zu verschaffen. Tatsächlich
erarbeitet das Kollegium vierteljährlich eine Zusammenfassung mit
einer Beurteilung der in diesem Zeitraum bearbeiteten und abge-
schlossenen Akten. Diese Zusammenfassungen und Beurteilungen –
die Rechtsprechung des Kollegiums – werden anschließend an die
leitenden Beamten übermittelt und auf der Internetseite des Kollegi-
ums veröffentlicht. Diese langfristige Arbeit unterstützt einerseits die
Transparenz der Arbeit des Kollegiums der föderalen Ombudsmän-
ner und sorgt andererseits für eine ständige Verbesserung der Ver-
waltung zum größten Nutzen der Bürger.

1.2. Die Bedeutung der internen Dienstordnung der föderalen
Ombudsmänner

Artikel 17 des Gesetzes vom 22. März 1995 über die Einsetzung der
föderalen Ombudsmännern besagt: „Die Ombudsmänner verständigen
sich auf eine interne Dienstordnung, in der die Bedingungen für Beschwer-
deprüfungen festgelegt sind. Diese Dienstordnung wird von der Abgeord-
netenkammer gebilligt und im Staatsblatt veröffentlicht.“ Gemäß diesen
Bestimmung haben die föderalen Ombudsmänner einen Entwurf für
eine interne Dienstordnung erarbeitet, der vom Petitionsausschuss
im Juli 1998 diskutiert und gebilligt wurde. Er wurde anschließend
im Dezember auf der Plenarsitzung der Abgeordnetenkammer ange-
nommen und am 27. Januar 1999 im Belgischen Staatsblatt veröffent-
licht4.

Die interne Dienstordnung bestimmt in elf Kapiteln die konkrete
Umsetzung der gesetzlichen Bestimmungen für die Bearbeitung von
Beschwerden und Vermittlungsanträgen, u.a.: die Definition der
wichtigsten Begriffe, den Gegenstand der Regelung, die Beschwerde-
berechtigten (es wird insbesondere bestimmt, dass die Abgeordneten-
kammer und der Senat Petitionen an das Kollegium übermitteln kön-
nen), die Gründe, aus denen man den föderalen Ombudsmann

4 Vgl. Anhang II.
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einschalten kann, die Anforderungen, die eine Beschwerde erfüllen
muss, wie sie eingereicht werden kann, wann sie vollständig ist, was
der Beschwerdeführer vom Kollegium erwarten kann und umge-
kehrt, welche Entscheidungen die föderalen Ombudsmänner fällen
können, die verschiedenen Phasen der Bearbeitung einer Beschwerde
und die verschiedenen Bewertungen, die von den föderalen Ombuds-
männern zum Abschluss der Akten formuliert werden können.

In den zwei Jahren ihrer Anwendung hat diese interne Dienstord-
nung ihren Nutzen bestätigt. Sie bietet den föderalen Ombudsmän-
nern und ihren Mitarbeitern, und zwar den Sachbearbeitern ebenso
wie den Verwaltungsassistenten, eine Leitlinie. Im übrigen beschreibt
sie die Rechte und Pflichten der Beschwerdeführer im Rahmen der
Befassung des Kollegiums. Außerdem ist sie maßgeblich für die Ver-
waltung, damit diese den Modus operandi des Kollegiums versteht.

Im Hinblick auf die Beschwerdeführer bekräftigt die Dienstordnung
die Unabhängigkeit bei der Bearbeitung der Akten. Tatsächlich ist
jede Einflussnahme oder jeder Druck seitens einer Institution auf das
Kollegium formell ausgeschlossen. Das ist die konkrete Wirkung von
Artikel 7 Absatz 1 des Organgesetzes über die Einsetzung von fö-
deralen Ombudsmännern, der besagt: „Innerhalb ihres Aufgabenbereichs
erhalten die Ombudsmänner keinerlei Anweisungen durch andere Obrigkei-
ten.“ Sowohl das Kollegium als auch die Abgeordnetenkammer ha-
ben in der internen Dienstordnung bestätigt, dass diese Unabhängig-
keit für den Bearbeitungsmodus der Fälle und die Aktivitäten des
Kollegiums gilt.

Ein bezeichnendes Beispiel. Artikel 10 Absatz 2 der internen Dienst-
ordnung enthält die Verpflichtung für den Beschwerdeführer, keine
Schritte – direkt oder über einen Bevollmächtigten – bei der betref-
fenden Verwaltung zu unternehmen, solange das Kollegium mit dem
Akte befasst ist. Falls der Beschwerdeführer diese Bestimmung mis-
sachtet, kann das Kollegium seine Intervention beenden. Abgesehen
davon, dass eine solche Regel die Intervention des Kollegiums der
föderalen Ombudsmänner achtet und alle Erfolgsaussichten der Ver-
mittlung bewahrt, garantiert sie der Verwaltung, dass die Interven-
tion des Kollegiums nicht mit Druck von anderen Instanzen einher-
geht.

1.3. Das Vereinbarungsprotokoll mit dem Kollegium der
Generalsekretäre und dem Kollegium der Generalverwalter der
halbstaatlichen Sozialeinrichtungen

Die Beziehungen des Kollegiums zur Verwaltung sind in dem Verein-
barungsprotokoll festgehalten, das mit den Verwaltungen und födera-
len halbstaatlichen Einrichtungen abgeschlossen wurde. In der Er-
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mittlungsphase der Bearbeitung einer Beschwerde wird Kontakt zu
dem bearbeitenden Beamten aufgenommen. In der Untersuchungs-,
Vorschlags- und Vermittlungsphase wird der leitende Beamte infor-
miert bzw. hinzugezogen. Das Gleiche gilt, wenn Probleme in der
Ermittlungsphase auftreten. Die Frist, innerhalb der die Beamten den
föderalen Ombudsmännern eine Antwort erteilen müssen, wurde im
gegenseitigen Einvernehmen auf 15 Werktagen festgelegt mit der
Möglichkeit einer Verlängerung oder Verkürzung der Frist unter be-
sonderen Umständen. Einmal im Jahr treffen sich die föderalen Om-
budsmänner mit den Kollegien der Generalsekretäre und der Gene-
ralverwalter zu einem Meinungsaustausch über ihre Beziehungen im
zurückliegenden Zeitraum oder über besondere Probleme. Beim letz-
ten Treffen mit den Generalsekretären im Geschäftsjahr 2000 hatten
diese ihren Willen bekundet zu versuchen, möglichst vielen der Emp-
fehlungen, die von den föderalen Ombudsmännern in ihren Jahres-
berichten formuliert werden, Folge zu leisten. Darüber freuen wir
uns und hoffen auf eine baldige Konkretisierung dieser Absicht, die
Zusammenarbeit zwischen den föderalen Ombudsmännern und den
föderalen Verwaltungen weiter zu verstärken.

Der Vollständigkeit halber wollen wir über eine Gewohnheit infor-
mieren, die sich am Rande des Vereinbarungsprotokolls gebildet hat
und die Organisation von bilateralen Gesprächen zwischen dem Kol-
legium und einem Ministerium oder einer bestimmten halbstaatli-
chen Einrichtung betrifft. Diese Treffen und Gespräche betreffen so-
wohl einzelne Akten als auch strukturelle Probleme. Die Sitzungen
erfordern eine minutiöse Vorbereitung, die zum einen die Prüfung
der bei der Behandlung von einzelnen Beschwerden zutage getrete-
nen Strukturprobleme und zum anderen die Verfolgung der sich dar-
aus ableitenden Verbesserungen garantiert. Hin und wieder bieten sie
auch die Gelegenheit, offiziellen oder allgemeinen Empfehlungen des
Kollegiums stattzugeben.

So findet beispielsweise eine ständige Abstimmung mit den verschie-
denen Generaldirektionen des Finanzministeriums ihren konkreten
Ausdruck in einer halbjährlichen Sitzung eines um die föderalen Om-
budsmänner und mehrere ihrer Mitarbeiter erweiterten Direktions-
ausschusses, wo in einem allgemeineren Rahmen die vom Kollegium
festgestellten Probleme in Bezug auf das Finanzministerium erörtert
werden. Diese halbjährlichen multilateralen Sitzungen werden später
durch bilaterale Treffen der föderalen Ombudsmänner mit den mei-
sten Steuerverwaltungen sinnvoll ergänzt.
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2. Die Verfeinerung der Beurteilungskriterien für
abgeschlossene Akten

Wenn das Kollegium eine Akte abschließt, formuliert es, wie wir ge-
sehen haben, eine Bewertung der Verwaltungstätigkeit in der betref-
fenden Akte. Die verschiedenen Bewertungsmöglichkeiten lauten:
„angemessene Verwaltung“, „unangemessene Verwaltung“ (mit An-
gabe des verletzten Grundsatzes), „nach Billigkeit entschieden“ oder
„ohne Bewertung“. In den vergangenen Berichtszeiträumen war die
Zahl der „ohne Bewertung“ abgeschlossenen Akten relativ hoch: 155
von 439 (d.h. 35%) im letzten Berichtszeitraum (1999/1), 228 von 717
(32 %) im Berichtszeitraum 1999, 344 von 765 (45 %) im Berichtszeit-
raum 1998 und 70 von 195 (36 %) im Berichtszeitraum 1997, der die
ersten neun Monate des Bestehens des Kollegiums umfasst. Das Glei-
che gilt für diesen Berichtszeitraum mit 432 von 1.482 Akten (29 %).
Dieser hohe Prozentsatz lässt sich damit erklären, dass es sich bei der
Kategorie „ohne Bewertung“ um eine Restgruppe handelte. Deshalb
hat sich eine Verfeinerung der Beurteilungskategorien als notwendig
erwiesen. Nachstehend sind die neun Kategorien, die ab dem näch-
sten Berichtszeitraum benutzt werden, zusammen mit einem kurzen
Kommentar aufgeführt.

Die Beurteilung „angemessene Verwaltung“ wird beibehalten und
angewendet, wenn das Vorgehen der Verwaltung einwandfrei ist oder
wenn sie ihren Fehler aus eigenem Antrieb oder nach Eingriff des
Beschwerdeführers, jedoch vor jeder anderen Intervention korrigiert.

Die Beurteilung „angemessene Verwaltung nach Intervention“ ersetzt
die vorherige Beurteilung „unangemessene Verwaltung+“. Sie besagt,
dass die Verwaltung einen Fehler begangen, diesen aber nach einer
Intervention des Kollegiums korrigiert hat. Mit dieser neuen Formel
ist es möglich, eher auf die positive Mitarbeit der Verwaltung als auf
den Fehler an sich hinzuweisen.

Die Beurteilung „unangemessene Verwaltung“ wird vergeben, wenn
die Intervention des Kollegiums kein positives Ergebnis erbracht hat
und die Verwaltung auf ihrem Standpunkt beharrt, der als unrechtmä-
ßig oder als Verletzung eines Grundsatzes der ordnungsgemäßen Ver-
waltung oder verantwortungsvollen Staatsführung betrachtet wird5.

Die Beurteilung „Konsens“ wurde als Kategorie eingeführt, die an-
zeigen soll, dass ein Problem entweder durch eine effektive Vermitt-
lung, die Aufklärung eines Missverständnisses oder eine Annäherung
der Standpunkte geregelt werden konnte, ohne dass es sich dabei um
eine angemessene oder unangemessene Verwaltung handelt.

5 Vgl. „Das Kollegium der föderalen Ombudsmänner und die Kontrolle der Tätigkeit
und der Funktionsweise der Verwaltung“, KFO, Jahresbericht 2000, S. 18-25.
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Die Beurteilung „nach Billigkeit entschieden“ wird beibehalten und
um die Angabe des positiven oder negativen Resultats der Interven-
tion des Kollegiums nach Billigkeitserwägungen6 ergänzt.

Die Beurteilungen „unbestimmte Verantwortung“ oder „geteilte Ver-
antwortung“ werden verwendet, wenn entweder beide Seiten, d.h.
Beschwerdeführer und Verwaltung, einen Teil der Verantwortung für
die unangemessene Verwaltung tragen oder wenn die Verantwortung
für die unangemessene Verwaltung nicht festgestellt werden kann.

Eine Akte wird „aus Mangel an Informationen geschlossen“, wenn
der Beschwerdeführer dem Kollegium nicht die für ihre Bearbeitung
unerlässlichen Informationen übermittelt.

Die Beurteilung „ohne Bewertung“ schließlich wird nur noch ausge-
sprochen, wenn das Problem vor einer Intervention des Kollegiums,
aber nach einer Intervention einer anderen dritten Seite als dem Be-
schwerdeführer oder nach Eingreifen des Kollegiums geregelt wurde,
sofern klar ist, dass dieses nicht zur Regelung des Problems beigetra-
gen hat. Es kann auch vorkommen, dass ein Problem ohne Interven-
tion des Kollegiums geregelt wurde, aber bereits vor dem Streitfall
bestehende strukturelle Probleme oder Verwaltungsvorschriften noch
nicht geklärt wurden. In diesem Fall erstellt das Kollegium der fö-
deralen Ombudsmänner eine „Grundsatzakte“ und schließt die indi-
viduelle Akte des Beschwerdeführers „ohne Bewertung“.

In der Sorge um Klarheit weisen wir darauf hin, dass diese neun
Kategorien nur die für zulässig erklärten Fälle betreffen, die bearbei-
tet und abgeschlossen sind. Hiervon zu unterscheiden sind sowohl
die Akten, die vom Kollegium an andere Instanzen übermittelt wur-
den, weil es sie nicht selbst bearbeiten kann („übermittelt“), als auch
die Akten, die das Kollegium wegen Unzuständigkeit ablehnen mus-
ste („Ablehnung der Zuständigkeit“).

6 Vgl. “Die Kontrolle der billig urteilenden Verwaltung”, KFO, Jahresbericht 2000, S.
24-25.
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3. Das Kollegium der föderalen Ombudsmänner und die
Kontrolle der Tätigkeit und der Funktionsweise der
Verwaltung7

Seit 200 Jahren in Schweden und seit 5 Jahren in Belgien verleiht das
Gesetz dem parlamentarischen Ombudsmann zwei wesentliche
Funktionen8. Die erste Funktion, die jeder Vermittler besitzt, ist zu
versuchen, die Standpunkte von zwei oder mehreren Konfliktpar-
teien, hier zwischen einem Bürger und einer föderalen Verwaltung,
miteinander in Einklang zu bringen. Die zweite Aufgabe, die jedem
parlamentarischen Ombudsmann obliegt, besteht in der Berichterstat-
tung an das Parlament, um eventuelle Funktionsstörungen funktio-
neller, struktureller oder normativer Art, die in der Verwaltung fest-
gestellt wurden, an die Abgeordnetenkammer weiterzuleiten. Neben
der Abgeordnetenkammer übt also das Kollegium der föderalen Om-
budsmänner in unserem parlamentarischen System9 eine externe Ver-
waltungskontrolle aus – ähnlich wie der Rechnungshof, der eine ex-
terne Finanzkontrolle ausübt –, über die es der Abgeordnetenkammer
Bericht erstattet und es ihr so ermöglicht, ihre Kontrolle über die
Exekutive besser wahrzunehmen, wie es ihrer gesetzlichen Funktion
entspricht.

Diese beiden Funktionen des parlamentarischen Ombudsmannes –
Vermittlung und externe Kontrolle – ergänzen sich gegenseitig, wobei
die Vermittlungstätigkeit durch seine Kontrolltätigkeit verstärkt wird
und diese durch erstere neue Nahrung erhält. In der Tat wird das
Kollegium durch die Suche nach einer Lösung für die Streitfälle, mit
denen es durch die Bürger befasst wird, veranlasst, die ordnungsge-
mäße Verwaltung der föderalen öffentlichen Dienste zu kontrollieren
und eventuelle Funktionsstörungen in den Verwaltungen, gesetzwid-
rige Handlungen oder ungerechte Entscheidungen aufzudecken, und
weil es eine Kontrolle über die Verwaltung ausübt, wird diese eher
bereit sein, auf seine Vorschläge und Empfehlungen zur A} nderung
einer möglicherweise gesetzwidrigen, unvernünftigen oder ungerech-
ten Entscheidung einzugehen.

7 Diese Kapitel basiert auf dem Artikel „Du contrôle de la légalité au contrôle de
l’équité : une analyse du contrôle exercé par l’ombudsman parlementaire sur l’action
de l’administration“ (“Von der Nachprüfung der Rechtmäßigkeit zur Nachprüfung
der Billigkeit: eine Analyse der Kontrolle der Tätigkeit der Verwaltung durch den
parlamentarischen Ombudsmann”) von P.-Y. Monette, in R.B.D.C., 2001, Nr. 3.

8 In Belgien wird dem föderalen parlamentarischen Ombudsmann noch eine dritte
gesetzliche Aufgabe übertragen, die darin besteht, auf Antrag der Abgeordneten-
kammer eine Untersuchung der Funktionsweise der föderalen Verwaltungsdienste
durchzuführen.

9 „Eine quasi parlamentarische Obrigkeit, die Aktivitäten parallel zu denen der Abge-
ordnetenkammer ausübt“, um den Wortlaut der Stellungnahme des Staatsrates auf-
zugreifen.
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Die Kontrolle, die der Ombudsmann über die Verwaltung ausübt, ist
keine richterliche Kontrolle. Man beschreibt sie als vermittelnde Kon-
trolle. Sie stützt sich auf Vermittlungs-, Untersuchungs- und sogar
Anordnungsbefugnisse; sie wird aber nicht durch eine zwingende
Autorität sanktioniert, sondern beruht auf Dialog, Zustimmung und
U} berzeugung. Hingegen verfügt der Ombudsmann bei seiner Kon-
trolle der Verwaltungstätigkeit über deutlich mehr Möglichkeiten als
ein Verwaltungs- oder Zivilrichter. Neben der Nachprüfung der
Rechtmäßigkeit und im weiteren Sinne der korrekten Anwendung
des Rechts und über die Kontrolle der U} berschreitung der Amtsbe-
fugnisse hinaus lässt sich der Ombudsmann bei seiner Kontrollfunk-
tion – wie übrigens auch bei seiner Vermittlungsfunktion – noch von
anderen Rechtsquellen leiten: den Grundsätzen der ordnungsgemä-
ßen Verwaltung und verantwortungsvollen Staatsführung sowie der
Billigkeit. Mit anderen Worten, es ist Aufgabe des Richters Recht zu
sprechen und nur Recht, mit Sanktionen in Aussicht, während es
dem parlamentarischen Ombudsmann obliegt, die Qualität und
Rechtmäßigkeit der Tätigkeit und Funktionsweise der Verwaltung zu
kontrollieren, die Exekutive zur ordnungsgemäßen Verwaltung und
verantwortungsvollen Staatsführung zu ermahnen und ihr in beson-
deren Fällen und auf Konsensbasis mehr Billigkeit in ihren Entschei-
dungen zu empfehlen.

3.1. Die Nachprüfung der Rechtmäßigkeit

Die Nachprüfung der Rechtmäßigkeit und im weiteren Sinne der kor-
rekten Anwendung des Rechts bildet die Grundlage eines jeden
Rechtsstaats. Bei ihr geht es darum, die Einhaltung der Gesetze oder,
allgemeiner, der Normen durch den Urheber einer Tat oder einer
Verhaltensweise zu kontrollieren. Unter Norm versteht man ganz
konkret das direkt anwendbare herkömmliche internationale Recht
und die Normen des europäischen Rechts, die Verfassung, das Gesetz
und die Rechtsverordnungen. Neben der Kontrolle der korrekten
Ausführung des Gesetzes umfasst die Nachprüfung der Rechtmäßig-
keit auch die korrekte Auslegung des Gesetzes durch denjenigen, der
sich darauf beruft. Dieser Aspekt der Nachprüfung der Rechtmäßig-
keit ist im Rahmen der Nachprüfung der Rechtmäßigkeit der Verwal-
tungstätigkeit umso wichtiger: Legt die Verwaltung das Gesetz, mit
dessen Ausführung sie beauftragt ist, richtig aus? In einer Zeit, da die
Legislative dazu neigt, ihre gesetzgeberische Tätigkeit immer stärker
auf die Festlegung eines sehr allgemeinen normativen Rahmens zu
beschränken und es der Exekutive zu überlassen, ihn zu präzisieren
bzw. auszulegen, wird deutlich, welche Bedeutung die Kontrolle der
korrekten Auslegung der Gesetze durch die Verwaltung in einem
Rechtsstaat besitzt.
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Diese Nachprüfung der Rechtmäßigkeit, die sowohl von den Gerich-
ten als auch von der Verwaltungsgerichtsbarkeit, z.B. dem Staatsrat,
vorgenommen wird, ist heute auch eine Aufgabe des parlamentari-
schen Ombudsmannes. Nach und nach hat sich die Nachprüfung der
Rechtmäßigkeit zu einer anspruchsvolleren Kontrolle, einer Kontrolle
der U} berschreitung der Amtsbefugnisse bzw. „Kontrolle der Rechts-
treue“ weiterentwickelt.

3.2. Die Kontrolle der U} berschreitung der Amtsbefugnisse oder die
Kontrolle der Rechtstreue

U} ber den Grundsatz der Rechtmäßigkeit hinaus verlangt der Grund-
satz der Rechtstreue von der Verwaltung, dass sie alle Rechtsnormen
einhält. Allein die Einhaltung des Gesetzes genügt also nicht, um die
Entscheidungen der Staatsgewalt zu rechtfertigen. Außer dem Gesetz
muss das gesamte Recht geachtet werden, was eine unbedingte U} be-
reinstimmung der Verwaltungsakte mit einem allgemeinen Rechts-
rahmen voraussetzt, der sie daran hindert, ihre Amtsbefugnisse zu
überschreiten oder gar zu missbrauchen. Mit anderen Worten: um
gültig zu sein, müssen die Verwaltungsentscheidungen nicht nur auf
einem Gesetzestext beruhen, sondern sie müssen auch anderen Re-
geln entsprechen, denen Gesetzeskraft zuerkannt wird – den allge-
meinen Rechtsgrundsätzen10. Das bedeutet, dass die Verwaltung die
Gültigkeit einer von ihr in Bezug auf einen Bürger getroffenen Ent-
scheidung nicht damit begründen kann, dass sie sich allein auf deren
U} bereinstimmung mit einem Gesetz oder einer Regel des positiven
Rechts beruft, ohne den allgemeinen Rahmen, in den sich jede Ver-
waltungstätigkeit einordnen muss, und die Anforderung der U} ber-
einstimmung mit diesem Rahmen, in den sich jeder Akt der Staats-
gewalt einordnen muss, weiter zu berücksichtigen. Damit würde die
Verwaltung in der Tat ihre Amtsbefugnisse überschreiten oder gar
missbrauchen.

Diese allgemeinen Rechtsgrundsätze bilden eine eigenständige
Rechtsquelle; sie werden weder vom Gesetzgeber, noch von einem
Richter oder Ombudsmann geschaffen, sondern durch die Rechts-
lehre, die Rechtsprechungs- und Vermittlungsorgane zur Kontrolle

10 Hierbei handelt es sich insbesondere um die Grundsätze des Verbots des Ermessens-
missbrauchs, der Gleichheit und der Nichtdiskriminierung, des Rechts auf Verteidi-
gung und widersprüchliche Debatte, der Unparteilichkeit und Objektivität, der Ver-
waltung in Kenntnis der Sache, der Rechtssicherheit (keine Rückwirkung, Klarheit
und Zugänglichkeit der Verwaltungsakten), der Vernunft, der Gewaltenteilung, der
Fortdauer des Staates und der Kontinuität des öffentlichen Dienstes, der Anpas-
sungsfähigkeit des Dienstes oder Gesetzes der Veränderung oder auch der Prinzi-
pien „patere legem quam ipse fecisti“ und „non bis in idem“.
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der Rechtstreue „festgestellt“11, sofern im übrigen nicht einige von
ihnen letztlich vom Gesetzgeber oder vom Verfassungsgeber in das
positive Recht aufgenommen werden. Als formale Rechtsquelle ha-
ben diese allgemeinen Grundsätze den gleichen rechtsverbindlichen
Wert wie Gesetze.

N.B.: Die Kontrolle der Verwaltung durch den föderalen Ombudsmann nach
dem Vernunftgrundsatz, einem der allgemeinen Rechtsgrundsätze, ist Ge-
genstand des folgenden Abschnitts.

3.3. Die Kontrolle der angemessenen Verwaltung

Die Grundsätze der ordnungsgemäßen Verwaltung12 bilden eine so-
genannte informelle Rechtsquelle, mit anderen Worten, ein entstehen-
des Recht, ein soft law. Sie stellen an die Verwaltungstätigkeit höhere
Qualitätsanforderungen, als sie das Gesetz allein und darüber hinaus
die allgemeinen Rechtsgrundsätze stellen. Eine Verwaltungsentschei-
dung könnte also „legal“ (rechtmäßig, durch das Gesetz gerechtfer-
tigt) und „jural“ (gültig im Hinblick auf den allgemeinen Rechtsrah-
men) und vielleicht dennoch unkorrekt sein, d.h. sie kann in Bezug
auf die Qualität des öffentlichen Dienstes und die Parameter der ord-
nungsgemäßen Verwaltung anfechtbar sein. Wenngleich die Grund-
sätze der ordnungsgemäßen Verwaltung – anders als die allgemeinen
Grundsätze des Rechts – keine verbindliche Kraft besitzen, sind sie
doch von grundlegender Bedeutung für die Vervollkommnung des
Rechtsstaates. Sie bilden in gewisser Weise die ISO 9000-Normen des
Verwaltungsapparats. Dabei trägt die Kontrolle der ordnungsgemä-
ßen Verwaltung eher zum positiven Wettstreit bei als eine sanktionie-
rende Kontrolle. Aus eben diesem Grund fällt sie in den Aufgaben-
bereich des parlamentarischen Ombudsmannes, dessen Aktivitäten
sich in das gleichgerichtete Streben nach einer besseren Verwaltung-
stätigkeit einordnen13.

Einige Grundsätze der ordnungsgemäßen Verwaltung, wie z.B. die
Begründung von Verwaltungsakten, sind in ein allgemeines Gesetz
aufgenommen worden und haben dadurch einen rechtsverbindlichen

11 Dieser Begriff stammt von W. Ganshof van der Meersch, „Propos sur le texte de la loi
et les principes généraux du droit“ („Betrachtungen zum Gesetzestext und den all-
gemeinen Rechtsgrundsätzen“), J.T., 1970, S. 557.

12 Hierbei handelt es sich um die Grundsätze der Sorgfalt (Erfordernis einer angemes-
senen Frist), der Begründung von Verwaltungsakten, der aktiven und passiven In-
formation, des berechtigten Vertrauens (ein Erfordernis von Fairplay), der Höflich-
keit, des angemessenen Zugangs, der Weiterleitung an die zuständige Dienststelle,
der Archivierung und schließlich der gewissenhaften Verwaltung (Erfordernis von
Vorsicht, Transparenz und Professionalität).

13 Vgl. hierzu „Die Beurteilungskriterien des Kollegiums der föderalen Ombudsmän-
ner”, KFO, Jahresbericht 1999, S. 26-34.
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Wert erhalten. Bei ihnen ist man damit von der Kontrolle der ord-
nungsgemäßen Verwaltung zur Nachprüfung der Rechtmäßigkeit
übergegangen. Andere wie der Sorgfaltgrundsatz wurden punktuell
in einem Gesetz zusammengefasst, ohne dass dieses als solches für
alle Verwaltungsakte vorgeschrieben ist. Das gilt beispielsweise für
das Gesetz vom 23. März 1999 über den Rechtsstreit im Steuerwesen,
das eine Frist vorsieht, innerhalb derer der Leiter der regionale Steu-
erbehörde über die Beschwerden, mit denen er befasst ist, entschei-
den muss und nach deren Ablauf der Steuerzahler das Recht hat,
seinen Rechtsstreit vor die Finanzgerichtsbarkeit zu bringen14. Das
trifft auch auf die Fristen zu, die in der Charta des Sozialversicherten
festgelegt sind. In einigen Fällen wird der Sorgfaltgrundsatz also Ge-
genstand einer Nachprüfung der Rechtmäßigkeit sein, während es in
anderen weiter in den Bereich der Kontrolle der ordnungsgemäßen
Verwaltung fallen wird. Andere Grundsätze der ordnungsgemäßen
Verwaltung wiederum haben auf dem Wege des Richterrechts ver-
bindliche Kraft erhalten, indem die Rechtsprechung sie als allgemeine
Rechtsgrundsätze anerkannt (oder „festgestellt“) und ihnen deshalb
die fehlende Bestätigung erteilt hat. Das ist völlig normal, denn ent-
stehende Rechtsgrundsätze sind, wie der Name schon sagt, dazu be-
stimmt, zu entstehen, aus der Sparte des sich bildenden Rechts in die
des formalen Rechts überzugehen, d.h. vom soft law zum hard law zu
werden.

3.4. Die Kontrolle der verantwortungsvollen Staatsführung

Neben seiner Verwaltung, ist es der Staat selbst, an den im Rahmen
der Grundsätze der verantwortungsvollen Staatsführung15 Qualitäts-
anforderungen gestellt werden, genauer an seine Führung, seine Or-
ganisation, seine Funktionsweise und die Werte, auf denen sich seine
Existenz begründet. Wie die Grundsätze der ordnungsgemäßen Ver-
waltung sind auch die meisten Grundsätze der verantwortungsvol-
len Staatsführung Teil des soft law, wobei einige von ihnen – und

14 Mit dieser Gesetzesänderung wurde einer der allgemeinen Empfehlungen entspro-
chen, die das Kollegium der föderalen Ombudsmänner bereits 1997 ausgesprochen
hatte (AE 97/8). Vgl. hierzu: KFO, Rapport annuel 1997, S. 189-190; KFO, Jahresbericht
1998, S. 271 und KFO, Jahresbericht 1999, S. 338.

15 Hierbei handelt es sich u.a. um die Grundsätze der Achtung der demokratischen
Werte, der Achtung der Menschenrechte und der Grundfreiheiten, der Achtung des
Rechtsstaats, der effektiven Justiz, der bürgerlichen Beteiligung, des gerechten
Gleichgewichts (d.h. die Unterwerfung der Verwaltung an gleichartige Anforderun-
gen, wie diejenigen, die auf dem Bürger ruhen oder das Verbot der Parteilichkeit),
der Vorsicht, der Sicherheit, der finanziellen Strenge, der Durchsichtigkeit, der Wirk-
samkeit, der Leistungsfähigkeit, der Redlichkeit, der Sittlichkeit, der Verantwortlich-
keit, des gesunden Gebrauchs der öffentlichen Mittel und der Grundsatz der ange-
messenen und ständigen Ausbildung der Führungskräfte.
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nicht die geringsten – zu Normen erhoben (teilweise sogar zu einer
verfassungsmäßigen oder internationalen Norm) oder als allgemeine
Rechtsgrundsätze anerkannt wurden, womit die Verwaltung für sie
nicht mehr einer Kontrolle der verantwortungsvollen Staatsführung,
sondern einer Nachprüfung der Rechtmäßigkeit bzw. der Rechtstreue
unterliegt.

Während der parlamentarische Ombudsmann als externer Kontrol-
leur des Verwaltungsapparats voll und ganz für die Kontrolle der
ordnungsgemäßen Verwaltung zuständig ist, erstreckt sich seine
Kompetenz für die Kontrolle der verantwortungsvollen Staatsfüh-
rung nur auf die Kontrolle der Aspekte des Managements, der Orga-
nisation der Funktionsweise und der Werte des Staates, die sich auf
die Funktionsweise oder Tätigkeit seines Verwaltungsapparats aus-
wirken können und die Gegenstand einer Beschwerde oder eine Ver-
mittlungsantrags sein können. Im übrigen fällt die Kontrolle der ver-
antwortungsvollen Staatsführung anderen Organen des Staates zu, in
erster Linie natürlich dem Parlament im Hinblick auf die politischen
Aspekte der verantwortungsvollen Staatsführung (parlamentarische
Kontrolle), aber auch dem Schiedshof, den Gerichten, dem Rech-
nungshof und dem Staatsrat, was die verantwortungsvolle Staatsfüh-
rung anbelangt, die in den Rang des positiven Rechts oder der allge-
meinen Rechtsgrundsätze „erhoben“ wurde, sowie dem Hohen
Justizrat, den Ständigen Kontrollausschüssen für Polizei und Nach-
richtendienste, dem Zentrum für Chancengleichheit und den Kampf
gegen Rassismus usw. So betreffen ein fehlerhafter Justizapparat und
eine andauernde Unsicherheit nicht eine Funktionsstörung der Ver-
waltung an sich und fallen somit nicht in die Zuständigkeit des par-
lamentarischen Ombudsmannes. Hingegen unterliegt die Missach-
tung anderer Prinzipien, ganz gleich ob sie durch die Verwaltung
selbst erfolgt oder sich aus den Rechts- und Verwaltungsvorschriften
ergibt, welche die Verwaltung zu befolgen hat, der Kontrolle der ver-
antwortungsvollen Staatsführung durch das Kollegium der föderalen
Ombudsmänner16. Das gilt insbesondere, wenn die Entscheidung das

16 So hat das Kollegium im Berichtszeitraum 2000 dem Finanzministerium auf der
Basis des Grundsatzes der Ausgewogenheit empfohlen, Maßnahmen einzuleiten, um
das Ungleichgewicht der Steuerregelung zu beseitigen, die den Steuerzahlern nur
eine äußerst kurze Frist von drei Monaten einräumt, um eventuelle Fehler der Steu-
erbehörde zu beanstanden, während diese drei Jahre (in einigen Fällen sogar fünf
Jahre) Zeit hat, um einen Fehler des Steuerzahlers zu korrigieren. Dieses Ungleich-
gewicht ist umso kritikwürdiger, als der Steuerzahler anders als die Steuerbehörde
kein Steuerspezialist ist und die äußerst kurze Frist von drei Monaten für den Steu-
erzahler oft eine Flut negativer Folgen mit sich bringt.
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Ergebnis einer Zusammenarbeit zwischen mehreren Akteuren bildet
oder eine bestimmte Zielgruppe betrifft.

3.5. Die Kontrolle der billig urteilenden Verwaltung

Wenn die Vermittlungsmission des parlamentarischen Ombudsman-
nes darauf abzielt, den Bürger vor eventuellen Funktionsstörungen
der Verwaltung zu schützen, ganz gleich ob diese in Form einer Ge-
setzesverletzung, eines Amtsmissbrauchs oder der Missachtung eines
Grundsatzes der ordnungsgemäßen Verwaltung oder der verantwor-
tungsvollen Staatsführung erfolgen, so soll sie auch den Bürger vor
Ungerechtigkeiten des Gesetzes schützen. Hier wird der Ombuds-
mann nicht mehr im Rahmen der Kontrolle der Rechtmäßigkeit,
Rechtstreue, der ordnungsgemäßen Verwaltung oder verantwor-
tungsvollen Staatsführung handeln, sondern gestützt auf die Billig-
keit. Der Grundsatz der Billigkeit ist eine noch weniger formelle
Quelle als die Grundsätze der ordnungsgemäßen Verwaltung und
verantwortungsvollen Staatsführung. Hier kann man eigentlich nicht
von einem entstehenden Recht sprechen, sondern eher von einem
korrektiven Recht. Daher ist sein Stellenwert für die Humanisierung
des Rechts von höchst grundlegender Bedeutung. Es sei kurz auf die
Analyse verwiesen, die wir dem Eingreifen des Kollegiums der fö-
deralen Ombudsmänner nach billigem Ermessen im Jahresbericht
1998 gewidmet haben17. Danach ist die Billigkeit ein Grundsatz des
natürlichen Rechts, wobei übrigens das Equity Law in den angelsäch-
sischen Rechtssystemen als „natural justice“ bezeichnet wird.

Der Stellenwert der Billigkeit in einem Rechtsstaat ist dadurch be-
gründet, dass der Gesetzgeber in dem Moment, wo er ein Gesetz
erlässt, unmöglich alle besonderen wie unvorhersehbaren Konse-
quenzen voraussehen kann, die sich aus seiner Anwendung in un-
zähligen unterschiedlichen Situationen ergeben können. So gibt es
Situationen, in denen die strikte Ausführung des Gesetzes Folgen
hätte, die offen den höheren Sinn der menschlichen Gerechtigkeit
angreifen würden. In den Rechtssystemen des kontinentalen Rechts
wie dem unseren können in bestimmten Situationen Ausgleichsmittel
angewendet werden. Wenn das Gesetz nichts über bestimmte Punkte
aussagt oder es nicht klar ist und Raum für Auslegungen bietet, kann
die Verwaltung auch die Härte – oder das Schweigen – des Gesetzes
durch eine flexiblere Auslegung korrigieren. Befindet sich die Ver-
waltung hingegen in einer Situation mit beschränkter Kompetenz,
hat sie abgesehen von einer Neubestimmung der ihr zur Beurteilung

17 „Das Kollegium der föderalen Ombudsmänner und die Billigkeit“ von P.-Y. Monette,
KFO, Jahresbericht 1998, S. 14-21.
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vorgelegten Fakten (vgl. Kapitel 4) keine andere Möglichkeit als das
Gesetz kraft des wohlbekannten Sinnspruchs dura lex sed lex mathe-
matisch anzuwenden. Aus eben diesem Grund hat sich die Anwen-
dung der Billigkeit entwickelt. In der Tat erlaubt aequitas contra legem,
wenn die Voraussetzungen dafür gegeben sind, die Befreiung von
einer zu unbilligen Ausführung des Gesetzes.

Die Kontrolle der gerechten Verwaltung wurde dem parlamentari-
schen Ombudsmann übertragen. Tatsächlich kann man in einem Sy-
stem der Gewaltenteilung der Verwaltung nicht gestatten, Richter
über die Billigkeit zu sein. Hier geht es um die notwendige Rechtssi-
cherheit eines Rechtsstaates. Ebenso wie die Auslegung der Gesetze
durch die Behörden nur dem Gesetz, d.h. dem Gesetzgeber, zu-
kommt, musste ein Hilfsorgan dieses Gesetzgebers gesetzlich ermäch-
tigt werden18, in einzelnen und ganz besonderen Fällen vom strikten
Recht abzuweichen und der Verwaltung zu empfehlen, das Gesetz
flexibel oder gar nicht anzuwenden19. Die Auswirkung dieser Auf-
gabe der Kontrolle der gerechten Verwaltung, die, wie man sich den-
ken kann, mit größter Zurückhaltung wahrzunehmen ist, erklärt, dass
der parlamentarische Ombudsmann die nach billigem Ermessen er-
reichten Lösungen übernimmt und damit den Beamten deckt, der
seine gebundene Zuständigkeit verlässt, indem die Empfehlungen
nach billigem Ermessen befolgt, und dessen Verantwortung nicht in
Frage gestellt werden darf, weil er auf Empfehlung des gesetzlich
hierzu berechtigten parlamentarischen Ombudsmannes gehandelt
hat. Eine weitere Folge der Kontrolle der gerechten Verwaltung durch
den parlamentarischen Ombudsmann ist, dass, wenn dieser feststellt,
dass die Ausführung eines Gesetzes zu häufig zu Situationen schwe-
rer Unbilligkeit führt, er nicht mehr auf dem Gebiet der Billigkeit
handelt, sondern dem Gesetzgeber eher strukturell empfiehlt, das be-
treffende Gesetz zu ändern oder eine Auslegung vorzunehmen.

18 Artikel 84 der Verfassung.
19 Die Rechtsgrundlage, Artikel 108 der Verfassung, verhindert, dass die Verwaltung

auf eigene Initiative die Ausführung der Gesetze aussetzen kann; die Ausführung
eines Gesetzes kann definitionsgemäß nur durch ein Gesetz ausgesetzt werden. In
diesem Zusammenhang scheint uns die negative Stellungnahme des Staatsrats zum
Gesetzesvorschlag der Herren Chastel und Maingain (Parl. Dok. Abgeordnetenhaus,
Ordentliche Sitzung 2000-2001, Nr. 0889/002, S.2165), mit dem die Anwendung der
Billigkeit durch das Kollegium der föderalen Ombudsmänner bestätigt werden sollte,
Sophismus zu ähneln.
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4. Das Kollegium der föderalen Ombudsmänner und der
Vernunftgrundsatz20

Im Rahmen dieser Aufgabe der Kontrolle der Tätigkeit und Funkti-
onsweise der Verwaltung ist der parlamentarische Ombudsmann ver-
anlasst, ständig das Recht zu verfeinern und mehr Flexibilität in un-
ser Rechtssystem zu bringen. Diese Vorreiterrolle lässt sich mit Hilfe
des Vernunftgrundsatzes erklären. Der Vernunftgrundsatz, ein allge-
meiner Rechtsgrundsatz, stellt unbestreitbar eine der Hauptanforde-
rungen an jeden Verwaltungsakt dar. Als ein grundlegendes Instru-
ment für die Kontrolle eventueller U} berschreitungen der Amtsbefug-
nisse durch die Verwaltung stützt sich der Vernunftgrundsatz auf
Begriffe wie Angemessenheit, gerechte Beurteilung, Vermeidung von
Willkür und Verhältnismäßigkeit, die jeder Verwaltungsentscheidung
zugrunde liegen müssen.

Die U} berschreitung der Amtsbefugnisse und der Vernunftgrundsatz

In mehreren ihrer Aspekte ist die Kontrolle der U} berschreitung der
Amtsbefugnisse ausschließlich juristischer Natur: Ist die Verwaltung
zuständig für das Treffen einer solchen Entscheidung ? Hat sie sich
keine Form- und Verfahrensfehler zuschulde kommen lassen ? Achtet
die Verwaltung die Zweckbestimmung der ihr übertragenen Macht ?
Sie besitzt aber auch einen faktischen Aspekt, nämlich die U} berprü-
fung der tatsächlichen Beweggründe, welche die Verwaltung für ihre
Entscheidung angibt. Diese U} berprüfung erfolgt unter drei Gesichts-
punkten. So werden nacheinander geprüft: das Bestehen (oder Ma-
terialität) des Sachverhalts, die der Verwaltungsentscheidung zu-
grunde liegen, ihre Qualifikation und schließlich ihre Würdigung
durch die Verwaltung. Während aber das Bestehen oder Nichtbeste-
hen einer Tatsache im Prinzip keine Diskussion duldet, so gilt das
nicht für ihre Qualifikation, die oft auf verschiedene Weise erfolgen
kann (unter der Qualifikation eines Sachverhalts versteht man dessen
Zuweisung in eine durch eine Rechtsnorm definierte juristische Ka-
tegorie). In noch stärkerem Maße trifft das auf die Würdigung eines
Sachverhalts zu, die eine U} berlegungs- und Analysetätigkeit darstellt,
in deren Ergebnis die Verwaltungsentscheidung gewählt wird, die
am besten einem Sachverhalt entspricht, so wie er zuvor festgestellt
und eingeordnet worden war.

Genau hier kommt der Vernunftgrundsatz zum Tragen. Er verlangt
von der Verwaltung, dass sie zwischen dem Sachverhalt, der ihrer

20 Dieser Abschnitt beruht auf dem Artikel „Le principe du raisonnable dans l’action
administrative“ („Der Vernunftgrundsatz in der Verwaltungstätigkeit“) von P.-Y.
Monette in C.P.D.K., 2000, Nr.2.
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Entscheidung zugrunde liegt, und der Entscheidung selbst abwägt
(Würdigung), nachdem sie diesen Sachverhalt eingeordnet hat, in-
dem sie ihn ebenso ausgewogen der einen oder anderen juristischen
Kategorie zugewiesen hat (Qualifikation). Das heißt, die Kontrolle
der Angemessenheit einer Verwaltungsentscheidung betrifft erstens
die Qualität der rechtlichen Qualifikation eines Sachverhalts durch
die Verwaltung und zweitens und vor allem die seiner Würdigung,
d.h. der Entscheidung, dass eine bestimmte Verwaltungsentschei-
dung einem bestimmten Sachverhalt entspricht.

Zwingendes Gesetz, unabdingbare Rechtsnorm oder enge Auslegung
und der Vernunftgrundsatz

Man könnte versucht sein zu glauben, dass der Vernunftgrundsatz
vor einem Gesetz zurücktritt, wenn dieses zwingend ist oder, mehr
noch, eine unabdingbare Rechtsnorm21 darstellt. Das stimmt aber
ganz und gar nicht. Der zwingende Charakter eines Gesetzes, ganz
gleich ob es sich um eine unabdingbare Rechtsnorm handelt oder
nicht, bedeutet, dass es von demjenigen, an den es sich richtet oder
der für seine Ausführung zuständig ist, ohne jeden Spielraum ausge-
führt werden muss. Dieser zwingende Charakter bedeutet aber kei-
neswegs, dass die Verwaltung bei der Ausführung dieses Gesetzes
nicht dem Vernunftgrundsatz unterliegt. Hier besteht eine – übrigens
tief verwurzelte – Verwechslung zwischen dem Begriff der „Verbind-
lichkeit“ des Gesetzes und dem der vernünftigen Ausführung, wobei
der eine die Pflicht zur Ausführung des Gesetzes betrifft und der
andere die Art und Weise, wie diese Ausführung erfolgen soll. Ein
solcher Sophismus, wonach ein Gesetz, weil es ausgeführt werden
muss, es auf jede beliebige Art und sei sie noch so unangemessen
ausgeführt werden kann, hat natürlich keinen Bestand.

Man könnte zudem annehmen, dass der Vernunftgrundsatz auch
hinter ein Gesetz mit enger Auslegung zurücktreten muss. Auch das
stimmt nicht, da sich die Dinge nuancierter darstellen, als es auf den
ersten Blick scheinen mag. Während die Bewertung des Sachverhalts
(d.h. die Wahl einer bestimmten Verwaltungsentscheidung als Reak-
tion auf einen bestimmten Fakt) im Rahmen eines Gesetzes mit enger
Auslegung mathematisch erfolgt, wird die Einordnung dieses Sach-

21 Ein zwingendes Gesetz ist im Gegensatz zu einem nachgiebigen Gesetz, eine Rechts-
norm, die trotz jeder anderslautenden Bestimmung gilt. Außerdem ist ein Gesetz
eine unabdingbare Rechtsnorm, wenn sein zwingender Charakter entweder durch
den Schutz wesentlicher Interessen des Staates oder der Gemeinschaft oder durch
die Grundlagen der wirtschaftlichen und moralischen Ordnung der Gesellschaft ge-
rechtfertig ist.
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verhalts, welche die Verwaltung zuvor vornehmen muss, stets an-
hand des Vernunftgrundsatzes kontrollierbar sein.

Die Ermessensbefugnis und der Vernunftgrundsatz

Während die Dinge im Rahmen der gebundenen Zuständigkeiten äu-
ßerst subtil sind, lässt sich der Vernunftgrundsatz hingegen dort voll
und ganz anwenden, wo die Verwaltung absolute Bewertungsbefug-
nis besitzt, d.h. wenn sie Ermessensbefugnis hat. Tatsächlich stellt die
Ermessensbefugnis keinesfalls eine willkürliche Befugnis dar, da jede
Befugnis über das Gesetz hinaus dem Recht unterliegt. Deshalb wird
sich die Verwaltung, selbst wenn ihr der Gesetzgeber eine Ermessens-
befugnis bei der Ausführung des Gesetzes einräumt, was übrigens
immer häufiger der Fall ist, bei der Wahrnehmung dieser Ermessens-
befugnis stets mit einer Kontrolle der Angemessenheit konfrontiert
sehen. Neben der Kontrolle des Bestehens des Sachverhalts wird diese
sicherstellen, dass die Verwaltung bei der Qualifikation und Würdi-
gung des Sachverhalts keine offenkundigen Fehler begangen hat.
Wenngleich unbestreitbar ist, dass diese Kontrolle der vernünftigen
Verwaltung die Kontrolle der U} berschreitung der Amtsbefugnisse
(oder der Rechtstreue) an die Grenze der Kontrolle der Zweckmäßig-
keit führen, so wird doch die rote Linie nicht überschritten, da der
Unterschied zwischen objektiver Rechtstreue und situationsbedingter
Zweckmäßigkeit eindeutig genug ist, um sie nicht zu verwechseln.

Das Recht ist keine Naturwissenschaft. Es handelt sich vielmehr um
eine Humanwissenschaft und aus eben dieser Eigenschaft schöpft
das Recht ... seine Humanität. Was die Kontrolle der Angemessenheit
anbelangt, so ist sie ein maßgebliches Instrument, das erlaubt, dem
Recht seine Humanität zurückzugeben, wenn diese außer Acht gelas-
sen wurde.

5. Logistische Verwaltung

Das Kollegium der föderalen Ombudsmänner hat seine Politik der
Vorjahre sowohl in Bezug auf die Organisation und das Personal als
auch im Hinblick auf die Finanzen und den Haushalt fortgesetzt.

5.1. Personal

Der U} bergang vom vorübergehenden zum endgültigen Rahmen22

wurde im Jahr 2000 fast vollkommen abgeschlossen.

22 KFO, Jahresbericht 1999, S. 44-47, Jahresbericht 1999/1, S. 9-10.
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Die nachstehende Tabelle gibt den Personalbestand zum 1. Januar
2001 wieder:

Niveau Sprachrolle Geschlecht Rechtsstatut Mitar-
beiter
insge-
samt

Organi-
scher
Rah-
men

insge-
samt

N F M V Statut
arisch

Vertrag-
lich

A 11 10 13 8 19 (*) 2 21 24

B 5 6 4 8 11 0 11 12

C 1 1 1 1 0 2 2 2

D (**) 1 1 0 2 0 2 2 2

Gesamt 18 18 17 19 30 6 36 38+2
(**)

(*) davon 2 Beauftragte mit zeitweiligem Mandat (Verwalter und Direktor)
(**) Reinigungspersonal, Niveau D gleichgestellt, Artikel 4 des organischen Rahmens

Verglichen mit dem Stand vom 1. Januar 2000, hat sich der Personal-
bestand um einen Mitarbeiter verringert.

Die Anzahl der vertraglichen Mitarbeiter sank von zehn auf sechs.
Zum 1. Januar 2000 gab es drei vertragliche Sachbearbeiter, welche
die freien Auditor- und Attachéstellen besetzten, bis in Zusammenar-
beit mit dem SELOR das nächste Auswahlverfahren organisiert
wurde. Dies geschah am 1. September 2000. Die freien Auditor- und
Attachéstellen wurden mit statutarischen Bediensteten besetzt, was
automatisch die befristeten Verträge der betreffenden Sachbearbeiter
beendete. Zum 1. Januar 2001 verfügte das Kollegium noch über ei-
nen vertraglichen Sachbearbeiter als Ersatz für einen statutarischen
Mitarbeiter, der aus der Institution ausgeschieden war. Anfang 2001
wird das Kollegium einen statutarischen Mitarbeiter für diese Funk-
tion einstellen. Im übrigen ist, zumindest was das Hochschulniveau
betrifft, nur noch eine Informatikerstelle mit einem vertraglichen Mit-
arbeiter besetzt. Das Kollegium wird auch für diese Stelle Anfang
2001 ein Auswahlverfahren organisieren (Funktion eines Attachés).
Was die übrigen vier vertraglichen Mitarbeiter von Niveau C und D
anbelangt, so sieht der von der Abgeordnetenkammer gebilligte Per-
sonalbestand aufgrund der Besonderheit dieser Funktionen ausdrück-
lich vor, dass sie von vertraglichen Mitarbeitern wahrgenommen
werden können.

Im Berichtszeitraum 2001 wird das Kollegium der föderalen Ombuds-
männer vor allem das 2000 eingeleitete Verfahren für die Einsetzung
von 4 Koordinatoren zum Abschluss bringen. Diese Mitarbeiter wer-
den jeweils ein Team („Abteilung“ genannt) leiten, das die Beschwer-
den und Vermittlungsanträge für einen bestimmten Sektor der Orga-
nisation der föderalen Verwaltung bearbeitet. Ende 2000, haben zwei
Mitarbeiter unter den statutarischen Bediensteten, die für diese Funk-
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tion in Frage kamen, das in Zusammenarbeit mit dem SELOR durch-
geführte Assessment bestanden. Um die beiden anderen Posten zu
besetzen, werden 2001 im Rahmen einer Prüfung externe Bewerber
ausgewählt (zeitweiliges Mandat als Sonderberater).

5.2. Personalverwaltung

Die in den vorangegangenen Berichten vorgestellte Personalpolitik
wurde fortgesetzt und verfeinert. Die Bemühungen des Kollegiums
um eine optimale Politik in diesem Bereich wurden im übrigen vom
Rechnungshof bei einer ersten Kontrolle des Kollegiums der födera-
len Ombudsmänner betreffend die Konten des Haushaltsjahres 199923

positiv bewertet.

5.3. Finanz- und Haushaltsverwaltung

Der Haushalt 2001 sieht Mittel in Höhe von insgesamt 122.240.000
BEF vor. Der leichte Anstieg (3 %) gegenüber 2000 ist vor allem auf
die Erhöhung der Mittel für das Personalwesen zurückzuführen (Ein-
stellungen, um den organischen Rahmen zu erfüllen, normale Lauf-
bahnentwicklung und Indexierung der Gehälter). Diese Erhöhung
beachtet sorgfältig die mehrjährige Schätzung, die von der Abgeord-
netenkammer 1998 vorgelegt und angenommen worden war.

5.4. Verwaltung der Ausrüstung

Die verschiedenen logistischen Funktionen wurden vorwiegend im
Rahmen der internen Verwaltung in Zusammenarbeit mit Dritten
oder nicht, stets aber mit einem Minimum an Personal organisiert.

Ganz besondere Anstrengungen wurden im Jahr 2000 für die Erwei-
terung des Computersystems unternommen. Dabei wurde der Haupt-
akzent auf die Entwicklung eines Systems zur Betreuung der intern
verwalteten Akten gesetzt, das einfach und zugleich in der Lage sein
sollte, zuverlässig und optimal die zahlreichen Betriebsmittel bereit-
zustellen (Bereitstellung von Statistiken, Verwaltungsinformationen
usw.). Dieses System wird im ersten Quartal 2001 eingeführt und es
wird den roten Faden für künftige EDV-Entwicklungen beim Kolle-
gium der föderalen Ombudsmänner bilden.

23 Bericht des Rechnungshofs, wiedergegeben im Bericht von Frau Z. Genot vom 29.
Juni.2000 an den Buchführungsausschuss, Parl. Dok., Abgeordnetenkammer, ordent-
liche Sitzung 1999-2000, 50 0773/001, S. 15.
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II.
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II. ANALYSE DER FA} LLE

1. Einleitung

Neben dieser Einleitung besteht dieser Jahresbericht 2000 aus vier
Kapiteln.

Nach einer Reihe von allgemeinen statistischen Angaben, die einen
U} berblick über die Anzahl, die Sprache, den Stand der Bearbeitung
und Weiterleitung der Akten sowie die Bewertung zum Abschluss
einer jeden Akte geben, analysieren wir alle föderalen Ministerien
einschließlich der wissenschaftlichen Einrichtungen und besonderen
Körperschaften (Kapitel 3), der föderalen halbstaatlichen Einrichtun-
gen (Kapitel 4), die privatrechtlichen Organisationen mit öffentlichem
Dienstleistungsauftrag (Kapitel 5) und schließlich die Beschwerden
von Beamten (Kapitel 6), selbst wenn sie nur wenige Fälle betrafen.

Die Zahlen in den verschiedenen Tabellen geben stets den Stand zum
31. Dezember 2000 wieder. Nach dem Jahresbericht 1999 (1. Oktober
1998 bis 31. Juli 1999) und dem Jahresbericht 1999/1 (1. August 1999
– 31. Dezember 1999) und gemäß Artikel 15 des neuen Gesetzes vom
22. März 1995 über die Einsetzung von föderalen Ombudsmännern
erfasst dieser Jahresbericht 2000 einen Zeitraum von zwölf Monaten
(1. Januar 2000 bis 31. Dezember 2000).

Für die Analyse der einzelnen föderalen Ministerium ist Folgendes
zu präzisieren:

Ein bearbeiteter Fall kann entweder eine Beschwerde oder einen Ver-
mittlungsantrag betreffen.

Mit Ausnahme der halbstaatlichen Sozialeinrichtungen sowie der
halbstaatlichen Einrichtungen und öffentlichen Unternehmen ohne
direkten Zusammenhang mit den föderalen Ministerien (vgl. S. 187
ff), werden wir im Bemühen um Kohärenz die halbstaatlichen Ein-
richtungen gemeinsam mit ihrem übergeordneten Ministerium ana-
lysieren, auch wenn wir uns wohl bewusst sind, dass diese Einrich-
tungen eigentlich nicht Teil des Ministeriums sind. Das geht im üb-
rigen auch aus den Titeln der verschiedenen Tabellen hervor.

Gemäß Artikel 14 der koordinierten Gesetze über den Staatsrat ist ein
Minister auch eine föderale Verwaltungsbehörde. So ist das Kolle-
gium der föderalen Ombudsmänner auch für die Beurteilung seines –
rein administrativen – Eingreifens bei Beschwerden zuständig, wes-
halb für einige Ministerien gegebenenfalls die Kategorie „Minister“
aufgeführt wird.
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Im zweiten Teil dieses Jahresberichts wird jedes Mal das gleiche
Schema angewandt:

– Zunächst werden Zahlenangaben für die betreffende föderale Ver-
waltungsbehörde vorgestellt. Hier findet man die Anzahl der Ak-
ten mit Bezug auf die verschiedenen Unterabteilungen der betref-
fenden Verwaltung nach Sprache, Bearbeitungsphase und Bewer-
tungskriterien geordnet. In den meisten Fällen werden diese von
Grafiken (prozentuale Verteilung und absolute Zahlen) begleitet.
Wurden für eine Verwaltung weniger als 20 Fälle registriert, wer-
den diese Angaben in Tabellenform aufgeführt, da aufgrund der
geringen Zahl der Akten keine sachdienlichen Statistiken möglich
sind. Ebenso wurden keine Zahlenangaben betreffend die Bewer-
tungen des Kollegiums zum Abschluss eines Falls aufgenommen,
wenn für eine Verwaltung in den letzten zwölf Monaten weniger
als zehn Akten abgeschlossen wurden.

– Anschließend folgt die Rubrik Vorbemerkungen/Kontakte mit der
Verwaltung, wo der Kontext erläutert und ein U} berblick über die
Beziehungen zwischen dem Kollegium der föderalen Ombudsmän-
ner und der betreffenden Verwaltung gegeben wird.

– Sodann folgt die Analyse der wichtigsten Problemstellungen, Be-
schwerden und Vermittlungsanträge im eigentlichen Sinne, wobei
der Schwerpunkt in diesem Jahr vorrangig auf eine thematische
Zusammenfassung der Beschwerden gelegt wurde.

– Schließlich wird der Kommentar zu den einzelnen Verwaltungen
gegebenenfalls durch Schlussbetrachtungen in Form von Schluss-
folgerungen und Empfehlungen abgeschlossen.

2. Allgemeine Zahlen

2.1. Die zwölf Monate dieses Jahresberichts 2000

Die Gesamtzahl der in diesem Bericht analysierten Akten beträgt
4.041. Von diesen Akten wurden 43 in den ersten neun Monaten des
Berichtszeitraums 1997 eingereicht (diese Akten wurden in diesem
Berichtszeitraum abgeschlossen), 104 in den zwölf Monaten des Be-
richtszeitraums 1998 (davon wurden 76 in diesem Berichtszeitraum
abgeschlossen), 872 in den von den Jahresberichten 1999 und 1999/1
erfassten 15 Monaten und 3.022 in den von diesem Jahresbericht 2000
erfassten zwölf Monaten (die letzte Zahl weist auf Jahresbasis einen
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Anstieg der Beschwerden um fast 31,5 % gegenüber dem vorherigen
Berichtszeitraum aus).

Bis Ende 2000 galt für das Kollegium der föderalen Ombudsmänner
die Regel, die Bearbeitung einer Einzelakte spätestens nach drei Jah-
ren abzuschließen und nötigenfalls die Weiterverfolgung der Pro-
blemstellung allgemeiner im Rahmen von Grundsatzakten weiterzu-
verfolgen (die übergroße Mehrheit der Akten wurde nach einigen
Monaten bzw. einem Jahr abgeschlossen).

Ab dem 1. Januar 2001 wurde die maximale Bearbeitungszeit bis auf
Ausnahmefälle von drei auf zwei Jahre verkürzt.

Die Akten sind nach den verschiedenen Bearbeitungsphasen gemäß
Artikel 12 der internen Dienstordnung des Kollegiums der föderalen
Ombudsmänner (B.S, 27.Januar 1999, S. 2339- 2345) aufgeschlüsselt:
Empfangsbestätigung, Ermittlung, Untersuchung, Vermittlungsver-
fahren, Ablehnung der Zuständigkeit, Aussetzung des Verfahrens,
Vorschlag, offizielle Empfehlung, Weiterleitung und Abschluss der
Akte.

Akten in den verschiedenen Bearbeitungsphasen

Informationsanfragen 341

Empfangsbestätigungen 241

Akten in der Ermittlungsphase 911

Akten in der Untersuchungsphase 117

Vermittlungsverfahren 8

Unzulässige Akten 540

Aussetzungen 40

Vorschläge 26

Offizielle Empfehlungen 8

Weitergeleitete Akten 411

Abgeschlossene Akten 1398

8,4%
6,0%

22,5%

2,9%
0,2%

1,0%0,6%
0,2%

10,2%

34,6%

13,4%

GESAMT 4041

Anzahl
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Außerdem sind diese Akten nach der Sprache, in der sie eingereicht
wurden, geordnet: Französisch: 1.899, Niederländisch: 2.110, andere
(darunter Deutsch): 32.

Akten nach Sprache

Französisch 1899

Niederländisch 2110

Deutsch/andere 32

GESAMT 4041

Anzahl47,0%

0,8%

52,2%

Einige Akten (insgesamt 540) wurden für unzulässig erklärt. Andere
(411) wurden an die regionalen parlamentarischen Ombudsmänner
oder, wenn es kein parlamentarisches oder administratives Vermitt-
lungsorgan gab, an interne Vermittlungsdienste der Verwaltungen
oder Einrichtungen verwiesen, von denen die umstrittenen Entschei-
dungen ausgingen. Außerdem wurden einige Anfragen (341) an die
betreffenden Verwaltungen einschließlich ihrer Informationsbeamten
übermittelt. Die übrigen 2.749 Akten wurden für zulässig erklärt.

Die unzulässigen oder weitergeleiteten Akten machen einen großen
Teil des Arbeitsaufwands des Kollegiums der föderalen Ombudsmän-
ner aus. Tatsächlich kann in einigen Fällen die Entscheidung, eine
Anfrage für unzulässig zu erklären oder sie weiterzuleiten, erst nach
einer gründlichen Prüfung der Akten erfolgen. Das Gleiche gilt für
Anfragen, mit denen das Kollegium telefonisch befasst wird und die
im Allgemeinen nicht verbucht werden, obwohl sie eine nicht geringe
Arbeitsbelastung bedeuten (verbucht werden nur schriftliche Anfra-
gen).
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Zulässigkeit der Beschwerden

Zulässig 2749

Unzulässig 540

Weitergeleitet 411

Informationsanfragen    341

GESAMT 4041

Anzahl

68,0%

13,4%

10,2%

8,4%

Die zulässigen Akten werden nach der Sprache, in der sie eingereicht
wurden, geordnet:
F: 1.380, N: 1.348, andere (darunter Deutsch): 21.

Zulässige Akten nach Sprache

Französisch 1380

Niederländisch 1348

Deutsch/andere 21

50,2%49,0%

0,8%

GESAMT 2749

Anzahl
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Das Kollegium der föderalen Ombudsmänner hat Akten an folgende
regionale parlamentarische Ombudsmänner und interne Vermitt-
lungsdienste von Verwaltungen oder Einrichtungen weitergeleitet:

Bestimmung der weitergeleiteten Akten und Informations-
fragen

Anzahl

Ombudsmann der Flämischen Gemeinschaft 58
Ombudsmann der Wallonischen Region 5
P-Ausschuss 17
Hoher Justizrat 30
Ombudsdienst Pensionen 50
Ombudsdienste bei autonomen Staatsbetrieben 15
Ombudsmänner im Ausland 2
Richterstand 1
Föderale Behörden 201
Gemeinschaften und Regionen 62
Lokale Behörden 14
Private Beschwerdedienste (Banken, Versicherungen, …) 15
Informationsbeamte 160
Föderaler Informationsdienst 7
Andere 62

699

Die zulässigen Anfragen wurden nach den Bewertungskriterien des
Kollegiums beurteilt (vgl. KFO, Jahresbericht 1999, S. 26–34). Nach Ab-
schluss ihrer Bearbeitung werden sie vom Kollegium abgeschlossen
und in folgende Kategorien eingeordnet:

Angemessene Verwaltung: Bei der Bearbeitung dieser Akten hat das
Kollegium der föderalen Ombudsmänner keine Funktionsstörungen
festgestellt, worüber es die Beschwerdeführer informiert hat.

Unangemessene Verwaltung: Das Kollegium der föderalen Ombuds-
männer hat bei der Bearbeitung dieser Akten Funktionsstörungen
festgestellt und sie präzisiert, in dem es sie dem missachteten Grund-
satz (Grundsätzen) der ordnungsgemäßen Verwaltung zuordnete
(vgl. KFO, Jahresbericht 1999, S.33; KFO, Jahresbericht 2000, S. 16-17).

Anwendung der Billigkeit: Diese betrifft die absoluten Ausnahme-
fälle, in denen die Entscheidung der Verwaltung, obwohl sie unein-
geschränkt die Rechtmäßigkeit, die Rechtstreue sowie die Grundsätze
der ordnungsgemäßen Verwaltung und verantwortungsvollen Staats-
führung achten, zutiefst das natürliche Empfinden einer humanen
Justiz verletzt und deshalb das Kollegium der föderalen Ombuds-
männer veranlasst, die Billigkeit geltend zu machen, um die Verwal-
tung aufzufordern, die beanstandete Entscheidung zu ändern (vgl.
KFO, Jahresbericht 1998, S. 14-22; KFO, Jahresbericht 2000, S. 23-25)

Ohne Bewertung: Hier sind die Beschwerden zusammengefasst, für
die:
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• die Verantwortung zwischen dem Beschwerdeführer und der Ver-
waltung geteilt ist,

• die Problemstellung oder die Problemlösung nicht klar ist, weil der
Beschwerdeführer eine oder mehrere Bitten um zusätzliche Infor-
mationen nicht beantwortet hat,

• bereits vor dem Eingreifen des Kollegiums eine Lösung gefunden
wurde,

• eine Lösung gefunden wurde, ohne dass deutlich wird, ob das
Kollegium mit seinem Eingreifen dazu beigetragen hat,

• nur ein zu allgemein formuliertes Problem vorgetragen wurde, so-
dass ein Eingreifen des Kollegiums vorerst nicht möglich ist.

N.B.: Diese Nomenklatur wird zum letzten Mal benutzt. Ab dem 1. Januar
2001 verwendet das Kollegium eine neue, detailliertere Nomenklatur (vgl.
KFO, Jahresbericht 2000, S. 16-17).

Die nachstehende Grafik gibt einen U} berblick über die 1.398 abge-
schlossenen Akten, die wie folgt beurteilt wurden: „angemessene
Verwaltung“: 505, „unangemessene Verwaltung“: 538, „Anwendung
der Billigkeit“: 7 und „ohne Bewertung“: 432. Die Differenz zwischen
der Anzahl Bewertungen und der Anzahl abgeschlossener Fälle ist
damit zu erklären, dass ein und dieselbe Akte mehrere Verwaltungen
betreffen und also mit verschiedenen Bewertungen (eine je Verwal-
tung) abgeschlossen werden kann.

Bewertung der abgeschlossenen Akten

Angemessene Verwaltung 505

Unangemessene Verwaltung 538

Anwendung der Billigkeit 7

Ohne Bewertung 432

34,1%

36,3%

29,1%

0,5% GESAMT 1482

Anzahl
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Die folgende Grafik gibt einen U} berblick über die Bewertungskriterien
für die 538 Akten, die der Kategorie „unangemessene Verwaltung“ zu-
geordnet wurden. In diesem Zusammenhang gilt ebenfalls die Anmer-
kung bezüglich der Anzahl der Bewertungen, d.h. auch hier kann mehr
als ein Kriterium für die Bewertung ein und derselben Akte angewandt
werden, weshalb die Summe aller Fälle von Missachtung dieser Bewer-
tungskriterien (753) höher ist als die Zahl der betreffenden Akten (538).

Unangemessene Verwaltung nach Kriterium

Richtige Rechtsanwendung 65

Gleichheit 3

Vernunftsgrundsatz 20

Unparteilichkeit 1

Rechtssicherheit 33

Vertrauensgrundsatz 47

Charta des Benutzers der öffentlichen Dienste 11

Anhörungspflicht 1

Angemessene Frist 267

Sorfaltsgrundsatz 145

Begründung der Verwaltungsakte 31

Angemessene Archivierung 4

Aktive und passive Information 91

Höflichkeit 10

Angepasste Zugänglichkeit 24

8,6%
0,4%

2,7%
0,1%

4,4%

6,2%

1,5%

35,5%

19,3%

4,1%
0,5%

12,1%
1,3%

3,2%

0,1%

GESAMT 753

Anzahl

Die nachstehende Grafik veranschaulicht die Ergebnisse der Intervention
des Kollegiums der föderalen Ombudsmännern in den Fällen, die der
Kategorie „unangemessene Verwaltung“ zugeordnet wurden. Unter In-
tervention ist die Gesamtheit der Anregungen, Vorschläge, Vermittlungen
und Empfehlungen des Kollegiums zu verstehen. Als positives oder ne-
gatives Ergebnis gilt, ob eine Intervention Wirkung gezeigt hat oder nicht.

Resultat des Eingreifens des
Kollegiums bei unangemessener Vewaltung

Positiv 416

Negativ 12277,3%
22,7%

GESAMT 538

Anzahl
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Die Verteilung der verschiedenen zulässigen Akten auf die Verwal-
tungen gestaltet sich wie folgt:

Betroffene föderale Verwaltungsdienste Anzahl %
Dienststellen des Premierministers 12 0,4%
O} ffentliches Amt 49 1,7%
Justiz 101 3,5%
Innere Angelegenheiten (ohne Ausländeramt und GFS) 62 2,1%
Auswärtige Angelegenheiten 162 5,6%
Finanzen (ohne Pensionen) 1250 42,8%
Pensionen 28 1,0%
Landesverteidigung 16 0,5%
Arbeit und Arbeitsbeschaffung (ohne soziale
halbstaatliche Einrichtungen)

36 1,2%

Soziale Angelegenheiten, Volksgesundheit und
Umwelt (ohne soziale halbstaatliche Einrichtungen)

168 5,8%

Soziale halbstaatliche Einrichtungen 209 7,2%
Mittelstand und Landwirtschaft (ohne soziale
halbstaatliche Einrichtungen)

49 1,7%

Wirtschaftsangelegenheiten 14 0,5%
Verkehr und Infrastruktur 105 3,6%
Ausländeramt und GFS 493 16,9%
Privatrechtliche Organisation mit öffentlichem
Dienstleistungsauftrag

83 2,8%

Halbstaatliche Einrichtungen und öffentliche
Unternehmen ohne direkten Zusammenhang
mit den föderalen Ministerien

12 0,4%

Andere 69 2,4%
GESAMT 2918

Die Anzahl der Beschwerden je Verwaltung (2.918) übersteigt die Zahl
der zulässigen Akten (2.749), da mehrere Behörden von ein und der-
selben Akte betroffen sein können.
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2.2. Die Wirkung der Informationskampagne des Kollegiums der
föderalen Ombudsmänner

In Fortführung des Berichts „Beurteilung der Wirkung der Informa-
tionskampagne des Kollegiums der föderalen Ombudsmänner“ (der
2000 der Abgeordnetenkammer vorgelegt wurde) und des Jahresbe-
richts 1999/1 wird in diesem Jahresbericht eine letzte Beurteilung der
Informationskampagne vorgenommen.

Ausgehend von einem Vergleich der drei Monate vor der Informati-
onskampagne mit den drei Monaten nach ihrem Abschluss konnte
eine Verdoppelung der Anzahl der Akten festgestellt werden, die von
390 auf 805 gestiegen ist. Das bedeutet einen Durchschnitt von 268
Akten pro Monat gegenüber zuvor 130. Dieser Anstieg hat sich im
gesamten Jahr 2000 bestätigt. So wurden 3.022 Akten eingereicht, da-
von 341 Anfragen und also (3.022 – 341 =) 2.681 Beschwerden oder
Vermittlungsanträge, was einem Durchschnitt von 223 pro Monat
entspricht.

Der Anteil der unzulässigen oder weitergeleiteten Beschwerden be-
trug in den drei Monaten vor der Kampagne 39 % und sank in den
drei Monaten nach der Kampagne auf 28 %. Für das ganze Jahr 2000
beläuft sich dieser Anteil auf 31,9 %.

Aus den Monatszahlen lassen sich keine bedeutenden Erkenntnisse
gewinnen.

Die in den Monaten nach der Kampagne getroffene Feststellung, dass
die Broschüre für die breite O} ffentlichkeit zur Vorstellung des födera-
len Ombudsmannes als positiver Filter im Hinblick auf die Reduzie-
rung der unzulässigen oder weiterzuleitenden Beschwerden wirkt,
hat sich im ganzen Jahr 2000 teilweise bestätigt.

Abschließend kann gesagt werden, dass die Kampagne eine sehr po-
sitive Wirkung hatte, und zwar nicht nur in den drei Monaten nach
ihrem Abschluss. In der Tat ist die Anzahl der beim Kollegium ein-
gereichten Akten auf Jahresbasis nach wie vor sehr hoch (223 pro
Monat gegen die früheren 130), was einen besseren Bekanntheitsgrad
des Kollegiums der föderalen Ombudsmänner bei den Bürgern zum
Ausdruck bringt, wobei hier aber auch weiterhin konstante Anstren-
gungen erforderlich sind.

Was die Anzahl der unzulässigen und weiterzuleitenden Beschwer-
den anbelangt (qualitativer Aspekt), so war auch hier in der Zeit
unmittelbar nach der Kampagne eine sehr positive Wirkung festzu-
stellen, die allmählich nachließ, sich aber auf einem besseren Niveau
als zuvor stabilisierte. Das zeigt, dass eine neue Verteilung der Bro-
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schüre wünschenswert ist und neue Initiativen in diesem Sinne un-
ternommen werden sollten. Dieser Kontext bildet die Daseinsberech-
tigung der zweiten, kleineren Kampagne, die 2001 (Februar-März)
durchgeführt wird.
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3. Die zwölf föderalen Ministerien

3.1. Die Dienststellen des Premierministers

3.1.1. Zahlen

Dienststellen des Premierministers Anzahl
Premierminister 1
Ständiger nationaler Kulturpaktausschuss 1
Zentrum für Chancengleichheit und Bekämpfung des Rassismus 2
Föderale Dienste für wissenschafliche, technische und kulturelle
Angelegenheiten

1

Allgemeines Staatsarchiv und Archiv des Staates in den Provinzen 1
Königliches Museum für Kunst und Geschichte 1
Königliches meteorologisches Institut Belgiens 1
Königliches Münztheater 1
Beschwerden von Beamten 3
GESAMT 12

Sprache Anzahl
Französisch 5
Niederländisch 7
GESAMT 12

Phasen Anzahl
Empfangsbestätigungen 1
Akten in der Ermittlungsphase 6
Aussetzungen 1
Abgeschlossene Akten 4
GESAMT 12

3.1.2. Vorbemerkungen / Kontakte mit der Verwaltung

Die föderalen Ombudsmänner sind in diesem Jahr vom Generalsekretär
dieser Abteilung sowie vom Leiter aller von den föderalen Dienststel-
len für wissenschaftliche, technische und kulturelle Angelegenheiten
(SSTC) abhängigen Diensten empfangen worden. So hatten sie die Ge-
legenheit, die Daseinsberechtigung, Kompetenzen und Handlungsmit-
tel der parlamentarischen Ombudsmänner zu erläutern.

3.1.3. Analyse der wichtigsten Problemstellungen, Beschwerden
und Vermittlungsanträge

Wie in den vergangenen Jahren hat unser Amt nur wenige Beschwer-
den über die Dienststellen des Premierministers erhalten, die im üb-
rigen auch keine besonderen Probleme verursachen. Wir wollen an
dieser Stelle hervorheben, dass die Prüfung dieser Beschwerden zu
einer guten Zusammenarbeit zwischen dem Kollegium der föderalen
Ombudsmänner und der betroffenen Abteilung geführt hat.
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3.2. Ministerium für das O} ffentliche Amt

3.2.1. Zahlen

Öffentliches Amt + Einrichtungen     
 

Minister 1

Dienst
Allgemeine Verwaltung 4

SELOR (ehemaliges Ständiges Anwerbungssekretariat) 25

Beschwerden von Beamten 17

Andere 2

2,0%
8,2%

51,0%

34,7%

4,1%

GESAMT 49

Anzahl

Öffentliches Amt + Einrichtungen
Zulässige Beschwerden nach Sprache

Französisch 18

Niederländisch 31

GESAMT 49

Anzahl36,7%63,3%
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Öffentliches Amt + Einrichtungen
Zulässige Beschwerden nach Bearbeitungsphase

Empfangsbestätigungen 1

Akten in der Ermittlungsphase 21

Akten in der Untersuchungsphase 1

Vorschläge 1

Abgeschlossene Akten 25

2,0%

42,9%

2,0%2,0%

51,0%
GESAMT 49

Anzahl

Bewertung der
abgeschlossenen Akten

Anzahl Unangemessene
Verwaltung

Angemessene Verwaltung 8 Richtige Rechtsanwendung 1
Unangemessene Verwaltung 2 Rechtssicherheit 1
Ohne Bewertung 15 Vertrauensgrundsatz 1
GESAMT 25 GESAMT 3

3.2.2. Vorbemerkungen / Kontakte mit der Verwaltung

Das Kollegium der föderalen Ombudsmänner hat in seinem Jahres-
bericht 1999 eine allgemeine Empfehlung24 für die Annahme von
Maßnahmen formuliert, um die O} ffentlichkeit besser über die Exi-
stenz und die Aufgaben der Informationsbeamten zu informieren.
Das Kollegium erhält immer mehr Anfragen von Bürgern, die Infor-
mationen wünschen. Diese Bürger wissen in der Regel nicht, dass es
in jeder föderalen Verwaltung Informationsbeamte gibt, und das Kol-
legium, das ihnen nicht direkt weiterhelfen kann, verweist sie an den
zuständigen Informationsbeamten weiter. Bei einem Gespräch mit
dem Minister für das O} ffentliche Amt und die Modernisierung der
Verwaltung haben ihn die föderalen Ombudsmänner erneut darauf
aufmerksam gemacht, wie wichtig es ist, dass die O} ffentlichkeit bes-
ser über das Bestehen der Informationsbeamten unterrichtet wird.

Wie bereits in unserem letzten Jahresbericht angegeben, betreffen die
meisten Beschwerden von Beamten, mit denen unser Amt befasst

24 KFO, AE 99/5, Jahresbericht 1999, S. 329-330.
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war, nicht direkt das Ministerium für das O} ffentlichen Amt, sondern
die Personalverwaltung in anderen Ministerien. Um einen U} berblick
über das Problem zu vermitteln, werden diese Beschwerden zusam-
men im Kapitel über Beschwerden von Beamten aller föderalen Ver-
waltungen in diesem Bericht behandelt (vgl. unten, Kapitel 6). Im
übrigen hatte eine von ihnen eine Intervention des Ministers für das
O} ffentliche Amt zwecks Lösung eines strukturellen Problems gefor-
dert.
Das Kollegium der föderalen Ombudsmänner ist regelmäßig mit Be-
schwerden oder Vermittlungsanträgen von Beamten befasst, bei de-
ren Prüfung sich ergibt, dass entweder der Beschwerdeführer selbst
oder die Abteilung, der er untersteht, eine Stellungnahme des Dien-
stes Allgemeine Verwaltung des Ministeriums für das O} ffentliche
Amt im Hinblick auf die Auslegung von Bestimmungen der Verord-
nung für Staatsbedienstete beantragt haben. Deshalb muss sich unser
Amt regelmäßig mit diesem Dienst in Verbindung setzen, und wir
freuen uns über die fruchtbare Zusammenarbeit, die sich bei der Prü-
fung der uns vorgelegten Akten entwickelt hat.
Um jede Verwechslung mit der Situation der eigentlichen Beamten zu
vermeiden, möchten wir an dieser Stelle einige Probleme erörtern,
die speziell das Auswahlbüro der föderalen Verwaltung SELOR (ehe-
maliges Ständiges Anwerbungssekretariat) betreffen. Die Kontakte,
die das Kollegium im Rahmen der Prüfung einer Reihe von Akten
mit dem SELOR geknüpft hat, gestalteten sich zum Teil schwierig.
Abgesehen von den Kontakte selbst, ließ die Art und Weise, wie das
SELOR im Berichtszeitraum seine Antworten auf die Fragen des Kol-
legiums formulierte, manchmal eine fehlende Kooperationsbereit-
schaft erkennen.

3.2.3. Analyse der wichtigsten Problemstellungen, Beschwerden
und Vermittlungsanträge

Weiterverfolgung der Empfehlungen

Obwohl keine Empfehlung an das Ministerium bzw. den Minister für
das O} ffentlichen Amt selbst gerichtet wurde, versetzt der transver-
sale Charakter von vier allgemeinen Empfehlungen des Kollegiums
den Minister für das O} ffentliche Amt in eine ideale Lage für ihre
Umsetzung. Sie werden in den Schlussfolgerungen dieses Kapitels
über das Ministerium für das O} ffentliche Amt behandelt.

Das SELOR, die Sprachprüfungen und die O} ffentlichkeit der
Verwaltung

Im Rahmen der von ihm organisierten computergestützten Sprach-
prüfungen benutzt das SELOR eine Datenbank mit einer Reihe von
Fragen, die bei späteren Tests regelmäßig wiederkehren. Um nicht
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einige Bewerber zu bevorteilen und so den Gleichheitsgrundsatz zu
verletzen, lehnt das SELOR ab, Bewerbern auf Antrag eine Papierver-
sion ihrer Prüfung zuzuschicken. Das Kollegium der föderalen Om-
budsmänner ist der Ansicht, dass diese Ablehnung dem legitimen
Interesse eines jeden abgelehnten Bewerbers, seine Schwachstellen zu
kennen, nicht Rechnung trägt und zudem eine Verletzung der Vor-
schriften des Gesetzes vom 11. April 1994 über die O} ffentlichkeit der
Verwaltung darstellt. Tatsächlich bestätigt dieses Gesetz das – verfas-
sungsmäßige! – Recht, ein Verwaltungsdokument einzusehen und
eine Kopie davon zu erlangen.

Anlässlich der Prüfung einer Beschwerde hat das Kollegium dem
SELOR empfohlen, abgelehnten Bewerbern zu gestatten, ihre Prü-
fungsarbeit vor Ort einzusehen. Das SELOR erklärte sich bereit, diese
Lösung auf jeden gescheiterten Bewerber anzuwenden, der dies aus-
drücklich beantragt. Diese Lösung achtet besser das Gesetz über die
O} ffentlichkeit der Verwaltung und trägt auch der berechtigten Sorge
des SELOR Rechnung, den vertraulichen Charakter seiner Datenbank
zu bewahren. Das Kollegium ist sich aber bewusst, dass der Wortlaut
des genannten Gesetzes vom 11. April 1994 nicht in vollem Umfang
respektiert wird. In der Tat sieht dieses Gesetz die Zusendung einer
Papierversion der betreffenden Prüfung vor. Der Ausschuss für den
Zugang zu Verwaltungsdokumenten hat in seiner Stellungnahme
96/7 vom 5. Februar 1996 ebenfalls die Auffassung vertreten, dass die
Achtung der gesetzlichen Bestimmungen tatsächlich die Aushändi-
gung einer Papierversion an den jeweiligen Antragsteller erfordert.

Das SELOR und die Sprachprüfungen auf der Basis der tatsächlich
ausgeübten Funktion

Wir haben in unserem Jahresbericht 199825 die Problematik der
Durchführung von speziellen Sprachprüfungen behandelt, bei denen
die Funktion, welche die Prüflinge im öffentlichen Dienst ausüben
sollen, stärker berücksichtigt wird. Für diesen Punkt hat sich das
Kollegium erneut mit dem SELOR in Verbindung gesetzt.

Seit einer vor kurzem erfolgten Umstrukturierung stellt das SELOR
nicht mehr ein, sondern wählt aus. Seine Aufgabe ist also stärker auf
die Kompetenzen der Bewerber ausgerichtet. Außerdem wird der
Schwerpunkt mehr auf die besonderen Anforderungen der ausgeüb-
ten Funktion gesetzt. Ein Auswahlverfahren wird nur eingeleitet,
wenn das SELOR über eine Beschreibung der Funktion und ein Kom-
petenzprofil für die zu besetzende Stelle verfügt. Die U} bertragung
dieser U} berlegungen auf die Sprachkenntnisse würde bedeuten, dass

25 KFO, Jahresbericht 1998, S. 190-191.
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Fä

lle

49



der Sprachtest stärker nach den Anforderungen der Funktion ausge-
richtet würde. So hatte sich das Ministerium der sozialen Angelegen-
heiten, der Volksgesundheit und der Umwelt, Verwaltung der sozia-
len Eingliederung, beim ehemaligen Ständigen Anwerbungssekreta-
riat (SAS) nach der Möglichkeit erkundigt, eine auf eine bestimmte
Funktion zugeschnittene Sprachprüfung zu organisieren. Das SAS
antwortete, dies sei nicht möglich, da die Ergebnisse der Sprachprü-
fungen auch für andere Funktionen genutzt werden können müssten.
Wenn bei einer Einstellung die Sprachkenntnisse in Abhängigkeit von
einer bestimmten Funktion geprüft würden, wären die Ergebnisse
dieser Prüfung nur für die Ausübung dieser einen Funktion gültig.

Artikel 21 des Königlichen Erlasses vom 30. November 196626 sieht
vor, dass ein Bewerber, der eine Sprachprüfung bestanden hat vom
Ständigen Anwerbungssekretär eine Bescheinigung erhält, in der die
Art der abgelegten Prüfung und die Funktion oder Stelle, auf die sie
sich bezieht, angegeben sind. Artikel 22 besagt außerdem, dass diese
Bescheinigung nicht für andere Funktionen oder Stellen herangezo-
gen werden darf (außer wenn vom Ständigen Anwerbungssekretär
eine Zusatzbescheinigung ausgestellt wurde). Der genannte Königli-
che Erlass bietet also offensichtlich die Möglichkeit, eine auf eine be-
stimmte Funktion zugeschnittene und nur für sie geltende Sprachp-
rüfung durchzuführen. Das SELOR erklärt, man habe schon vor lan-
ger Zeit aufgehört, die in diesen Artikeln genannten Prinzipien
anzuwenden. Da eine Nichtanwendung der betreffenden Artikel
nicht ihre Abschaffung bedeutet, hat das Kollegium das SELOR ge-
fragt, auf welcher Grundlage es weigern konnte, in Anwendung der
erwähnten Artikel 21 und 22 die spezifische Sprachprüfungen für
Vertragsbedienstete zu organisieren, wenn Verwaltungen diese im
Rahmen eines Einstellungsverfahrens für eine ganz konkrete Funk-
tion beantragen. Das Kollegium hat vom SELOR noch keine Antwort
auf diese Frage erhalten.

Das SELOR und die Folgen von Urteilen des Staatsrats

Die Rechtsprechung der französischen und niederländischen Kam-
mern des Staatsrats unterscheidet sich zum Teil recht deutlich. Die
Analyse des folgenden Falls belegt, wie eine Verwaltung die Folgen
einer offensichtlichen Abweichung in der Rechtsprechung als Beweis
betrachtet.

26 Königlicher Erlass vom 30. November 1966 betreffend die Bedingungen für die Aus-
stellung von Bescheinigungen über Sprachkenntnisse, wie sie in Artikel 53 der koor-
dinierten Gesetze über den Gebrauch der Sprachen im Verwaltungsbereich vom 18.
Juli 1966 vorgesehen sind.
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Das SELOR hatte die Teilnahme einer Reihe von Bewerbern an ein
und demselben Auswahlverfahren unter dem Vorwand abgelehnt,
dass sie eine bestimmte Bedingung nicht erfüllen. Die abgelehnten
Bewerber beantragten beim Staatsrat die Aussetzung dieser ableh-
nenden Entscheidung. Die niederländische Kammer lehnte diesen
Antrag auf Aussetzung ab und entschied nicht sofort in der Haupt-
sache. Die französische Kammer hingegen hob die Entscheidung des
SELOR unverzüglich auf.

Die französischsprachigen Bewerber wurden also zur Teilnahme am
Auswahlverfahren zugelassen, nicht aber die niederländischspra-
chige Bewerberin, die sich an das Kollegium gewandt hat. Dabei
schien die Situation auf den ersten Blick mit der ihrer französisch-
sprachigen Kollegen übereinzustimmen. Wenn das der Fall war, hätte
das SELOR unabhängig von den Urteilen des Staatsrats die gleichen
Regeln für alle betroffenen Bewerber anwenden müssen, so wie sie
ursprünglich von der Beteiligung an dem Auswahlverfahren ausge-
schlossen worden waren. Die Personen, die sich in der gleichen Si-
tuation befanden, hätten auch gleich behandelt werden müssen. Das
SELOR hielt jedoch an seinem Standpunkt fest, dass es beim gegen-
wärtigen Stand des Verfahrens und bis zu einem Urteil des Staatsrats
in der Hauptsache nur die ihm amtlich bekannt gegebenen Urteile
ausführen wird.

Das Kollegium machte das SELOR darauf aufmerksam, dass es nicht
verpflichtet war, das Urteil des Staatsrats abzuwarten, um die Be-
schwerdeführerin gleichberechtigt wie ihre französischsprachigen
Kollegen zu behandeln und den Verfassungsgrundsatz der Gleichbe-
rechtigung zu beachten, da es seine ursprüngliche Ablehnung stets
zurückziehen konnte. So kann nach einem Grundprinzip des Verwal-
tungsrechts (Theorie des Rückzugs eines Verwaltungsakts), wenn eine
Klage beim Staatsrat eingereicht wird, von der beklagten Verwaltung
bis zum Abschluss der Debatten eine Rückzugsentscheidung gefällt
werden, und die normalerweise für den Rückzug geltende Frist von
60 Tagen (ab dem Tag der Entscheidung) gilt hier nicht.

Das SELOR hat in diesem Fall nie auf die – sachdienliche – Frage
geantwortet, ob sich die Beschwerdeführerin vor der Intervention des
Staatsrats in der gleichen Situation befand wie ihre französischspra-
chigen Kollegen. Das Kollegium kann deshalb auf der Basis der ihm
in diesem Fall vorliegenden Informationen nur zu dem Schluss ge-
langen, dass das SELOR den Gleichstellungsgrundsatz nicht beachtet
hat, indem es sich hinter einem Urteil des Staatsrats verschanzte.
Zudem hatte die französische Kammer des Staatsrats das SELOR dar-
auf aufmerksam gemacht, dass es im Bestreben um die Einhaltung
des Gleichstellungsgrundsatzes dafür sorgen muss, dass sich alle Be-
werber in der gleichen Verwaltungssituation befinden.
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3.2.4. Schlussfolgerungen und Empfehlungen

In diesem Jahr wurde keine neue Empfehlung an das Ministerium für
das O} ffentliche Amt gerichtet. Da die Charta des Benutzers der öf-
fentlichen Dienste den Minister für das O} ffentliche Amt als die Au-
torität bezeichnet, die für die regelmäßige Beurteilung der Umset-
zung ihrer Grundsätze verantwortlich ist, möchte das Kollegium hier
den Schwerpunkt auf eine Reihe von Leitlinien für die öffentlichen
Dienste setzen. Wir haben bereits früher unsere allgemeine Empfeh-
lung für eine bessere Kenntnis der O} ffentlichkeit über das Bestehen
von Informationsbeamten erwähnt27. Wir verweisen an dieser Stelle
auch auf unsere allgemeine Empfehlung bezüglich der Notwendig-
keit, den Bürgern eine Empfangsbestätigung auszuhändigen, welche
die U} bergabe bestimmter Dokumente an die Verwaltung belegt28, auf
die Empfehlung für die Einsetzung eines Ad-hoc-Ausschusses für die
Verfolgung der Ausführung des Gesetzes über die förmliche Begrün-
dung von Verwaltungsakten29 und schließlich auf die Empfehlung
für die Abschaffung einer gängigen Verwaltungspraxis, die den Bür-
ger verpflichtet, Elemente im Rahmen der Verwaltung seiner Akte
durch die Verwaltung vorzulegen, obwohl diese bereits über die be-
sagten Elemente verfügt oder die Mittel hätte, diese wesentlich leich-
ter zu beschaffen als der Bürger selbst30. Tatsächlich könnte der Mi-
nister für das O} ffentliche Amt besser als jeder andere die Verwirkli-
chung dieser vier allgemeinen Empfehlungen mit Queranwendung
in allen föderalen Verwaltungen durchsetzen.

27 KFO, AE 99/5, Jahresbericht 1999, S. 329-330.
28 KFO, AE 98/2, Jahresbericht 1998, S. 269-270.
29 KFO, AE 99/2, Jahresbericht 1999, S. 328.
30 KFO, AE 99/6, Jahresbericht 1999, S. 330.
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3.3. Justizministerium

3.3.1. Zahlen

Justizministerium + Einrichtungen

Minister 6
Generalsekretariat 4
Verwaltung der Allgemeinen Dienste 5
Generaldirektorat Gerichtsbarkeit 2
Generaldirektorat
Strafeinrichtungen 33
Verwaltung der Zivilgesetzgebung
und der Kulte 34
Verwaltung der Strafgesetzgebung
und der Menschenrechte 3
Verwaltung der Staatssicherheit 1
Ausschuss für den Schutz des Privatlebens 2
Ausschuss für die Hilfe an die 
Opfer vorsätzlicher Gewalttaten 1
Beschwerden von Beamten 5
Andere 5

5,9%
4,0%

5,0%
2,0%

32,7%
33,7%

3,0%
1,0%

2,0%
1,0%

5,0%
5,0%

GESAMT 101

Anzahl

Justizministerium + Einrichtungen
Zulässige Beschwerden nach Sprache

Französisch 48

Niederländisch 53

GESAMT 101

Anzahl47,5%52,5%
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Justizministerium + Einrichtungen
Zulässige Beschwerden nach Bearbeitungsphase

Empfangsbestätigungen 8

Akten in der Ermittlungsphase 57

Aussetzungen 2

Offizielle Empfehlungen 1

Abgeschlossene Akten 33

7,9%

56,4%2,0%
1,0%

32,7%

GESAMT 101

Anzahl

Bewertung der abgeschlossenen Akten Anzahl
Angemessene Verwaltung 12
Unangemessene Verwaltung 13
Ohne Bewertung 8
GESAMT 33

Justizministerium + Einrichtungen
Unangemessene Verwaltung nach Kriterium

Richtige
Rechtsanwendung 1

Angemessene Frist 8

Sorgfaltsgrundsatz 3

Begründung der Verwaltungsakte 2

7,1%

57,1%

21,4%

14,3%

GESAMT 14

Anzahl
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3.3.2. Vorbemerkungen / Kontakte mit der Verwaltung

Seit dem 2. August 2000 leitet das Kollegium alle bei ihm eingehen-
den Beschwerden über die Funktionsweise der Gerichte an den Ho-
hen Justizrat weiter. Auch bei Informationsanfragen empfiehlt das
Kollegium den Personen, die sich an letzteres wenden, im Allgemei-
nen, sich im Rahmen der primären Rechtshilfe an das nächstgelegene
Justizhaus zu wenden.

Angesichts des besonderen Charakters der Arbeit der Strafvollzugs-
verwaltung, des äußerst sensiblen Aspekts von Interventionen in Ge-
fängnissen und der Wichtigkeit, den Häftlingen, deren Stellung ge-
genüber der Verwaltung besonders schwach ist, ein wirksames Zu-
rückgreifen auf die Dienste des parlamentarischen Ombudsmannes
zu garantieren, hat sich das Kollegium an die Generaldirektion der
Strafanstalten gewandt, um sich über den Grundsatz von regelmäßi-
gen Zusammenkünften mit den Vertretern dieser Verwaltung zu ver-
ständigen. Nachdem die Verwaltung positiv auf diesen Bitte reagiert
hatte, fand im September 2000 eine erste Zusammenkunft statt.

Die föderalen Ombudsmänner, die sich der Schwierigkeit bewusst
sind, diese Fälle „fern“ von der Strafanstalt zu bearbeiten, die von
Natur aus ein besonders geschlossenes Milieu darstellt, wollten eine
Synergie mit den institutionellen Akteuren schaffen, deren Erfahrung
vor Ort in den Strafanstalten und deren örtliche Nähe zu den Häft-
lingen bei der Prüfung der Beschwerden von großem Vorteil sein
können. Diese Akteure vor Ort sind die Verwaltungsausschüsse der
Strafanstalten, die kraft Artikel 129 und folgende des Königlichen
Erlasses vom 21. Mai 1965 über die allgemeine Regelung für Justiz-
vollzugsanstalten in jedem Gefängnis einzusetzen sind. Ihre (freiwil-
ligen) Mitglieder werden vom Justizminister ernannt, dem die Aus-
schüsse alle Fakten übermitteln, die sie ihrer Meinung nach in Bezug
auf die Situation und das System der Anstalt, an die sie angebunden
sind, bekannt machen müssen. Die Kommissionen haben freien Zu-
gang zu dem jeweiligen Gefängnis, das sie mindestens einmal pro
Woche besuchen müssen. In Anerkennung der Bedeutung der Kom-
plementarität, die zwischen ihrer eigenen Arbeit und der dieser Aus-
schüsse bestehen kann, haben die föderalen Ombudsmänner die In-
itiative ergriffen und ihre Vorsitzenden zu einer gemeinsamen Sit-
zung zwecks Kontaktaufnahme und Abstimmung eingeladen, die am
13. November 2000 beim Kollegium der föderalen Ombudsmänner
stattfand. Dabei wurde ein Konsens über den Grundsatz einer wech-
selseitigen Zusammenarbeit erzielt.

Interessiert an der Erfahrung und den Veröffentlichungen der födera-
len Ombudsmänner auf dem Gebiet der Vermittlung, hat der Justiz-
minister außerdem um das Sachwissen eines föderalen Ombudsman-
nes in einer Arbeitsgruppe im Rahmen der zivil- und handelsrechtli-
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chen Vermittlung gebeten, deren Aufnahme als Grundsatz in das
gerichtliche Gesetzbuch sowohl in der Regierung als auch im Parla-
ment auf der Tagesordnung steht31.

3.3.3. Analyse der wichtigsten Problemstellungen, Beschwerden
und Vermittlungsanträge

Weiterverfolgung der Empfehlungen

Der Ministerrat hat im März 2000 einen Vorentwurf für ein Gesetz
über eine Reform der Adoption angenommen, der vor allem darauf
abzielt, am belgischen Recht die notwendigen A} nderungen für die
Anwendung des Haager U} bereinkommens vom 29. Mai 1993 über
den Schutz von Kindern und die Zusammenarbeit im Bereich der
internationalen Adoption in unserem Land vorzunehmen. Damit ent-
sprach er einer Sorge, die von den föderalen Ombudsmännern in
ihrer allgemeinen Empfehlung 99/732 zum Ausdruck gebracht wor-
den war. In der Tat stellt die A} nderung des belgischen Adoptions-
rechts eine unerlässliche Vorbedingung für die Ratifizierung dieses
internationalen Instruments durch Belgien dar, wie der Staatsrat in
seiner Stellungnahme zum Vorentwurf für ein Gesetz zur Billigung
des Haager U} bereinkommens erklärt hat.

Die Ankündigung der Eheschließung – Unmöglichkeit, sich eine Kopie der
Geburtsurkunde zu beschaffen

Das Kollegium war mit mehreren Beschwerden bezüglich der Doku-
mente befasst, die im Rahmen des neuen Verfahrens der Ankündi-
gung der Eheschließung gemäß Artikel 64 des Zivilgesetzbuches33

beizubringen sind. Die wichtigsten betrafen die Anforderung einer
beglaubigten Kopie der Geburtsurkunde. In diesem Zusammenhang
ist der Fall eines jungen Koreaners, der im Alter von zwei Jahren von
belgischen Eltern adoptiert worden war, sinnbildlich. Da es in seinem
Fall keine Geburtsurkunde gab, verstand er nicht, warum sich der
Standesbeamte weigerte, entweder seine Adoptionsurkunde oder die
von der Botschaft der Republik Südkorea in Brüssel ausgestellte und
vom belgischen Außenministerium ordnungsgemäß beglaubigte Be-
scheinigung zu berücksichtigen. Er hatte von anderen Bürgern kore-

31 Vgl. Gesetzesvorschlag zur A} nderung des gerichtlichen Gesetzbuches in Bezug auf
die Vermittlung (R. Fournaux), Parl. Dok., Abgeordnetenkammer, Ordentliche Sit-
zung 1999-2000, Nr. 416/1; Gesetzesvorschlag zur A} nderung des gerichtlichen Ge-
setzbuches in Bezug auf die Schlichtung und gerichtliche Vermittlung (Barzin und
Herzet), Parl. Dok., Abgeordnetenkammer, Ordentliche Sitzung 1999-2000, Nr. 464/1.

32 KFO, Jahresbericht 1999, S. 330 (Eingliederung der Bestimmungen des Haager U} ber-
einkommens vom 29. Mai 1993 in das belgische Recht).

33 Gesetz vom 4. Mai 1999 über die A} nderung einiger Bestimmungen betreffend Ehe-
schließungen, B.S., 1. Juli 1999, S. 24828.
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anischer Herkunft und der Botschaft erfahren, dass dieses Dokument
von den Standesbeamten in der Regel anerkannt wird.

Der Standesbeamte hat auf der Basis der ihm vorgelegten Dokumente
zu entscheiden, ob die Unterlagen für die Eheschließung vollständig
sind. Deshalb unterscheiden sich die Verhaltensweisen manchmal von
einer Gemeinde zur anderen. Im Prinzip ist der Standesbeamte ver-
pflichtet, nicht übereinstimmende Dokumente abzulehnen und sich
auf die Stellungnahme des Staatsanwaltes zu verlassen, der im Falle
einer Ablehnung von Amts wegen für die Beurkundung der Heirats-
erklärung zuständig ist. Auf Anfrage des Kollegiums hat sich das
Justizministerium hinter den verschiedenen Möglichkeiten, die das
Zivilgesetzbuch als Ersatz für eine fehlende Geburtsurkunde bietet34,
verschanzt, indem es bekräftigte, dass den Betroffenen genügend
Mittel zur Verfügung stehen, um eine fehlende Geburtsurkunde aus-
zugleichen, und dass die gesetzlichen Bestimmungen in diesem Be-
reich nicht geändert werden müssen. Im übrigen beruhe die gesetz-
liche Forderung, eine Geburtsurkunde beizubringen, auf ernsthaften
Gründen wie der Notwendigkeit, das tatsächliche Alter des künftigen
Ehemanns und das Fehlen von Hinderungsgründen für eine Ehe-
schließung mit seiner künftigen Gattin, wie z.B. eine eventuelle Ver-
wandtschaft, festzustellen. Der Standpunkt der Verwaltung scheint
also weder unvernünftig noch Teil einer unangemessene Verwaltung
zu sein. Die Verärgerung des Betroffenen war jedoch insofern ver-
ständlich, als er zum einen gutwillig geglaubt hatte, dass seine Ad-
optionsurkunde die Geburtsurkunde ersetzt, da sie bisher für alle
Akte des bürgerlichen Lebens genügt hatte, und er zum anderen be-
fürchtete, dass die in Artikel 70 und 72a des Zivilgesetzbuchs vorge-
sehenen Verfahren zu langwierig sein würden, um zum vorgesehe-
nen Termin heiraten zu können35. In diesem Fall hat der Beschwer-
deführer sich letztlich entschieden, vor der Einleitung eines
Verfahrens nach Artikel 72a des Zivilgesetzbuches eine Stellung-
nahme des Staatsanwalts zur Gültigkeit des Dokuments einzuholen,
das ihm die Botschaft Südkoreas in Brüssel ausgestellt hatte. Da diese
Stellungnahme positiv ausfiel, willigte der Standesbeamte ein, die
Heiratserklärung zu beurkunden und damit war das Problem gelöst.

34 Die in Artikel 70 des Zivilgesetzbuches vorgesehene Offenkundigkeitsurkunde und
die eidesstattliche Erklärung gemäß Artikel 72a des Zivilgesetzbuches, wenn kein
Zeuge Geburtsdatum und –ort bestätigen kann.

35 Eine solche Situation, die bei weitem keine Ausnahmeerscheinung ist, könne wahr-
scheinlich auch vermieden werden, wenn das internationale Adoptionsverfahren
eine Bestimmung enthalten würde, wonach, wenn der Adoptierte keine Geburtsur-
kunde besitzt, der Eintragungsbeschluss der Adoptionsurkunde die notwendigen
Angaben enthalten muss, um die Geburtsurkunde zu ersetzen und als solche in die
Personenstandsregister aufgenommen werden zu können.
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Die Anerkennung eines solchen Dokuments hängt aber gegenwärtig
vom Ermessen des Standesbeamten ab, was der Rechtssicherheit
kaum förderlich ist.

Es ist wichtig, darauf hinzuweisen, dass der Gesetzgeber inzwischen
ein abgestuftes Ersatzsystem für die beglaubigte Kopie der Geburts-
urkunde in das Staatsangehörigkeitsgesetz36 aufgenommen hat, „um
zu vermeiden, dass die Unmöglichkeit der Beschaffung einer Geburtsur-
kunde bestimmte im Ausland geborene Personen daran hindert, die belgi-
sche Staatsangehörigkeit zu bekommen oder diese zu erwerben“37. Wenn
also künftig eine Person nicht in der Lage ist, sich eine beglaubigte
Kopie ihrer Geburtsurkunde zu beschaffen, dann kann sie ein gleich-
wertiges Dokument vorlegen, das von den diplomatischen oder kon-
sularischen Behörden des Geburtslandes ausgestellt wurde, und nur
wenn sie dieses nicht vorlegen kann, muss sie auf die in Artikel 70 bis
72a des Zivilgesetzbuches vorgesehenen Verfahren zurückgreifen.
Das Kollegium der föderalen Ombudsmänner empfiehlt, dieses Sy-
stem mutatis mutandis auf das Verfahren der Heiratserklärung anzu-
wenden (siehe S. 221).

Verfahren zur A}nderung des Namens und Vornamens

Bearbeitungsdauer

Die Beschwerden, die das Kollegium der föderalen Ombudsmänner
in diesem Bereich im abgelaufenen Berichtszeitraum bearbeitet hat,
betrafen hauptsächlich die lange Bearbeitungszeit von Anträgen auf
Namensänderung. Die von der Verwaltung verbreitete Informations-
broschüre nennt eine durchschnittliche Bearbeitungszeit von 18 Mo-
naten. Das Kollegium konnte jedoch anhand der verschiedenen Be-
schwerden, mit denen es befasst war, feststellen, dass das Verfahren
in Wirklichkeit sehr viel länger dauert. So dauerte die Bearbeitung
des Antrags auf Namensänderung in einem Fall drei Jahre und sechs
Monate. Das Justizministerium hat erkannt, dass die in seinen Infor-
mationsbroschüren genannte Frist nicht eingehalten wurde. Es stellte
in diesem Zusammenhang fest, dass die Senkung der Eintragungsge-
bühren, deren Kriterien durch die Gesetzesänderung vom 5. Juli 1998
erweitert wurden, und das große Medieninteresse an dem Verfahren
zur A} nderung des Namens und Vornamens im Zuge dieser A} nde-
rung zu einem exponentiellen Anstieg der Zahl der Anträge geführt

36 Gesetz vom 1. März 2000 zur A} nderung einiger Bestimmungen zur belgischen
Staatsangehörigkeit, B.S., 6. April 2000, S. 10829.

37 Rundschreiben vom 25. April 2000 betreffend das Gesetz vom 1. März 2000 zur
A} nderung einiger Bestimmungen zur belgischen Staatsangehörigkeit, M.B. 6. Mai
2000, S. 14338-14344.
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hat38. Der Personalbestand ließ es aber nicht zu, diese steigende Zahl
von Anträgen in der genannten Frist zu bearbeiten. Die Abteilung
gab jedoch bekannt, dass demnächst zusätzliches und besser qualifi-
ziertes Personal eingestellt würde39. Angesichts des angesammelten
Rückstands empfiehlt das Kollegium, dass die Abteilung in der Emp-
fangsbestätigung des Antrags auf Namensänderung den Bürger über
die voraussichtliche Bearbeitungszeit informiert. Dieser Vorschlag
wurde von der betreffenden Dienststelle akzeptiert. Ferner stellte das
Kollegium fest, dass den Antragstellern viele Enttäuschungen erspart
werden könnten, wenn sie in regelmäßigen Abständen über den
Stand ihres Vorgangs und die Probleme informiert würden, die seine
Bearbeitungsdauer beeinflussen (z.B. Verzögerungen bei der U} ber-
mittlung der Stellungnahme der Justizbehörden, Verweigerung der
Mitarbeit des ehemaligen Ehegatten usw.).

Eintragungsgebühren

Nachdem der Königliche Erlass über die Gewährung der Namensän-
derung im Belgischen Staatsblatt erschienen und die Widerrufspflicht
von 60 Tagen abgelaufen ist, muss die Akte an den Einnehmer des
Eintragungsamtes weitergeleitet werden. Der Ministererlass, der die
Vornamensänderung gestattet, braucht nicht im Belgischen Staatsblatt
veröffentlicht zu werden und kann direkt an den Einnehmer des Ein-
tragungsamtes weitergleitet werden. Dieser fordert dann die betref-
fende Person auf, sich gegen Entrichtung der geltenden Eintragungs-
gebühr eine beglaubigte Kopie des Erlasses abzuholen, die dann an
den Standesbeamten zwecks Eintragung ins Personenstandsregister
weitergleitet wird. Das Kollegium der föderalen Ombudsmänner hat
ausgehend von den Beschwerden, mit denen es befasst war, festge-
stellt, dass der Justizminister in der Regel die U} bermittlung der Ak-
ten an den Einnehmer des Eintragungsamtes hinauszögert. In einem
Fall von Vornamensänderung hatte das Ministerium die Weiterlei-
tung der Akte um drei Monate verzögert, was natürlich bei der be-
treffenden Person Verbitterung hervorrief.

Die Eintragungsgebühren, die im Falle der Genehmigung einer Vor-
namensänderung erhoben werden, sind in Artikel 249 §1 des Geset-
zes über die Eintragungs-, Schreib- und Hypothekengebühren festge-

38 725 Anträge 1995, 827 Anträge 1996, 865 Anträge 1997, 1.137 Anträge 1998 und über
1.350 Anträge 1999.

39 Vgl. hierzu KFO, AE 99/4, Jahresbericht 1999, S. 33, d.h. die Empfehlung, in der das
Kollegium der föderalen Ombudsmänner sich dafür ausspricht, dass, wenn eine
Verwaltung eine Funktionsstörung auf Personalmangel zurückführt, eine eingehende
Untersuchung durchgeführt wird, um von Fall zu Fall entweder Einstellungen oder
die notwendige interne Reorganisation vorzunehmen.

II
.A

na
ly

se
de

r
Fä
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legt, das erschöpfend die Fälle bestimmt, in denen ermäßigte Gebüh-
ren gewährt werden können40. So war das Kollegium der föderalen
Ombudsmänner im Berichtszeitraum mit mehreren Beschwerden
über die Ablehnung der Bewilligung der ermäßigten Gebühren für
Personen befasst, welche die Genehmigung erhalten hatten, ihren
Vornamen durch ihren Rufnamen zu ersetzen. Hierbei handelte es
sich im Wesentlichen um Personen, die vor dem Inkrafttreten des
Gesetzes vom 15. Mai 1987 über die Namen und Vornamen, mit dem
der Grundsatz der freien Wahl der Vornamen eingeführt wurde41,
geboren worden waren. Wenngleich die ablehnenden Entscheidun-
gen der Verwaltung in der Regel ordnungsgemäß begründet waren,
hat die Prüfung dieser Beschwerden ein Problem ergeben, das von
einer Gruppe von Bürger in Anbetracht eines Rechtsrahmens, der es
nicht gestattet, auf ihre nachstehend beschriebenen ernsthaften Sor-
gen einzugehen, häufig angetroffen wird.

Durch das Gesetz vom 15. Mai 1987 über die Namen und Vornamen
eingeführt, wurde Artikel 249 des Gesetzes über die Eintragungs-,
Schreib- und Hypothekengebühren 1998 geändert, um die Gültigkeit
der ermäßigten Gebühren zu erweitern42. Die vorbereitenden Arbei-
ten zu diesem Gesetz haben ergeben, dass der ursprünglich vom Ju-
stizausschuss verabschiedete Text die Situation von Personen berück-
sichtigen sollte, die aufgrund der restriktiven Auslegung des alten
Vornamensgesetzes43 durch einige Standesbeamte, obwohl es in den
meisten Gemeinden des Königreichs mit der Zeit flexibler angewandt
wurde, noch heute einen Vornamen tragen, den ihre Eltern nicht ge-
wählt haben, sondern der ihnen durch das alte Gesetz auferlegt
wurde und der sich nicht mehr mit der Entwicklung des Gebrauchs
vereinbaren lässt44. Das Bestreben des Justizministers, zum einen zu
häufige Anträge aus rein ästhetischen oder Modegründen zu vermei-
den und zum anderen die Eltern zu veranlassen, vor der Wahl des

40 Die Eintragungsgebühr für einen Antrag auf Vornamensänderung beträgt 20.000 BEF.
Die Ausnahmefälle, die Anspruch auf die ermäßigte Eintragungsgebühr von 2.000
BEF verleihen, betreffen Vornamen, die von sich selbst, in Verbindung mit dem
Nachnamen oder aufgrund ihres eindeutig altmodischen Charakters lächerlich oder
abscheulich sind, ausländisch klingen oder Anlass zu Verwechslungen geben.

41 Kraft Artikel 1 dieses Gesetzes ist die Wahl des Vornamens völlig frei geworden mit
dem einzigen Vorbehalt, dass er nicht zu Verwechslungen führen oder den Interes-
sen des Kindes oder von Dritten schaden darf.

42 Gesetz vom 5. Juli 1998 über die A} nderung von Artikel 249 des Gesetzes über die
Eintragungs-, Schreib- und Hypothekengebühren, B.S., 21. August 1998.

43 Artikel 1 des Erlasses vom 11. Germinal Jahr XI.
44 Gesetzesvorschlag zur A} nderung von Artikel 249 des Gesetzes über die Eintragungs-,

Schreib- und Hypothekengebühren, Parl.Dok., Abgeordnetenkammer, Ordentliche
Sitzung 1995-1996, Nr. 683/3.
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Vornamens ihres Kind nachzudenken, führte jedoch letztlich zur An-
nahme einer deutlich restriktiveren Formulierung45.

Daraus resultiert, dass Personen, die vor dem Inkrafttreten des Ge-
setzes vom 15. Mai 1987 in Gemeinden mit einer strikten Auslegung
der Gesetzgebung geboren wurden, nicht in den Genuss dieser Er-
mäßigung kommen können, obwohl ihr erster Vorname, wenn auch
nicht „eindeutig veraltet“, so doch nicht der Vorname ist, den ihre
Eltern ursprünglich gewählt hatten. Im üblichen Sprachgebrauch ha-
ben diese Personen stets den von ihren Eltern gewählten Vornamen
getragen. Nach der Abschaffung der Möglichkeit, den Rufnamen in
den Personalausweis eintragen zu lassen (die bis zur Einführung der
zentralisierten Herstellung der Personalausweise bestand und das
Gefühl einer gewissen offiziellen Anerkennung dieses Rufnamens er-
zeugt hatte), fühlten sich diese Personen eines grundlegenden Ele-
ments ihrer Identität beraubt und stellten natürlich einen Antrag auf
Vornamensänderung. Die Erhebung einer Eintragungsgebühr von
20.000 BEF stellt jedoch für die meisten von ihnen ein echtes finanzi-
elles Hindernis dar und wird von den Betroffenen sehr schlecht auf-
genommen, die nicht annehmen, dass das Motiv ihres Antrags allein
auf ästhetische Erwägungen oder eine Modeerscheinung reduziert
wird, für die eine hohe Gebühr erhoben wird.

Das Justizministerium räumt ein, dass es mit einer beträchtlichen An-
zahl von Anträgen befasst war, die auf dem tatsächlichen Gebrauch
des Rufnamens basierten. Auf die Frage nach der Möglichkeit, die
ermäßigte Eintragungsgebühr auf Anträge auf Ersetzung des ersten
Vornamens durch den Rufnamen auszudehnen, sofern der Antrags-
teller vor dem Inkrafttreten des Gesetzes vom 15. Mai 1987 geboren
ist und den ständigen Gebrauch seit seiner Geburt nachweisen kann,
verschanzte sich das Ministerium hinter der Notwendigkeit, den
Grundsatz des feststehenden Vornamens zu bewahren. Da das Ge-
setz vom 15. Mai 1987 nicht das Bestehen von zwingenden Gründen
für die Vornamensänderung vorschreibe, stelle eine finanzielle Hürde
das einzige Mittel dar, um die Zahl der Anträge zu begrenzen. Die
A} nderung von Artikel 249 des Gesetzes über die Eintragungs-,
Schreib- und Hypothekengebühren von 1998 hat bereits zu einem
deutlichen Anstieg der Zahl der Anträge auf Vornamensänderung
geführt und das Justizministerium befürchtet, dass eine Erweiterung
des Anspruchs auf ermäßigte Gebühren zu einer weiteren Zunahme
der Anträge führt, die schwer zu bewältigen wäre. Grundlegend ist
es der Ansicht, dass das eigentliche Prinzip einer Erweiterung des
Anspruchs auf ermäßigte Gebühren und deren Auswirkungen die

45 Parl. Dok., Abgeordnetenkammer, Ordentliche Sitzung 1997-1998, Nr. 683/6: „Eindeu-
tig veraltete Vornamen“.
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Grundlagen der gegenwärtigen Gesetzgebung und das Prinzip des
feststehenden Vornamens, auf dem sie beruht, in Frage stellen wür-
den. Ohne sich zur Begründetheit dieser Analyse äußern zu wollen,
stellt das Kollegium fest, dass sie keine Lösung für die Sorgen einer
bedeutenden und genau definierten Gruppe von Bürgern bietet, die,
wenn sie dem Gesetzgeber von 1998 besser bekannt gewesen wäre,
die endgültige Abfassung von Artikel 249 des Gesetzes über die Ein-
tragungs-, Schreib- und Hypothekengebühren hätte beeinflussen kön-
nen. Das Kollegium hielt es für wichtig, den Gesetzgeber im Rahmen
dieses Berichts davon in Kenntnis zu setzen.

Die Notwendigkeit der Anpassung von Artikel 335 §3 Absatz 2
des Zivilgesetzbuches

Ein verheirateter Mann hatte Kinder mit einer anderen Frau als seiner
Ehegattin. Da die Mutter selbst nicht verheiratet war, hatten die Kin-
der ihren Namen erhalten. Die Tatsache, dass der Vater sie anerkannt
hat, hatte insofern keinen Einfluss auf ihren Namen, als die Abstam-
mung väterlicherseits erst nach der Abstammung mütterlicherseits
festgestellt worden war. Der Beschwerdeführer wollte aber, dass die
Kinder seinen Namen tragen. Artikel 335 §3 Absatz 2 des Zivilgesetz-
buches sieht vor, dass in diesem Fall Vater und Mutter gemeinsam in
einer vom Standesbeamten ausgefertigten Urkunde erklären können,
dass das Kind den Namen seines Vaters tragen wird. Die Urkunde
muss innerhalb einer bestimmten Frist nach der Abstammungsfest-
stellung ausgestellt werden. Absatz 2 besagte aber, dass, wenn der
Vater noch verheiratet ist, diese Urkunde nicht ohne die Zustimmung
der Ehefrau ausgestellt werden darf. Der Beschwerdeführer befand
sich im Scheidungsverfahren und seine Ehefrau widersetzte sich der
Namensänderung. Er versuchte deshalb, die Namensänderung seiner
außerehelich geborenen Kinder mit dem Verwaltungsverfahren zur
Namensänderung durchzusetzen. Nach zweijähriger Wartezeit war
er mit seiner Geduld am Ende und wandte sich an den föderalen
Ombudsmann. Dieser unterrichtete das Justizministerium, dass der
Schiedshof in einer Entscheidung über eine Vorabentscheidungsfrage
erklärt hatte, dass Artikel 335 §3 Absatz 2 des Zivilgesetzbuches im
Widerspruch zu den (ehemaligen) Artikeln 6 und 6a (neu; Artikel 10
und 11) der Verfassung stehe46. Tatsächlich vertritt der Schiedshof die
Auffassung, dass der beanstandete Artikel vom Vater im Ehebruch
gezeugte Kinder gegenüber anderen Kindern benachteiligt. Als zen-
tralen Punkt seiner Argumentation führt der Gerichtshof an, dass der
Gesetzgeber, als er die Vergabe des Namens für das vom Vater im

46 SH, Urteil Nr. 38/93 vom 19. Mai 1993, B.S., 9. Juni 1993.
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Ehebruch gezeugte Kind von der Zustimmung der Ehefrau abhängig
macht, nur darauf bedacht war, die Interessen der legitimen Familie
zu schützen, während der Gesetzgeber hingegen die Zustimmung
der Ehefrau nicht für die gerichtliche Bestätigung der Vaterschaftsan-
erkennung eines vom Vater im Ehebruch gezeugten Kindes für erfor-
derlich hielt (Artikel 319a des Zivilgesetzbuches). Der Gerichtshof
stellt fest, dass der Gesetzgeber in diesem Punkt dem Grundrecht des
betroffenen Kindes auf Achtung seines Familienlebens Vorrang ein-
räumen wollte. Nach Ansicht des Gerichtshofs genügt deshalb die
Berufung auf die Interessen der legitimen Familie allein nicht als an-
gemessene Begründung für das Erfordernis der Zustimmung der
Ehefrau des Vaters zur Namensänderung, die mit der Feststellung
des neuen Abstammungsverhältnisses verbunden ist. Zumal sich die
Ehefrau dieser A} nderung absolut widersetzen kann, ohne dass die
beanstandete Bestimmung dem Richter irgendeinen Ermessensspiel-
raum entsprechend der Umstände im Einzelfall gewährt.

Das Justizministerium entgegnete dem föderalen Ombudsmann, dass
die Urteile des Schiedshofs in Verbindung mit seiner Entscheidung
über die Vorabentscheidungsfrage, in denen die Rechtswidrigkeit ei-
ner Gesetzesbestimmung festgestellt wurde, an sich nicht zur Aufhe-
bung der betreffenden Bestimmung führen. Da die Bestimmung bis
zu einer A} nderung oder Abschaffung in Kraft bleibt, meint das Mi-
nisterium, dass seine Bediensteten zu ihrer Anwendung verpflichtet
sind. Folglich besteht die Verwaltungspraxis für Anträge auf Namen-
sänderung von im Ehebruch gezeugten Kindern darin, das endgül-
tige Scheidungsurteil abzuwarten. In diesem Zusammenhang weist
das Ministerium darauf hin, dass das Verwaltungsverfahren zur Na-
mensänderung erst eröffnet wird, wenn es für den Antragsteller die
einzige Möglichkeit zur Lösung des Problems darstellt, das sich aus
dem Namen, dessen A} nderung beantragt wird, ergibt. Für die Ver-
waltung darf dieses Verfahren nicht genutzt werden, um die Rechts-
normen in Bezug auf die Abstammung und die Vergabe des Namens
zu umgehen. In der Tat wären viele Männer versucht, nicht die Zu-
stimmung ihrer Ehefrau zur Namensänderung eines im Ehebruch
gezeugten Kindes einzuholen und sich für ein Verwaltungsverfahren
zur Namensänderung zu entscheiden, (eventuell) ohne ihre Ehefrau
über dieses Verfahren in Kenntnis zu setzen. Die systematische Ge-
währung der Namensänderung, ohne die Bestimmungen von Artikel
335 §3 Absatz 2 des Zivilgesetzbuches zu erfüllen, würde außerdem
dazu führen, dass diese Bestimmungen des Zivilgesetzbuches um-
gangen werden, indem man die Frist für die Erstellung der Urkunde
zur Erklärung der Namensänderung verstreichen lässt und den Na-
men später im Rahmen eines Verwaltungsverfahrens ändert. Deshalb
wurde die vom Antragsteller beantragte Namensänderung erst be-
willigt, nachdem das Scheidungsurteil rechtskräftig war. Das Kolle-
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Fä

lle

63



gium der föderalen Ombudsmänner meint, dass der Standpunkt des
Ministeriums rechtlich begründet ist, und empfiehlt deshalb eine A} n-
derung von Artikel 335 §3 Absatz 2 des Zivilgesetzbuches, um der
Rechtsprechung des Schiedsgerichtshofs Rechnung zu tragen, der das
Erfordernis der Zustimmung der Ehefrau zur Namensänderung des
vom Vater im Ehebruch gezeugten Kindes für verfassungswidrig hält
(vgl. S. 222).

Beschwerden von Internierten

Die föderalen Ombudsmänner waren im Berichtszeitraum 2000 mit
einer Reihe von Beschwerden befasst, die internierte Personen oder
ihre Familienangehörigen eingereicht hatten. Die meisten dieser Be-
schwerden betrafen die Haftanstalt Merksplas. Die Beschwerden der
Familienangehörigen bezogen sich im Allgemeinen auf die Organisa-
tion der Besuche und die Telefongespräche. Die Leitung zeigte sich
bei der Prüfung dieser Beschwerden äußerst verständnisvoll. So
wurde als Reaktion auf die Bemerkungen der Partnerin eines Häft-
lings, die eine fünfstündige Reise zu den wöchentlichen Besuchen am
Samstag unternehmen musste, die Besuchszeit einigen einfachen
strukturellen Anpassungen unterzogen. Ebenso zeigte sich die Lei-
tung bereit, den Schlussfolgerungen einer Arbeitsgruppe zur Moder-
nisierung der veralteten Regelung der Telefonbenutzung vorzugrei-
fen, indem sie in besonderen Fällen die Genehmigung für Anrufe zu
Mobiltelefonen (vom Typ GSM) erteilte. Die Beschwerden der Inter-
nierten betrafen hauptsächlich die Betreuung der Internierten in der
Anstalt und die Vorbereitung der Entlassung aus Merksplas. Die Be-
arbeitung dieser Beschwerden erbrachte praktisch keinerlei Fort-
schritte. Anderthalb Jahre nach der Vorlage seines Berichts sind die
Anmerkung des Ausschusses für Sicherheitsverwahrung immer noch
aktuell. Hier ein Auszug: „Einen wichtigen Grund für die Funktionsstör-
ung des Gesetzes über die Sicherungsverwahrung bilden ohne Zweifel die
unzureichenden Möglichkeiten für die therapeutische Betreuung der Häft-
linge. Die Nachlässigkeit der öffentlichen Hand, die nie medizinisch und
wissenschaftlich annehmbare Strukturen in den Justizvollzugsanstalten und
Anstalten zur Sicherheitsverwahrung (EDS) organisiert hat, ist offenkundig
und wird bis zum heutigen Tag vergeblich kritisiert. Im Laufe der Zeit hat
sich die Kluft zwischen dem geringen Qualitätsniveau der in den Haftan-
stalten bereitgestellten psychiatrischen Betreuung im Vergleich zu den zivi-
len Aufnahmestrukturen vertieft. Es ist interessant festzustellen, dass sich
die Situation in der Anstalt zur Sicherheitsverwahrung von Tournai, gegen-
wärtig ,Les Marroniers’, verbessert hat, seit sie nicht mehr dem Justizmini-
sterium, sondern dem Gesundheitsministerium untersteht. Es konnte sich
an die Normen des Gesundheitsministeriums für psychiatrische Kranken-
häuser anpassen und die Anforderungen der Inspektionsorgane der Wallo-
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nischen Region unterwerfen, sodass sich die Qualität der bereitgestellten
Fürsorge hier deutlich verbessert hat47.“

Bei der Prüfung der Beschwerden konnte festgestellt werden, dass
die Betreuung der Internierten absolut unzureichend war. So wurde
deutlich, dass die Haftanstalt Merksplas nur über einen Psychiater
für 200 Internierte verfügt. Dieser Mann ist Vollzeit beschäftigt und
leistet 24 Stunden pro Woche. Er wird von einem Psychiatrieprakti-
kanten unterstützt, der alle sechs Monate wechselt. Diese beiden
Psychiater gewährleisten die Erarbeitung aller Berichte einschließlich
der Berichte an den Ausschuss für Sicherheitsverwahrung.

Zwei Probleme kehren immer wieder. Das erste betrifft die freie Wahl
des behandelnden Arztes. Wer keine eigenen finanziellen Mittel be-
sitzt, fällt ausschließlich in die Zuständigkeit des Anstaltspsychiaters,
der im übrigen für die Berichterstattung an den Ausschuss für Sicher-
heitsverwahrung verantwortlich ist. Das sorgt vor allem bei den
Langzeiteingewiesenen für viel A} rger und Frustration. Das zweite
Problem ergibt sich daraus, dass es in der Flämischen Gemeinschaft
keine Einrichtung gibt, welche die Eingewiesenen aufnehmen kann
und will, für die die Einweisung in eine geschlossene psychiatrische
Anstalt nach der Haftanstalt die geeignete Maßnahme wäre. Der Eu-
ropäische Ausschuss für die Verhinderung von Folter und unmensch-
licher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe hat diese Situation
wiederholt kritisiert. Der Europäische Gerichtshof für Menschen-
rechte (EGMR) hat Belgien verurteilt, weil ein Internierter sieben Mo-
nate in einem für seinen Geisteszustand ungeeigneten angegliederten
psychiatrischen Abteilung untergebracht war, bevor er in eine geeig-
nete Anstalt überwiesen wurde48. Trotz dieser Verurteilung stellt das
Kollegium fest, dass einige Internierte mehrere Jahre in Merksplas
bleiben, ohne dass sich ihnen eine konkrete Perspektive für die Auf-
nahme in eine spezialisierte Einrichtung bietet. Auch hier hält es das
Kollegium für erforderlich, das Parlament zu informieren, damit eine
Initiative ergriffen wird, um Belgien in Einklang mit der Europäischen
Menschenrechtskommission zu bringen.

47 Abschlussbericht über die Arbeiten des Ausschusses für Sicherheitsverwahrung, Ju-
stizministerium, April 1999, S. 70.

48 EGMR, Urteil vom 30. Juli 1998, Rechtssache Nr. 61/1997/845/1051.
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3.3.4. Schlussfolgerungen und Empfehlungen

Das Kollegium formuliert zwei allgemeine Empfehlungen. Sie betref-
fen zum einen die Umsetzung des abgestuften Ersatzsystems für die
beglaubigte Kopie der Geburtsurkunde, wie sie in Artikel 5 des
Staatsangehörigkeitsgesetzes vorgesehen ist, beim Verfahren der An-
kündigung der Eheschließung gemäß Artikel 63 und folgende des
Zivilgesetzbuches und zum anderen die Anpassung von Artikel 335
§3 Absatz 2 des Zivilgesetzbuches an die Rechtsprechung des Schieds-
hofs, der das Erfordernis der Zustimmung der Ehefrau zur Namen-
sänderung des außerehelich geborenen Kindes ihres Ehegatten für
verfassungswidrig hält. Mit schmerzlichen Fällen konfrontiert, ver-
weist das Kollegium auf die Notwendigkeit, eine angemessene the-
rapeutische Betreuung von Eingewiesenen zu garantieren.
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3.4. Innenministerium

3.4.1. Beschwerden und Vermittlungsanträge betreffend die
Einreise ins Staatsgebiet, den Aufenthalts, die
Niederlassung und das Entfernen von Ausländern

3.4.1.1. Zahlen

Ausländeramt + GFS

Ausländeramt 491

Generalkommissariat für Flüchtlinge

und Staatenlose (GFS) 2

99,6%

0,4%

GESAMT 493

Anzahl

Ausländeramt + GFS
Zulässige Beschwerden nach Sprache

Französisch 275

Niederländisch 206

Deutsch / andere 12

GESAMT 493

Anzahl55,8%

2,4%

41,8%
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Ausländeramt + GFS
Zulässige Beschwerden nach Bearbeitungsphase

Empfangsbestätigungen 19

Akten in der Ermittlungsphase 185

Akten in der Untersuchungsphase 9

Vermittlungsverfahren 2

Aussetzungen 3

Vorschläge 8

Abgeschlossene Akten 267

3,9%

37,5%

1,8%
0,4%

0,6%
1,6%

54,2%

GESAMT 493

Anzahl

Bewertung der abgeschlossenen Akten Anzahl
Angemessene Verwaltung 71
Unangemessene Verwaltung 123
Ohne Bewertung 73
GESAMT 267

Ausländermat + GFS
Unangemessene Verwaltung nach Kriterium

Richtige
Rechtsanwendung 3

Vertrauensgrundssatz 7

Angemessene Frist 92

Sorgfaltsgrundsatz 36

Begründung der Verwaltungsakte 6

Angemessene Archivierung 1

Aktive und passive Information 18

Angepasste Zugänglichlichkeit 9

  

1,7% 4,1%

53,5%
20,9%

3,5%

10,5%

0,6%

5,2%

GESAMT 172

Anzahl
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3.4.1.2. Vorbemerkungen / Kontakte mit der Verwaltung

Nach wie vor gehen zahlreiche Beschwerden über die Arbeitsweise
des Ausländeramtes ein. Die schleppende Umsetzung des neuen Re-
gularisierungsverfahrens hat zu einer Stockung bei der Bearbeitung
der Beschwerden bezüglich früherer Regularisierungsanträge geführt,
die auf der Basis von Artikel 9, Absatz 3 des Gesetzes vom 15. De-
zember 1980 über den Zugang zum Staatsgebiet, den Aufenthalt, die
Niederlassung und das Entfernen von Ausländern eingereicht wor-
den waren. Die Weiterleitung der Fälle an den Regulierungsausschuss
hatte im Berichtszeitraum insbesondere zur Folge, dass die Anträge,
die zum Teil bereits mehrere Jahre auf die Bearbeitung warteten, noch
ein weiteres Jahr warten mussten. Hingegen ist die Zahl der Be-
schwerden im Bereich der Visa stark gesunken, während es noch
Ende 1999 eine starke Zunahme solcher Beschwerden gegeben hatte.
Die Einführung der EDV für die Kommunikation zwischen 25 wich-
tigen diplomatischen Stellen und dem Ausländeramt liefert unbe-
streitbar eine erste Erklärung für diese Feststellung. Ebenso wichtig
ist auch die Entwicklung des Informationsdienstes für die O} ffentlich-
keit im Erdgeschoss des Gebäudes, in dem das Ausländeramt unter-
gebracht ist, zu einem Dienst, der sich um die Qualität für die O} ffent-
lichkeit sorgt und ein wirksamer Vermittler zwischen den betroffenen
Personen und den Bearbeitungsstellen ist. Dieser Dienst steht den
Besuchern im Prinzip täglich vormittags von 9.00 bis 12.00 Uhr ohne
Absprache und nachmittags von 13.00 bis 16.00 Uhr telefonisch oder
nach Terminvereinbarung zur Verfügung49. In einer internen Mittei-
lung vom 29. November 2000 wird präzisiert, dass die Aufgabe des
Dienstes in der Bereitstellung von allgemeinen und besonderen Infor-
mationen für die Interessenten besteht. Außerdem kann dieser Dienst
der Generaldirektion Beschlussvorschläge unterbreiten, wenn er ei-
nen durch die Verwaltung verursachten Fehler oder Rückstand fest-
stellt. Die verschiedenen Bearbeitungsstellen wurden aufgefordert,
mit der Aufnahmestruktur zusammenzuarbeiten, die als ein maßgeb-
liches Werkzeug zur Verbesserung des Verhältnisses zur O} ffentlich-
keit angesehen wird. Außerdem wurde dem Dienst die Aufgabe
übertragen, den Betroffenen Originale von Personenstandsurkunden
zurückzugeben, die dem Ausländeramt im Rahmen eines Verwal-
tungsverfahrens und zur Prüfung von Anträgen auf Visumsverlänge-
rung übergeben worden waren. Für den Zeitraum vom 15. Januar
2000 bis Ende Dezember 2000 hatte dieser Dienst 15.586 Interventio-
nen zu verzeichnen. Wenn sich eine Person ohne vorherige Schritte

49 Q.R., Abgeordnetenkammer, Ordentliche Sitzung 2000-2001, Frage Nr. 104 vom 27.
März 2000 (Creyf), S.2694; Q.R., Senat, Ordentliche Sitzung 2000-2001, Frage Nr. 621
vom 4. Mai 2000 (Laloy).
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oder mit einer einfachen Anfrage an den föderalen Ombudsmann
wendet, dann verweist sie das Kollegium nunmehr direkt an diesen
Dienst.

Die monatlichen Arbeitstreffen, in denen das Kollegium und das Amt
die Fälle erörtern, sind sehr nützlich, und der Empfang des Kollegi-
ums ist stets von hoher Qualität. Das ist ein Beispiel für eine wirk-
same Zusammenarbeit zwischen der Verwaltung und dem parlamen-
tarischen Bürgerbeauftragten. Das Kollegium bedauert hingegen,
dass die Qualität dieser Zusammenarbeit nicht auch im Schriftwech-
sel des Ausländeramtes zur Beantwortung der Korrespondenz und
der Empfehlungen des Kollegiums zu strukturellen und grundsätzli-
chen Fragen zum Ausdruck kommt. So sind mehrere dieser Fragen
seit Monaten unbeantwortet geblieben.

3.4.1.3. Analyse der wichtigsten Problemstellungen,
Beschwerden und Vermittlungsanträge

Weiterverfolgung der Empfehlungen

In seiner allgemeinen Empfehlung 98/1 hat das Kollegium geäußert,
dass die Verwendung von Kriterien, deren Bekanntgabe sie ablehnt,
durch die Verwaltung im völligen Widerspruch zu den Prinzipien
der Transparenz der Verwaltung, der Rechtssicherheit und des be-
rechtigten Vertrauens steht, bei denen es sich um allgemeine Rechts-
grundsätze oder Grundsätze der ordnungsgemäßen Verwaltung han-
delt50. Während diese Empfehlung mit der Annahme des Gesetzes
vom 22. Dezember 1999 über die Regularisierung des Aufenthalts
bestimmter Kategorien von Ausländern, die sich auf dem Staatsge-
biet des Königreichs aufhalten, in Bezug auf die Bearbeitung der Re-
gularisierungsanträge erfüllt wurde, ist die Anwendung verborgener
Kriterien bei der Prüfung anderer Beschwerden betreffend das Aus-
länderamt nach wie vor häufig festzustellen. Unter diesem Gesichts-
punkt bleibt das Kollegium auch wachsam im Hinblick auf die Ein-
führung von zusätzlichen Bedingungen, die nicht im Gesetz festge-
legt sind, durch das Ausländeramt, sei es mittels Rundschreiben oder
der einfachen Verwaltungspraxis.

Im übrigen hat der Informationsdienst für die O} ffentlichkeit des Aus-
länderamtes die allgemeine Empfehlung 98/2 des Kollegiums über
die Ausstellung einer Empfangsbestätigung für die U} bergabe von
Dokumenten an die Verwaltung, zumindest auf Verlangen des Bür-

50 Vgl. „Die Kontrolle der U} berschreitung der Amtsbefugnisse oder die Kontrolle der
Rechtstreue“ und „Die Kontrolle der ordnungsgemäßen Verwaltung“, Jahresbericht
2000, S. 21-22.
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gers, befolgt. Das Kollegium drängt darauf, dies zu einer automati-
schen Praxis zu machen. Der Dienst sorgt auch dafür, dass die im
Ausländeramt für die Bearbeitung einer Akte zuständigen Stellen den
Empfang quittieren, wenn ihnen Dokumente zur Ergänzung der Ak-
ten übermittelt werden.

Durch die Schaffung dieses Informationsdienstes für die O} ffentlich-
keit hat das Ausländeramt eindeutig einen Schritt zur praktischen
Umsetzung der allgemeinen Empfehlung 99/5 des Kollegiums getan,
die die Bedeutung der Informationsbeamten hervorhebt. Tatsächlich
erteilt dieser Dienst neben Informationen über konkrete Fälle auch
allgemeine Auskünfte über die verschiedenen Verwaltungsverfahren
betreffend Ausländer.

Das Regularisierungsgesetz vom 22. Dezember 1999

Ohne im Einzelnen auf das Hin und Her einzugehen, das den Beginn
der Arbeiten des Regularisierungsausschusses umgab, stellt das Kol-
legium fest, dass es einen erheblichen Rückstand bei der Bearbeitung
der Fälle bewirkt hat, so dass die vom Minister ursprünglich bekannt
gegebene Frist von einem Jahr für die Regularisierungsaktion auf 18
Monate verlängert wurde. Ohne Mutmaßungen anstellen zu wollen,
ob der Ausschuss diese Frist einhalten kann oder nicht, stellt sich die
Frage nach einer angemessenen Frist für die Bearbeitung der Regu-
larisierungsanträge bereits ganz klar für alle Personen, die seit über
einem Jahr auf eine Entscheidung warten, wobei noch nicht einmal
mit der U} berprüfung ihres Antrags begonnen wurde. Neben den Be-
schwerden über die Bearbeitungsdauer der Anträge betrafen die Be-
schwerden in Bezug auf das Regularisierungsverfahren hauptsäch-
lich die Folgemaßnahmen bei positiven Stellungnahmen des Aus-
schusses und die Problematik der sogenannten „technischen“
Regularisierungen51. Die Beschwerden über die Ablehnung der Ge-
währung von Sozialhilfe für Regularisierungsbewerber werden im
Kapitel über das Ministerium der sozialen Eingliederung behandelt,
weil es sich hier um ein Thema handelt, das in seine Zuständigkeit
fällt, wenngleich die Frage eng mit den Bestimmungen von Artikel 14
des Regularisierungsgesetzes verbunden ist (vgl. unten S. 154).

Was die Weiterverfolgung der vom Ausschuss übermittelten Akten
anbelangt, so war deren Umsetzung schwierig. Die an das Ausländ-
eramt gestellten U} berprüfungsanträge betreffend die Störung der öf-

51 Hierbei handelt es sich um Regularisierungsanträge, für die gemäß Teil I des Rund-
schreibens vom 15.Dezember 1998, außerordentliche Umstände als gegeben ange-
nommen werden, weil die Bedingungen für die Erlangung einer Aufenthaltsgeneh-
migung erfüllt sind und der Antrag zu einem Zeitpunkt eingereicht wurde, als sich
der Betreffende noch legal auf dem Staatsgebiet aufhielt.
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fentlichen Ordnung haben zunächst Fristen zwischen der Stellung-
nahme des Ausschusses und der abschließenden Entscheidung des
Ministers bewirkt, die zum Teil mehrere Monate betrugen. Im No-
vember 2000 fand eine Aufholaktion statt und dem Ausländeramt
wurden strenge Fristen für seine Stellungnahme gesetzt. Das Kolle-
gium konnte seither einen deutlichen Rückgang der zu diesem Punkt
eingereichten Beschwerden feststellen, was vermuten lässt, das die
Bearbeitungszeit tatsächlich verkürzt wurde.

Bereits im Januar 2000 machte das Kollegium der föderalen Ombuds-
männer den Innenminister auf das Problem aufmerksam, das sich für
die Personen abzeichnete, die einen sogenannten „technischen“ Re-
gulierungsantrag gestellt hatten, dessen Prüfung durch das Ausländ-
eramt lief, wenn sie nicht systematisch über die Notwendigkeit infor-
miert werden, sich in Anwendung von Artikel 15 des Gesetzes vom
22. Dezember 1999 ausdrücklich gegen die Weiterleitung ihres An-
trags an den Ausschuss zu stellen. Trotz der Versicherungen des Mi-
nisters, dass das Nötige getan wurde, um zu versuchen, Kontakt mit
den Personen aufzunehmen, die ein Interesse daran haben könnten,
dass ihr Regularisierungsantrag im Rahmen der sogenannten techni-
schen Regularisierung weiterbearbeitet wird, wurde deutlich, dass
viele der Betroffenen nicht über die Weiterleitung ihrer Akte an den
Regularisierungsausschuss in Kenntnis gesetzt worden waren, sodass
sie sich selbst nach Ablauf der in Artikel 15 vorgesehenen Frist weiter
beim Ausländeramt über den Fortgang ihres Antrags erkundigten.
Ab April 2000 erkannte der Innenminister das Bestehen des Problems
und die möglichen unangenehmen Folgen für die Betroffenen an und
erteilte dem Ausländeramt Anweisungen, damit es die Bearbeitung
dieser Anträge wieder aufnimmt und die Ausstellung einer Aufent-
haltsgenehmigung durch die Gemeindebehörden von der Unterzeich-
nung einer Verzichtserklärung auf einen Antrag beim Ausschuss ab-
hängig macht. Das Ausländeramt und der Regularisierungsausschuss
wurden aufgefordert sich bei der Umsetzung dieser Anweisungen
abzustimmen, was der Minister dem Kollegium im Juli 2000 noch
einmal bestätigte. Der Minister plante zu diesem Zeitpunkt, diese
Anweisungen in Form eines Rundschreibens zu verbreiten.

Später stellte das Kollegium anhand von verschiedenen Beschwer-
den, mit denen es befasst war, fest, dass das Ausländeramt die Bear-
beitung der ursprünglichen Regularisierungsanträge nicht, wie vom
Minister empfohlen, wieder übernommen hatte, sondern verlangte,
dass die Betroffenen zunächst ihren Antrag beim Regulierungsaus-
schuss zurückziehen und dann bei ihrer Gemeindebehörde einen
neuen Antrag auf der Basis von Artikel 9 Absatz 3 des Gesetzes vom
15. Dezember 1980 stellen. Das Kollegium übermittelte dem Ausländ-
eramt sofort seine Vorbehalte gegen diese Verfahrensweise, die die
Prozedur für die Betroffenen unnötig erschwert, während der Mini-
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ster in seinen Anweisungen vom April 2000 ausdrücklich anerkannt
hatte, das diese Personen sich zu Recht als nicht von der Informati-
onskampagne in den Medien betroffen fühlen konnten, die den
Hauptakzent auf die Situation der „schriftenlosen Ausländer“ gesetzt
hatte. Was das Informationsschreiben anbelangt, so stellte dies zwar
keine gesetzliche Verpflichtung dar, entsprach aber einer ausdrückli-
chen Verpflichtung, die der Innenminister gegenüber dem Parlament
im Rahmen der vorbereitenden Arbeiten für das Gesetz vom 22. De-
zember 1999 eingegangen war, damit sich die Betroffenen für eines
der beiden Verfahren entscheiden können52. Heute wird aber eindeu-
tig klar, dass dieses Schreiben nicht an alle betroffenen Personen ge-
richtet werden konnte. Für diejenigen, die es nicht erhalten haben,
erfolgte also die Weiterleitung ihres Antrags an den Regulierungsaus-
schuss nicht in Kenntnis der Sache und bedeutet einen Verstoß gegen
das Gleichheitsprinzip und den Grundsatz des berechtigten Vertrau-
ens53. Deshalb gebot es die ordnungsgemäße Verwaltung, eine gün-
stigere Situation für diese Personen anzustreben, um den Fehler zu
korrigieren und sie wieder in ihre frühere Lage zu versetzen.

Im übrigen ergibt sich ein grundsätzlicher Einwand gegen die Ar-
beitsmethode des Ausländeramtes. Während der Aufenthalt der Be-
troffenen in dem Moment, als sie ihren Antrag auf „technische“ Re-
gulierung stellten, im Prinzip legal war, ist er es im Allgemeinen jetzt
nicht mehr. Aber gemäß dem Rundschreiben vom 15. Dezember 1998
über die Anwendung von Artikel 9 Absatz 3 des Gesetzes vom 15.
Dezember 1980 über die Einreise ins Staatsgebiet, den Aufenthalt, die
Niederlassung und das Entfernen von Ausländern sowie die Regula-
risierung von besonderen Situationen (1. Teil) werden die besonderen
Umstände als gegeben angenommen, wenn nicht nur die Vorausset-
zungen für die Erlangung einer Aufenthaltsgenehmigung erfüllt sind,
sondern der Antrag auch zu einem Zeitpunkt eingereicht wurde, als
sich der Betroffene noch legal auf dem Staatsgebiet aufhielt. Wer das
vom Ausländeramt angebotene Verfahren akzeptiert, läuft also Ge-
fahr, dass seine Aufenthaltsgenehmigung später mit der Begründung
abgelehnt wird, dass die besonderen Umstände, die ihn daran gehin-
dert haben, die Erlaubnis von seinem Herkunftsland aus zu beantra-
gen, nicht bestehen. Wenn also nicht ausdrücklich vorgesehen wird,
dass das Bestehen dieser besonderen Umstände im Falle eines neuen
Antrags als gegeben angenommen werden, verstößt das vom Aus-

52 Parl. Dok., Abgeordnetenkammer, Ordentliche Sitzung 1999-2000, Nr. 234/1 und
234/5.

53 Tatsächlich musste die Verpflichtung des Ministers gegenüber dem Parlament, alle
betroffenen Personen zu informieren, diejenigen, die das Schreiben des Ministers
nicht erhalten hatten, in dem Gefühl bestärken, dass sie nicht vom Inkrafttreten des
Gesetzes vom 22. Dezember 1999 betroffen waren.
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länderamt angebotene Verfahren auch gegen den Grundsatz der
Rechtssicherheit. Das vom Innenminister empfohlene Verfahren ver-
mied diese Klippe. Deshalb hat das Kollegium der föderalen Om-
budsmänner das Ausländeramt ausdrücklich aufgefordert, die U} ber-
prüfung der sogenannten technischen Regularisierungsanträge, bei
denen die Antragsteller nicht offiziell über die Entscheidung infor-
miert worden waren, die sie gemäß Artikel 15 dieses Gesetzes zu
treffen haben, wieder aufzunehmen, ohne dass sie einen neuen An-
trag stellen müssen, und die Betroffenen einzeln darüber zu informie-
ren. Das Ausländeramt antwortete dem Kollegium im Oktober 2000,
dass das Problem von seinen Dienststellen geprüft werde und in den
nächsten Tagen zwecks Empfehlung und Entscheidung dem Innen-
minister vorgelegt werde. Zum Zeitpunkt der Erarbeitung dieses Be-
richts war aber offenbar noch keine Entscheidung gefallen. Die Ein-
zelfälle, in denen die vom Kollegium formulierten Vorschläge bis jetzt
noch immer ohne konkrete Folgen geblieben sind, werden ihrerseits
demnächst Gegenstand einer offiziellen Empfehlung an den Innen-
minister sein. Im übrigen möchte das Kollegium darauf hinweisen,
dass das Einfrieren der Regularisierungsakten beim Ausländeramt
im Herbst 1999, das in unserem vorherigen Jahresbericht54 zur Spra-
che gebracht worden war, zur Entstehung von dramatischen Situatio-
nen beigetragen hat, wo Personen, die auf der Basis von Artikel 9
Absatz 3 des Gesetzes vom 15. Dezember 1980 vor dem Inkrafttreten
des Gesetzes vom 22. Dezember 1999 eine positive Entscheidung über
ihren „technischen“ Regulierungsantrag hätten erreichen können,
jetzt eine Stellungnahme des Regularisierungsausschusses abwarten
müssen – wohl wissend, dass sie die Kriterien des Regularisierungs-
gesetzes nicht erfüllen und die Aufenthaltserlaubnis, die sie zum
Zeitpunkt der Einreichung ihres ursprünglichen Antrags besaßen, in-
zwischen abgelaufen ist. Die Verwaltung dieser Akten hat bereits
dazu geführt, dass der Aufenthalt von Personen de facto illegal wurde,
während der Gesetzgeber im Dezember 1999 gerade diese Situation
beenden wollte.

Rundschreiben

Das Kollegium der föderalen Ombudsmänner stellt fest, dass das
Ausländeramt seine Rundschreiben nicht immer zügig an die gesetz-
lichen A} nderung anpasst, die nach der Ausgabe des Rundschreibens
eintreten. Außerdem sind einige Elemente, die sinvollerweise der

54 KFO, Jahresbericht 1999/1, S. 38-39.
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breiten O} ffentlichkeit bekannt gemacht werden sollten, in keinem
Rundschreiben enthalten55.

Das Rundschreiben vom 30. September 1997 über die Gewährung
einer Aufenthaltserlaubnis auf der Basis des Zusammenlebens in ei-
ner dauerhaften Beziehung (B.S., 14.11.1997) verlangt noch die Vor-
lage eines notariell beglaubigten Vertrags über eine gemeinschaftliche
Haushaltsführung. Seit Inkrafttreten zum 1. Januar 2000 des Gesetzes
vom 23. November 1998, mit dem das legale Zusammenleben in das
Zivilgesetzbuch aufgenommen wurde und das vor allem eine Er-
klärung über das legale Zusammenleben vor dem Standesbeamten
vorsieht, gibt es unter dem Blickwinkel des Aufenthaltsrechts keinen
Grund mehr, einen notariell beglaubigten Vertrag über eine gemein-
schaftliche Haushaltsführung zu verlangen. Mit einer Klage zu die-
sem Thema befasst, wandte sich das Kollegium mit einer Anfrage an
das Ausländeramt. Es erhielt die Antwort, dass das Ausländeramt an
der Anpassung des Rundschreibens arbeitet. In der Praxis scheint
jedoch das Ausländeramt bereit zu sein, sich abgesehen vom Vertrag
über die gemeinschaftliche Haushaltsführung mit der Erklärung über
das legale Zusammenleben vor dem Standesbeamten zufrieden zu
geben. In der Tat hat das Kollegium eine Kopie der Anweisungen des
Ausländeramtes an eine Gemeindeverwaltung erhalten, in der diese
Gleichwertigkeit herausgestellt wird. Andererseits stellen wir fest,
dass der Aufforderung des Kollegiums, die internen Richtlinien für
die Bearbeitung von Anträgen auf eine vorläufige Aufenthaltserlaub-
nis auf der Basis des Zusammenlebens56 als Rundschreiben zu veröf-
fentlichen, in keiner Weise Folge geleistet wurde.

Ebenso muss das Rundschreiben vom 28. August 1997 über das Ver-
fahren zur Bekanntmachung des Aufgebots und die beizubringenden
Unterlagen, um ein Visum für eine Eheschließung im Königreich oder
ein Visum für die Familienzusammenführung auf der Basis einer im
Ausland geschlossenen Ehe zu erlangen, an das Gesetz vom 4. Mai
1999 über die A} nderungen einiger Bestimmungen zur Eheschließung
angepasst werden. Dieses Gesetz ist seit dem 1. Januar 2000 in Kraft.
Das Rundschreiben erwähnt die Bekanntmachung des Aufgebots,
während das genannte Gesetz vom 4. Mai 1999 die Bekanntmachung
des Aufgebots abschafft, die durch das Verfahren der Heiratser-
klärung ersetzt wird. Aufgrund einiger Beschwerden stellt das Kolle-
gium fest, das die diplomatischen und konsularischen Stellen weiter
Dokumente im Rahmen der Bekanntmachung des Aufgebots verlan-
gen. Das Außenministerium hat mitgeteilt, dass die Anweisungen an

55 KFO, AE 98/1, Jahresbericht 1998, S. 267 betreffend die Benutzung von geheimen
Kriterien durch die Verwaltung.

56 KFO, Jahresbericht 1999/1, S. 40.
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die diplomatischen und konsularischen Stellen erst angepasst wer-
den, wenn das Rundschreiben vom 28. August 1997 geändert wurde.
Das Kollegium schrieb diesbezüglich an das Ausländeramt und er-
hielt ebenfalls die Antwort, dass die Anpassung des Rundschreibens
geprüft werde. Das Kollegium ist der Ansicht, dass, wenngleich das
Rundschreiben vom 28. August 1997 formell angepasst werden muss,
das Außenministerium nicht außer Acht lassen darf, dass das Verfah-
ren der Bekanntmachung des Aufgebots durch ein Gesetz abgeschafft
worden ist und ein Gesetz in unserem Rechtsstaat Vorrang vor einem
Rundschreiben hat.
Abschließend stellt das Kollegium fest, dass das vom Ausländeramt
angewandte Verfahren für die Familienzusammenführung der Fami-
lienangehörigen eines anerkannten Flüchtlings, die nicht von Artikel
10 des Gesetzes vom 15. Dezember 1980 betroffen sind, noch nicht als
Rundschreiben veröffentlicht wurde57.

Die Rolle der Gemeinden

Die Gemeinden spielen eine wichtige Rolle bei den Akten von Aus-
ländern. Sie wirken als Vermittler zwischen dem Amt und den Aus-
ländern. Für letztere ist die Gemeinde der Informationspunkt
schlechthin. Das Kollegium merkt im Lichte zahlreicher Beschwerden
an, dass die Gemeinden ihre Rolle nicht immer angemessen wahr-
nehmen. So sind die städtischen Bediensteten nicht immer bereit, den
Ausländern, die um Informationen bitten, zu helfen. Manchmal wer-
den falsche Ratschläge erteilt. So hatte beispielsweise eine Gemeinde
einem Paar, das zusammenleben wollte, geraten, einen Aufenthalts-
antrag auf der Basis des Regularisierungsgesetzes vom 22 Dezember
1999 zu stellen, obwohl die Betroffenen eindeutig nicht die Bedingun-
gen dieses Gesetzes erfüllten. Einige Gemeinden neigen dazu, die
Ausländer hinzuhalten. So hat z.B. eine Gemeinde der Region Ant-
werpen einem Ausländer in schwieriger Aufenthaltssituation einen
Anhang 37 (Rückzug der Aufenthaltspapiere) zugestellt und vier
Jahre lang Monat für Monat verlängert! Andere Gemeinden leiten die
von Ausländern beigebrachten Dokumente mit Verspätung an das
Ausländeramt weiter. Da die Gemeinden dafür verantwortlich sind,
das föderale Ausländergesetz vor Ort umzusetzen, muss sich das
Kollegium in vielen Fällen direkt an sie wenden.

Verpflichtung zur Kostenübernahme

In seinem Jahresbericht 199958 hat das Kollegium der föderalen Om-
budsmänner angegeben, in welchen Fällen ein Bürge über die Ent-
wicklung des Visumsantrags eines Ausländers zu unterrichten ist, für

57 KFO, Jahresbericht 1999/1, S. 41 ff.
58 KFO, Jahresbericht 1999, S. 81 ff.
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den er eine Verpflichtung zur Kostenübernahme unterzeichnet hat.
Das Kollegium erhielt keinerlei Reaktion des Ausländeramtes zu die-
sem Thema. Auch ein Schreiben an das Ausländeramt vom 3. März
2000 speziell zu dieser Frage blieb bis jetzt unbeantwortet. Angesichts
der Bedeutung dieses Themas hält das Kollegium daran fest. Im üb-
rigen hätte dieser Punkt im Rundschreiben vom 9. September 1998
über die Verpflichtung zur Kostenübernahme geklärt werden müs-
sen.

Niederlassungsanträge

Die bereits im Jahresbericht 199959 ausführlich beschriebenen Pro-
bleme, die sich Ausländern stellen, die nicht die erforderlichen Do-
kumente für die Einreise ins Staatsgebiet besitzen und die einen Nie-
derlassungsantrag auf der Basis ihrer Ehe mit einem Staatsangehöri-
gen Belgiens oder der Europäischen Union stellen wollen, bestehen
nach wie vor.

Der Staatsrat hatte eine Vorabentscheidungsfrage zu diesem Thema
an den Europäischen Gerichtshof in Luxemburg gestellt, aber dieser
hat sich noch nicht geäußert. Das Kollegium verweist auf die Folgen
der Rechtsprechung einiger (französischsprachiger) Kammern des
Staatsrats. Diese vertreten die Auffassung, dass ein mit einem Staats-
angehörigen Belgiens oder der Europäischen Union verheirateter
Ausländer darüber informiert werden muss, dass gegen einen An-
hang 13 (Aufforderung zum Verlassen des Staatsgebietes) ein Antrag
auf Wiederaufnahme des Verfahrens gestellt werden kann, wenn die-
ser mit der Begründung ausgestellt wurde, dass der Ausländer kein
Visum besitzt. Der betreffende Anhang 13 erwähnt dieses Rechtsmit-
tel nicht, weil es nicht gegen die Entscheidung, auf der ein Anhang 13
beruht, genutzt werden kann. Das Rechtsmittel wurde also durch
eine uneinheitliche Rechtsprechung des Staatsrats geschaffen. Wenn
ein Ausländer oder sein Berater nicht über diese Möglichkeit infor-
miert wird und direkt beim Staatsrat Rechtsmittel einlegt, so wird
sein Antrag von einem Teil der Kammern des obersten Verwaltungs-
gerichts abgewiesen. Da er keinen Antrag auf Wiederaufnahme des
Verfahrens gestellt hat, wird also der Antragsteller selbst als Urheber
des kaum wiedergutzumachenden Schadens betrachtet, der sich aus
einer vollstreckbaren Aufforderung zum Verlassen des Staatsgebietes
ergibt. Die Strenge dieser Anforderung wird jedoch dadurch gemil-
dert, dass der Schwerpunkt auf Artikel 2,4° des Gesetzes vom 11.
April 1994 über die O} ffentlichkeit der Verwaltung gesetzt wird.
Gemäß diesem Artikel muss jedes Dokument, mit dem eine Entschei-

59 KFO, Jahresbericht 1999, S. 92 ff; vgl. auch KFO, Jahresbericht 1999/1, S. 49.
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dung oder ein Verwaltungsakt mit individueller Wirkung seitens ei-
ner föderalen Behörde einem Bürger zur Kenntnis gegeben wird, die
möglichen Rechtsmittel, die Instanzen, bei denen diese Rechtsmittel
eingelegt werden können, sowie die einzuhaltenden Formen und Fri-
sten angeben. Ohne diese Angaben läuft die Frist zur Einlegung von
Rechtsmitteln nicht. Das bedeutet, dass der Betroffene die Möglich-
keit behält, einen Antrag auf Wiederaufnahme des Verfahrens zu stel-
len.

Angesichts des uneinheitlichen Charakters dieser Rechtsprechung des
Staatsrats lehnt es das Ausländeramt systematisch ab, Anträge von
Ausländern auf Wiederaufnahme des Verfahrens gegen Anhang 13
zu berücksichtigen. Die Betroffenen sind also gezwungen, erneut eine
Klage beim Staatsrat einzureichen, damit dieser die Aussetzung der
Entscheidung des Ausländeramtes sowie als vorläufige Maßnahme
die Berücksichtigung des Antrags auf Wiederaufnahme des Verfah-
rens anordnet, die zur Ausstellung eines Anhangs 35 (das im KE vom
8. Oktober 1981 über die Genehmigung für Ausländer, sich im Kö-
nigreich aufzuhalten, bis über ihren Antrag auf Wiederaufnahme des
Verfahrens entschieden wurde, vorgesehene Aufenthaltsdokument)
führen. Zur Ausführung der Entscheidung des Staatsrats gezwungen,
stellt das Ausländeramt jedoch nicht den im KE vorgesehenen An-
hang 35 aus, sondern einen „angepassten“ Anhang 35 ohne vor-
schriftsmäßige Grundlage, der in Anwendung des Einstellungsurteils
des Staatsrats ausgestellt wird und dem Betroffenen den Aufenthalt
im Königreich gestattet, „bis über seine Nichtigkeitsklage entschieden
wurde“, womit es ablehnt, den Antrag auf Wiederaufnahme des Ver-
fahrens vor dem Abschluss der Nichtigkeitsklage beim Staatsrat ge-
gen seinen abschlägigen Bescheid über die Berücksichtigung zu be-
arbeiten.

Aufnahme von Asylbewerbern

Das Kollegium war bereits 1999 mit Beschwerden über die Aufnahme
von potentiellen Flüchtlingen durch das Ausländeramt sowohl in der
Phase der Prüfung der Zulässigkeit eines Antrags (in der einige Asyl-
bewerber bis zu sechsmal vorgeladen wurden) als auch in der Phase
der Bekanntmachung der Entscheidung über diese Zulässigkeit (wo
die Bewerber bereits für 8.00 Uhr morgens bestellt wurden und zum
Teil bis 17.00 Uhr auf die Bekanntgabe warten mussten). Dieses Pro-
blem der Handhabung der Aufnahme von Asylbewerbern, das Ende
2000 seinen Höhepunkt erreichte, als der Zustrom von potentiellen
Flüchtlingen mit dem Wintereinbruch zusammenfiel, ist von der
Presse und dem Parlament ausführlich aufgegriffen worden. Deshalb
kommt das Kollegium in diesem Jahresbericht nicht noch einmal dar-
auf zurück.
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3.4.1.4. Schlussfolgerungen und Empfehlungen

Im Jahr 2000 konnte ein bedeutender Versuch für eine wirkliche Un-
terrichtung der Betroffenen über den Stand ihrer Akte festgestellt
werden. Der Informationsdienst für die O} ffentlichkeit hat nach dem
Umzug des Ausländeramtes in die Chaussée d’Anvers 59B in Brüssel
seinen festen Rhythmus gefunden. U} ber die Gemeinden könnten
klare Informationstexte über die Verpflichtung zur Kostenübernahme
verbreitet werden, aber diese lassen immer noch auf sich warten60.

Im übrigen sind noch immer zum Teil erhebliche Funktionsstörungen
in einer Verwaltung festzustellen, deren Aufgabe sicher nicht einfach
ist, die aber gewinnen würde, wenn sie nach den Normen der ord-
nungsgemäßen Verwaltung ausgeführt würde.

60 KFO, Jahresbericht 1999, S. 83.

II
.A

na
ly

se
de

r
Fä
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3.4.2. Andere Beschwerden und Vermittlungsanträge betreffend
das Innenministerium

3.4.2.1. Zahlen

Innere Angelegenheiten (ohne Ausländeramt und GFS)

Minister 2

Generaldirektion der Gesetzgebung und 

der Nationalen Einrichtungen 32

Generaldirektion des Zivilschutzes 1

Allgemeine Polizei 

des Königreichs 7

Verwaltungsdirektion der Dienste des ständigen

Ausschusses für Sprachenkontrolle (SASK) 1

Regularisierungsausschuss 3

Allgemeines Kommando der Gendarmerie 2

Ausschuss für den Zugang zu 

Verwaltungsdokumenten (AZVD) 1

Beschwerden von Beamten 4

Andere 9

3,2%

51,6%
1,6%11,3%

1,6%

4,8%

3,2%
1,6%

6,5%

14,5%

GESAMT 62

Anzahl

Innere Angelegenheiten
 (ohne Ausländeramt und GFS)

Zulässige Beschwerden nach Sprache

Französisch 35

Niederländisch 27

GESAMT 62

Anzahl56,5%43,5%
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Innere Angelegenheiten
(ohne Ausländeramt und GFS)

Zulässige Beschwerden nach Bearbeitungsphase

Empfangsbestätigungen 6

Akten in der Ermittlungsphase 24

Aussetzungen 2

Vorschläge 4

Abgeschlossene Akten 26

9,7%

38,7%

3,2%6,5%

41,9%

GESAMT 62

Anzahl

Bewertung der
abgeschlossenen Akten

Anzahl Unangemessene Verwal-
tung nach Kriterium

Angemessene Verwaltung 7 Richtige Rechtsanwendung 3
Unangemessene Verwaltung 9 Rechtssicherheit 1
Ohne Bewertung 10 Anhörungspflicht 1

Angemessene Frist 4
Begründung der
Verwaltungsakten

1

Aktive und passive
Information

2

GESAMT 26 GESAMT 12

3.4.2.2. Vorbemerkungen / Kontakte mit der Verwaltung

Das Kollegium erlebte eine gute Zusammenarbeit bei der Bearbei-
tung der Beschwerden und Vermittlungsanträge, mit denen es in Be-
zug auf diese Verwaltung befasst war.
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Fä

lle

81



3.4.2.3. Analyse der wichtigsten Problemstellungen,
Beschwerden und Vermittlungsanträge

Weiterverfolgung der Empfehlungen

Die vom Kollegium angesprochenen Probleme hinsichtlich der Füh-
rung des Warteregisters befinden sich auf dem Weg der Lösung61.
Der Dienst des Nationalregisters hat die notwendigen Anpassungen
vorgenommen, um die direkte Aufnahme der Angaben über das Er-
gebnis der von abgewiesenen Asylbewerbern eingelegten Rechtsmit-
tel durch den Staatsrat zu ermöglichen. Nun muss noch die Entwick-
lung der notwendigen Computerprogramme für die effektive Umset-
zung dieser Maßnahme durch den Staatsrat abgeschlossen werden.

Die Bestimmung des Hauptwohnsitzes

Alle Beschwerden, mit denen das Kollegium in der Vergangenheit
bezüglich der Bestimmung des Hauptwohnsitzes der Beschwerde-
führer befasst war, wurden in diesem Jahr entweder abgeschlossen
oder seiner Kompetenz mit der Begründung entzogen, dass sich der
Beschwerdeführer nach Abschluss des gesamten Verfahrens nicht an
die Entscheidung der Verwaltung angepasst, sondern sie beim Staats-
rat angefochten hat. Es ist jedoch festzustellen, dass in einem dieser
Fälle eine weitere Intervention des Kollegiums nicht ausgeschlossen
wurde. Das Kollegium hatte in diesem Fall darauf aufmerksam ge-
macht, dass die Freundin des Beschwerdeführers, unter deren
Adresse er von Amts wegen gemeldet war, nicht angehört worden
war und deshalb ihre Argumente nicht hatte vortragen können. Der
Generaldirektor der betreffenden Verwaltung hat deshalb seinen Ju-
ristischen Dienst angewiesen, diesen Aspekt der Akte noch einmal zu
prüfen. Dieser Fall zeigt, inwieweit eine Vermittlung parallel zu ei-
nem Gerichtsverfahren Sinn machen kann, weshalb das Kollegium
auf seine allgemeine Empfehlung 97/4 in diesem Sinne verweist62.

Im Hinblick auf die häufigen Beschwerden über die Dauer des Ver-
fahrens zur Bestimmung des Hauptwohnsitzes hat die Direktion für
Wahlen und Bevölkerung das Kollegium auf die bedeutenden Verän-
derungen bei der U} berprüfung solcher Beschwerden aufmerksam ge-
macht. So übermitteln die Bevölkerungsinspektoren der Provinzen,
und nicht mehr die Zentralverwaltung, allen betroffenen Parteien eine
Zusammenfassung der Akte sowie einen ersten Lösungsvorschlag. In
der Tat wird so eine U} berlastung aufgrund des schreienden Personal-

61 KFO, OE 97/2, Jahresbericht 1998, S. 86.
62 KFO, Rapport annuel 1997, S. 212; KFO, Jahresbericht 1998, S. 271.

3.4.Innenm
inisterium

82



mangels in den Dienststellen der Zentralverwaltung vermieden, was
einen beträchtlichen Zeitgewinn bei der Bearbeitung der Beschwer-
den zur Folge hat. Im übrigen erkennt der Dienst an, dass zu be-
stimmten Zeiten andere Aufgaben eine solche Priorität besitzen, dass
die Prüfung der Beschwerden über die Bestimmung des Hauptwohn-
sitzes zwangsläufig in den Hintergrund tritt. Besonders die Durch-
führung von Wahlen sowie die Veröffentlichung und Bearbeitung der
Ergebnisse beanspruchen einen großen Teil der Arbeitszeit. Letztlich
erscheint es schwierig, bei diesen Fällen alle Prinzipien der ordnungs-
gemäßen Verwaltung miteinander in Einklang zu bringen. So verwies
der betreffende Dienst auf die unternommenen Anstrengungen für
eine konstante Rechtsprechung in seinen Entscheidungen, was For-
schungen über die Verwaltungspraxis und die bestehende Rechtspre-
chung erfordert. Eine Akte auf diese Weise zu bearbeiten, kostet
enorm viel Zeit. Dennoch ist das Kollegium der Ansicht, dass die
gewissenhafte Bearbeitung einer Akte und die Einhaltung einer an-
gemessenen Frist keine unvereinbaren Ziele sind. Wenn ein Fall reif
für eine Entscheidung ist, muss diese unverzüglich gefällt werden. Es
ist wichtig festzustellen, dass der betreffende Dienst selbst überzeugt
ist, dass durch eine gewissenhafte Untersuchung der realen Fakten,
vor allem durch die Gemeinden, zahlreiche Streitfälle in diesem Be-
reich vermieden werden könnten. Gegenwärtig muss die Gemeinde-
ordnung aber kein streitiges Verfahren für dieses Problem vorsehen.

Bezahlung des Anwesenheitsgeldes bei Wahlen

Das Kollegium hat drei Beschwerden von Personen erhalten, die bei
den Parlamentswahlen am 13. Juni 1999 in einem Wahlbüro gearbei-
tet, aber nicht das ihnen zustehende Anwesenheitsgeld erhalten hat-
ten. Das Kollegium der föderalen Ombudsmänner wandte sich an
das Innenministerium. Aus der Antwort der betroffenen Dienststelle
geht hervor, dass der Bezahlungsmodus für das Anwesenheitsgeld
anlässlich der Wahlen am 13. Juni 1999 geändert worden war. Tat-
sächlich wird dieses Geld nicht mehr von Briefträgern vor Ort am
Wahltag ausgezahlt, sondern per U} berweisung. Die Summe aller ge-
schuldeten Anwesenheitsgelder wird im Voraus an die Post überwie-
sen, welche die U} berweisung auf die Konten der Mitglieder der
Wahlbüros vornimmt.

Die von der Post übermittelten Zahlen lassen erkennen, dass 98 %
der Mitglieder der Wahlbüros (betroffen sind etwa 120.000 Personen)
innerhalb von zwei Wochen nach den Wahlen bezahlt wurden. Das
Innenministerium war also sehr zufrieden mit diesem neuen Bezah-
lungsverfahren. Dass einige Personen ihr Anwesenheitsgeld nicht er-
halten haben, ist nach Angaben des Ministeriums auf Fehler einiger
Personen zurückzuführen, die in das Verfahren eingegriffen hatten:
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entweder der Leiter des Wahlbüros, der Leiter des Zentralbüros des
Kantons oder die Postdienste. Das Innenministerium hatte aber ein
Budget für diejenigen reserviert, die ihr Anwesenheitsgeld nicht ent-
sprechend dem oben beschriebenen Verfahren erhalten hatten. So
wurde ein Beschwerdeführer später auf diese Weise bezahlt, ohne
dass er sich dessen beim Lesen seiner Kontoauszüge bewusst gewor-
den war, da der Betrag gering war und eine speziell Angabe auf
besagten Kontoauszügen fehlte. Die beiden anderen Beschwerdefüh-
rer waren von der Post kurz nach den Wahlen bezahlt worden, aber
hatten dies beim Lesen ihrer Kontoauszüge ebenfalls nicht bemerkt.
Das Kollegium der föderalen Ombudsmänner empfahl deshalb dem
Innenministerium, die Post aufzufordern, bei der Auszahlung des
Anwesenheitsgeldes in Zukunft eine spezielle Referenz zu benutzen,
die von den Betroffenen beim Lesen ihrer Kontoauszüge bequem zur
Kenntnis genommen wird. Diese Empfehlung wurde angenommen.
Ferner schlug das Kollegium vor, den Betroffenen eine Broschüre zur
Verfügung zu stellen, die das Bezahlungsverfahren für das Anwesen-
heitsgeld erläutert und die Angaben der zuständigen Dienststelle ent-
hält, um ihnen zu helfen, falls das Anwesenheitsgeld nicht innerhalb
von zwei Wochen nach den Wahlen ausgezahlt wird. Es wurde kein
besonderes Formular festgelegt, aber die Anweisungen vom 24. Juli
200063, die im Rahmen der Gemeinde- und Provinzwahlen vom 8.
Oktober 2000 für die Leiter der Zentralbüros der Kreise und Bezirke
erarbeitet worden waren, enthalten einen Punkt zur Bezahlung des
Anwesenheitsgeldes.

Das Gesetz vom 10. April 1990 über die Wach- und
Sicherheitsgesellschaften und interne Wachdienste

Das Kollegium der föderalen Ombudsmänner erhielt mehrere Be-
schwerden über die Umsetzung dieses Gesetzes.

Als beim ersten Beschwerdeführer ein falscher Alarm ausgelöst wor-
den war, hatte die Polizei festgestellt und zu Protokoll genommen,
dass dieser bei der Installation seiner Anlage versäumt hatte, die For-
malitäten im Rahmen des genannten Gesetzes vom 10. April 199064

zu erfüllen. Nachdem die Generaldirektion der Allgemeinen Polizei
des Königreichs (APK), die das betreffende Protokoll von der Ge-
meindepolizei erhalten hatte, festgestellt hatte, dass der Betroffene
den Sachverhalt nicht bestritt, verhängte sie unmittelbar vor der Ver-
jährung „unter Berücksichtigung der Elemente der Akte“ eine Geldbuße

63 B.S., 27. Juli 2000, S. 25650.
64 Q.R., Abgeordnetenkammer, Ordentliche Sitzung 1999-2000,Frage Nr. 23 vom 14.

September 1999 (Eerdekens), S.2553; Q.R., Abgeordnetenkammer, Ordentliche Sit-
zung 1999-2000, Frage Nr. 187 vom 31. Mai 2000 (Eerdekens), S.4444.
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von 20.000 BEF. In der Entscheidung wurde jedoch nicht angegeben,
welche Folgen eine Nichtbezahlung der Buße für den Beschwerde-
führer hätte. Es wurde auch nichts über eventuelle Rechtsmittel aus-
gesagt. Das Kollegium teilte dem Beschwerdeführer mit, dass im Falle
einer Nichtbezahlung innerhalb der vorgesehenen Frist die APK in
Anwendung von Artikel 19 §4 des genannten Gesetzes vom 11. April
1990 die U} berweisung der geschuldeten Geldstrafe an das Gericht
erster Instanz verlangen könnte. Inzwischen haben das Kollegium
und die Allgemeine Polizei des Königreichs mit einer rechtlichen
Würdigung der Frage begonnen, ob die umstrittene Entscheidung in
den Anwendungsbereich des Gesetzes vom 11. April 1994 über die
O} ffentlichkeit der Verwaltung fällt oder nicht. Das Kollegium über-
zeugte die APK, sich vorerst nicht an das Gericht erster Instanz zu
wenden. Die APK überzeugte ihrerseits das Kollegium, dass die be-
treffende Entscheidung keinen vollstreckbaren Rechtsakt darstellte.
Dennoch ist das Kollegium der Ansicht, dass diese Entscheidung in
den Anwendungsbereich des Gesetzes vom 11. April 1994 fällt, da es
sich um eine Entscheidung von individueller Geltung handelt. In An-
betracht der Tatsache, dass einerseits die Entscheidung nicht auf das
Verfahren nach dem alten Artikel 6 des Königlichen Erlasses vom 17.
Dezember 1990 über Geldbußen verweist, auf den sich Artikel 19 des
erwähnten Gesetzes vom 11. April 1990 bezieht, das dem Zuwider-
handelnden eine (indirekte) Beschwerdemöglichkeit einräumt, und
dass andererseits nicht einmal den Zuwiderhandelnden über die Fol-
gen der Nichtbezahlung der Geldbuße in Kenntnis setzt, verstößt die
besagte Entscheidung nach Auffassung des Kollegiums gegen die Be-
stimmungen von Artikel 2, 4° des Gesetzes vom 11. April 1994. Da die
Betroffenen seit der A} nderung vom 9. Juni 1999 des erwähnten Ge-
setzes vom 10. April 1990 über eine ausdrückliche Beschwerdemög-
lichkeit verfügen und die Allgemeine Polizei des Königreichs sich
verpflichtet hat, in ihren Entscheidungen darauf hinzuweisen, will
das Kollegium in diesem Fall keine weiteren Initiativen einleiten. Das
Kollegium empfiehlt aber der APK, den Zuwiderhandelnden in Zu-
kunft klar die Gründe für die Höhe der verhängten Geldstrafe zu
erläutern. Tatsächlich kann dieser Betrag zwischen 1.000 BEF und
1.000.000 BEF betragen! Der Fall des Beschwerdeführers wurde von
der APK letztlich eingestellt, weil die Frist für die Einklagung der
Zahlung der Geldbuße beim Gericht erster Instanz abgelaufen war.
Die APK vertritt aber weiter die Auffassung, dass gegen die getrof-
fene Entscheidung nichts einzuwenden ist.

Eine andere Beschwerde betraf die Bearbeitungszeit eines Antrags
auf Zulassung als Wachgesellschaft. Bei der Prüfung dieser Be-
schwerde wurde ein strukturelles Problem deutlich. Die Beschwerde-
führer hatten ein Wachunternehmen gegründet und Ende Oktober
1999 ihren Zulassungsantrag bei der Allgemeinen Polizei des König-

II
.A

na
ly

se
de

r
Fä
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reichs, Dienst für private Sicherheit, gestellt. Nach den von diesem
Dienst übermittelten Informationen, wurden 1998 rund 19 neue An-
träge gestellt sowie 32 zwischen dem 1. Januar und dem 1. November
1999. Nach dem Inkrafttreten des neuen Artikels 1 §1 Absatz 5 des
Gesetzes vom 10. April 1990 über die Wach- und Sicherheitsgesell-
schaften sowie die internen Wachdienste, der auch die Türsteher von
Tanzbars in den Anwendungsbereich dieses Gesetzes einbezog, wur-
den nicht weniger als 359 neue Anträge gestellt, was zu einer U} ber-
lastung des Dienstes führte. In diesem Zusammenhang sei angemerkt,
dass die Türsteher über eine Frist von zwei Monaten verfügten, um
ihren Antrag zu stellen, und sie im Rahmen von U} bergangsmaßnah-
men während der Prüfung ihrer Akte durch die APK weiter ihren
Beruf ausüben durften. Der Antrag der Beschwerdeführer betraf eine
klassische Wachgesellschaft, für die keine U} bergangsmaßnahmen
vorgesehen waren und angewandt wurden. Die zuständige Dienst-
stelle des Innenministeriums hielt ähnlich wie für Privatdetektive eine
Frist von sechs Monaten für angemessen. Im vorliegenden Fall wurde
diese Frist bei weitem überschritten. Für das Kollegium ist klar, dass
dieser Rückstand teilweise auf die Zeit zurückzuführen ist, die das
Justizministerium brauchte, um die im Rahmen des Zulassungsver-
fahrens geforderte Stellungnahme abzugeben. Trotzdem ist es bedau-
erlich, dass keinerlei Maßnahmen zur beschleunigten Bearbeitung der
Fälle, für die keine U} bergangsregelungen gelten, eingeleitet wurden.
Den Beschwerdeführern waren seit Mitte 1999 vielfältige Kosten im
Rahmen einer Tätigkeit entstanden, für die sie erst Ende 2000 die
Zulassung erhielten.

3.4.2.4. Schlussfolgerungen und Empfehlungen

Das Kollegium hat im abgelaufenen Berichtszeitraum keine neuen
Empfehlungen an dieses Ministerium gerichtet.
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3.5. Ministerium für Auswärtige Angelegenheiten, Außenhandel und
Entwicklungszusammenarbeit

3.5.1. Zahlen

Auswärtige Angelegenheiten

Staatssekretär der 

Entwicklungszusammenarbeit 1

Generaldirektion Verwaltung 2

Generaldirektion der auswärtigen und 

bilateralen Wirtschafsangelegenheiten 2

Generaldirektion der konsularischen Angelegenheiten 37

Generaldirektion der Rechtsangelegenheiten1

Generalverwaltung der 

Entwicklungszusammenarbeit 2

Diplomatische und konsularische Vertregungen 105

Belgischer Dienst für 

Außenhandel (BDAH) 2

Beschwerden von Beamten 7

Andere 3

0,6%
1,2%

1,2%
22,8%

0,6%
1,2%

64,8%

1,2%
4,3%

1,9%

GESAMT 162

Anzahl

Auswärtige Angelegenheiten  
Zulässige Beschwerden nach Sprache  

Französisch 78

Niederländisch 79

Deutsch / andere 5

GESAMT 162

Anzahl48,1%

3,1%

48,8%
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Auswärtige Angelegenheiten
Zulässige Beschwerden nach Bearbeitungsphase

Empfangsbestätigungen 13

Akten in der Ermittlungsphase 83

Akten in der Untersuchungsphase 10

Aussetzungen 2

Abgeschlossene Akten 54

8,0%

51,2%6,2%
1,2%

33,3%

GESAMT 162

Anzahl

Bewertung der abgeschlossenen Akten Anzahl
Angemessene Verwaltung 8
Unangemessene Verwaltung 16
Ohne Bewertung 30
GESAMT 54

Auswärtige Angelegenheiten   
Unangemessene Verwaltung nach Kriterium   

Richtige
Rechtsanwendung 3

Vernunftsgrundsatz 2

Rechtssicherheit 2

Vertrauensgrundsatz 4

Angemessene Frist 8

Sorgfaltsgrundsatz 1

Begründung der Verwaltungsakte 1

Höflichkeit 1

13,6%

9,1%

9,1%

18,2%
36,4%

4,5%
4,5%

4,5%

GESAMT 22

Anzahl
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ärtige
A

ngelegenheiten,A
ußenhandel

und
E

ntw
icklungszusam

m
enarbeit

88



3.5.2. Vorbemerkungen / Kontakte mit der Verwaltung

In den vorigen Tätigkeitsjahren wurden die meisten Beschwerden und
Vermittlungsanträge, die sich auf Anträge auf Erteilung eines Visums
oder einer Aufenthaltserlaubnis bei den diplomatischen und konsu-
larischen Vertretungen bezogen, in Kapitel 3.4.1. behandelt. Dieses
Kapitel befasste sich mit Beschwerden und Vermittlungsanträgen be-
züglich der Einreise von Ausländern in das Staatsgebiet, ihres Auf-
enthalts, ihrer Niederlassung und ihres Entfernens, soweit diese Be-
schwerden ebenfalls einen Abschnitt beinhalteten, der sich auf die
Bearbeitung des Antrags durch das Ausländeramt bezog. Das jewei-
lige Vorgehen des Ausländeramtes und der diplomatischen Vertre-
tung bei der globalen Bearbeitung eines Einreiseantrags, der vom
Ausland aus gestellt wurde, war daher nicht immer klar ersichtlich.
Seit dem Tätigkeitsjahr 2000 ermöglicht eine verbesserte Klassifizie-
rung der Akten, die gleichzeitig mehrere Regierungsstellen betreffen,
und die Eingliederung der Statistiken des Dienstes für Beglaubigun-
gen in das Kapitel über das Außenministerium ein genaueres Abbild
der Beschwerden und Vermittlungsanträge, die sich auf die jeweilige
Regierungsstelle beziehen.

Dank dieser Arbeitsmethode konnte das Kollegium direkte Beziehun-
gen mit der zentralen Verwaltung des Außenministeriums und den
belgischen Botschaften und Konsulaten entwickeln, während früher
Probleme, die bei diplomatischen Vertretungen festgestellt wurden,
häufig formlos über das Ausländeramt gelöst oder ganz einfach dem
Dienst ″O} ffentlichkeitsarbeit″ der jeweiligen Regierungsstelle mitge-
teilt wurden.

Was die Bearbeitung der vorgelegten Akten angeht, bearbeitet das
Kollegium grundsätzlich während der Ermittlungsphase die Akten
gemeinsam mit der betreffenden diplomatischen oder konsularischen
Vertretung, während strukturelle Probleme mit der Zentralverwal-
tung erörtert werden. Das anfängliche Zögern des Ministeriums und
der dezentralen Dienststellen im Hinblick auf das Tätigwerden der
föderalen Ombudsmänner lässt allmählich nach, auch wenn die
schleppende Beantwortung des Schriftverkehrs durch einige Dienst-
stellen nach wie vor bedauerlich ist. Diesbezüglich zeugt die Sitzung
vom Dezember 2000 über strukturelle Funktionsstörungen des Kon-
sulats in Casablanca (vgl. weiter unten), an der die föderalen Om-
budsmänner, der Generalsekretär des Ministeriums und der General-
direktor Konsularische Angelegenheiten teilgenommen haben, von
dem Willen des Ministeriums, einen konstruktiven Dialog mit dem
Kollegium aufzunehmen.
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3.5.3. Analyse der wichtigsten Problemstellungen, Beschwerden
und Vermittlungsanträge

Die meisten Beschwerden, die beim Kollegium der föderalen Om-
budsmänner das Außenministerium betreffend eingegangen sind, be-
ziehen sich auf die Generaldirektion Konsularische Angelegenheiten
und ihr Netz aus Botschaften und Konsulaten. Das ist nicht weiter
verwunderlich, da es sich ja um Dienststellen handelt, die ihrem We-
sen nach dazu bestimmt sind, in regelmäßigem Kontakt mit der O} f-
fentlichkeit zu stehen. Wie oben angegeben, beziehen sich diese Be-
schwerden oder Vermittlungsanträge überwiegend auf Anträge auf
Erteilung eines Visums oder einer Aufenthaltserlaubnis über die dip-
lomatischen und konsularischen Vertretungen. Festzuhalten ist, dass
diese Beschwerden häufig Lücken in den Informationen erkennen
lassen, die den Antragstellern von den diplomatischen und konsula-
rischen Vertretungen gegeben werden.

Urkundenbeglaubigung im Allgemeinen

Die Anmerkungen, die wir in unseren beiden früheren Jahresberich-
ten gemacht haben, haben nichts von ihrer Gültigkeit verloren. Da
das Konzept der Beglaubigung als solche noch immer nicht im bel-
gischen Recht definiert ist, scheint die einzige Definition, auf die Be-
zug genommen werden kann, die des Haager U} bereinkommens vom
5. Oktober 1961 zu sein, das mit dem Gesetz vom 5. Juni 1975 (B.S.
7. Februar 1976, Err. B.S. 10. März 1976) gebilligt wurde. Artikel 2
dieses U} bereinkommens übernimmt die klassische Definition der Be-
glaubigung als ″Formalität, mit welcher die diplomatischen und konsula-
rischen Vertreter des Landes, in dessen Hoheitsgebiet die Urkunde vorzule-
gen ist, die Richtigkeit der Unterschrift sowie die Eigenschaft, in welcher der
Unterzeichner der Urkunde gehandelt hat und gegebenenfalls die U} berprü-
fung des Siegels oder Gebührenmarke, die auf der Urkunde angebracht sind,
bescheinigen″. In Belgien muss die Unterschrift, mit welcher die dip-
lomatischen und konsularischen Vertreter eine Urkunde beglaubigen,
selbst vom Dienst Beglaubigungen des Außenministeriums beglau-
bigt werden.

In der Praxis stellt man jedoch fest, dass die U} berprüfung der in
einigen Ländern errichteten Urkunden durch die belgischen Botschaf-
ten und Konsulate sowie durch das Referat Beglaubigungen weit über
die Begutachtung der Unterschrift, des Siegels und der Eigenschaft
des Unterzeichners hinausgeht. Die Begutachtung der Urkunden er-
streckt sich in diesen Ländern häufig auf die Frage, ob das lokale
materielle Recht beachtet wurde und die bescheinigten Tatsachen mit
der Wirklichkeit übereinstimmen (vgl. unten ″Mitwirkung des Ver-
trauensanwalts″). Dabei handelt es sich um eine stark erweiterte Kon-
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zeption der Beglaubigung, die zahlreiche Fragen im Hinblick auf die
Rechtmäßigkeit und die Rechtssicherheit aufwirft. Diese Fragen wer-
den umso drängender, wenn die Beglaubigung eines Urteils von ei-
nem ausländischen Gericht mit der Begründung abgelehnt wird, das
fragliche Urteil verkenne ein lokale Rechtsvorschrift. Darf das Verfah-
ren der Beglaubigung dazu verwendet werden, die Rechtskraft von
Gerichtsurteilen einer ausländischen Gerichtsbarkeit zu relativieren?

Die aufgezeigte Problematik betrifft in Wirklichkeit die Anerkennung
ausländischer öffentlicher Urkunden in Belgien. Jede belgische Be-
hörde, die aufgefordert wird, eine ausländische Urkunde wirksam
werden zu lassen, ist befugt zu prüfen, ob diese Urkunde rechtsgültig
ist und im Herkunftsland Beweiskraft hat und ob ihre Wirkungen
gegen die internationale belgische öffentliche Ordnung verstoßen; sie
kann gemäß diesem Kontrollverfahren die Verantwortung dafür
übernehmen, die erbetene Wirkung zu gewähren oder zu verwei-
gern. Was die Anträge auf Erteilung eines Visums oder einer Aufent-
haltserlaubnis angeht, handelt es sich bei der zu dieser Prüfung be-
fugten Behörde grundsätzlich um das Ausländeramt und nicht um
die diplomatische oder konsularische Vertretung. Es versteht sich je-
doch von selbst, dass die Vertretungen auf Grund ihrer Ansiedlung
im Land des Antragstellers besser in der Lage sind zu prüfen, ob die
vorgelegte Urkunde mit den lokalen Gesetzen übereinstimmt, und
eventuelle betrügerische Praktiken, die in der Region im Gange sind,
aufzudecken. Das Kollegium der föderalen Ombudsmänner, das kei-
nesfalls die Gesetzmäßigkeit dieser Prüfungen infrage stellen will,
macht sich Gedanken über den fehlenden Rechtsrahmen für diese
U} berprüfungen sowie über die Umgehung des Beglaubigungsverfah-
rens zu diesem Zweck.

Wenn die diplomatischen oder konsularischen Vertreter Zweifel oder
Vorbehalte gegenüber einer ihnen zur Beglaubigung vorgelegten Ur-
kunde geltend machen, die Rechtmäßigkeit der zu beglaubigenden
Elemente (U} bereinstimmung mit den Originalen, Zuständigkeit der
ausstellenden Behörde usw.) aber nicht infrage gestellt wird, sind sie
gehalten, diese Urkunde zu beglaubigen und gleichzeitig ihre Vorbe-
halte, was den potenziell betrügerischen Charakter oder die Verlet-
zung der öffentlichen Ordnung angeht, in ihrem Bericht an die Be-
hörde, die diese Urkunde wirksam werden lassen soll, festzuhalten.
Wird eine nicht beglaubigte Urkunde an das Ausländeramt weiterge-
leitet, so kann man derzeit beobachten, dass das Amt sich allein auf
Grund der fehlenden Beglaubigung weigert das Visum zu erteilen,
während der eigentliche Grund für die Ablehnung des Visums in
dem betrügerischen Element oder in der Verletzung der öffentlichen
Ordnung besteht, die zur Ablehnung der Beglaubigung geführt hat,
was letzten Endes ein Verstoß gegen die erforderliche Begründetheit
von Verwaltungshandlungen darstellt.
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Ein Beispiel für diese Probleme liefert der Fall eines belgischen
Staatsbürgers, der sein ganzes Leben im Kongo verbracht hat und
sich kürzlich aus gesundheitlichen Gründen in Belgien niedergelas-
sen hat. Als seine aus dem Kongo stammende Frau und seine Kinder
nachkommen wollten, erfuhr der Mann, dass die belgische Verwal-
tung sich weigerte, die Folgen seiner gewohnheitsrechtliche Ehe-
schließung, die nicht in der vom kongolesischen Gesetz vorgeschrie-
benen Form vorgenommen worden war, anzuerkennen. Die Nicht-
Anerkennung der Eheschließung, die zur Folge hatte, dass die
väterliche Abstammung der Kinder und die belgische Staatsangehö-
rigkeit der Kinder und der Ehefrau ebenfalls nicht anerkannt wur-
den, diese Nicht- Anerkennung führte ganz konkret dazu, dass die
Familie nicht nach Belgien einreisen durfte. Zwar waren die inhaltli-
chen Voraussetzungen der Ehe sehr wohl erfüllt und die kongolesi-
schen Behörden hatten in 40 Jahren des Zusammenlebens auch nie-
mals Zweifel am Zivilstand der Eheleute geäußert... Im übrigen, selbst
wenn man von der Ungültigkeit der Eheschließung ausgeht, wird
diese Ungültigkeit nach kongolesischem Recht nur für die Zukunft
wirksam (wodurch die früheren Rechtsfolgen der Eheschließung, ins-
besondere was die Staatsangehörigkeit der Ehegatten angeht, erhal-
ten bleiben) und kann auf gar keinen Fall Einfluss haben auf die
Abstammung der in der annullierten Ehe geborenen Kinder.

Aus diesem Grund hat das Kollegium der föderalen Ombudsmänner
eine offizielle Empfehlung65 sowohl an das Justiz- als auch an das
Außenministerium gerichtet, damit die belgische Staatsangehörigkeit
der Ehefrau und der Kinder anerkannt werde. Beide Ministerien ha-
ben diese Empfehlung zurückgewiesen und sich dabei auf die Vor-
schrift des Artikels 170 des Zivilgesetzbuches berufen. Das Kollegium
kritisiert die fehlende Logik und Kohärenz dieser Position: Warum
lehnt man es einerseits ab, dass eine Eheschließung ihre Wirkungen
in Belgien zeigt mit der Begründung, die Formvorschriften des loka-
len Gesetzes seien nicht eingehalten worden, verweigert aber ande-
rerseits den Betroffenen den rechtlichen Schutz, der ihnen von dem-
selben lokalen Gesetz gewährt wird ? Das Problem des Antragstellers
wurde teilweise dadurch gelöst, dass man seiner „Ehefrau“, gestützt
auf das dauerhafte Zusammenleben des Paares, das ja nicht ange-
zweifelt wird, eine vorläufige Aufenthaltserlaubnis erteilt hat, was
ihr die Möglichkeit gegeben hat, ihrem Mann nachzureisen. Das Pro-
blem ihrer Staatsangehörigkeit sowie der väterlichen Abstammung
und der Staatsangehörigkeit der Kinder ist jedoch nach wie vor un-
gelöst.

65 OE 00/2, S. 231.
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Und schließlich konnte im abgelaufenen Tätigkeitsjahr einmal mehr
festgestellt werden, wie sehr die streng formalistischen Erfordernisse
unseres Rechtssystems und die beinah als heilig verehrte Schriftform
im Widerspruch stehen zu dem sozialen und kulturellen Umfeld an-
derer Länder, wo das Gewohnheitsrecht nach wie vor fest verwurzelt
ist und die Systeme zur Aufbewahrung offizieller Urkunden in eini-
gen Fällen sehr notdürftig sind. Ein ähnliches Problem tritt in den
Ländern auf, wo die Verwaltungsstrukturen durch Bürgerkrieg und
eine sehr schwierige wirtschaftliche Lage erheblich geschwächt wur-
den. In diesen Fällen ist es manchmal unmöglich, eine Urkunde vor-
zulegen, und zwar ganz einfach deshalb, weil es keine Urkunde gibt.
Wenn das Kollegium der föderalen Ombudsmänner von einem sol-
chen Fall Kenntnis erhält, weist es das Ministerium auf diese Schwie-
rigkeiten hin und schlägt vor, ja empfiehlt sogar, auf diese Schwierig-
keiten mit der ganzen erforderlichen Flexibilität einzugehen.

Ein Sonderfall der erweiterten Auslegung der Beglaubigung
ausländischer Urkunden: Die Mitwirkung des Vertrauensanwaltes

Auch im Tätigkeitsjahr 2000 hat das Kollegium die Problematik des
Vertrauensanwaltes, dessen Einsatz in einigen Ländern66 üblich ist
um zu überprüfen, ob die vorgelegten Urkunden mit der Wirklich-
keit67 übereinstimmen, aufmerksam verfolgt. Beim Kollegium wurde
eine Beschwerde eingereicht, die sich auf die lange Bearbeitungszeit
eines zur Familienzusammenführung beantragten Visums bezog, wo-
bei die Beschwerdeführerin ebenfalls behauptete, der Vertrauensan-
walt habe von ihrem indischen Ehemann Schmiergeld verlangt. Der
Visumantrag war im September 1998 eingereicht worden und bis An-
fang 2000 noch nicht entschieden. Das Kollegium befragte das Aus-
länderamt, welches beteuerte, den Visumantrag nicht erhalten zu ha-
ben. Das Ausländeramt wandte sich seinerseits an die diplomatische
Vertretung in Neu Delhi um festzustellen, aus welchem Grund der
Visumantrag nicht weitergeleitet worden war. Einige Zeit später
wurde der Antrag aus dem Jahr 1998 von der diplomatischen Vertre-
tung übermittelt und das Ausländeramt entschied ziemlich rasch, das
Visum zur Familienzusammenführung zu erteilen. Das Kollegium
forderte anschließend das Außenministerium auf, zu den Behauptun-
gen der Beschwerdeführerin, was das vom Vertrauensanwalt angeb-
lich verlangte Schmiergeld angeht, Stellung zu nehmen, und bat das

66 Zum gegenwärtigen Zeitpunkt betrifft dies hauptsächlich Indien, Pakistan, den
Kongo und Nigeria.

67 KFO, Jahresbericht 1998, S. 90 ff.; KFO, Jahresbericht 1999, S. 123 ff.; KFO, Jahresbericht
1999/1, S. 55.
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Ministerium gleichzeitig zu prüfen, weshalb die diplomatische Ver-
tretung den Visumantrag so spät weitergeleitet hatte.

Die diplomatische Vertretung reagierte ziemlich heftig auf diese Be-
hauptungen und betonte, dass der positive Bericht des Vertrauensan-
waltes vorgelegt worden war, bevor der Anwalt an den Ehemann der
Beschwerdeführerin herangetreten sein soll, um von diesem Geld für
einen positiven Bericht zu verlangen. Die Botschaft betonte ebenfalls,
dass derselbe Vertrauensanwalt bereits seit mehreren Jahren für die
niederländische Botschaft arbeite, die noch nie Probleme mit ihm ge-
habt habe. Das Kollegium wies das Ministerium darauf hin, dass der
vom Vertrauensanwalt vorgelegt Bericht nicht datiert war. Nach die-
sem Hinweis legte das Ministerium dem Kollegium der föderalen
Ombudsmänner eben diesen Bericht, auf dem handschriftlich ein Da-
tum vermerkt war, vor. Um solche Situationen zu vermeiden, for-
derte das Kollegium in einem Schreiben vom Juli 2000 das Ministe-
rium erneut auf, die Inanspruchnahme eines Vertrauensanwaltes
durch die belgischen Botschaften und Konsulate auf eine gesetzliche
Grundlage zu stellen – eine Forderung, auf der das Kollegium seit
199868 besteht –, und schlug gleichzeitig vor, ein einheitliches Vergü-
tungssystem für die Tätigkeiten dieser Anwälte einzuführen, was das
Ministerium jedoch nicht daran hindern sollte, die besondere wirt-
schaftliche Lage in jedem Land69 zu berücksichtigen. Das Ministe-
rium reagierte offiziell und teilte dem Kollegium mit, dass es die
Absicht habe, die Rechtsgrundlage für das Beglaubigungsverfahren
und die Mitwirkung des Vertrauensanwaltes im Rahmen des interna-
tionalen Privatrechts zu regeln; das entsprechende Gesetz liegt der-
zeit dem Staatsrat zur Stellungnahme vor. Andererseits vertritt das
Ministerium die Auffassung, dass die Einführung einer einheitlichen
Vergütung nahezu unmöglich sein dürfte, weil die Honorare je nach
Region oder Land, in dem die Kontrolle stattfinden muss, unter-
schiedlich sind. Die Botschaften müssten bei den Vertrauensanwälten
auf möglichst niedrige Honorare drängen. Obschon einige Kosten
nicht gesenkt werden können (Reisen in das Land und Aufenthalt
vor Ort), zeigt die Praxis laut Ministerium, dass die in Rechnung
gestellten Beträge (in einigen Fällen) erheblich unter den üblichen
Gebühren „kompetenter“ Anwälte liegen.

68 KFO, Jahresbericht 1998, II. 3.5.3. , S. 90 und II 3.5.4., S. 96.
69 Die Honorare der Vertrauensanwälte sind in der Tat von Land zu Land sehr ver-

schieden. In Neu Dehli beträgt das Honorar rund 6.500 BEF, in Islamabad dagegen
10.000 BEF.
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In einer offiziellen Stellungnahme vom September 2000 schlägt das
Kollegium vor, dass die Zentralverwaltung in Brüssel die Honorare
der von den Vertretungen ausgesuchten Vertrauensanwälte regelmä-
ßig evaluieren und darauf achten soll, dass die Botschaften und Kon-
sulate ihrerseits ebenfalls eine Evaluierung der eingesetzten Vertrau-
ensanwälte durchführen, die auf den heiklen Aspekt ihrer Aufgabe
Rücksicht nimmt. Die Tatsache, dass einige diplomatische Vertretun-
gen mit einem einzigen Vertrauensanwalt zusammenarbeiten, der in
einigen Fällen auch für Botschaften anderer Länder tätig wird, ist
verhängnisvoll, berücksichtigt man die langen Bearbeitungszeiten der
Visumunterlagen und den Missbrauch, der durch diese Monopolstel-
lung entstehen kann. Das Außenministerium hat bisher noch nicht
auf den Vorschlag des Kollegiums reagiert. Angesichts der zahlrei-
chen Beschwerden über das Vorgehen der Vertrauensanwälte hat das
Kollegium das Ministerium im Dezember 2000 aufgefordert, zu die-
sem Thema eine Sitzung mit dem Kollegium der föderalen Ombuds-
männer vorzubereiten. Als der vorliegende Bericht in Druck ging,
war das Außenministerium auch auf diesen Vorschlag noch nicht ein-
gegangen.

In einigen Ländern, etwa in Indien, verlangt die belgische Botschaft
oder das belgische Konsulat, dass verheiratete Ausländer eine Ehelo-
sigkeitsbescheinigung vorlegen zum Beweis, dass sie zum Zeitpunkt
ihrer Eheschließung unverheiratet waren. Diese Bescheinigung wird
im Rahmen der Bekämpfung von Scheinehen verlangt. Erst wenn
diese Bescheinigung vorliegt, betrachtet die Vertretung die Unterla-
gen als vollständig und schaltet den Vertrauensanwalt ein, um sämt-
liche Unterlagen zum Zivilstand zu überprüfen. Die Prüfung ver-
schiedener Beschwerden hat gezeigt, dass es für indische Staatsange-
hörige nicht einfach ist, eine solche Bescheinigung zu erhalten. Das
ist auch der Grund, weshalb der Visumantrag des Ehemannes der
fraglichen Beschwerdeführerin so lange gedauert hat. Der Antragstel-
ler hatte sich etwa ein Jahr lang bei den indischen Behörden um eine
solche Bescheinigung bemüht. Schließlich legte er eine Bescheinigung
vor, in welcher erklärt wurde, dass sein Zivilstand als Lediger nicht
bescheinigt werden könne, da er in der Zwischenzeit geheiratet habe.
Die belgische Botschaft beschloss, sich mit diesem Dokument zufrie-
den zu geben und schaltete sechs Monate später den Vertrauensan-
walt ein. Angesichts der Absurdität dieser Situation hat das Kolle-
gium dem Außenministerium vorgeschlagen, von der Vorlage dieser
Ledigkeitsbescheinigung abzusehen. Der Vertrauensanwalt, den der
Antragsteller des Visums trotzdem bezahlen muss, ist in der Tat in
der Lage, vor Ort zu prüfen, ob die vorgelegte Heiratsurkunde mit
der Wirklichkeit übereinstimmt oder ob Bigamie oder Polygamie vor-
liegt. Das Außenministerium hat den Vorschlag des Kollegiums ge-
billigt.
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Gestörte Arbeitsweise einer konsularischen Vertretung

Seit Mitte 1999 sind beim Kollegium der föderalen Ombudsmänner
zunehmend Beschwerden oder Vermittlungsanträge eingegangen, die
die Arbeitsweise des Belgischen Generalkonsulats in Casablanca in
Bezug auf die Bearbeitung von Visumanträgen betreffen. Diese Be-
schwerden haben nicht nur wiederholt die mangelnde Erreichbarkeit
der Vertretung sowie große Mängel auf der Ebene des Empfangs der
Bürger und der lückenhaften Information sowohl bei Einreichen des
Antrags als auch unter der Bearbeitung, sondern vor allem die Dauer
des Verfahrens für die Ausstellung der Visa aufgedeckt. Angesichts
der steigenden Zahl von Visumanträgen hat das Belgische General-
konsulat in Casablanca ein allgemeines System eingeführt, wonach
Anträge nach vorheriger telefonischer Terminabsprache eingereicht
werden können. Das System, das jedoch für alle Arten von Anträgen
gilt, unabhängig davon, ob es sich um ein Visum für einen Kurzauf-
enthalt, eine Familienzusammenführung, ein Studium oder um eine
vorläufige Aufenthaltserlaubnis handelt, hat rasch zu einer U} berla-
stung der Telefonleitungen und zu einer allgemeinen Wartezeit von
mehreren Monaten allein für die Einreichung eines Antrags geführt.
Abgesehen davon, dass dies gegen den Grundsatz der angemessenen
Frist verstößt, löst diese Vorgehensweise besondere Einwände aus,
was bestimmte Anträge angeht. Sie führt praktisch dazu, dass marok-
kanische Studenten in dem akademischen Jahr, das auf den erfolgrei-
chen Abschluss des vorangegangenen Ausbildungszyklus folgt, vom
Zugang zum Hochschulstudium in Belgien ausgeschlossen sind. Was
Visumanträge zur Familienzusammenführung angeht, stellt dieses
Verfahren ein unverhältnismäßiges Hindernis für die Durchführung
eines Rechts auf Aufenthalt dar.

Das Kollegium ist sich der praktischen Schwierigkeiten, mit denen
diese konsularische Vertretung angesichts der ständig steigenden
Zahl der Jahr für Jahr in Casablanca70 eingereichten Visumanträgen
zu kämpfen hat, und der strukturellen Maßnahmen, die in einer der-
artigen Situation erforderlich sind, bewusst, und hat um eine Sitzung
mit dem Generalsekretariat des Außenministeriums nachgesucht, um
die Schlussfolgerungen seiner Nachforschungen zu präsentieren. Das
Ministerium hat zu Recht den Wunsch geäußert, vor der für den
Monat Dezember geplanten Sitzung mit den Ombudsmännern eine
eigene Inspektion vor Ort durchzuführen, was von ernsthafter Be-
sorgnis zeugt. Das Kollegium begrüßt den konstruktiven Geist, in
dem diese Sitzung abgehalten wurde, sowie die Transparenz, mit

70 Während 1997 insgesamt 8.400 Anträge eingereicht wurden, waren es in den ersten
acht Monaten des Jahres 2000 8.376; das entspricht einem Anstieg von 50% innerhalb
von drei Jahren.
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welcher dem Kollegium die Inspektionsergebnisse mitgeteilt wurden,
und den fruchtbaren Gedankenaustausch, der bezüglich der vom Mi-
nisterium geplanten Maßnahmen möglich war.

Das Kollegium stellt befriedigt fest, dass das Ministerium der Umset-
zung seiner allgemeinen Empfehlung 98/271 durch die belgischen
diplomatischen und konsularischen Vertretungen positiv gegenüber-
steht. In dieser Empfehlung werden die Verwaltungsbehörden aufge-
fordert, den Bürgern in der einen oder anderen Form eine Empfangs-
bestätigung über die bei der Behörde eingereichten Unterlagen aus-
zustellen. Diese einfache Maßnahme wird es in der Tat möglich
machen, viele Diskussionen über die Anzahl und die Art der Unter-
lagen, die von den Antragstellern zur Unterstützung ihrer Visuman-
träge vorgelegt werden, zu vermeiden. Im übrigen hat das Ministe-
rium eine Reihe konkreter Maßnahmen zur Verbesserung des Verfah-
rens beschlossen. Zwar kann an der Terminabsprache für die
Einreichung der Visumanträge beim Belgischen Generalkonsulat in
Casablanca, die das Konsulat angesichts der hohen Zahl von Anträ-
gen für das einzig praktikable System hält, festgehalten werden, doch
sollte die Terminvereinbarung, die bisher telefonisch erfolgte, durch
ein schriftliches Verfahren ersetzt werden, wodurch die Antragsteller
mit Bekanntgabe des Termins das richtige Formular sowie eine voll-
ständige Liste der vorzulegenden Unterlagen erhalten würden. Auch
wenn die Frist bis zur Einreichung eines Antrags als solches nicht
kürzer wird, dürfte diese Maßnahme zumindest die spätere Bearbei-
tung des Antrags beschleunigen. Die Entlastung der Telefonleitungen
durch die Einführung eines schriftlichen Verfahrens und der Umzug
des Generalkonsulats in ein neues Gebäude werden nutzbringend
umgesetzt, um den Empfang der Bürger zu verbessern und ein effi-
zientes telefonisches Auskunftssystem einzurichten. Im übrigen hat
sich das Ministerium zu einer differenzierten Bearbeitung verpflich-
tet und will zusätzliche Mittel für solche Visumanträge bereitstellen,
die strenge Kriterien erfüllen und kaum unbegrenzt zunehmen dürf-
ten. Diese Maßnahme zielt insbesondere auf Anträge zur Familienzu-
sammenführung, die sich auf ein Recht auf Aufenthalt stützen. Das
Kollegium wird die konkrete Umsetzung dieser Maßnahmen auf-
merksam beobachten.

Das Kollegium ist ebenfalls nach wie vor überzeugt, dass Maßnah-
men ergriffen werden sollten, um zu bestimmten Zeiten des Jahres
auf den großen Andrang bei bestimmten Visumarten zu reagieren
(z.B. Studentenvisa während der Sommermonate und Visa für Kurz-
aufenthalte, sobald Weihnachten und Neujahr näher rücken). Da
diese Problematik in derselben Form in der Phase der U} berprüfung

71 KFO, AE 98/2, Jahresbericht 1998, S. 269-270.
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der Anträge durch das Ausländeramt auftritt, äußert das Kollegium
erneut seine Besorgnis, diese Problematik bei der Erarbeitung eines
neuen Verwaltungsverfahrens für die Visumerteilung, das derzeit
vom Innen- und Außenministerium verhandelt wird, zu berücksich-
tigen.

Im Ausland lebende Belgier

Das Kollegium hat in diesem Jahr zwei Beschwerden von Belgiern
geprüft, die sich im Ausland niedergelassen haben und Probleme
hatten, ihren Wohnsitzwechsel in das Bevölkerungsregister eintragen
zu lassen. Weil dies nicht gelang, wurde ihnen die Post verschiedener
belgischer Instanzen (Finanzministerium, Krankenversicherung...),
die auf der Grundlage der Angaben im Bevölkerungsregister ihre
Korrespondenz weiter an die alte Adresse sandten, nicht zugestellt.
Die Beschwerdeführer waren jedoch bei den zuständigen diplomati-
schen oder konsularischen Vertretungen vorstellig geworden, um hier
ihre neue Anschrift im Ausland anzugeben. Das Kollegium hat dar-
aufhin das Außenministerium befragt, das darauf mit dem Hinweis
reagiert hat, die belgischen diplomatischen und konsularischen Ver-
tretungen seien entsprechend den in dieser Sache geltenden Anwei-
sungen verpflichtet, die Angaben im Bevölkerungsregister, die sich
auf Belgier mit ausländischem Wohnsitz beziehen, regelmäßig zu ak-
tualisieren, unter der Voraussetzung, dass diese bei der Vertretung
gemeldet seien und dieser eventuelle A} nderungen ihrer Verwaltungs-
situation mitteilten. Die diplomatischen und konsularischen Vertre-
tungen verwenden für diese Aktualisierung Formulare, die ausgefüllt
an die Zentralverwaltung in Brüssel weitergeleitet werden, wo die
Angaben in das Bevölkerungsregister aufgenommen werden. Da die
Zentralverwaltung über zu wenig Personal verfügt, kam es bei der
Bearbeitung der Angaben aus diesen Formularen zu erheblichen Ver-
spätungen. Dieser Rückstau wird aufgeholt, wobei auf das Land und
die Reihenfolge der A} nderungsanträge abgestellt wird. Die Aktuali-
sierung der Angaben über Belgier, die in Risikoländern leben (Län-
der, in denen Bürgerkrieg herrscht oder mit instabilen politischen
oder sozialen Verhältnissen...), hat jedoch Vorrang.

Nach Angaben des Außenministeriums soll jedoch eine Besserung
der Verhältnisse in Sicht sein. Der Ministerrat hat am 18. Februar 2000
beschlossen, die betreffende Dienststelle durch die Einstellung von
Zeitpersonal (30 zusätzliche Mitarbeiter) zu verstärken, und zwar mit
dem Ziel, den Rückstau innerhalb von zwei Jahren abzuarbeiten.
Gleichzeitig arbeitet das betreffende Ministerium an der Einführung
eines Software-Programms, das die erwähnten Formulare durch eine
elektronische Datei ersetzen soll und die fast automatische Eingliede-
rung von Auskünften in die Datenbank des Bevölkerungsregisters
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möglich machen würde. Das Kollegium hat daraufhin vorgeschlagen,
dass die diplomatischen und konsularischen Vertretungen die im
Ausland lebenden Belgien über die Verzögerung bei der Bearbeitung
der sie betreffenden Daten informieren und ihnen gleichzeitig emp-
fehlen sollten, ihre Adressenänderung mit Hilfe einer Wohnsitzbe-
scheinigung, die von der zuständigen Vertretung ausgestellt würde,
den zuständigen Stellen selbst mitzuteilen. Die Verwaltung hat auf
diesen Vorschlag positiv reagiert.

3.5.4. Schlussfolgerungen und Empfehlungen

Das Kollegium der föderalen Ombudsmänner fordert dazu auf, bald
einen gesetzlichen Rahmen für die Praxis der U} berprüfung der
Rechtmäßigkeit ausländischer öffentlicher Urkunden sowie im übri-
gen auch für die Inanspruchnahme von Vertrauensanwälten vorzule-
gen. Diese Gesetze – die das Kollegium seit 1998 fordert – sollten u.a.
die Möglichkeit bieten, die Tätigkeiten dieser Vertrauensanwälte bes-
ser abzugrenzen. Das Kollegium fordert ebenfalls dazu auf, die Tä-
tigkeiten ebenso wie die Honorare dieser Anwälte durch die diplo-
matischen und konsularischen Vertretungen sowie durch die Zentral-
verwaltung regelmäßig überprüfen und evaluieren zu lassen.
Andererseits steht die U} berprüfung der Rechtmäßigkeit ausländi-
scher Urkunden unserer Meinung nach nicht unbedingt im Wider-
spruch mit der Flexibilität, die eine Berücksichtigung der lokalen so-
zialen und kulturellen Verhältnisse induzieren müsste, was die For-
derung angeht, bestimmte, schwer zu beschaffende Unterlagen
vorzulegen. In diesem Zusammenhang stellt das Kollegium erfreut
fest, dass das Ministerium sich bereit erklärt hat, in den Fällen, in
denen die Nachforschung des Vertrauensanwaltes die Möglichkeit
bietet zu überprüfen, ob der Antragssteller eines Visums zum Zeit-
punkt der Eheschließung tatsächlich unverheiratet war, auf die Vor-
lage einer Ledigkeitsbescheinigung zu verzichten.

Was die Situation im Belgischen Generalkonsulat in Casablanca an-
geht, zeigt sich das Kollegium erfreut über den konstruktiven Cha-
rakter, der die Sitzung zwischen dem Generalsekretär des Ministeri-
ums, dem Generaldirektor Konsularische Angelegenheiten und den
föderalen Ombudsmännern geprägt hat. Das Kollegium wird die
Umsetzung der zur Verbesserung der Situation vor Ort angekündig-
ten Maßnahmen aufmerksam verfolgen. Im übrigen fordert das Kol-
legium das Innen- und das Außenministerium auf, im Rahmen der
laufenden Verhandlungen über ein neues Visumverfahren spezifische
Maßnahmen vorzusehen, um eine angemessene Verwaltung des gro-
ßen Andrangs zu bestimmten Jahreszeiten zu gewährleisten.
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Fä

lle

99



Und schließlich nimmt das Kollegium die positive Reaktion des Mi-
nisteriums auf seinen Vorschlag zur Kenntnis, bis zu einer Verbesse-
rung des Systems für die Eingabe der Daten über im Ausland le-
bende Belgier in das Bevölkerungsregister diesen Bürgern über die
Botschaften und Konsulate eine Wohnsitzbescheinigung auszustellen,
die ihnen die Möglichkeit gibt, den betreffenden belgischen Stellen
ihre Adressenänderung mitzuteilen.
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3.6. Ministerium für Landesverteidigung

3.6.1. Zahlen

Landesverteidigung und Einrichtungen Anzahl
Minister 1
Allgemeine Zivilverwaltung 3
Allgemeiner Stab der Streitkräfte 3
Beschwerden von Beamten 5
Andere 4
GESAMT 16

Sprache Anzahl
Französisch 5
Niederländisch 11
GESAMT 16

Phasen Anzahl
Empfangsbestätigungen 2
Akten in der Ermittlungsphase 5
Vermittlungsverfahren 1
Abgeschlossene Akten 8
GESAMT 16

3.6.2. Vorbemerkungen / Kontakte mit der Verwaltung

Die Prüfung der Beschwerden über das Verteidigungsministerium,
die dem Kollegium vorgelegt wurden, hat zu einer guten Zusammen-
arbeit mit der betreffenden Regierungsstelle geführt.

3.6.3. Analyse der wichtigsten Problemstellungen, Beschwerden
und Vermittlungsanträge

Wie in den vorigen Tätigkeitsjahren sind beim Kollegium nur wenige
Beschwerden über das Verteidigungsministerium eingegangen, von
denen die meisten im Übrigen keine besonderen Probleme erkennen
lassen.

Mehrere Beschwerden bezogen sich auf die Schwierigkeiten von Un-
teroffizieren, deren Entlassung der Minister abgelehnt hatte, weil
diese den Interessen des Dienstes zuwiderliefe, und zwar mit der
Begründung, dass die Streitkräfte unter einem Mangel an Soldaten
mit besonderen Qualifikationen litten (im konkreten Fall handelte es
sich um Informatiker). Artikel 23 des Gesetzes vom 27. Dezember
1961 über das Statut der Unteroffiziere des aktiven Personalbestands
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der Boden-, Luft- und Seestreitkräfte sowie des medizinischen Dien-
stes bestätigt diese Ablehnungskompetenz.

Diese Ermessenfreiheit, die dem Minister somit zugebilligt wird,
wurde erstmals 199472 nach einer A} nderung des erwähnten Artikels
23 geschwächt. Tatsächlich sah die neue Fassung des Artikels jetzt
folgende Regelung vor: „Außer in außergewöhnlichen Fällen, die der Ver-
teidigungsminister ausdrücklich begründet, widerspricht die Entlassung
nicht dem Interesse des Dienstes, wenn der Unteroffizier, der um seine Ent-
lassung nachsucht, während eines Zeitraums, der anderthalb mal so lang ist
wie die Ausbildung, die er auf Kosten des Verteidigungsministeriums erhal-
ten hat, gerechnet ab dem Abschluss eines jeden Ausbildungszeitraums,
aktiven Dienst geleistet har“. Der Schiedshof hat mehrere Bestimmun-
gen des bereits erwähnten Gesetzes vom 20. Mai 1994 (Urteile 81/95
und 23/96) aufgehoben. Auch der Königliche Erlass, von dem das
Inkrafttreten der Vorschriften über die Entlassung abhing, ist niemals
ergangen.

Mit dem Gesetz aus dem Jahr 200073 wurde ein neuer Artikel 23 in
das Gesetz vom 27. Dezember 1967 eingefügt. Danach wird in eini-
gen ausdrücklich erwähnten Fällen von vornherein davon ausgegan-
gen, dass die Entlassung nicht im Interesse des Dienstes ist, während
dies für andere Fälle nicht gilt (bis auf die Ausnahmefälle, die der
König oder die vom ihm bezeichnete Behörde ausdrücklich begrün-
det). Dieses neue Gesetz bestätigt auch den Begriff des 1994 einge-
führten ″Ertragszeitraums″ (dabei handelt es sich um den Zeitraum
des aktiven Dienstes, den ein Soldat ableisten muss, nachdem er auf
Kosten des Verteidigungsministeriums eine Ausbildung erhalten hat).
Das Gesetz bestätigt im übrigen das Recht der Unteroffiziere, die
bestimmte Voraussetzungen erfüllen, spätestens drei Jahre nach dem
ursprünglich ablehnenden Bescheid mit Gewissheit entlassen zu wer-
den.

Bei der gründlichen U} berprüfung der beiden Akten, die dem Kolle-
gium vorgelegt worden waren, hat das Kollegium im ersten Fall auf
eine angemessene Verwaltung durch das Verteidigungsministerium
geschlossen, da der betroffene Soldat die Streitkräfte unmittelbar nach
seiner Ausbildungszeit verlassen wollte. Im zweiten Fall war das
Kollegium dagegen der Meinung, dass die Berufung auf das Interesse
des Dienstes nicht gerechtfertigt war, um die Entlassung eines Solda-
ten abzulehnen, der an keine Leistungspflicht gehalten war und dar-

72 Gesetz vom 20. Mai 1994 über das Statut des militärischen Personals.
73 Gesetz vom 16. März 2000 über die Entlassung bestimmter Militärangehöriger und

die Anstellung bzw. die Wiederanstellung bestimmter Anwärter des militärischen
Dienstes, die Festsetzung des Ertragszeitraumes und die Rückgewinnung durch den
Staat eines Teils der vom Staat aufgewendeten Ausbildungskosten und eines Teils
der unter der Ausbildung bezahlten Vergütungen.
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über hinaus auf eigene Kosten und in seiner Freizeit eine Ausbildung
zum Informatiker gemacht hatte, die das Ministerium weiterhin zu
seinem eigenen Vorteil nutzen wollte: Der Beschwerdeführer hat
mehr als ein Jahr gebraucht, bevor er weiterhin dem Staat dienen
konnte, diesmal beim Rechnungshof.

3.6.4. Schlussfolgerungen und Empfehlungen

Die Zukunft wird zeigen, ob das neue Gesetz über die Entlassung
bestimmter Militärangehöriger die Zahl der Streitfälle zwischen dem
betreffenden Ministerium und dem Militärpersonal reduzieren wird.
Das Festhalten an einem gewissen Ermessensspielraum bei der Be-
hörde, die über Entlassungsgesuche entscheiden kann, lässt Zweifel
daran aufkommen. In einem Schreiben an das Kollegium der födera-
len Ombudsmänner weist der Verteidigungsminister jedoch darauf
hin, dass jeder einzelne Vorgang derzeit auch unter Berücksichtigung
der Situation des Antragstellers geprüft wird. Was die Informatiker
angeht, gehören die mit dem Jahrtausendwechsel verbundenen Pro-
bleme, die damals Grund für den Wunsch des Ministeriums, Entlas-
sungen von Informatikern abzulehnen, gewesen sein mögen, inzwi-
schen der Vergangenheit an und können nicht mehr als Rechtferti-
gung dienen.

Was die Soldaten angeht, die auf eigene Kosten eine Ausbildung ge-
macht haben, empfiehlt das Kollegium, deren eventuelles Entlas-
sungsgesuch so zu behandeln, als stamme es von Soldaten, die keine
besondere Ausbildung auf Kosten des Staates genossen haben. Der
gesunde Menschenverstand bezeichnet dies als gerecht.

Und schließlich hält das Kollegium es für zwingend geboten, jeden
Bewerber umfassend über die Pflichten, die ihm diesbezüglich oblie-
gen werden, zu informieren, und zwar vor seiner Aufnahme in die
Streitkräfte. Das verlangt der Grundsatz der aktiven Information, der
ja zu den Grundsätzen der angemessenen Verwaltung gehört. Im üb-
rigen misst sich die Qualität der Beziehungen zwischen Streitkräften
und Militärangehörigen auch an diesem Transparenzerfordernis.
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3.7. Finanzministerium

3.7.1. Beschwerden und Vermittlungsanträge bezüglich des
Finanzministeriums, ohne Renten

3.7.1.1. Angaben in Zahlen

Finanzen (ohne Pensionen) und Einrichtungen

Minister 1

Allgemeines Sekretariat 7

Verwaltung der Steuerangelegenheiten 3

Verwaltung des Einkommens- und 

Unternehmenssteuerrechts 532

Verwaltung der Eintreibung 501

Zoll- und Akzisenverwaltung 29

Verwaltung des Katasters, der 

Registrierung und der Domänen 101

Verwaltung der Besonderen 

Steuerinspektion 4

Verwaltung des Schatzamtes 13

Beschwerden von Beamten 28

Andere 31

1,0%
2,2%

2,5%
0,1%

0,6%
0,2%

42,6%
40,1%

2,3%
8,1%

0,3%

GESAMT 1250

Anzahl

Finanzen (ohne Pensionen) + Einrichtungen
Zulässige Beschwerden nach Sprache

Französisch 605

Niederländisch 641

Deutsch / andere 4

GESAMT 1250

Anzahl48,4%

0,3%

51,3%
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Finanzen (ohne Pensionen) + Einrichtungen
Zulässige Beschwerden nach Bearbeitungphase

Empfangsbestätigungen 116

Akten in der Ermittlungsphase 418

Akten in der Untersuchungsphase 71

Vermittlungsverfahren 4

Aussetzungen 9

Vorschläge 7

Offizielle Empfehlugen 5

Abgeschlossene Akten 620

9,3%

33,4%

5,7%
0,3%

0,7%
0,6%

0,4%

49,6%

GESAMT 1250

Anzahl

Bewertung der abgeschlossenen Akten Anzahl
Angemessene Verwaltung 205
Unangemessene Verwaltung 232
Ohne Bewertung 183
GESAMT 620

Finanzministerium (ohne Pensionen)  + Einrichtungen  
Unangemessene Verwaltung nach Kriterium

Richtige Rechtsanwendung 27

Gleichheit 3

Vernunftsgrundsatz 14

Unparteilichkeit 1

Rechtssicherheit 10

Vertrauensgrundsatz 18

Charta des Benutzers der öffentlichen Dienste 8

Angemessene Frist 114

Sorgfaltsgrundsatz 67

Begründung der Verwaltungsakte 13

Angemessene Archivierung 3

Aktive und passive Information 29

Höflichkeit 6

Angepasste Zugänglichkeit 14

8,3%
0,9%

4,3%
0,3%

3,1%
5,5%

2,4%

34,9%
20,5%

4,0%

0,9%

8,9%
1,8%

4,3%

GESAMT 327

Anzahl
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3.7.1.2. Vorbemerkungen / Kontakte mit der Verwaltung

Kennzeichnend für das abgelaufene Tätigkeitsjahr war die Organisa-
tion einer strukturierteren Verständigung zwischen dem Kollegium
der föderalen Ombudsmänner und dem Finanzministerium. Der für
die Kontakte zwischen dem Kollegium und dem Ministerium ausge-
arbeitete modus vivendi war Anlass für bilaterale und multilaterale
Arbeitssitzungen mit den verschiedenen Finanzbehörden. Gegen-
stand der Diskussionen in diesen Sitzungen waren sowohl struktu-
relle als auch punktuelle Funktionsstörungen. Diese konstruktiven
Diskussionen haben häufig zu kreativen Lösungen geführt und das
Kollegium ist mit dieser guten Zusammenarbeit zufrieden.

Gemäß Artikel 14 des Gesetzes vom 22. März 1995 zur Einsetzung
des Kollegiums der föderalen Ombudsmänner, kann das Kollegium
Empfehlungen, die es für zweckmäßig erachtet, an die Verwaltungs-
behörden richten. Diese offiziellen Empfehlungen werden unmittel-
bar in die verschiedenen Abschnitte dieses Berichts integriert. Die
allgemeinen Empfehlungen, die gemäß Artikel 15 desselben Gesetzes
verabschiedet und an die Legislative gerichtet sind – obgleich sie
ebenfalls die Ministerien betreffen –, werden in Teil III dieses Jahres-
berichts geprüft.

Auch im Jahr 2000 wurden dem Kollegium der föderalen Ombuds-
männer Beschwerden von Beamten des Finanzministeriums vorge-
legt. Diese Beschwerden werden im Teil ″Beschwerden von Beam-
ten″74 analysiert, ebenso die Beschwerden über die Zentrale
Dienststelle für ständige Ausgaben, eine Dienststelle des Finanzmini-
steriums, die die Besoldung aller föderalen Beamten abwickelt.

Was dieses Ministerium anbelangt, werden wir zunächst Problemati-
ken untersuchen, die allen Steuerverwaltungen gemeinsam sind, be-
vor wir uns mit Themen befassen wollen, die für jede dieser Verwal-
tungen spezifisch sind.

3.7.1.3. Analyse der wichtigsten Problemstellungen,
Beschwerden und Vermittlungsanträge

3.7.1.3.1. Horizontaler thematischer Ansatz

Im Jahr 2000 ist die vom Finanzministerium in den 90er Jahren vor-
genommene Umstrukturierung Wirklichkeit geworden. Die struktu-
rellen Anpassungen sind in der Verwaltung für Gewerbe- und Ein-
kommensteuern (VGES) und in der Kataster-, Registrierungs- und

74 Vgl. unten, S. 212 ff.
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Domänenverwaltung (VKRD) am deutlichsten sichtbar geworden.
Die Prüfung der Beschwerden durch das Kollegium der föderalen
Ombudsmänner zeigt erneut, dass diese Umstrukturierung einen re-
gelrechten Kulturschock bei den Mitarbeitern ausgelöst hat. Die ent-
stehende Dualität zwischen den neuen Kontroll- und Verwaltungs-
zentren (VGES) einerseits und den klassischen Steuer- und Einnah-
meämtern und den territorial dezentralisierten Regionaldirektionen
andererseits stellt die integrierte Arbeitsstruktur infrage, so dass ein
Großteil der Mitarbeiter der Steuerverwaltung sich in einer schwieri-
gen Lage befindet und die Transparenz für den Steuerzahler verloren
geht.

Eine einfache „top down“-Anpassung einer Organisation enthält kei-
nerlei Erfolgsgarantie. Eine solche Vorgehensweise erfordert wenig-
stens eine anhaltende Mentalitätsänderung, die vorzugsweise vorher
stattfinden sollte75. Der Ausgangspunkt bestünde darin, den Bürger
erneut in den Mittelpunkt zu stellen. Das erfordert selbstverständlich
auch einen breiteren und völlig neuen76 Managementansatz. Diese
Reform kommt nicht in Betracht. Die Voraussetzungen für die Bezie-
hung mit dem Bürger sind Erreichbarkeit, Kommunikation und
Transparenz. Das Kollegium wird zunächst diese Grundsätze für alle
Steuerverwaltungen eingehend erläutern. Auch für jedes spezifische
Steuerthema wird nach einem identischen horizontalen Ansatz vor-
gegangen. Daran schließt sich für jede Verwaltung eine Diskussion
der wichtigsten Beschwerden an.

A. Erreichbarkeit

Die Charta des Benutzers der öffentlichen Dienste sieht vor, dass die
Erreichbarkeit der öffentlichen Dienste im weiten Sinne zu verstehen
ist. Somit ist diese nicht auf die körperliche Erreichbarkeit oder Nähe
beschränkt. Die Erreichbarkeit betrifft auch die Verständlichkeit der
Texte: Die Verwaltungsunterlagen und -texte müssen so geschrieben
sein, dass der Bürger sie verstehen kann. Aus den Akten, die dem
Kollegium der föderalen Ombudsmänner vorgelegt wurden, geht
hervor, dass diese Erreichbarkeit häufig unbefriedigend ist. Beispiele
für diese mangelnde Erreichbarkeit sind weiter unten angeführt.

75 Siehe die Studie der KUL im Zusammenhang mit den Reformen der Steuerverwal-
tung: Sabbe, Efficiëntie en effectiviteit van de belastingadministratie, een internatio-
naal vergelijkend onderzoek, VCOB, Dienststellen des Premierministers, Wissen-
schaftliche, technische und kulturelle Angelegenheiten, Brüssel, 1996.

76 Einschließlich Verantwortlichkeit, Verlagerung der Kontrolle über die Mittelverwen-
dung hin zu einer Kontrolle im nachhinein, usw.
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Erreichbarkeit der Strukturen

In einem Großteil der dem Kollegium vorgelegten Beschwerden
wurde die schwierige Erreichbarkeit des Finanzministeriums bestä-
tigt. Von einer Dienststelle zur anderen geschickt zu werden oder
ganz einfach im Gewirr der Dienststellen die U} bersicht zu verlieren,
ist eine Erfahrung, die die meisten Bürger wenigstens ein Mal ma-
chen. Dabei gehört das Problem der Beschwerden, die bei einer nicht
zuständigen Dienststelle eingereicht werden, zu den anschaulichsten
Beispielen. Zwar gibt es die Pflicht zur Weitergabe von einer Dienst-
stelle zur anderen, das weitergeleitete Dokument wird dadurch aber
auf seinen Informationswert reduziert. So ist beispielsweise die Steu-
erverwaltung der Auffassung, dass nur bei Beschwerden, die unmit-
telbar an die zuständige Regionaldirektion gerichtet sind, geprüft
werden kann, ob diese zulässig sind, nicht aber bei Beschwerden, die
ihr von einer anderen Steuerdienststelle zugeleitet werden, an die
sich der Steuerzahler fälschlicherweise gewandt hat. Mit der Einfüh-
rung des Systems eines einzigen Schalters könnten diese überflüssi-
gen Streitfälle – die im übrigen sehr zahlreich sind – vermieden wer-
den.

Das Kollegium der föderalen Ombudsmänner stellt fest, dass das Fi-
nanzministerium in den letzten Jahren zunächst umfangreiche Maß-
nahmen ergriffen hat, um die Strukturen zu rationalisieren und eine
bessere interne Arbeitsweise zu gewährleisten. Eine derartig umfang-
reiche Rationalisierung ist grundsätzlich vom Bürger zu begrüßen, ist
sie doch geeignet, diese Struktur transparenter zu machen. Dennoch
hat das Kollegium im Tätigkeitsjahr 2000 mehrfach festgestellt, dass
diese Umstrukturierung in einigen Punkten verworren durchgeführt
wurde, so dass zahlreiche Fragen noch nicht geklärt sind und der
laufende Veränderungsprozess schwer beherrschbar geworden ist.

Der wesentliche Teil der Umstrukturierung betrifft die Verwaltung
für Gewerbe- und Einkommenssteuern (VGES), die kurzfristig so-
wohl die Verwaltung der Direkten Steuern als auch die Mehrwert-
steuerverwaltung ersetzen soll. „Einstweilen“ existieren die Verwal-
tungen, die formell gestrichen werden, und diejenigen, die noch nicht
errichtet wurden, tatsächlich nebeneinanderher, mit der ganzen Ver-
wirrung, die sich daraus ergibt.

Erreichbarkeit der Regelung, der Verfahren und der Unterlagen

Aus den vom Kollegium der föderalen Ombudsmänner bearbeiteten
Akten geht hervor, dass die Verständlichkeit der Steuerregelung ein
heikler Punkt ist. Die politische Gewalt hat diesbezüglich die heikle
Aufgabe, Lesbarkeit und juristische Wendigkeit miteinander zu ver-
einbaren. Aus diesem Grund kommt es häufig zu Verständnisschwie-
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rigkeiten, was Steuerunterlagen angeht. In der Vergangenheit wur-
den lobenswerte Versuche unternommen, um die Standardunterla-
gen lesbarer zu machen. Trotzdem bleibt noch viel zu tun und das
Kollegium hofft, dass das Ministerium seine Bemühungen in dieser
Sache fortsetzen, ja sogar verstärken wird.

Die Vereinfachung der Verwaltung steht dem nicht entgegen. Das
Kollegium hat diesem Punkt bereits Aufmerksamkeit beigemessen
und dazu eine Empfehlung (99/677) formuliert. Zusammenfassend
wird in dieser allgemeinen Empfehlung die Verpflichtung des Bür-
gers kritisiert, bestimmte Unterlagen beizubringen, obschon die Ver-
waltung – und das gilt nicht nur für die Steuerverwaltung – über die
Mittel für die Suche nach diesen Unterlagen verfügt bzw. es genügen
würde, ihr die Mittel für deren Beschaffung an die Hand zu geben,
indem sie z.B. Zugang zum Bevölkerungsregister erhält.

Eine Studie der früheren für die Vereinfachung der Verwaltung zu-
ständigen Regierungskommissarin78 zeigt, dass die Liste der durch-
geführten Projekte zur Vereinfachung der Verwaltung im Bereich Fi-
nanzen eher begrenzt scheint, wenigstens zahlenmäßig und im Ver-
gleich zu den sonstigen föderalen Verwaltungen. Die Zahl der
Projekte in Vorbereitung oder in der Durchführung scheint etwas
umfangreicher79 zu sein. Der ″einzige Verwaltungsschalter″ könnte
die Position des Steuerzahlers erheblich verbessern und die Erfüllung
seiner Steuerpflicht stark vereinfachen. Die Studie stellt beiläufig fest,
dass der einzige Schalter vorsichtig in die laufende Umstrukturie-
rung des Ministeriums integriert werden sollte. Das Kollegium
schließt sich dieser Meinung an.

77 Vgl. KFO, Jahresbericht 1999/1, S. 129.
78 Regierungskommissariat für die Vereinfachung der Verwaltung, « Inventaires des

initiatives de l’Autorité fédérale dans le domaine de la simplification administrative :
Juin 1999 – Juillet 2000 ».

79 (http://www.sav.fgov.be). Das Ministerium hat mehr als 400 interne und externe
Projekte zur Vereinfachung der Verwaltung in Angriff genommen. Davon wurde 153
durchgeführt, 191 wurden gebilligt und befinden sich derzeit in der Ausführung und
80 werden geprüft. Was das Finanzministerium angeht, handelt es sich um 5 ausge-
führte Projekte und 31 wurden gebilligt und/oder befinden sich in der Ausführung.
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B. Kommunikation im Umfeld der Umstrukturierung

Zahlreiche Klagen, die dem Kollegium der föderalen Ombudsmänner
vorgelegt wurden, haben ihren Ausgangspunkt in Kommunikations-
problemen zwischen dem Steuerzahler und den Steuerbehörden.
Selbst wenn der Bürger telefonisch mit der Verwaltung Kontakt auf-
nehmen kann, werden seine Fragen nach einer bestimmten Informa-
tion häufig nicht beantwortet, sei es, weil die Fachsprache des Steu-
errechts ungenau ist, sei es, weil ein Minimum an Verständnis, ja
sogar Empathie nicht vorhanden ist.

In zahlreichen, dem Kollegium vorgelegten Akten erscheint das Fi-
nanzministerium manchmal als eine zu „mechanische“ Organisation.
Ein in vielen Fällen zu verwaltungstechnischer Ansatz deutet darauf
hin, dass der Schuh auf der Ebene der Formalisierung und Standar-
disierung des Arbeitsprozesses drückt. Der Arbeitsprozess wird von
Gesetzen, königlichen Erlassen und anderen Verordnungen sowie von
den normativen Verwaltungsanordnungen der Hierarchie bestimmt,
was zu einem exponentiellen Anstieg der Verwaltungsakten führt.
Das Kollegium bekommt manchmal von verantwortlichen Mitarbei-
tern aus der Verwaltung zu hören, dass kein Freiraum für eine gründ-
liche Kommunikation mit dem Bürger geschaffen werden kann, dass
diese Investition auf jeden Fall auf Kosten einer angemessenen Bear-
beitung der anhängigen Akten gehen würde und dass die Arbeitsbe-
lastung häufig eine fristgerechte Beantwortung des Schriftverkehrs
verhindert80.

Die Tätigkeit des Kollegiums zeigt, dass es schwierig ist, Veränderun-
gen in einer derartigen Organisation herbeizuführen, weil ihre Stärke
– und gleichzeitig ihre Schwäche – in der Stabilität und Kontinuität
liegt. Im übrigen ist das Finanzministerium mit neuen Forderungen
konfrontiert. Zwar bleiben die Interessen der Finanzverwaltung ent-
scheidend, doch der immer besser gebildete Bürger verlangt nach
einem noch größeren Gleichgewicht zwischen dem Preis und der
Qualität der Dienstleistungen, für die er Steuern zahlt. Er wird zum
kritischen Steuerzahler, der seine Fragen rasch und korrekt beantwor-
tet haben möchte. In diesem Zusammenhang hat die Bearbeitung der
Akten durch das Kollegium der föderalen Ombudsmänner bei eini-
gen Mitarbeitern der Finanzverwaltung – glücklicherweise gibt es
auch zahlreiche Ausnahmen – einen erwiesenen Mangel an Offenheit
als Motto aufgedeckt, der eine Verständigung durch positive Kom-

80 KFO, AE 97/6, Jahresbericht 1999, II, 3.1. und II.3.9., allgemeine Empfehlung, in der
die Verwaltung ermahnt wird, gegen verzögerte bzw. ausbleibende Beantwortung
des Schriftverkehrs durch Verwaltungen, die im Dienste der Bürger stehen, vorzu-
gehen.
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munikation verhindert, wobei die reduzierende juristische Argumen-
tation81 häufig die einzige Form der Kommunikation ist, die Gewicht
hat.

1999 hat das Kollegium der föderalen Ombudsmänner eine Empfeh-
lung formuliert, zugunsten einer systematischen und regelmäßigen
Weiterbildung der Beamten der Finanzverwaltung, und die der Be-
deutung des Empfangs, der Empathie, der Transparenz und der
Kommunikation82, die für diese schwierigen Aufgaben nötig sind,
berücksichtigte. Die Finanzverwaltung hat diese Empfehlung bisher
noch nicht umgesetzt. Weiterbildungsmaßnahmen, die vom Ausbil-
dungsinstitut der föderalen Behörde angeboten werden, können je
nach Aufnahmekapazität des Instituts auf freiwilliger Basis absolviert
werden, sofern die Arbeitsbelastung der Beamten dies zulässt. Das
Kollegium fordert deshalb zu einer besser organisierten Umsetzung
dieser Empfehlung auf. Darüber hinaus empfiehlt das Kollegium, die
Empfehlung auf alle Beamten der Steuerverwaltungen83 auszudeh-
nen.

Wie schon 1999 zeigt die Prüfung der beim Kollegium der föderalen
Ombudsmänner eingegangenen Beschwerden, dass viele Bürger die
Zuständigkeiten der Informationsbeamten84 nicht kennen, ja nicht
einmal von ihrer Existenz wissen. Im übrigen ist jeder Beamte, der
eine Akte bearbeitet, der wichtigste Informationsvektor. Investitionen
in die aktive und passive kohärente Informationsverbreitung – einer
der wichtigsten Grundsätze der angemessenen Verwaltung, siehe Er-
ster Teil des Jahresberichts – sind ebenfalls von entscheidender Be-
deutung.

C. Transparenz

Wenn der Steuerzahler sich an das Kollegium der föderalen Ombuds-
männer wendet, so geschieht das häufig, weil er sich wünscht, das
Finanzamt möge seine Erwartungen aufmerksam anhören, diese mit
der nötigen Sorgfalt berücksichtigen und mit den adäquaten Folgen
verknüpfen. Um mit den Begriffen der angemessenen Verwaltung zu
sprechen, bedeutet dies für die Steuerverwaltung eine Verpflichtung,

81 Siehe: „Das Kollegium der föderalen Ombudsmänner und der Grundsatz der Ange-
messenheit“, Jahresbericht 2000, S. 26-28.

82 KFO, AE 99/10, Jahresbericht 1999, S. 332-333, allgemeine Empfehlung für eine spe-
zifische Weiterbildung der Beamten der Steuerverwaltung.

83 OE 00/3, siehe Teil III, S. 231.
84 KFO, AE 99/5, Jahresbericht 1999, S. 329-330, allgemeine Empfehlung, die Existenz

von Informationsbeamten, die Bestandteil jeder Verwaltung sind und als erste An-
laufstelle für die Kommunikation zwischen dem öffentlichen Dienst und dem Bürger
unabdingbar sind, besser bekannt zu machen.
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Fä

lle

111



dem Steuerzahler – schriftlich oder mündlich – Gelegenheit zu geben,
alle für die Entscheidung erheblichen Elemente in seiner Akte vorzu-
tragen. Wir werden uns weiter unten mit den Möglichkeiten für eine
mündliche Verständigung befassen.

Die vorhandenen Verwaltungsverfahren und die Verwaltungspraxis
bieten Gelegenheit für eine mündliche Verständigung, aber gibt es
noch genügend Raum für diese Verständigung? Das Konzept „Raum“
muss in diesem Zusammenhang verschieden ausgelegt werden. Bie-
tet die Verwaltung in allen materiellen, formellen und organisatori-
schen Aspekten den nötigen Raum ? Der Beamte selbst, der die Mit-
wirkung der Verwaltung verkörpert, und der Steuerpflichtige, geben
sie einander Raum, um ihre oft gegensätzlichen Argumente vorzutra-
gen ?

Die Beschwerden, die das Kollegium für zulässig erachtet hat und in
denen eine mündliche Verständigung mit der Verwaltung eine wich-
tige Rolle spielen kann, beziehen sich allgemein zum einen auf die
Besteuerung bestimmter Einnahmen oder Vermögenswerte und zum
anderen auf Bußgelder, steigende Steuern und Zinsen, die von der
Finanzverwaltung erhoben werden.

Was die direkten Steuern anbelangt, ist der steuerpflichtige Charakter
bestimmter Einnahmen nicht immer für eine mündliche oder schrift-
liche Diskussion geeignet. Soweit es aber einen Interpretations- oder
Beurteilungsspielraum gibt, verbietet keine Vorschrift des Steuer-
rechts eine mündliche Verständigung, weder in der Phase vor der
Besteuerung noch danach. Der Steuerzahler kann sich zu diesem
Zweck an die Verwaltung für Gewerbe- und Einkommenssteuern
wenden. Auch nachdem die Steuer festgesetzt ist, kann der Steuer-
zahler dieses Recht in Anspruch nehmen, wenn er innerhalb der vor-
gegebenen Frist Beschwerde einlegt und darum bittet, angehört zu
werden. Der Steuerzahler kann sein Gesuch bei der Verwaltung ein-
reichen, um in den Genuss der Steuererstattung von Amts wegen als
möglichem Verfahrensweg zur Korrektur zuviel erhobener Steuern
zu gelangen. Obschon der Antrag auf Steuererstattung von Amts we-
gen nicht ausdrücklich im Gesetz geregelt ist, beharrt die Verwaltung
auf dem Standpunkt, dass der Steuerzahler in seinem Gesuch sofort
einen Antrag auf Anhörung stellen muss, analog zur Beschwerde.
Das Kollegium stellt fest, dass diese Praxis, die sich aus einer stren-
gen Auslegung ergibt und jeder echten Grundlage entbehrt, die Mö-
glichkeit des Steuerzahlers einschränkt, von seinem Recht auf Anhör-
ung Gebrauch zu machen. Das Kollegium führt dagegen an, dass die
Verwaltung im Gegenteil in Betracht ziehen muss, ob eine derartige
Einschränkung nach Aktenlage zu Recht erfolgt.

Sowohl die Beschwerde als auch das Gesuch werden an den Regio-
naldirektor gerichtet. In der aktuellen Verwaltungspraxis wird der
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Steuerzahler, der sein Recht auf Anhörung ausübt, an den Beamten
zurückverwiesen, der die Beschwerde prüft und bei dem es sich in
den meisten Fällen nicht um den Regionaldirektor, sondern um den
für Streitsachen zuständigen Inspektor handelt. Darüber hinaus hält
die Verwaltung an dem Standpunkt fest, wonach der Regionaldirek-
tor nicht an die Meinung der Beamten gebunden ist, die während der
Untersuchung tätig geworden sind. Die von der Verwaltungspraxis
vorgesehene Lösung besteht darin, die Entscheidungsbefugnis des
Regionaldirektors an den für Streitsachen zuständigen Inspektor zu
delegieren. Der Bürger hat häufig keine Vorstellung davon, ob diese
Delegation effizient ist.

Was den steuerpflichtigen Charakter von Vermögen angeht, nimmt
die Problematik des Grundstückswertes in Bezug auf die Eintra-
gungsgebühren, die Erbschaftssteuern, die Mehrwertsteuer oder die
Festsetzung oder Neufestsetzung des Katastereinkommens breiten
Raum in der Untersuchungs- und Vermittlungstätigkeit des Kollegi-
ums ein. Diesbezüglich kann der Steuerzahler sowohl Zweifel an der
Verwaltung für Gewerbe- und Einkommensteuern als auch an der
Kataster-, Registrierungs- und Domänenverwaltung äußern. Sobald
die Verwaltung den Wert eines Grundstücks festgesetzt hat, ist der
Steuerzahler sich nicht immer über den richtigen Zeitpunkt im Kla-
ren, in dem er der Verwaltung seinen Standpunkt darlegen kann. Die
Aufforderung des Steueramtes, z.B. im Falle der Unterbewertung
Mehrwertsteuer, Eintragungsgebühren und Erbschaftssteuer nachzu-
zahlen, wird von den Steuerzahlern, die sich an das Kollegium wen-
den, eher als Zahlungsbefehl denn als Aufforderung, Tatsachen vor-
zutragen, die den Eindruck der Verwaltung vom Wert des Grund-
stücks korrigieren können, verstanden. Bei der Festsetzung oder
Neufestsetzung des Katastereinkommens kann die Diskussion mit
der Finanzverwaltung umfangreich und einleuchtend sein. Dennoch
ändert sich nicht an der formalen Voraussetzung, dass gegen das
Katastereinkommen fristgerecht Beschwerde eingelegt werden muss.

Das größte Problem im Rahmen dieser Problematik ist, dass der Steu-
erzahler kein vollständiges Bild von den Angaben erhält, auf die die
Kataster-, Registrierungs- und Domänenverwaltung zurückgreift, um
den Wert des betreffenden Grundstücks zu ermitteln. Aus den vielen
beim Kollegium eingereichten Beschwerden und Vermittlungsanträ-
gen geht hervor, dass die Steuerverwaltung das Gesetz über die Pu-
blizität der Verwaltung nur teilweise bzw. überhaupt nicht anwendet.
Aus diesem Grund hat der Steuerzahler häufig nur einige Elemente
zu besprechen, was in der Regel dazu führt, dass Verwaltung und
Steuerzahler aneinander vorbei reden. Im abgelaufenen Tätigkeitsjahr
hat die Kataster-, Registrierungs- und Domänenverwaltung gegenü-
ber dem Kollegium ihre Bereitschaft bekundet, eine größere O} ffent-
lichkeit anzustreben, und vorgeschlagen, problematische Akten bei
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der Zentralverwaltung zusammenzuführen, um die Bewertung der
fraglichen Grundstücke im einzelnen zu prüfen und dem Kollegium
mitzuteilen. Das Kollegium ist hierüber erfreut, plädiert aber weiter-
hin dafür, dass die Beamten, die die Akten bearbeiten, ihren guten
Willen gegenüber jedem Steuerzahler zeigen, ohne dass die Akten
von der Zentralverwaltung angefordert werden müssen, damit diese
Offenheit gewährleistet wird. Das Kollegium erinnert in diesem Zu-
sammenhang an seine allgemeine Empfehlung AE98/1, mit welcher
insbesondere die Katasterverwaltung aufgefordert wird, die für jede
Behörde gebotene erforderliche Transparenz zu beachten und die Kri-
terien für die Bewertung eines Grundstücks gegenüber dem Steuer-
zahler, der davon betroffen ist, offen zu legen, was nicht immer ge-
schieht.

In den Beschwerden über die komplizierten Mehrwertsteuervor-
schriften, die dem Kollegium der föderalen Ombudsmänner vorge-
legt werden, wird von den Steuerzahlern regelmäßig das Recht auf
Anhörung erwähnt. Manchmal kommt es mit der Verwaltung für
Gewerbe- und Einkommensteuer, Abteilung Mehrwertsteuer, zu ei-
ner Diskussion über die Frage, ob bestimmte Vorgänge der Mehr-
wertsteuer unterworfen werden müssen. Auch wenn ein Vorgang tat-
sächlich in den Anwendungsbereich der Mehrwertsteuer fällt, kommt
es häufig zu Beschwerden über die Anwendung des Mehrwertsteu-
ersatzes. Auch hier gibt es keine spezifische Vorschrift des Mehrwert-
steuergesetzes, die eine mündliche Verständigung mit dem Ziel, ge-
gensätzliche Standpunkte zu klären, verbietet. Sobald die Steuerver-
waltung jedoch eine Zahlung beitreiben lässt und der Steuerzahler
sich dieser Beitreibungsmaßnahme widersetzt oder die Behörde ver-
klagt, bedeutet dies das Ende des informellen Verständigungsverfah-
rens.

Neben dem steuerpflichtigen Charakter bestimmter Einnahmen oder
Vermögenswerte sind steigende Steuern, Bußgelder und Verzugszin-
sen häufig Ursache der Beschwerden, die zu Recht oder zu Unrecht
beim Kollegium eingereicht werden. Außer in den Fällen, in denen
die spezifischen Vorschriften eine Ausnahme vorsieht, kann die Ver-
waltung um Milde gebeten werden, etwa bei höherer Gewalt, ange-
sichts besonderer Umstände oder wenn der Steuerzahler gutgläubig
gehandelt hat. Diesbezüglich verfügt die Verwaltung über einen sehr
großen Beurteilungsspielraum.

Wenn Steuerschulden fällig werden, beginnt die Phase der Eintrei-
bung. Als Buchhalter der Finanzverwaltung haftet der Steuereinneh-
mer mit seinem Privatvermögen für die Eintreibung der Steuerschuld.
Der Steuereinnehmer ist auch Ansprechpartner für den Steuerzahler,
wenn die Steuerschulden nicht in einem Betrag gezahlt werden kön-
nen.
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Eine häufig wiederkehrende Beschwerde, die dem Kollegium vorge-
legt wird, betrifft die Weigerung des Steuereinnehmers, gegenüber
dem Steuerzahler einem Sanierungsplan zuzustimmen. In der aktu-
ellen Verwaltungspraxis erklärt der Steuereinnehmer dem Steuerzah-
ler in seinem Ablehnungsschreiben nicht, auf welche Fakten und
U} berlegungen er seine Ablehnung stützt. Wenn das Kollegium ge-
genüber der Steuererhebungsverwaltung vermittelnd tätig wird, be-
steht es auf der gesetzlichen Pflicht, eine derartige Ablehnung zu
begründen, um dem Bürger das notwendige Wissen85 zu verschaffen.
Im Tätigkeitsjahr 2000 hat die Steuerverwaltung dem Kollegium zu-
gesagt, den Steuereinnehmern den Auftrag zu erteilen, wenn schon
keine Begründung, so doch wenigstens eine Erläuterung zu den Sa-
nierungsplänen zu geben. Für den Steuerzahler kann diese Erläute-
rung zum konkreten Ausgangspunkt für die Ausübung seines Rechts,
seinen Standpunkt geltend zu machen, werden. Die Eintreibungsver-
waltung hat gegenüber dem Kollegium erklärt, dass Anweisungen an
die Steuereinnehmer geschickt werden und darüber hinaus interne
Sitzungen stattfinden sollen.

Schlussfolgernd können das Recht auf mündliche Verständigung und
die schriftliche Verständigung gegeneinander abgewogen werden, da
beide ein vollständiges Bild von dem Recht, seinen Standpunkt vor-
zutragen und sich zu verteidigen, vermitteln, das ja zu den Grund-
sätze der angemessenen Verwaltung86 gehört. Die Entscheidung des
Steuerzahlers oder der Finanzverwaltung für eine mündliche oder
eine schriftliche Verständigung kann von vielen Faktoren abhängen.
In einigen Fällen schreibt das Gesetz ein schriftliches Verfahren vor,
bevor eine mündliche Verständigung eröffnet werden kann. In ande-
ren Fällen legt das Gesetz nur ein schriftliches Verfahren fest, ohne
dass eine mündliche Verständigung, selbst wenn diese möglich ist, in
den Vorschriften verankert wäre. Beide Aspekte – mündlich und
schriftlich – des Rechts des Steuerzahlers, seinen Standpunkt geltend
zu machen und sich zu verteidigen, können jedoch von entscheiden-
der Bedeutung sein.

Im Rahmen einer angemessenen Verwaltung stellt das Recht, seinen
Standpunkt vorzutragen und sich zu verteidigen, eine wesentliches
Instrument dar, um Konflikte im Bereich Steuern bereits im Vorfeld
zu verhindern oder zu lösen.

85 KFO, AE 98/1, Jahresbericht 1998, S. 269 und AE 99/2, KFO, Jahresbericht 1999, S. 328,
die – für die gesamten föderale Verwaltung – die Einrichtung einer Ad hoc-Kommis-
sion zur Begründung der Verwaltungsbeschlüsse durch die föderalen Behörden,
gemäß dem Gesetz vom 29. Juli 1991, empfiehlt.

86 Siehe „Die Kontrolle der angemessenen Verwaltung“, KFO, Jahresbericht 2000, S. 21.
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D. Der Grundsatz des berechtigten Vertrauens und der
Grundsatz des gerechten Ausgleichs

Das Urteil des Kassationshofes vom 27. März 1992 hat die Existenz
des Grundsatzes des berechtigten Vertrauens im Steuerbereich bestä-
tigt. Dieser Grundsatz stellt einen Maßstab für die angemessene Ver-
waltung dar und gehört zu den Kriterien, auf die das Kollegium der
föderalen Ombudsmänner bei der Bewertung der Verwaltungshand-
lungen87 zurückgreift. Das Kollegium definiert den Grundsatz des
berechtigten Vertrauens mit denselben Begriffen, die auch der Kassa-
tionshof verwendet, also als das Vertrauen, das der Bürger in das
haben können muss, was er nur als feste und konstante Verhaltens-
regel der Verwaltung auffassen kann. Die Behörden sind folglich ver-
pflichtet, die berechtigten Erwartungen, die sie bei diesem Bürger
geweckt haben, zu erfüllen.

In vielen Fällen erklären die Steuerzahlen, dass sie auf die Auskünfte
der Finanzbeamten vertraut und wie von der Verwaltung empfohlen
gehandelt hätten. Zahlreiche Auskünfte werden so telefonisch oder
im Rahmen eines Gesprächs erteilt. Wenn diese Informationen münd-
lich erteilt werden, ist es im nachhinein nicht immer einfach heraus-
zufinden, was auf eine Verletzung des Grundsatzes des berechtigten
Vertrauens und was auf ein Missverständnis zurückzuführen ist. In
vielen Fällen betrachten Steuerzahlen etwas als gesichert, was bis da-
hin doch nur ein grober Entwurf ist. Die Komplexität des Steuer-
rechts und der Geheimnisse der Verwaltung erweist dem Verwal-
tungsbeamten einen Bärendienst, der sich möglicherweise unvorsich-
tig auf ein Gebiet vorgewagt hat, in dem er sich nicht auskennt, und
anschließend feststellen muss, dass die dem Steuerzahler erteilten
Auskünfte in der Folge ganz oder teilweise geändert werden. Der
Steuerzahler, der so in seinem berechtigten Vertrauen getäuscht wird,
hat unweigerlich dafür aufzukommen. Obschon die Folgen oftmals
nicht schwer wiegen, verstärkt sich bei dem Steuerzahler, der Opfer
einer falschen Auskunft wird, das Gefühl des Misstrauens, ja sogar
des Argwohns gegenüber Informationen, die von der Verwaltung ge-
geben werden, und er sucht systematisch nach einer Bestätigung die-
ser Informationen durch andere Verwaltungsstellen oder private
Fachleute. Als Reaktion darauf sträuben sich die Beamten der Steu-
erverwaltung, dem Steuerzahler Auskunft zu geben, aus Angst, die-
ser könnten später gegen sie vorgehen.

87 Siehe „Die Kontrolle der angemessenen Verwaltung“, Jahresbericht 2000, S. 21.
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Schwerwiegendere Konsequenzen treten beim Steuerzahler zu Tage,
wenn die Berufung auf den Grundsatz des berechtigten Vertrauens
der Rechtmäßigkeit zuwiderläuft. Es ist bekannt, dass die Rechtsspre-
chung des Kassationshofes kaum dazu neigt, den Grundsatz des be-
rechtigten Vertrauens gegenüber der Befolgung eines öffentlichen Ge-
setzes durchzusetzen. Trotzdem scheint der Nachteil, der durch eine
offensichtlich fehlerhafte Auskunft der Verwaltung entsteht, für den
gutgläubigen Steuerzahler schwer erträglich. Der Verwaltung gehö-
ren auch Fachleute an, von denen erwartet wird, dass sie die richti-
gen Informationen kennen und an die lokalen Dienststellen88 weiter-
leiten, während die große Mehrheit der Steuerzahler – die ja keine
Spezialisten sind – sich auf die Auskünfte der lokalen Beamten ver-
lässt.

Ein für die Einziehung der direkten Steuern zuständiger Regionaldi-
rektor vereinbarte mit einem Steuerzahler einen Sanierungsplan, der
monatliche Raten von 1.000 BEF vorsah und darauf abzielte, den
Steuerzahler von den Verzugszinsen zu befreien. Anschließend je-
doch legte der Eintreiber der direkten Steuern einfach so den Betrag
auf monatlich 5.000 BEF fest und machte geltend, dass die Zustim-
mung zu einem Sanierungsplan ausschließlich in seine Zuständigkeit
falle. Die vorteilhafte Maßnahme, die mit dem Regionaldirektor ver-
einbart war und den Erwartungen des Steuerzahlers entsprach,
konnte daher anfangs nicht ausgeführt werden. Erst nachdem das
Kollegium an die verbindliche Beachtung des Grundsatzes des be-
rechtigten Vertrauens erinnert hatte, hat sich der Steuereintreiber ein-
verstanden erklärt, den Erwartungen des Steuerzahlers zu entspre-
chen.

Noch heikler ist der Fall der Eheleute, die gemeinsam den Weg von
ihrer Wohnung zur jeweiligen Arbeitsstelle zurücklegten. Ihnen
wurde von der Kontrolle der Direkten Steuern geraten, den Betrag
der tatsächlich entstandenen Fahrtkosten untereinander aufzuteilen.
Fünf Jahre lang nahmen sie diese Aufteilung der Kosten vor bis zu
dem Tag, an dem sie einen Steuerbescheid über eine Steuererstattung
erhielten, die deutlich über dem Betrag der Vorjahre lag. Die Kon-
trolle hatte in der Tat bei der Ehefrau den Pauschalbetrag angewandt
und die tatsächlich entstandenen Kosten beim Ehemann angerechnet.
Diese Berechnungsmethode, die für die Steuerzahler deutlich vorteil-
hafter war, wurde angewandt, ohne dass die Steuerzahler vorab dar-
über informiert worden wären. Diese legten daher Einspruch gegen
die für die vorigen Jahre festgesetzten Steuern ein. Obschon die Ver-

88 Das Kollegium der föderalen Ombudsmänner hatte bereits im Zusammenhang mit
der Anwendung internationaler Abkommen Gelegenheit, auf die mangelhafte Aus-
kunft der lokalen Steuerverwaltung hinzuweisen. Siehe KFO, Jahresbericht 1999/1, S.
66- 67.
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waltung dem Kollegium ihren Fehler eingestand, konnte die Regio-
naldirektion der Direkten Steuern diesen Fehler nicht mehr korrigie-
ren, weil der Einspruch weit nach Ablauf der Einspruchsfristen ein-
gelegt worden war. Die Steuerzahler waren schockiert, weil sie auf
eine fehlerhafte Auskunft vertraut hatten und daher nicht in der Lage
waren, den Fehler in ihrem Steuerbescheid zu erkennen. Sie empör-
ten sich auch darüber, dass sie von der Berichtigung ihrer Steuerer-
klärung nicht vorab in Kenntnis gesetzt worden waren, was sie an-
nehmen ließ, dass die Verwaltung versucht hatte, diesen Fehler vor
ihnen zu verbergen.

Das Kollegium der föderalen Ombudsmänner hat in dieser Akte eine
offizielle Empfehlung an den Finanzminister ausgesprochen. Das
Kollegium war in der Tat augrund des Prinzips des gerechten Aus-
gleichs89 der Ansicht, dass der Staat sich nicht so einfach der durch
seine Organe und Bediensteten begangenen Fehler freistellen kann,
indem er sich auf den Ausschluss beruft, obwohl die Steuerzahler
selbst Opfer des Fehlers der Verwaltung gewesen sind. Im Rahmen
des neuen Steuerverfahrens könnte ein Fehler der Verwaltung so drei
Monaten nach Versand des Steuerbescheids geheilt sein. Das Gleich-
gewicht zwischen der Achtung des Vertrauensgrundsatzes und des
Grundsatzes der Rechtssicherheit ist sodann völlig aufgehoben, was
einen Bruch des Grundsatzes des gerechten Ausgleichs – oder Ana-
logiegrundsatz – zwischen den Rechten und Pflichten des Staats und
des Bürgers mit sich bringt. Das Kollegium machte den Finanzmini-
ster aufmerksam auf den Mangel an Gleichgewicht zwischen der Re-
klamationsfrist und den dreijährigen und fünfjährigen Fristen (im
Falle von Betrug), die der Verwaltung zustehen, um einen den Inter-
essen der Staatskasse schadenden Fehler zu beheben. Das Kollegium
befürwortete demnach eine Angleichung der Reklamationsfrist des
Bürgers mit den der Verwaltung gewährten Fristen. Der Minister hat
dem Kollegium seine Absichten infolge dieser offiziellen Empfehlung
noch nicht mitgeteilt.

E. Das Immobiliensteuerwesen

Dem Kollegium der föderalen Ombudsmänner werden regelmäßig
Beschwerden oder Schlichtungsanträge vorgelegt, die das Immobili-
ensteuerwesen betreffen. Hierbei handelt es sich entweder um die
Festlegung des Katastereinkommens, die Bestimmung der Registrie-
rungsgebühren für ein Gebäude, die Mehrwertsteuer für Neubauten

89 Vgl. „Die Kontrolle der verantwortungsvollen Staatsführung“, KFO, Jahresbericht
2000, S. 22.
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oder aber um die Immobiliensteuervorauszahlung. Nur einige
Aspekte dieser sehr breiten Problematik werden hier angesprochen.

Normalwert

Das Kollegium musste sich u.a. mit der Mehrwertsteuer befassen, die
auf Gebäude zu zahlen ist, die unter Anwendung der Steuer verkauft
werden. Gemäß Art. 32 und 36 des Mehrwertsteuergesetzbuches darf
die Besteuerungsgrundlage nicht unter dem Normalwert im Sinne
des Art. 32 Abs. 2 des Gesetzbuches, liegen. Hierbei handelt es sich
um einen Durchschnittswert des Preises, der in Belgien für jede Lei-
stung erhalten werden kann und zwar zu dem Zeitpunkt, wo die
Steuer unter vollen Wettbewerbsbedingungen zwischen einem Liefe-
ranten und einem Erwerber, die sich auf der gleichen kaufmänni-
schen Ebene befinden, beitreibbar wird. Dieser Normalwert wird auf-
grund der „Durchschnittspreise Unternehmer“, entsprechend den auf
dem Plan aufgeführten Angaben festgelegt, unter Berücksichtigung
der verwendeten Materialien. Die Besteuerungsgrundlagen dürfen
insgesamt nicht unter dem von der Verwaltung ausgerechneten Wert
liegen, welche diesen mit den vom Bauherrn vorgelegten Belegen
vergleicht. Sollte es noch eine Differenz geben, wird diese entspre-
chend dem geltenden Satz besteuert.

Dem Kollegium wurden mehrere Fälle vorgelegt, in denen den Be-
schwerdeführern eine „Angleichung“ von der Behörde vorgeschla-
gen wurde. Gleichwohl dieses Thema bereits in vorigen Jahresberich-
ten90 angesprochen wurde, erscheint es uns wünschenswert diese
Frage nochmals zu erörtern und zwar anhand von zwei Fällen mit
gegensätzlicher Entwicklung.

Im ersten Fall fand eine Diskussion zwischen unserem Amt und der
Behörde statt. Es ging um die U} bereinstimmung zwischen den Be-
rechnungsanweisungen und den Besonderheiten des Gebäudes. Die
Beschwerdeführerin ist behindert und hatte ein ihrer Behinderung
angepasstes Gebäude errichten lassen. Der festgelegte Normalwert
lag über den vom Bauunternehmen - welches üblicherweise über dem
Normalwert arbeitet - in Rechnung gestellten Beträgen. Das Kolle-
gium erkundigte sich bei der betroffenen Behörde und wollte wissen,
ob die Berechnungsweise des Normalwertes eventuell nicht den Be-
sonderheiten entspricht, die sich angesichts des Gesundheitszustan-
des der Beschwerdeführerin als notwendig erweisen. Insofern sie un-
sere Meinung teilte, wurde die Behörde aufgefordert von den verwal-
tungstechnischen Anweisungen abzuweichen, was sie dann auch tat.
Es ist zu bemerken, dass diese Vorgehensweise den A} ußerungen der

90 KFO, Jahresbericht 1999, S. 187.
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Fä

lle

119



Finanzkommission91 entspricht. Die Berechnungsnormen wurden
nämlich festgesetzt, um einen Normalwert für die größtmögliche An-
zahl von Gebäuden festlegen zu können, wobei darauf hingewiesen
wurde, dass sie insbesondere Häusern mit auf den Etagen liegenden
Schlaf- und Badezimmern angepasst sind, was eben nicht der Fall der
Beschwerdeführerin ist.

In einem anderen Fall erklärte der Beschwerdeführer von den ver-
schiedenen Handwerkszünften, die an der Errichtung seines Hauses
beteiligt waren, einen Gesamtpreis erhalten zu haben, der deutlich
unter den Preisen lag, die ihm von Fertighausunternehmen unterbrei-
tet worden waren. Die Behörde informierte jedoch den Betroffenen,
dass es eine Unterbewertung zwischen dem festgesetzten Normal-
wert und der insgesamt in Rechnung gestellten Beträge gäbe. Das
Problem ist hier nicht so sehr die Tatsache, dass dem Eigentümer
nicht die Kriterien angegeben werden, die der Berechnung des Nor-
malwertes zugrunde liegen, sondern vielmehr die Tatsache, dass die
Steuer nicht auf den effektiv bezahlten Betrag entrichtet werden muss,
sondern auf einen abstrakten Betrag, der der Differenz zwischen dem
in Rechnung gestellten Gesamtbetrag und dem von der Verwaltung
berechneten Wert entspricht. Das Kollegium der föderalen Ombuds-
männer wüsste gern, wie die Außendienste der Mehrwertsteuer mit
diesem Normalwert umgehen, da er ja anscheinend nur sporadisch
genutzt wird.

Zwölfprozentige Mehrwertsteuer

Eine weitere Problematik war uns schon im vorherigen Jahresbericht92

aufgefallen und sie hat sich im Laufe des Jahres 2000 noch zugespitzt.

Hierbei handelt es sich um die Anwendung von Art. 1 quater, Abs. 1
des Königlichen Erlasses vom 1. Dezember 1995, der besagt, dass der
Mehrwertsteuersatz für Bauarbeiten und andere Tätigkeiten betref-
fend den Bau eines Wohnhauses, der gewissen Bedingungen ent-
spricht, die im Ministerialerlass vom 22. Dezember 1995 definiert
wurden, vom 1. Januar 1996 bis 31. Dezember 1997 (die Maßnahme
wurde jedoch bis zum 30. Juni 1998 verlängert) auf 12 % festgesetzt
wird. Eine dieser Bedingungen, um Anrecht auf die bevorzugte
Mehrwertsteuer zu haben, betraf die zugelassene Höchstfläche, wel-
che bei 190 m2 für Häuser und 100 m2 für Wohnungen lag.

91 Abgeordnetenkammer, Finanz- und Haushaltsausschuss, Analytische Berichterstat-
tung der Tagung vom 13. Juni 2000. Der Finanzminister hat die Frage Nr. 2041 von
Herrn Leterme beantwortet.

92 KFO, Jahresbericht 1998, S. 138.
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Vor der Aufstellung ihrer Pläne erkundigten sich einige Architekten
und Bauherren bei den Mehrwertsteuerkontrollämtern, denn die Flä-
che musste anhand von sehr knapp beschriebenen Angaben im Mi-
nisterialerlass berechnet werden. Die Behörde ließ die Architekten
und Bauherren diese Fläche auf eigene Gefahr ausrechnen und prüfte
erst danach die Vorschriftsmäßigkeit der Gebäude, mit der Folge, dass
eventuell die Differenz zwischen einer Mehrwertsteuer von 12 und
21 % berechnet auf einen bevorzugten Höchstbetrag von 2.000.000
BEF berichtigt werden muss. Unser Amt hat jedoch feststellen müs-
sen, dass die Kontrollen aufgrund eines Rundschreibens vom 23.
April 1996, welches wesentlich deutlicher ist, ausgeführt werden. Die
meisten Regulierungsfälle, die unserem Amt vorgelegt wurden, ha-
ben eines gemeinsam und zwar die Diskrepanz zwischen der Bedeu-
tung eines Oberbegriffs, welcher im Ministerialerlass benutzt wird
und der Interpretierung dieses Begriffs durch die Architekten und die
Bauherren. Das Kollegium der föderalen Ombudsmänner hat die
Schwierigkeiten hervorgehoben, die aus dem eingesetzten zweifel-
haften System fließen sowie das Fehlen einer Vorschrift, wodurch ein
Bauherr, sobald sein guter Glaube festgestellt wurde, automatisch von
den Strafen befreit würde, die selbst erfolgend gemäß Art. 70 § 1 des
Mehrwertsteuergesetzbuches angewandt werden.

Wir könnten noch weitere Durchführungsschwierigkeiten aufführen.
Uns erscheint jedoch insbesondere wichtig darauf93 aufmerksam zu
machen, dass die Maßnahmen, die getroffen wurden, um den Bau

93 Die Mitglieder des Ausschusses scheinen einen der Schwerpunkte insbesondere auf
die haushaltstechnischen Auswirkungen derartiger Maßnahmen sowie auf die Bele-
bung dieses Wirtschaftssektors gesetzt zu haben, unter Berücksichtigung der Sicher-
heit des angewandten Systems. Wir verweisen diesbezüglich auf die analytische Be-
richterstattung der Tagung des Finanz- und Haushaltsausschusses der Abgeordne-
tenkammer vom 18. Januar 2000. Anlässlich dieser Tagung wurde der Finanzminister
aufgefordert, die Fragen Nr. 796 und 806, die von den Herren Goyvaerts und Desim-
pel gestellt worden waren und in der analytischen Berichterstattung des Ausschus-
ses aufgeführt sind, zu beantworten. Siehe auch die Frage Nr. 168 von Herrn
Anthuenis vom 21. Dezember 1999 und die vom Minister gegebene Antwort, die im
„Amtsblatt der Fragen und Antworten“ der Kammer vom 21. Februar 2000 steht. Die
Frage stand ebenfalls auf der Tagesordnung des Finanz- und Haushaltsausschusses
der Abgeordnetenkammer vom 15. Februar 2000. Der Finanzminister hat die Fragen
Nr. 1049 und 1057 beantwortet, die von Frau T. Pieters gestellt worden waren sowie
die Frage Nr. 1077 von Herrn Desimpel. Siehe ebenfalls die Frage Nr. 221 von Herrn
Lahaye vom 28. März 2000 und die vom Finanzminister gegebene Antwort im
„Amtsblatt der Fragen und Antworten“ der Kammer vom 3. Juli 2000. Schließlich,
anlässlich des Finanz- und Haushaltsausschusses der Abgeordnetenkammer vom 29.
Februar 2000 erteilte der Finanzminister eine Antwort auf die Frage Nr. 1198 von
Frau T. Pieters. Siehe auch die Frage Nr. 228, die am 15. Februar 2000 von Herrn
Leterme gestellt wurde und im „Amtsblatt der Fragen und Antworten“ des 2. Mai
2000, S. 3313 aufgenommen ist.
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von Eigentumswohnungen zu beleben und einer größtmöglichen An-
zahl von Personen zugänglich zu machen, schließlich die größten
Schwierigkeiten bei der Durchführung94 bereiten. Letztere könnten
vermieden werden, wenn einerseits die Bestimmungen deutlicher
wären und andererseits dieselben Maßnahmen an eine vorherge-
hende Kontrolle der Pläne durch die zuständigen Stellen gebunden
wäre anstatt an eine nachträgliche Kontrolle, die sich auf die Prüfung
der Vorschriftsmäßigkeit der Pläne mit den ausgeführten Bauten be-
schränkt.

Bestimmung des Immobilienwertes bezogen auf die
Registrierungsgebühren und Katastersteuer

Auch hier erreichen uns häufig Beschwerden von den Eigentümern.
Sie beklagen sich meistens über die mangelnde Transparenz der Kri-
terien, die der Bestimmung des Verkehrswertes oder des Katasterein-
kommens eines Gebäudes zugrunde liegen. In der Bemühung der
Kataster-, Einregistrierungs- und Domänenverwaltung zu mehr
Transparenz und im Nachgang zur allgemeinen Empfehlung 98/1
des Kollegiums, welches die Verwendung von geheimen Kriterien
durch die Verwaltung anprangerte, war die „Einregistrierungsver-
waltung“ bereit, auf der Mitteilung zur Berichtigung der Unterbe-
wertung die Referenzgebäude aufzuführen, die eine Erhöhung des
Verkehrswertes des Gebäudes rechtfertigen. Die Katasterverwaltung
war ihrerseits bereit, dem Kollegium der föderalen Ombudsmänner,
auf seine Anfrage und bezüglich der ihm vorliegenden Fälle, die Ver-
gleichspunkte und die angewandte Berechnungsweise für diese Son-
derfälle anzugeben, unter der ausdrücklichen Voraussetzung, dass sie
den Beschwerdeführern nicht mitgeteilt werden (vgl. oben : Transpa-
renz).

A}nderung der Zweckbestimmung eines Gebäudes

Dem Kollegium der föderalen Ombudsmänner wurden mehrere Be-
schwerden von Eigentümern vorgelegt, deren Gebäude früher für
Handels- oder Industrietätigkeiten genutzt worden waren. Mal ist es
der Eigentümer eines Industriegebäudes, das nicht mehr den Um-
weltvorschriften entsprach und wofür er bei der Katasterverwaltung
vergeblich um eine Reduzierung des Katastereinkommens gebeten

94 Gesetzesvorschlag zur A} nderung der Art. 1 ter und 1 quater des Königlichen Erlas-
ses Nr. 20 vom 20. Juli 1970 über die Festsetzung des Mehrwertsteuersatzes und der
Aufteilung der Güter und Dienstleistungen entsprechend dieser Sätze von Herrn
Desimpel am 21. Dezember 1999 vorgelegt (Abgeordnetenkammer, Ordentliche Sit-
zung 1999-2000, Parl. Dok., Nr. 50 0331/001).
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hatte. Mal ist es der Eigentümer einer weitläufigen Handelsfläche,
der auch umsonst eine U} berprüfung des Katastereinkommens ange-
fordert hatte, nachdem alle Erwerbstätigkeiten stillgelegt worden wa-
ren. Allgemein verlangen die Eigentümer gewerblicher Gebäude,
welche in Viertel mit kommerziellem Rückgang liegen und dement-
sprechend die Tätigkeiten aufgegeben wurden, eine A} nderung des
Katastereinkommens. Das Einkommenssteuergesetzbuch sieht jedoch
keine U} berprüfung des Katastereinkommens wegen geänderter Nut-
zung des Gebäudes vor. Die Katasterverwaltung vertritt nämlich den
Standpunkt, dass das Katastereinkommen der städtebaulichen Be-
stimmung des Gebäudes entsprechen muss. Nur eine wesentliche
A} nderung der städtebaulichen Aspekte eines Gebäudes kann zur An-
passung des Katastereinkommens führen. Da die Eigentümer eine
Immobiliensteuervorauszahlung leisten müssen, die in keinem Zu-
sammenhang mit der effektiven Nutzung des Gebäudes steht hat die
Katasterverwaltung hinsichtlich der Berechnung dieser Immobilien-
steuervorauszahlung, einen Anteil des Katastereinkommens, der der
gewerblichen Nutzung des Gebäudes entspricht, freigestellt. Ohne
den Betrag des Katastereinkommens de facto anzutasten will die Ka-
tasterverwaltung, die Höhe der Steuerbelastung mit der Art der Nut-
zung des Gebäudes übereinstimmen lassen. Das Kollegium der fö-
deralen Ombudsmänner hat dem Finanzminister jedoch vorgeschla-
gen, die Möglichkeit einer zusätzlichen Sonderklausel zur
U} berprüfung des Katastereinkommens anzudenken, welche – ohne
eine etwaige A} nderung am Gebäude selbst – dessen Nutzung berück-
sichtigen würde. Die U} berlegung müsste auch die Folgen der ständig
zwingenderen Vorschriften der städtebaulichen und umweltpoliti-
schen Gesetzgebung in Betracht ziehen. Das Kollegium wird sich auf-
merksam mit den Ergebnissen dieser U} berlegung befassen.

Musterhäuser

Im Bereich der Neubauten sei hier auch auf die Zusammenarbeit
zwischen dem Kollegium der föderalen Ombudsmänner und der Ka-
tasterverwaltung bezüglich der Steuerbelastung des Katastereinkom-
mens von Musterhäusern hinzuweisen. Das Kollegium wies die Zen-
traldienste der Katasterverwaltung auf die Zweideutigkeit des Wort-
lautes der diesbezüglichen Anweisungen der Verwaltung hin. Nach
Anwendung dieser Anweisungen ergab sich, dass Musterhäuser in
einem bestehenden Viertel als bewohnt betrachtet und ihnen dement-
sprechend ein Katastereinkommen zugewiesen wurden. Stehen die
Musterhäuser in einer sich im Bau befindlichen Parzellierung wurden
sie nicht als bewohnt betrachtet und dem Bauträger wurde zuerst
einmal gar kein Katastereinkommen mitgeteilt, da diese Häuser erst
nach und nach, mit Fertigstellung der Parzellierung besteuerbar wur-
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den. Das Kollegium der föderalen Ombudsmänner verlangte eine Er-
klärung von der Hauptverwaltung zu diesem Sachstand. Die Verwal-
tung teilte mit, dass sie vorhabe, die Musterhäuser zu besteuern, wo-
durch den Bauträgern die Gelegenheit gegeben wird sich ein direktes
Einkommen zu verschaffen. Laut der Verwaltung werden die völlig
fertiggestellten Gebäude, die unmittelbar als Wohnung genutzt wer-
den können, aber vom Bauträger kurz- oder langfristig als Muster-
häuser verwendet werden, als bewohnt betrachtet und als besteuer-
bar im Katasterbuch aufgenommen.

3.7.1.3.2. Vertikalbezogene Themen

Spezifische Beschwerden, wie zum Beispiel „das Auto und der Fis-
kus“ und „das grenzüberschreitende und supranationale Steuerwe-
sen“ im Zusammenhang mit ein und derselben Steuerverwaltung
werden in den vertikalbezogenen Themen behandelt (pro Verwal-
tung).

Ministerium der Finanzen

Das Kollegium der föderalen Ombudsmänner stellt bei der Bearbei-
tung der Beschwerden fest, dass ihm die Dienststellen des Ministeri-
ums der Finanzen nicht rechtzeitig bzw. überhaupt nicht antworten,
deshalb müssen ein oder mehrere Mahnschreiben verschickt werden.

Verwaltung der Gewerbe- und Einkommenssteuer

Die Verwaltung der Gewerbe- und Einkommenssteuer ist als Verwal-
tungseinheit, die die Besteuerungsgrundlage festlegt, der Ansprech-
partner schlechthin der Steuerzahler. Das Kollegium hat bereits die
notwendige Zugänglichkeit und Kommunikationsfähigkeit derartiger
Verwaltungen hervorgehoben (siehe oben).

Steuerliche Belastung der Ersatzrenten, die aufgrund von
Arbeitsunfällen oder Berufskrankheiten gezahlt werden.

Angesichts der Beschwerden, die dem Kollegium vorgelegt werden,
erweist sich eine zusätzliche Erklärung als notwendig. Es sei daran
erinnert, dass die Renten, die aufgrund der Gesetzgebung über die
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Arbeitsunfälle oder Berufskrankheiten ausgezahlt werden, seit dem
Urteil des Schiedshofes vom 9. Dezember 1998 nicht mehr besteuer-
bar sind, insofern sie nicht einen Arbeitslohnverlust ausgleichen.
Deshalb hatte der Finanzminister alle berechtigten Steuerzahler auf-
gefordert, Reklamationen bei den für sie zuständigen Regionaldirekt-
ionen der Direkten Steuern einzulegen. Die Verwaltung für Gewerbe-
und Einkommenssteuer (VGES) hatte sogar eine Mitteilung im Belgi-
schen Staatsblatt vom 1. Januar 2000 veröffentlicht, die für die Arbeit-
geber und Versicherungsanstalten bestimmt war, worin sie sich dem
Urteil des Schiedshofes anschloss und letzteren die Erlaubnis erteilte,
keine Vorsteuern von diesen Löhnen abzuziehen.

Die hiervon betroffenen Personen werden auf ca. 400.000 geschätzt.
Die Bearbeitung der sehr zahlreich eingetroffenen Reklamationen be-
nötigt sehr viel Zeit. Die Regierung hat deshalb beschlossen, dass
derartige Reklamationen auf der unteren Ebene der Kontrollbüros
der Direkten Steuern geregelt werden müssen, nämlich anhand einer
Berichtigung über den Weg einer Heberolle. Dieses außergewöhnli-
che Verfahren zum Abbau der Streitsachen ist in einem Gesetz über
die A} nderung der üblichen Bearbeitung der Reklamationen in Sachen
direkte Steuern festgehalten worden.

Das Gesetz vom 19. Juli 2000 über die A} nderung der Art. 34 § 1 und
39 des Einkommenssteuergesetzbuches sieht vor, dass gewisse Ren-
ten weiterhin besteuerbar sind. So werden z.B. die Renten, die Be-
rechtigten mit einem Invaliditätsgrad von über 20 % gezahlt werden,
weiterhin ganz oder teilweise besteuert. Die Regierung ist nämlich
der Auffassung, dass die diesen Personen gezahlten Renten tatsäch-
lich einen Arbeitslohnverlust ausgleichen. Dagegen gleichen die Ren-
ten, die Personen mit einem Invaliditätsgrad unter 20 % gezahlt wer-
den, eigentlich keinen Arbeitslohnverlust aus und sind deshalb nicht
besteuerbar. A} hnliches gilt für die Beihilfen, die als Ergänzungsbe-
trag zu den Ruhegehältern oder Hinterbliebenenrenten gezahlt wer-
den. Dieses Gesetz gilt für die eingetragenen Beiträge ab dem Steu-
erjahr 1999. Das im Urteil des Schiedshofes festgehaltene Prinzip (d.h.
die Nicht-Besteuerbarkeit der Renten, die keine Arbeitslohnverluste
ausgleichen) bleibt jedoch anwendbar auf die vorherigen Steuerjahre.
Bei jedem Einzelfall, der ihnen unterbreitet wird, müssen die Regio-
naldirektoren der Direkten Steuern bzw. die Kontrollbüros der Direk-
ten Steuern, die noch Steuern für die vorherigen Steuerjahre eintra-
gen könnten, bestimmen, ob die Rente einen Lohnverlust ausgleicht
oder nicht und zwar unter Anwendung mutatis mutandis der in dem
neuen Gesetz aufgestellten Grundsätze.
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Die interessierten Steuerzahler, die eine Reklamation bei den Regio-
naldirektionen der Direkten Steuern eingereicht hatten – oder aber
auch nicht – erhielten Anfang August 2000 eine Broschüre, die das
neue Gesetz und die außergewöhnliche Art und Weise des Abbaus
der Streitsachen erklärte. Was das Steuerjahr 1999 betraf, so wurden
die Steuerzahler darüber informiert, dass die Kontrollbüros der Di-
rekten Steuern ihnen automatisch einen korrigierten Steuerbescheid
zusenden würden. Obwohl die Broschüre die betroffenen Steuerzah-
ler über das Verfahren aufklärte und aufforderte, Geduld zu üben,
hat ihr Versand Erwartungen ausgelöst, die die Kontrollbüros der
Direkten Steuern nicht beantworten konnten.

Anfang September 2000 hatte die Hauptverwaltung der VGES näm-
lich schon das Verfahren zur Berichtigung der Steuern für das Jahr
1999 hinausgezögert. Bezüglich der Steuerbeiträge der vorangegan-
genen Jahre bzw. des Jahres 2000 wurden die Kontrollbüros der Di-
rekten Steuern sowie die Regionaldirektoren der Direkten Steuern,
die eine Reklamation erhielten, dahingegen aufgefordert, die entspre-
chenden Berichtigungen gemäß der einen Monat vorher erhaltenen
Broschüre vorzunehmen.

Das Kollegium der föderalen Ombudsmänner übermittelte der
Hauptverwaltung der VGES und dem Finanzminister am 21. Novem-
ber 2000 eine offizielle Empfehlung, in der es seine Sorge äußerte
über die Erwartungen, die bei den betroffenen Steuerzahlern ausge-
löst worden waren. Das Kollegium verlangte, dass den Steuerdien-
sten schnellstens Anweisungen erteilt werden, damit sie den Steuer-
zahlern die neuen Steuerbescheide für das Jahr 1999 zukommen las-
sen konnten. Die Anweisungen wurden am 13. Dezember 2000
versandt.

Das Kollegium der föderalen Ombudsmänner bedauert, dass sich
diese Akte bis zu seinem – noch vorläufigen – Abschluss über drei
Jahre hingezogen hat, bzw. vom Urteil des Schiedshofes bis zum Ver-
sand der obengenannten Weisungen an die Außendienste. Das Kol-
legium hätte gewünscht, dass sofort nach Bekanntgabe des Gesetzes
vom 19. Juli 2000, zusammen mit den Versicherungsanstalten, Maß-
nahmen getroffen worden wären, um sowohl der O} ffentlichkeit als
auch den örtlichen Steuerdienststellen entsprechend tiefgreifende In-
formationen zu übermitteln. Somit wären letztere besser gewappnet
gewesen, um die gerechtfertigten Fragen der Steuerzahler zu beant-
worten.

Das Kollegium bemerkt, dass die föderale Regierung, um dem Um-
fang der Rechtsstreitigkeiten gerecht zu werden, ein beschleunigtes
Verfahren zum Abbau der Streitsachen eingeführt hat, das unser Amt
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sich bereits für weniger komplexe Angelegenheiten95 gewünscht
hatte. Im Rahmen eines Meinungsaustausches mit der VGES bezüg-
lich der Möglichkeit einer ausgedehnten Inanspruchnahme der Steu-
erbegünstigung über die Heberolle, teilte die Verwaltung uns mit,
dass dies nicht wünschenswert sei, denn obwohl gängig, sei diese
Vorgehensweise illegal und zweifelhaft, denn sie könnte zu einer Ne-
benabrede zwischen dem Steuerbeamten und dem Steuerzahler füh-
ren. Obwohl die Frist zur Bearbeitung der Reklamation auf sechs
Monate– oder neun Monate im Falle einer Besteuerung von Amts
wegen – ab dem Steuerjahr 1999 reduziert wurde, würde ein Treffen
zwischen dem Steuerzahler und dem Steueramt in einigen Fällen
höchstwahrscheinlich einfache Streitsachen noch schneller lösen.
Durch dieses Verfahren könnte der Steuerzahler auch leicht auf Vor-
teile aufmerksam gemacht werden, die die Steuergesetzgebung ihm
gewährt und die er aus Unwissenheit meistens nicht anfordert.

Die grenzüberschreitende und supranationale Fiskalität

Dieses Thema betrifft im Jahre 2000 hauptsächlich die Probleme der
Grenzarbeiter und die Personalsmitglieder supranationaler Behörden.
Hier sind insbesondere zwei Punkte hervorzuheben: die belgisch-
luxemburgischen Arbeitnehmer und die Akte Eurocontrol.

Im Laufe des letzten Jahres hat das Kollegium der Föderalen Om-
budsmänner regelmäßig Beschwerden oder Schlichtungsanfragen für
Angelegenheiten erhalten, die Elemente im Zusammenhang mit der
ausländischen Rechtslage enthielten, wodurch die Schwierigkeiten
bei der Anwendung der internationalen Abkommen zur Vermeidung
der Doppelbesteuerung in Verbindung mit Art. 155 des Einkommens-
steuergesetzbuches besonders hervorgehoben wurden. Nachstehende
Beispiele geben einen U} berblick dieser Probleme. Durch Urteile von
Gerichten und Gerichtshöfen ist die belgische Steuerverwaltung ver-
pflichtet, Art. 155 EstG nicht anzuwenden, wenn es ein unterzeichne-
tes bilaterales Abkommen zwischen dem belgischen Staat und einem
anderen Staat hinsichtlich der Doppelbesteuerung gibt.

95 KFO, AE 99/9, Jahresbericht 1999, S. 331-332, allgemeine Empfehlung zur Ausdeh-
nung der Anwendung der Berichtigung über die Heberolle, was ein vereinfachtes
Verfahren zur Berichtigung des Steuerbescheids im Falle eines geringfügigen Fehlers
bei der Besteuerung darstellen würde.
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Belgien – Luxemburg

Im Nachgang zur Veröffentlichung eines Urteils des Schiedshofes
vom 17. Dezember 1997 im Belgischen Staatsblatt vom 11. Februar
1998 erhielt die Regionaldirektion um die 12.000 Reklamationen. Dem
Schiedshof war eine Vorabentscheidungsfrage vom Berufungsgericht
Lüttich (Rechtssache Lemaire) gestellt worden bezüglich der Diskri-
minierung zwischen verheirateten und nicht-verheirateten Personen,
wenn eine unter ihnen Erwerbseinkünfte aus dem Ausland erhält,
welche einer Steuerprogressionsvorbehaltsklausel96 unterliegen. Die
Streitsache hob eine Schwierigkeit bei der Anwendung des am 17.
September 1970 zwischen Belgien und Luxemburg unterzeichneten
Abkommens zur Vermeidung der Doppelbesteuerung einerseits und
Art. 155 des Einkommenssteuergesetzbuches andererseits hervor,
welcher die vom Abkommen steuerlich befreiten Einkommen bei der
Bestimmung des Steuerbetrages des Partners berücksichtigt, vor al-
lem durch die Einbeziehung bei der Berechnung des Ehequotienten.

Die betroffene Rechtsprechung setzt sich deshalb für eine U} berprü-
fung des Verfahrens zur Bestimmung der Besteuerungsgrundlage und
der Steuerberechnung ein. Laut einer Studie, die innerhalb der Ver-
waltung für Gewerbe- und Einkommenssteuern (VGES) ausgeführt
worden ist, könnten die Auswirkungen der von diesem Urteil befür-
worteten Steuerberechnungsmethode sich unvorteilhaft und diskri-
minierend für gewisse Steuerzahler erweisen. Außerdem würde die
ausschließliche Anwendung der Rechtsprechung auf die laufenden
Streitsachen sowohl haushaltsrechtliche Probleme als auch hinsicht-
lich der Gleichbehandlung aller Steuerzahler stellen. Eine Gesetze-
sänderung gebietet sich also, um die Anwendung dieser Rechtspre-
chung gegenüber allen Steuerzahlern zu harmonisieren.

Die Regionaldirektion zu Arlon hat inzwischen die Bearbeitung die-
ser 12.000 Beschwerden eingestellt. Diese Rechtstreitigkeiten sind so
umfangreich geworden, dass ein spezielles Programm zur Steuerbe-
rechnung für die Steuerjahre1996 bis 1999 entwickelt werden muss.
Normalerweise wird dieses Programm gleichzeitig wie das Pro-
gramm für das Steuerjahr 2000 entwickelt, wodurch große Schwierig-
keiten auf den betroffenen EDV-Dienst zukommen.

96 Der Mechanismus des Steuerprogressionsvorbehaltes sieht vor, dass die Einkünfte
aus dem Ausland mit den anderen Einkünften des Haushaltes addiert werden, um
den Steuersatz der in Belgien eingenommenen Einkünfte zu bestimmen.
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Anlässlich eines Treffens zwischen dem Direktionsausschuss der
Steuerverwaltungen und den föderalen Ombudsmännern waren eine
Reihe von Vorkehrungen vorgestellt worden, u.a. die Personalauf-
stockung und die Schaffung von Sondersektionen in Lüttich und
Namur, um bei der Bearbeitung dieser 12.000 Beschwerden unterstüt-
zend tätig zu werden. Im November erhielt das Kollegium die Bestä-
tigung des allmählichen Einsatzes der spezifischen Berechnungspro-
gramme. Augenblicklich beschäftigt sich die Verwaltung mit den
Steuerberichtigungen für das Jahr 1999. Die Programme für das Jahr
1998 sind gerade beendet und diejenigen für das Jahr 1997 befinden
sich in der Versuchsphase.

Die Verwaltung weist jedoch darauf hin, dass das allgemeine Berech-
nungsprogramm für das Steuerjahr 2000 nicht sofort die neue aus der
Rechtssache Lemaire hervorgegangene Rechtsprechung anwenden
wird. Das würde bedeuten, dass einige Steuerzahler doch wieder eine
Reklamation für dieses Steuerjahr einreichen müssten, was natürlich
die bereits bestehende Arbeitsüberlastung verschlimmern würde.

Hinsichtlich der Akten, die Gegenstand einer Reklamation sind, kann
der Regionaldirektor keinen Ausgleich zwischen den anerkannten
berechtigten Steuerbegünstigungen und einer festgestellten Unterbe-
wertung machen. Das heißt, dass die Verwaltung für diese Akte je-
weils zwei Berechnungen ausführen muss, wovon eine die Rechtspre-
chung Lemaire nicht berücksichtigt und sich für diejenige entschei-
det, die für den Steuerzahler am günstigsten ist. Erst für die
darauffolgenden Jahre werden die Berechnungsprogramme, die bei
der Eintragung verwendet werden, die Rechtsprechung Lemaire
berücksichtigten, wodurch einige Steuerzahler Gefahr laufen, höhere
Steuern zahlen zu müssen.

Belgien – Frankreich

Das Abkommen vom 10. März 1964 zwischen Belgien und Frankreich
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung sieht u.a. vor, dass die Geh-
älter und Löhne nur in dem Vertragsstaat steuerpflichtig sind, auf
dessen Gebiet die Arbeit, die ihnen als Einnahmequelle zugrunde
liegt, ausgeführt wird. Die Löhne, Gehälter und ähnliche Vergütun-
gen der Grenzarbeiter, die diesen Rechtstitel durch die Vorlage einer
Grenzgängerkarte beweisen müssen, welche durch die Sonderabkom-
men zwischen den Vertragstaaten (Vordruck Nr. 5206) eingeführt
wurde, werden nur in dem Vertragstaat besteuert, in dem sie ansäs-
sig sind.

Ein Urteil des Kassationshofes vom 27. Oktober 1994 besagt, dass die
belgisch-französischen Grenzarbeiter zwischen der belgischen oder
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französischen Besteuerung wählen dürfen, ob sie nun den Vordruck
5206 angefordert haben oder nicht.

Die Verwaltung der Gewerbe- und Einkommenssteuern hat sich zur
Anwendung dieser Rechtsprechung äußern müssen. In ihrem Rund-
schreiben vom 20. August 1998 erkennt sie an, dass die Personen, die
das Formular 5206 nicht angefordert haben, wählen können zwischen
einer Besteuerung in dem Staat, wo sie ihre Berufstätigkeit ausüben
oder in dem, wo sie ansässig sind. Die Grenzgängerbestimmungen
wären also nicht anwendbar. In seinem Zusatz zu diesem Rundschrei-
ben vom 17. Juni 1999 fordert der Finanzminister die Verwaltungen
auf, die Rechtsprechung des vorgenannten Urteils anzuwenden und
zwar nicht nur für die vor dem 1. Januar 1999 gezahlten oder zuge-
wiesenen Einkünfte sondern auch für die Bereinigung der noch offe-
nen Streitsachen. Das Rundschreiben gilt also als Richtlinie.

In einem Fall, der dem Kollegium vorgetragen wurde, hat sich die
Regionaldirektion nicht an den Zusatz des Rundschreibens halten
wollen, da – ihrer Auffassung nach – die Nicht-Anforderung dieses
Formulars nur schwer als einziger Beweis dafür betrachtet werden
konnte, dass der Steuerzahler sich für die Besteuerung seiner Ein-
künfte in Frankreich entschieden habe und dass sein Wille noch durch
andere Unterlagen darzulegen sei. In einem Schreiben von Mai 2000
an das Kollegium hat die VGES ihm mitgeteilt, dass die Entschei-
dung eines Grenzarbeiters in dem Staat, in dem er seine beruflichen
Tätigkeiten ausübt, besteuert zu werden, nicht ausschließlich durch
ein förmliches Dokument, wie eine Reklamation bewiesen werden
kann. Die Wahl muss sich auch aus den Tatsachen bestätigen lassen
und es gilt zu überprüfen, ob der Steuerzahler seine Einkünfte in
Frankreich angegeben hat oder nicht und ob er eine Anfrage zur
Ausgleichsentschädigung beim LAAB eingereicht hat.

Anlässlich eines Treffens zwischen dem Direktionsausschuss der
Steuerverwaltungen und den föderalen Ombudsmännern im Mai
2000 hat das Kollegium darauf aufmerksam gemacht, dass die belgi-
schen Steuerdienste von den Steuerzahlern verlangen den Beweis zu
erbringen, dass sie den Vordruck 5206 nicht unterzeichnet haben. Das
Kollegium wies auf die Schwierigkeit eines derartigen negativen Be-
weises hin. Diesbezüglich hat die VGES vorgeschlagen, sich bei den
französischen Steuerattachés kundig zu machen. Seit dem 24. Mai
2000 können die Regionaldirektoren die Hilfe des Steuerattachés der
französischen Botschaft erbitten. Ein Zusatzvertrag ist am 8. Februar
1999 mit Frankreich unterzeichnet worden, der am 27. April 2000 in
Kraft getreten ist. Das Kollegium wird die hieraus fließenden Aus-
wirkungen aufmerksam verfolgen.
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Eurocontrol

Das Problem bezüglich der Anwendung von Art. 155 EstG92 betrifft
ebenfalls die Angestellten von Eurocontrol. Sie unterliegen einem
Steuersystem, das durch das Protokoll vom 21. November 1978 in
A} nderung des Protokolls vom 6. Juli 1970 des Internationalen Ab-
kommens Eurocontrol festgelegt wurde. Deshalb haben eine Reihe
unter ihnen eine Reklamation eingereicht, in der sie die Nicht-An-
wendung von Art. 155 fordern. Ein Urteil des Kassationshofes, das
am 2. Januar 1997 in der Rechtssache Kaisin/Leduc erlassen wurde,
gibt ihnen Recht mit der Begründung, dass die Einkünfte des Perso-
nals von Eurocontrol im Rahmen der Anwendung von Art. 155
EstG92 nicht berücksichtigt werden dürfen, um den auf die anderen
Einkünfte anwendbaren Steuersatz zu bestimmen. Das Berufungsge-
richt von Antwerpen folgte u.a. diesem Urteil, das jedoch keinen Bei-
fall bei den Direktionen der Verwaltung fand, welche daher weiterhin
diesen Artikel bei ihren Entscheidungen anwandten.

Ein Schreiben der Verwaltung der Gewerbe- und Einkommenssteu-
ern vom 8. August 1999 informierte schließlich das Kollegium, dass
sie sich der Rechtsprechung des Kassationshofes anschließe. Dem
Kollegium schien die tatsächliche Anwendung dieser Rechtsprechung
in den Regionaldirektionen nicht gewährleistet und bedauerte, dass
die Verwaltung keine klare und deutliche Stellungnahme eingenom-
men hatte. Erst am 27. April 2000, d.h. über drei Jahre nach dem
Urteilsspruch in der Rechtssache Kaisin/Leduc hat die VGES eine
Richtlinie an die betroffenen Direktionen weitergeleitet.

Die Verwaltung der Eintreibung

In der normalen Steuerhierarchie steht die Eintreibungsverwaltung
hinter der Verwaltung der Gewerbe- und Einkommenssteuern, die
Beitreibung folgt der Besteuerung. Die Verwaltung muss die Trans-
parenz spielen und den Dialog mit dem Steuerzahler fördern. Letz-
terer muss sich bei seiner Konfrontation mit dieser Behörde deswei-
teren auf den Grundsatz des rechtmäßigen Vertrauens stützen kön-
nen.

Das Auto und der Fiskus

Das Auto interessiert den Fiskus unter verschiedenen Gesichtspunk-
ten. Das Auto des Steuerzahlers überhäuft das Schatzamt: von der
Mehrwertsteuer beim Kauf des Fahrzeuges bis zu den Akzisen auf
dem Brennstoff über die Steuer der Inverkehrsetzung, die Verkehrs-
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steuer, die Akzisenausgleichssteuern. Im Jahre 2000 ist das Kollegium
der föderalen Ombudsmänner durch zahlreiche Steuerzahler angeru-
fen worden, die die Genauigkeit und die Schnelligkeit der Eintra-
gung dieser Steuern überprüfen lassen wollten.

Im Jahre 2000 wurde das Vertrauen, das der Steuerzahler normaler-
weise gegenüber den Behörden haben müsste, durch den Haupt-
dienst der „Autosteuern“ beispielhaft verletzt. Diese Abteilung der
Beitreibungsverwaltung befasst sich mit der Berechnung und der er-
sten Beitreibung der Steuer der Inverkehrsetzung der Fahrzeuge (Pri-
vatautos, kleine Lastautos und ähnliche Fahrzeuge), der Verkehrs-
steuer und der Akzisenausgleichssteuer (Dieselsteuer). Dieser Dienst
verwaltet die Beitreibungsakten von ca. 6.000.000 Fahrzeuge. Jeden
Monat werden an die 600.000 Zahlungsbescheide, die die obenge-
nannten Steuern betreffen, verschickt. Für die Fahrzeugeigentümer
stellt der Dienst „Autosteuern“ daher der wichtigste Steuerpartner
dar. Leider war das Jahr 2000 für diesen Dienst ein annus horribilis.

Anfang 2000 hat die Verwaltung sein automatisches Eintragungssy-
stem durch eine neue EDV- Anwendung97 ersetzt. Anhand der Be-
schwerden, die das Kollegium der föderalen Ombudsmänner regel-
recht überfluteten, konnte festgestellt werden, dass die Installation
dieses neuen System unzureichend vorbereitet worden war und zu
zahlreichen Startprobleme führte. Außerdem fand gleichzeitig eine
Versetzung des Personals dieser Verwaltung statt, sodass entspre-
chende Maßnahmen zur Aufhebung dieser Schwierigkeiten nur ver-
spätet getroffen werden konnten. Dadurch wurde die Arbeit dieses so
bedeutenden Dienstes längerfristig belastet.

Die Zahlungsbescheide mit Zahlungsfrist 1. Januar 2000 wurden da-
her auch erst in den letzten Dezemberwochen 1999 versandt. Diese
Fehlfunktion haben wir bereits in unserem vorherigen Jahresbericht
aufgewiesen. Das Kollegium der föderalen Ombudsmänner beharrte
auf eine strukturierte Verständigung unter den Hauptdiensten, den
Regionaldirektionen und den örtlichen Einnahmeämtern. Dadurch
wurden die betroffenen Dienste über die Störungen bei der Eintra-
gung informiert, sodass die Beitreibungsverfahrung dementspre-
chend moderat angepackt werden konnten. Dies hatte eine interne
Mitteilung zur Folge, die die Steuereinnehmer aufforderte, die Ein-
treibung der Verkehrssteuern mit Vorsicht vorzunehmen.

97 KFO, Jahresbericht 1999/1, S. 75.
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Das Statut des Steuereinnehmers, Buchhalter des Staates, ermöglicht
es ihn jedoch nicht, von dieser Eintreibung entlastet zu werden. Es
gab jedoch Unterschiede auf regionalem Gebiet. Zahlreiche Steuer-
einnehmer haben die Zwangseintreibungsverfahren mäßig betrieben.
Außerdem haben sie beim Kollegium ihre Sorgen, die denen ihrer
„Kunden“ ähnelten, geäußert.

Diese gestörte Lage wurde dadurch noch verschlimmert, dass der
Dienst „Autosteuern“ im ersten Halbjahr 2000 in wahrsten Sinne des
Wortes blindlings vor sich hin arbeitete. Die eingehenden Zahlungen
konnten nicht überprüft werden, da die dazu bestimmten Bildschirme
der EDV- Systeme noch nicht entwickelt worden waren. So konnten
z.B. Doppelbesteuerungen nicht aufgedeckt werden und verspätete
Zahlungen wurden als nicht bezahlt eingetragen und den Steuerein-
nehmern übermittelt. Das normale Verfahren sieht vor, dass verspä-
tete Zahlungen den zuständigen Steuereinnehmern über ein internes
Konto überwiesen werden. Dadurch wird vermieden, dass Mahn-
schreiben und Zwangsmaßnahmen verfrüht aufgestellt werden. Die-
ser Informationsaustausch wurde also 6 Monate lang unterbrochen
und hat zu einer zusätzlichen materiellen Arbeitslast für die Einnah-
meämter geführt und zu einer Beschwerdenflut von den Steuerzah-
lern. Viele unter ihnen waren nämlich aufgefordert worden, die Steuer
ein zweites Mal zu entrichten. In manchen Fällen nützte auch die
Vorlegung des Zahlungsbeweises beim Dienst „Autosteuern“ nichts.

Die Lage wurde noch schmerzlicher als sich herausstellte, das Behin-
derte, die normalerweise von der Steuer befreit waren, plötzlich ei-
nen Zahlungsbefehl erhielten. Bei seiner Untersuchung hat das Kol-
legium der föderalen Ombudsmänner feststellen müssen, dass der
Dienst „Autosteuern“ nicht in der Lage war, die maschinellen Steu-
erbefreiungskode einzugeben, da auch hier die Bildschirme durch die
EDV noch nicht entwickelt worden waren. A} hnlich wurde im Laufe
des Monats September festgestellt, dass die Eintragung dieser Kode
nicht stattfinden konnte, da der für die Automatisierung zuständige
Dienst erst noch die notwendigen technischen Mittel installieren
musste.

Wegen dieses technischen Problems wurde die Verwaltung mit Be-
schwerden unzufriedener Steuerzahler überflutet, die sie kaum kana-
lisieren konnte. Eine fehlende Telefonzentrale und zu wenige Telefon-
leitungen verstärkten den Groll, da die Steuerzahler erst nach zahl-
reichen Versuchen mit dem betroffenen Dienst in Verbindung treten
konnten. Viele haben sie daher an das Kollegium… und die Medien
gewandt. Das Kollegium der föderalen Ombudsmänner hat seine
ganze Energie daran gesetzt, sowohl eine strukturelle als auch eine
konkrete Lösung für diese Problematik zu finden. Der Besuch einiger
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Mitarbeiter des Kollegiums am 26. Oktober 2000 beim Dienst „Auto-
steuern“ hat ihnen erlaubt, sich ein Bild über das Ausmaß der Pro-
blematik machen. Erst im Dezember wurde der Grundsatz einer Per-
sonalaufstockung des Dienstes „Autosteuern“ bestätigt und die O} ff-
nung einer größeren Anzahl von Telefonleitungen vorbereitet.

Das Kollegium der föderalen Ombudsmänner hat die Verwaltung
mehrmals aufgefordert, eine Studie bezüglich der verschiedenen
obengenannten technischen Probleme auszuführen und hat vorge-
schlagen, ein Direktivenkonzept, das die Strategie und die getroffe-
nen Initiativen aufführt, auszuarbeiten. Zum Zeitpunkt des Aufstel-
len dieses Jahresberichtes war diese Studie noch nicht abgeschlossen
und zeitweilige Schlussfolgerungen konnten daher nicht gezogen
werden. Das Vorhaben, eine Studie zur Umstrukturierung und Opti-
mierung der maschinellen Dienste ist dem Kollegium auch erst Ende
Dezember 2000 mitgeteilt worden.

Die Verwaltung der Eintreibung war auch Ende Dezember noch im-
mer nicht in der Lage, genaue Zahlen bezüglich der Anzahl geschä-
digter Steuerzahler zu geben. Das Kollegium hat diese Berechnung
jedoch selbst ausgeführt: im Jahre 2000 hat der Verkehrsdienst des
Ministeriums des Transportwesens und der Infrastruktur nicht weni-
ger als 629.850 Nummernschilder gestrichen. Die Verwaltung der
Eintreibung hat ebenfalls Ende des Jahres mitgeteilt, dass alle Maß-
nahmen getroffen worden waren, um dieses Problem zu lösen. Die
ersten Eintragungen für die Rückerstattung der Verkehrssteuer der
Nummernschilder, die im Dezember 1999 gestrichen worden waren,
wurden daher schon im Dezember gemacht.

Für den Monat Januar 2001 sind vier gleichartige Aktionen einge-
plant, dank derer ein einmonatiger Rückstand pro Eintragung aufge-
holt wird. Realistisch gesehen müsste pro Kalendermonat ein etwa
dreimonatiger Rückstand aufzuholen sein. Die Verwaltung entschul-
digt sich für die verursachten Unannehmlichkeiten und will sie in
Zukunft vermeiden, indem sie eine angemessene Planung ausarbei-
tet. Da hierzu keine weiteren Einzelheiten gegeben wurden, wird das
Kollegium der föderalen Ombudsmänner sowohl die Planung als
auch die Ausführung genauestens verfolgen.

Unabhängig von der vorgenannten Problematik weist eine tiefgrei-
fende Studie der dem Kollegium unterbreiteten Beschwerden auf,
dass es hilfreich wäre, wenn die Verkehrssteuer per Einzugsberechti-
gung gezahlt werden könnte. Die Verwaltung geht jedoch von dem
Grundsatz aus, dass der Steuerzahler spontan seine Verkehrssteuer
zahlen muss, auch dann, wenn er keine Zahlungsaufforderung erhal-
ten hat. Diese jährliche Verpflichtung entgeht vielen Bürgern, die da-
her Gefahr laufen, nicht innerhalb der vorgegebenen Frist zu zahlen
und somit eine Geldbuße in Höhe von 2.000 BF draufzahlen zu müs-
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sen. Das Kollegium schlug der Verwaltung der Eintreibung die Lö-
sung einer Freisprechung vor. Die Verwaltung gab zu, dass diese
Möglichkeit in Betracht gezogen werden könnte, vorausgesetzt, dass
das EDV-System angepasst und die Gesetzgebung entsprechend ge-
ändert wird. Am 18. Mai 2000 hat das Kollegium eine diesbezügliche
offizielle Empfehlung an die betroffene Verwaltung geschickt und
auch dem Minister eine Kopie beigefügt. Trotz zweier Mahnschreiben
hat der Minister unterlassen dem Empfang dieser Empfehlung zu
bestätigen. Die Verwaltung der Eintreibung bestätigte die Eröffnung
einer diesbezüglichen Untersuchung. Es wurde unmittelbar Kontakt
aufgenommen mit den Postscheckdiensten. Das Kollegium der fö-
deralen Ombudsmänner fasst daher eine allgemeine Empfehlung98

ab, die gesetzliche, verordnungsmäßige und technische Anpassungen
fordert, damit die Alternative der Freisprechung möglich wird.

Die Steuer der Inverkehrsetzung muss von der natürlichen oder juri-
stischen Person, die auf dem Kraftfahrzeugbrief vermerkt ist, bei der
ersten Inverkehrsetzung des Fahrzeuges entrichtet werden. Dies hat
logischerweise zur Folge, dass diese Steuer nur einmal zu entrichten
ist und zwar bei der ersten Inverkehrsetzung des Fahrzeuges. Trotz-
dem muss diese Steuer auch entrichtet werden, wenn eine Person ein
Fahrzeug, das vorher auf den Namen seines verstorbenen Ehepart-
ners stand, auf seinen Namen anmeldet und es dasselbe Nummern-
schild behält.

Dieser Grundsatz hat schmerzliche Situationen zur Folge, die gegen
den Grundsatz non bis in idem99 verstoßen. Das Kollegium der födera-
len Ombudsmänner hat auch diesbezüglich zahlreiche Beschwerden
erhalten. Hierbei geht es meistens um ein Ehepaar, dass nur ein Fahr-
zeug besitzt. Dieses Fahrzeug ist auf den Namen einer der Partner
gemeldet, obwohl beide es benutzen. Stirbt der Inhaber des Fahrzeu-
ges, muss sich der überlebende Partner an das Amt für den Straßen-
verkehr wenden, um das Fahrzeug auf seinen Namen anzumelden.
Durch dieses Verfahren wird die Steuer der Inverkehrsetzung erneut
berechnet.

98 KFO, AE 00/4, Jahresbericht 2000, S. 222.
99 Siehe „Die Kontrolle der U} berschreitung der Amtsbefugnisse oder die Kontrolle der

Rechtstreue“, KFO, Jahresbericht 2000, S. 20.
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Gemäß Art. 100 des Gesetzbuches über die Abgaben, die der Einkom-
menssteuer gleichgestellt werden100, handelt es sich hier selbstver-
ständlich um eine erste Anmeldung des Fahrzeuges auf Namen der
überlebenden natürlichen Person in den Registern des Amtes für den
Straßenverkehr. Dennoch hat sich die Lage tatsächlich nicht geändert,
da das Fahrzeug der Ehegemeinschaft gehörte und schon oft für die
Erfordernisse des Haushaltes genutzt worden war. Um dieses Pro-
blem zu lösen hat das Kollegium der föderalen Ombudsmänner eine
offizielle Empfehlung geäußert, wonach die Bestimmungen des vor-
genannten Gesetzbuches angepasst werden sollten und für Situatio-
nen, wie die oben beschriebene, eine steuerliche Neutralität vorgese-
hen werden sollte, die sowohl den Buchstaben als auch den Geist des
allgemeinen Rechtsgrundsatzes achtet, der die Doppelbesteuerung
eines gleichen Teiles (non bis in idem) verbietet. Der Finanzminister
hat dem Kollegium bestätigt, dass diese Empfehlung mit der ihr zu-
stehenden Aufmerksamkeit geprüft würde.

Wie bereits erwähnt wird die Steuer der Inverkehrsetzung durch die
einfache Anmeldung des Fahrzeuges beim Amt für den Straßenver-
kehr fällig. Unabhängig von der Dauer der Anmeldung geht sie geht
von Rechts wegen vollständig an das Schatzamt. Es gibt dennoch
Fälle, in denen das gekaufte und angemeldete Fahrzeug vor seiner
effektiven Lieferung gestohlen wird. Die Steuerbehörde ist der Auf-
fassung, dass der Käufer die Folgen seiner Handlungen tragen muss,
in diesem Falle, die Tatsache, dass er das Fahrzeug vor seiner Liefe-
rung angemeldet hat. Ein anderes Mal erhielt das Kollegium eine
Beschwerde bezüglich eines Fahrzeuges, dass drei Tage nach seiner
Anmeldung gestohlen wurde. Da es sich bei der Steuer der Inver-
kehrsetzung um eine einmalige Steuer handelt, ist eine anteilige Rük-
kerstattung nicht vorgesehen. Nach U} berprüfung diesbezüglicher Be-
schwerden hat das Kollegium der föderalen Ombudsmänner am 28.
September 2000 eine offizielle Empfehlung aufgestellt, die die Mög-
lichkeit einer Rückerstattung per Zwölftel einräumt, so wie dies be-
reits bei der Verkehrssteuer geschieht. Zum Zeitpunkt des Redakti-
onsschlusses dieses Jahresberichtes hatte das Kollegium der födera-
len Ombudsmänner, trotz zwei Mahnschreiben sowohl an die
Verwaltung als auch an den Minister, noch immer keine Empfangs-
bestätigung erhalten.

100 Art. 100, Gesetzbuch über die Abgaben, die der Einkommenssteuer gleichgestellt
werden: „Die Steuer ist von der natürlichen oder moralischen Person zu entrichten,
die auf der Immatrikulationsbescheinigung oder dem Flaggenbrief vermeldet ist und
zwar bei der ersten Inverkehrsetzung des Straßenfahrzeuges auf der öffentlichen
Straße oder bei der ersten Nutzung des Luftfahrzeuges oder des Schiffes durch die
besagte natürliche oder moralische Person.“
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Weitere Beschwerden

Bereits im Jahresbericht 1999/1101 hat das Kollegium auf die Proble-
matik bezüglich der Steuerrückerstattung im Falle einer faktischen
Trennung hingewiesen. Ein Problem betrifft insbesondere die Anfrage
zur Teilung des zurückzuerstattenden Restbetrages, den die Ehepart-
ner beim Einnehmer vorlegen können. Meistens wissen sie nicht, dass
sie eine derartige Teilung anfordern können oder dass untereinander
einen Vertrag mit anderem Wortlaut abschließen können. Das Kolle-
gium weist von Seiten der Steuerdienste den Mangel an aktiven In-
formationen für die von dieser Möglichkeit betroffenen Personen auf.
Nach U} berprüfung diesbezüglicher Beschwerden hat das Kollegium
festgestellt, dass ein passender Hinweis der davon Betroffenen auf
das vorgenannte Verfahren, die Arbeitslast der Verwaltung verrin-
gern würde. Schon 1997 hatte das Kollegium der zuständigen Ver-
waltung vorgeschlagen, eine Anmerkung bezüglich der Möglichkeit
der Teilung auf den Steuerbescheid zu setzen. Die Verwaltung der
Eintreibung hat erst im Jahre 2000 bestätigt, dass eine diesbezügliche
U} berprüfung nunmehr in Gang ist. Bei Redaktionsschluss dieses Jah-
resberichtes war sie noch nicht beendet.

Die Kataster-, Registrierungs- und Domänenverwaltung

Betrachtungen zur Funktionsweise dieser Verwaltung wurden bereits
unter der „Horizontalbezogenen Thematik“ (siehe oben) erörtert.

Zoll- und Akzisenverwaltung

Im Laufe des Jahres 2000 gab es keine besonderen Beschwerden im
Zusammenhang mit dieser Verwaltung. Ein Fall nur ist bemerkens-
wert. Anlässlich der Inverkehrsetzung eines Privatfahrzeuges hat die
Zoll- und Akzisenverwaltung einen Fehler bei der Registrierung der
Fahrgestellnummer gemacht. Dieser Fehler ist erst vier Jahre später
aufgedeckt worden, als der Eigentümer bei der technischen Fahrzeu-
güberprüfung vorstellig geworden ist. Die Zoll- und Akzisenverwal-
tung berichtigte den Fehler zu Lasten des Steuerzahlers, damit er sich
erneut bei der technischen Fahrzeugüberprüfung vorstellen konnte.
Letzterer versuchte sich die Kosten der zweiten Kontrolle durch die
vorgenannte Verwaltung erstatten zu lassen, was sie verweigerte mit

101 KFO, Jahresbericht 1999/1, S. 73.

II
.A

na
ly

se
de

r
Fä
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der Begründung, dass dies in seiner Verantwortung läge, da er vier
Jahre lang nicht gemerkt habe, dass die auf den Fahrzeugpapieren
vermeldete Fahrgestellnummer nicht mit der seines Wagens überein-
stimmte. Nach U} berprüfung dieses Falles durch das Kollegium und
einem Schiedsverfahren bezüglich der Verantwortung, die auf einen
sachlichen Fehler zurückzuführen war, hat die Zoll- und Akzisenver-
waltung die gesamten Kosten übernommen.

3.7.1.4. Schlussfolgerungen und Empfehlungen

Im Laufe dieses Jahres hat das Kollegium der föderalen Ombuds-
männer dem Finanzminister und der Verwaltung sechs offizielle
Empfehlungen zugeleitet.

Zwei dieser Empfehlungen sind in den vorhergehenden Seiten nicht
angesprochen worden. Es handelt sich um Empfehlungen nach billi-
gem Ermessen102. Bei U} berprüfung des Sachverhalts des ersten Ak-
tenstücks ergibt sich, dass das berechtigte Vertrauen, das der Steuer-
zahler in die Verwaltung gesetzt hat, von ihr nicht berücksichtigt
wurde. Die zusammenhängenden Tatsachen weisen auf, dass die In-
formationen in der von der Verwaltung der sozialen Angelegenhei-
ten, der Volksgesundheit und der Umwelt ausgestellten Bescheini-
gung schließlich eine geringere Auswirkung auf steuerlicher Ebene
hatte, als die Bescheinigung anfangs hatte vermuten lassen. Letztere
wurde erst nach einem sehr langen Verfahren, zuerst einem Verwal-
tungsverfahren danach vor dem Gericht, ausgestellt. Schließlich
wurde eine Bescheinigung ausgestellt, die den Invaliditätsgrad der
Tochter des Beschwerdeführers rückwirkend bis 1991 anerkannte.
Diese Bescheinigung vermerkte ebenfalls, dass verschiedene Steuer-
vorteile angefragt werden konnten. Auf steuerlicher Ebene konnte
die Verwaltung jedoch nicht rückwirkend tätig werden, da die strenge
(oder streng ausgelegte …) Steuergesetzgebung dies nicht zulässt.

Eine zweite Empfehlung nach billigem Ermessen wurde der Verwal-
tung im Nachgang zu einem Eintreibungsverfahren zugestellt, dass
gegen eine Beschwerdeführerin für Steuerschulden auf den Namen
ihres Ex-Mannes eingeleitet wurde. Verschiedene Verwaltungseinhei-
ten hatten den Fall nachlässig behandelt, so dass nur noch sehr be-
grenzte Eintreibungsmöglichkeiten bestanden. Die Verwaltung beant-
wortete die Empfehlung in dem Sinne, dass andere Möglichkeiten

102 Siehe „Die Kontrolle der billig urteilenden Verwaltung“, Jahresbericht 2000, S. 23.
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ausgeschöpft würden, damit der Steuerzahler auf dessen Namen die
Abgaben eingetragen waren, schließlich auch zahlt.

Außerdem hat das Kollegium der föderalen Ombudsmänner nach-
drücklich darauf hingewiesen, dass eine offenkundige Unausgewo-
genheit zwischen einerseits der Frist, die dem Steuerzahler zur Ein-
reichung einer Beschwerde zusteht und andererseits den Fristen von
drei bzw. fünf Jahren (im Falle des Betrugs), bevor die Steuerverwal-
tung einen Irrtum zu Lasten des Schatzamtes berichtigt (siehe oben
„Der Grundsatz des berechtigten Vertrauens und der Grundsatz des
gerechten Ausgleichs“).

Schließlich wurden drei Empfehlungen geäußert, die die Verkehrs-
steuer betreffen. Eine unter ihnen führte zur Aufstellung einer allge-
meinen Empfehlung zur Zahlung der Verkehrssteuer durch Einzugs-
berechtigung103. Zum heutigen Zeitpunkt besteht keine Möglichkeit,
die Verkehrssteuer per Einzugsberechtigung zu zahlen. Zwar wird
die Tabelle dieser Steuer jedes Jahr zum 1. Juli an den Verbraucher-
preisindex angepasst, dennoch würde die Zahlung per Einzugsbe-
rechtigung eine Lösung für die Zahlungsverspätungen, sei es durch
Nachlässigkeit oder wegen der Abwesenheit der Steuerzahler, dar-
stellen. Die Verwaltung ist jedoch der Auffassung, dass der Steuer-
zahler unabhängig von der Zustellung eines Zahlungsbescheids, die
Zahlung spontan vorzunehmen hat. Diesbezüglich müsste die Daten-
verwaltung und –übertragung zwischen der Verwaltung der Eintrei-
bung und den Postscheckdiensten automatisiert werden.

Durch die Bearbeitung der verschiedenen, die föderalen Steuerver-
waltungen betreffenden Beschwerden ist das Kollegium der födera-
len Ombudsmänner nunmehr in der Lage gewisse Feststellungen
vorzubringen. Die zunehmend gute Verständigung zwischen dem
Kollegium der föderalen Ombudsmänner und den Steuerakteuren,
d.h. dem Finanzminister, dem Regierungskommissar und den leiten-
den Beamten der Steuerverwaltungen bildet eine ausgezeichnete
Kommunikationsstruktur, über die wir uns nur freuen können. Den-
noch müsste sich die Steuerverwaltung stärker der Vollendung ihrer
Umstrukturierung widmen und den Schwerpunkt auf mehr Transpa-
renz und eine bessere Kommunikation legen. Diese Grundsätze gel-
ten sowohl für ihre internen Strukturen als auch gegenüber den Steu-
erzahlern.

Selbstverständlich muss die Reform der Verwaltung unter diesem
Aspekt der Dinge gesehen werden. Eine derartige Betrachtungsweise
gewährleistet die gute Aufnahme dieser neuen Kultur durch die Be-
amten der Steuerverwaltung. Außerdem würde dieser U} berlegungs-

103 KFO, AE 00/4, Jahresbericht 2000, S. 222.
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prozess ein besseres Verständnis der Verwaltung gegenüber dem
Steuerzahler sowie eine bessere Kommunikation mit ihm fördern.

Schließlich hat das Kollegium der föderalen Ombudsmänner noch
eine andere allgemeine Empfehlung104 abgefasst, in der sie für eine
Weiterbildung aller Steuerbeamten hinsichtlich der Kommunikation
und des Empfangs der Steuerzahler plädiert.

104 KFO, AE 00/3 Jahresbericht 2000, S. 230.
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3.7.2. Vom Ministerium der Finanzen behandelte Pensionsakten

3.7.2.1. Zahlen

Pensionen
 

Verwaltung des Schatzamtes 3

Verwaltung der Pensionen 11

Landespensionsamt 12

Amt für überseeische soziale 

Sicherheit 2

10,7%7,1%

39,3%42,9%

GESAMT 28

Anzahl

Pensionen
Zulässige Beschwerden nach Sprache

Französisch 15

Niederländisch 13

GESAMT 28

Anzahl53,6%46,4%
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Pensionen
Zulässige Beschwerden nach Bearbeitungsphase

Empfangsbestätigungen 1

Akten in der Ermittlungsphase 9

Aussetzungen 2

Abgeschlossene Akten 16

3,6%

32,1%

7,1%
57,1%

GESAMT 28

Anzahl

Bewertung der
abgeschlossenen Akten

Anzahl Unangemessene
Verwaltung

Angemessene Verwaltung 6 Richtige Rechtsanwendung 2
Unangemessene Verwaltung 6 Angemessene Frist 1
Anwendung der Billigkeit 2 Sorfaltsgrundsatz 1
Ohne Bewertung 2 Aktive und passive Information 3
GESAMT 16 GESAMT 7

3.7.2.2. Vorbemerkungen / Kontakte mit der Verwaltung

Im Ministerium der Finanzen sind zwei Verwaltungsstellen für die
Bearbeitung von Pensionsakten aus dem öffentlichen Bereich zustän-
dig: die Verwaltung der Pensionen und die Verwaltung des Schatz-
amtes. Seit 1. Juni 1999 prüft der Ombudsdienst Pensionen die Be-
schwerden in Verbindung mit den gesetzlichen Pensionen. Das Kol-
legium der föderalen Ombudsmänner übermittelte daher im
Tätigkeitsjahr 2000 die diesbezüglichen Beschwerden und Vermitt-
lungsanträge dem Ombudsdienst Pensionen. Die Beschwerden, die
das Kollegium im abgelaufenen Tätigkeitsjahr behandelte, wurden
dem Kollegium bis 1. Juni 1999 vorgelegt oder beziehen sich auf Bei-
hilfen, die nicht als gesetzliche Pensionen (Alters- oder Hinterbliebe-
nenrenten) aufzufassen sind, wie zum Beispiel die Versehrtenrente.
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3.7.2.3. Analyse der wichtigsten Problemstellungen,
Beschwerden und Vermittlungsanträge

A. Verwaltung der Pensionen

Weiterverfolgung der Empfehlungen

In den vorangegangenen Jahresberichten erteilte das Kollegium der
föderalen Ombudsmänner zwei allgemeine Empfehlungen im Zu-
sammenhang mit den Pensionen des öffentlichen Bereichs. Die erste
Empfehlung betraf die wiederholte Sperre der Akten von pensionier-
ten Lehrkräften105, was eine lange Bearbeitungsdauer der betreffen-
den Pensionsanträge verursachte. Dem Petitionsausschuss des Parla-
ments zufolge hätten die zuständigen Ministerien auf diesen Fall auf-
merksam gemacht werden müssen, es ist aber nichts geschehen.

In der zweiten allgemeinen Empfehlung106 wurde eine Gesetzesin-
itiative vorgeschlagen, um Pensionsempfängern, deren Versorgungs-
ansprüche von der Verwaltung der Pensionen festgelegt wurden, ei-
nen Antrag auf Befreiung von der Pflicht zur Rückerstattung irrtüm-
lich gezahlter Leistungen in einschlägigen Fällen zu ermöglichen,
wobei dies Pensionsempfängern, deren Ansprüche vom Landespen-
sionssamt oder vom Landesinstitut der Sozialversicherung für Selbst-
ständige festgelegt wurden, bereits gestattet ist. Die allgemeine Emp-
fehlung steht noch immer aus.

Die Verwaltung der Pensionen und die Billigkeit

Im Falle einer Witwe einer Person mit Statut der nationalen Anerken-
nung erteilte das Kollegium der föderalen Ombudsmänner der Ver-
waltung der Pensionen eine Empfehlung auf Grund der Billigkeit107,
um der Beschwerdeführerin eine Kriegswitwenrente zuzusprechen.
Für den Sachverhalt in dieser Akte verweisen wir auf den Text über
den Kriegsopferdienst108. Die Verwaltung der Pensionen kam der
Empfehlung des Kollegiums nicht nach, und zwar mit der Begrün-
dung, die Empfehlung ließe keine Ausnahme von der strikten An-
wendung des Gesetzes zu; dieser Standpunkt der Steuerverwaltung
wird vom Kollegium der föderalen Ombudsmänner angefochten, das

105 KFO, AE 99/11, Jahresbericht 1999, S. 332-333.
106 KFO, AE 99/17, Jahresbericht 1999/1, S. 127-128.
107 KFO, OE 00/10.
108 KFO, Jahresbericht 2000, S. 161.
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sich an das Parlament wandte109 (vgl. die allgemeine Empfehlung
97/12, die später Gegenstand eines Gesetzesvorschlags wurde110).

Die Verwaltung der Pensionen und die Angemessenheit der Frist

Mitglieder des Lehrkörpers, die infolge einer berufsbedingten Krank-
heit erwerbsunfähig werden, haben Anspruch auf eine von der Ver-
waltung der Pensionen zu zahlende Rente. Das Kollegium der fö-
deralen Ombudsmänner stellte in einigen Fällen fest, dass die Zah-
lung dieser Rente mit erheblicher Verspätung erfolgte. Trotz
Anerkennung der berufsbedingten Erkrankung des Beschwerdefüh-
rers durch den Fonds für Berufskrankheiten fehlte die notwendige
Zustimmung des Rechnungshofes, damit die Verwaltung der Pensio-
nen die tatsächliche Zahlung der Rente gewährleisten konnte. Der
Verwaltung der Pensionen zufolge lag der Grund darin, dass der
Beschwerdeführer zum Zeitpunkt der Anerkennung der Berufskrank-
heit bereits eine Pension empfing. Dem Kollegium wurde mitgeteilt,
dass der Rechnungshof angesichts dieses besonderen Umstands bis
zu fünf Jahre nach Anerkennung der Berufskrankheit gewartet hätte,
bis er seine Zustimmung zur Zahlung der Rente erteilen würde. Bei
der Bearbeitung dieser Akte unternahm die Verwaltung der Pensio-
nen offenbar keine besonderen Anstrengungen, um eine zügigere Zu-
stimmung des Rechnungshofs zu erreichen, und verstieß somit ein-
deutig gegen den Grundsatz der gebotenen Eile.

B. Die Verwaltung des Schatzamtes

Die Zugänglichkeit der Datenbanken:

Das Landesregister

Obwohl es den Verwaltungen unter bestimmten Bedingungen mö-
glich ist, Daten aus dem Landesregister zu beziehen, ohne dass dafür
der betreffende Bürger einzuschalten ist, treten in bestimmten Fällen
Anwendungsprobleme auf, die einem sofortigen Eintrag der Anga-
ben in die Datenbank des Landesregisters im Wege stehen. Das Kol-
legium der föderalen Ombudsmänner erinnert an seine diesbezüglich

109 Vgl. „Die Kontrolle der billig urteilenden Verwaltung“, KFO, Jahresbericht 2000, S. 24.
110 Gesetzesvorschlag zur A} nderung von Artikel 14 des Gesetzes vom 22. März 1995

(Maingain und Chastel) über die Einsetzung der föderalen Ombudsmänner. Parl.
Dok., Abgeordnetenkammer, ordentliche Sitzung 1999-2000, Nr. 889/001; KFO, AE
97/12, Rapport annuel 1997, S. 191.
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erteilte Empfehlung111. Danach müssen Pensionsempfänger, die An-
spruch auf einen Teil der Pension ihres (ihrer) ehemaligen Ehegatten
(Ehegattin) haben, der Verwaltung des Schatzamtes jeden Monat eine
Lebensbescheinigung vorlegen. Um den Bürgerinnen und Bürgern
diese Verwaltungsschritte zu ersparen, vermittelte das Kollegium der
föderalen Ombudsmänner bei der Verwaltung des Schatzamtes und
beim Innenministerium. Beide Verwaltungen stimmten zu, der Ver-
waltung des Schatzamtes ab Oktober 2000 anhand von Listen der
Bevölkerungsdienste Todesfalldaten zu übermitteln. Dadurch wäre es
möglich, das Datum eines Todesfalls schneller weiterzuleiten, wenn
dieser sich außerhalb der Wohnsitzgemeinde des (der) Verstorbenen
ereignete. Das Innenministerium übersandte hierzu den Gemeinden
ein Rundschreiben.

Damit die Verwaltung des Schatzamtes sichergehen kann, über die
aktuellsten Todesfalldaten zu verfügen, drängt sich eine Gesetzesän-
derung auf. Diese A} nderung würde die Zuständigkeit für die Eintra-
gung neuer Daten in das Nationalregister (in diesem Fall einem To-
desfall) der Gemeinde übertragen, in der sich der Todesfall ereignete.
Derzeit ist allein die Wohnsitzgemeinde des (der) Verstorbenen in
dem Bereich zuständig, was die Abgleichung des Nationalregisters
mit solchen Vorfällen verzögern kann und die Zuverlässigkeit des
Registers aus Sicht der Zahlstelle beeinträchtigt. Das Ministerium des
Inneren wies darauf hin, dass dieser Vorschlag für eine Gesetzesän-
derung noch einer vorausgehenden Prüfung bedarf. Inzwischen un-
ternimmt das Ministerium des Inneren eine Sensibilisierungsaktion
bei den Gemeinden, damit die Daten des Nationalregisters innerhalb
kürzester Zeit nach einem Todesfall abgeglichen werden.

Pensionskataster und Zentrale Datenbank der Sozialen Sicherheit

In einer anderen Angelegenheit verwies das Kollegium der föderalen
Ombudsmänner ebenfalls auf seine allgemeine Empfehlung in die-
sem Bereich112. Die Zentrale Dienststelle der Ständigen Ausgaben
ging davon aus, dass Pensionsempfänger auf (fehlerhafte) Angaben
bezüglich ihrer steuerlichen Situation im Pensionsformular reagieren
würden, bevor gegebenenfalls bestimmte Ermäßigungen des Vorsteu-
erabzugs erfolgten. Der Vorsteuerabzug fällt in diesem Fall geringer
aus, wenn die Einkünfte des Ehegatten (der Ehegattin) des Pensions-
empfängers ausschließlich aus Pensionen, Renten oder gleichgestell-

111 KFO, AE 99/6, Jahresbericht 1999, S. 330, allgemeine Empfehlung des Kollegiums mit
dem Ziel der Befreiung der Bürgerinnen und Bürger von der Pflicht zur Vorlage von
Beweisstücken, wenn die Verwaltung sich diese ohne Weiteres selbst beschaffen
kann.

112 Ibidem.
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ten Einkommen bestehen und einen bestimmten monatlichen Betrag
nicht überschreiten. Das Kollegium der föderalen Ombudsmänner
befasste sich insbesondere mit der Frage, inwiefern die Grundsätze
der angemessenen Verwaltung nicht verlangten, dass die Verwaltung
diese Vorsteuerermäßigungen automatisch anwendet, sofern die Mit-
tel, die über die Zentrale Datenbank der Sozialen Sicherheit und das
Pensionskataster verfügbar sind, hierfür ausreichende Informationen
lieferten. Ende 2000 drängten sich zwei Feststellungen auf. Erstens
erwies sich eine Reform des Pensionskatasters als notwendig, ange-
sichts der Schwierigkeiten, die für seine Nutzer entstanden. Es wurde
ein neues Verfahren ausgearbeitet, das nun auch angewandt wird.
Zweitens behandelte das Kollegium der föderalen Ombudsmänner
seit dem 1. Juni 1999, als der für diese Fragen zuständige Ombuds-
dienst Pensionen seine Tätigkeit aufnahm, keine neuen Beschwerden
bezüglich der Berechnung des Vorsteuerabzugs durch den Zentral-
dienst der Festen Ausgaben und das Landespensionssamt. Das Kol-
legium beendete deshalb die Prüfung dieser Problematik und erin-
nerte in diesem Zusammenhang an seine Empfehlung, wonach die
Verwaltung die ihr verfügbaren oder leicht erhältlichen Informatio-
nen selbst nutzen sollte, statt sie von den Bürgerinnen und Bürgern
zu verlangen. Diese Problematik wurde von der ehemaligen, für Ver-
waltungsvereinfachung zuständigen Regierungskommissarin aufge-
griffen, aber es sind keine Veränderungen eingetreten.
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3.8. Ministerium der Arbeit und der Arbeitsbeschaffung

3.8.1. Zahlen

Arbeit und Arbeitsbeschaffung
(ohne soziale halbstaatliche Einrichtungen)  

 

Minister 14

Allgemeine Verwaltungsdienste 1

Verwaltung der Arbeitsbeziehungen und -regelung

(Inspektion der Sozialgesetzgebung einbegriffen) 6

Verwaltung der Sicherheit im Arbeitsbereich 2

Verwaltung der Arbeitshygiene 

und -medizin 2

Dienst kollektive Arbeitsbeziehungen 3

Beschwerden von Beamten 7

Andere 1

38,9%

2,8%
16,7%

5,6%

5,6%

8,3%

19,4%

2,8%

GESAMT 36

Anzahl

Ministerium für Arbeit und Arbeitsbeschaffung
(ohne soziale halbstaatliche Einrichtungen)

Zulässige Beschwerden nach Sprache

Französisch 12

Niederländisch 24

GESAMT 36

Anzahl33,3%66,7%
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Ministerium für Arbeit und Arbeitsbeschaffung
(ohne soziale halbstaatliche Einrichtungen)

Zulässige Beschwerden nach Bearbeitungsphase

Empfangsbestätigungen 2

Akten in der Ermittlungsphase 8

Aussetzungen 3

Vorschläge 1

Abgeschlossene Akten 22

5,6%

22,2%

8,3%

2,8%

61,1% GESAMT 36

Anzahl

Bewertung der abgeschlossenen Akten Anzahl
Angemessene Verwaltung 3
Unangemessene Verwaltung 15
Ohne Bewertung 4
GESAMT 22

Ministerium für Arbeit und Arbeitsbeschaffung
(ohne soziale halbstaatliche Einrichtungen)

Unangemessene Verwaltung nach Kriterium

Richtige
Rechtsanwendung 2

Rechtssicherheit 10

Vertrauensgrundssatz 8

Angemessene Frist 11

Aktive und passive Information 2

6,1%

30,3%

24,2%

33,3%

6,1%

GESAMT 33

Anzahl
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3.8.2. Vorbemerkungen / Kontakte mit der Verwaltung

Im Rahmen der Behandlung einer Beschwerde über das Landesamt
für Arbeitsbeschaffung (vgl. „Die halbstaatlichen Sozialeinrichtun-
gen“ in diesem Bericht) fand eine konstruktive Arbeitssitzung mit
einem Vertreter des Ministeriums der Beschäftigung statt.

3.8.3. Analyse der wichtigsten Problemstellungen, Beschwerden
und Vermittlungsanträge

Weiterverfolgung der Empfehlungen

Für zwei offizielle Empfehlungen aus dem Jahre 1998 verweisen wir
auf den Abschnitt über das Landesamt für Arbeitsbeschaffung113. Es
handelt sich erstens um die Ablehnung von Wartearbeitslosenunter-
stützung für belgische Jugendliche mit Sekundarbildungsabschluss
im Ausland114 und zweitens um die Bedingung des Wohnsitzes in
Belgien für Frührentner115.

Die Zusammenarbeit zwischen Verwaltungen

Das Kollegium der föderalen Ombudsmänner stellte fest, dass es zu
Verzögerungen bei der Bearbeitung von Anträgen kam, wenn die
Zusammenarbeit zwischen mehreren Verwaltungen nicht reibungslos
funktionierte.

Im Zusammenhang mit den Frührenten im Zollwesen116 benötigte
der Fonds für Unternehmensschließungen (FUS) von der Dienststelle
für kollektive Arbeitsbeziehungen (Ministerium der Arbeit und der
Arbeitsbeschaffung) Auskünfte über die rechtliche Qualifizierung der
zu Lasten des Ministeriums zu leistenden Entschädigungen. Keiner
der beiden Verwaltungen lagen vollständige Angaben über ihre je-
weiligen Akten vor. Dies geschah erst nach mehrmaligem Einschrei-
ten des Kollegiums der föderalen Ombudsmänner. Der Beschwerde-
führer musste ein ganzes Jahr warten, ehe er über seine Rechte (und
Pflichten) aufgeklärt wurde.

113 KFO, Jahresbericht 2000, S. 189.
114 KFO, OE 98/1, Jahresbericht 1998, S. 236.
115 KFO, OE 98/6, Jahresbericht 1998, S. 239 ff.
116 Nach dem Regierungsabkommen vom 5. Juni 1992 wurden die finanziellen Mittel

für die Frührentner der Bereiche Zollwesen und Zollabfertigung bereitgestellt. Die
Zahlung der Entschädigungen führte der FUS auf Rechnung des Ministeriums der
Beschäftigung und der Arbeit aus.
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Im Tätigkeitsjahr 2000 gingen beim Kollegium der föderalen Ombuds-
männer weniger Beschwerden bezüglich der Funktionsweise der In-
spektion der Sozialgesetzgebung ein. Diese Beschwerden bezogen
sich auf mangelnde Informationen über die weitere Behandlung einer
bei der Inspektion eingelegten Beschwerde. Nach Einschreiten des
Kollegiums wurden die betroffenen Personen über das Ergebnis ihrer
Beschwerde in Kenntnis gesetzt. In einer einzigen Akte ging es um
die Problematik der Zusammenarbeit und Kommunikation zwischen
verschiedenen Inspektionsstellen (in diesem Fall die Inspektion der
Sozialgesetzgebung und die Sozialinspektion). Die Tatsache, dass
diesbezüglich nur eine einzige Beschwerde eingelegt wurde, deutet
möglicherweise darauf hin, dass die Kooperationsvereinbarungen
zwischen den einzelnen Inspektionsdiensten Früchte tragen. Das Kol-
legium begrüßt jedenfalls die Abstimmung der Inspektionsdienste im
Hinblick auf ihre wirksame Arbeitsweise, denn letztlich profitieren
davon natürlich auch die Bürgerinnen und Bürger.
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3.9. Ministerium der sozialen Angelegenheiten, der Volksgesundheit
und der Umwelt

3.9.1. Zahlen

Ministerium der sozialen Angelegenheiten, der Volksgesundheit und
der Umwelt + Einrichtungen (ohne soziale halbstaatliche Einrichtungen)

Minister der Volksgesundheit, des 
Verbraucherschutzes und der Umwelt 4
Minister der sozialen Angelegenheiten und der Pensionen 5
Minister des Haushalts, der sozialen 
Eingliederung und der sozialen Wirtschaft 1
Verwaltung der Gesundheitsvorsorgen 4
Verwaltung des Gesundheitsschutzes 8
Verwaltung der sozialen Eingliederung 84
Verwaltung des ärtzlichen Gutachtens 
(Verwaltungsgesundheitsdienst einbegriffen) 10
Verwaltung der Sozialinspektion 2
Kriegsopferdienst 13
Institut für Veterinärexpertise 2
Wissenschaftliches Institut 
Volksgesundheit - Louis Pasteur 1
Landesinstitut der Kriegsinvaliden, 
der Frontkämpfer und Kriegsopfer 2
Kontrolledienst der Krankenkassen und der 
Landesverbände von Krankenkassen 1
Beschwerden der Beamten 18
Andere 13

2,4% 3,0%
0,6%

2,4%
4,8%

50,0%6,0%

1,2%
7,7%

1,2%
0,6%
1,2%

0,6%

10,7% 7,7%

GESAMT 168

Anzahl

Ministerium der sozialen Angelegenheiten, der Volksgesundheit und
der Umwelt + Einrichtungen (ohne soziale halbstaatliche Einrichtungen)

Zulässige Beschwerden nach Sprache

Französisch 100

Niederländisch 67

Deutsch/andere 1

GESAMT 168

Anzahl59,5%

0,6%

39,9%
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Ministerium der sozialen Angelegenheiten, der Volksgesundheit und
der Umwelt + Einrichtungen (ohne soziale halbstaatliche Einrichtungen)

Zulässige Beschwerden nach Bearbeitungsphase

Empfangsbestätigungen 13

Akten in der Ermittlungsphase 45

Akten in der Untersuchungsphase 11

Aussetzungen 5

Vorschläge 2

Abgeschlossene Akten 92

7,7%

26,8%

6,5%
3,0%1,2%

54,8%
GESAMT 168

Anzahl

Bewertung der abgeschlossenen Akten Anzahl
Angemessene Verwaltung 31
Unangemessene Verwaltung 38
Anwendung der Billigkeit 2
Ohne Bewertung 21
GESAMT 92

Ministerium der sozialen Angelegenheiten, der Volksgesundheit und
der Umwelt + Einrichtungen (ohne soziale halbstaatliche Einrichtungen)

Unangemessene Verwaltung nach Kriterium

Richtige
Rechtsanwendung 12

Rechtssicherheit 1

Vertrauensgrundsatz 2

Angemessene Frist 12

Sorgfaltsgrundsatz 7

Begründung der Verwaltungsakten 4

Aktive und passive Information 14

 

23,1%

1,9%

3,8%

23,1%
13,5%

7,7%

26,9%

GESAMT 52

Anzahl
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3.9.2. Vorbemerkungen / Kontakte mit der Verwaltung

Das Kollegium der föderalen Ombudsmänner stellte fest, dass bei
bestimmten Beschwerden Anträge vorlagen, die die Verwaltung nicht
innerhalb einer angemessenen Frist behandelte. Die von den verschie-
denen Dienststellen angeführten Gründe standen meistens in Zusam-
menhang mit der Akte. Einige Dienststellen sehen sich hingegen ei-
nem strukturellen Problem des Personalmangels gegenüber117 oder
sie müssen infolge einer A} nderung der Verfahrensvorschriften eine
sehr große Anzahl von Akten bearbeiten. Zusätzliche Verzögerungen
können durch die Kompetenzaufteilung auftreten.

Bezüglich der Entscheidungen in Akten auf der Grundlage medizini-
scher Erkenntnisse hat die Anerkennung einer (erneuten) körperli-
chen Eignung erhebliche Auswirkungen bei der Bewilligung von Bei-
hilfen und/oder Leistungen sowie zum Beispiel beim Erhalt einer
statutarischen Ernennung. Was den Ablauf ärztlicher Untersuchun-
gen betrifft, so berichteten manche Beschwerdeführer dem Kollegium
über mangelnden Respekt gegenüber Patienten bei diesen Untersu-
chungen. In anderen Fällen wurde der Wahrheitsgehalt der ärztlichen
Entscheidung angefochten.

3.9.3. Analyse der wichtigsten Problemstellungen, Beschwerden
und Vermittlungsanträge

A. Der Minister der sozialen Eingliederung

Das Kollegium der föderalen Ombudsmänner erhielt eine Be-
schwerde einer Behinderten, die infolge einer unfallbedingten Ge-
hirngefäßerkrankung ihr Zuhause zwecks endgültigen Aufenthalts in
einem Pflegeheim verließ. Gemäß den geltenden Rechtsvorschriften
muss die Verwaltung der sozialen Eingliederung in einem solchen
Fall die Einkünfte der Person, mit der die Behinderte einen Haushalt
führte, weiter berücksichtigen, da die Trennung rechtlich gesehen erst
nach Ablauf eines Jahres wirksam wird. Im vorliegenden Fall bedeu-
tete dies, dass der Mitbewohner für seine Lebensgefährtin mit seiner
bescheidenen Pension aufkommen musste, während keine gegensei-
tige Unterhaltsverpflichtung bestand, da sie nicht verheiratet waren.
Der Grund für diese Bestimmung liegt nach Angaben der Verwaltung
im Steuerrecht und in der Unbeständigkeit der Beziehungen vieler
Behinderten. Das Kollegium der föderalen Ombudsmänner nahm mit
dem Minister der sozialen Eingliederung Verbindung auf, um ihm

117 KFO, AE 99/4, Jahresbericht 1999, S. 329, allgemeine Empfehlung zur Ermittlung des
zusätzlichen Personalbedarfs in bestimmten Verwaltungen.
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eine billige Lösung für die Beschwerdeführer vorzuschlagen und eine
A} nderung der Rechtsvorschriften anzuregen, damit Sonderfälle wie
dieser berücksichtigt werden können118. Der Minister beantwortete
das Schreiben des Kollegiums ein Jahr später, als die Situation der
Beschwerdeführer sich von selbst geklärt hatte, da seit ihrer Tren-
nung ein Jahr verstrichen war. Die Antwort bestand überdies nur in
einer wortgetreuen Abschrift des Schreibens, das die Verwaltung ein
Jahr zuvor übermittelt hatte und worin sie jede A} nderung ablehnte.
Das Kollegium ist erstaunt über einen solchen Mangel an Zusam-
menarbeit und bedauert, dass keine größere Bereitschaft bestand, den
Beschwerdeführern zu helfen, die in einer besonders ungerechten und
schwierigen Situation waren.

Das Kollegium der föderalen Ombudsmänner befasste sich außer-
dem mit mehreren Beschwerden von Antragstellern auf eine Regula-
risierung, denen ein O} SHZ die Sozialhilfe gemäß einem Rundschrei-
ben des Ministers der sozialen Eingliederung119 verweigerte. Laut
diesem Rundschreiben eröffnet der Antrag auf Regularisierung wäh-
rend des Verfahrens nicht das Recht auf Sozialhilfe. Gemäß Artikel 57
(§ 2) des O} SHZ-Organgesetzes120 kann ein potenzieller Flüchtling So-
zialhilfe erhalten, solange er sich im Staatsgebiet nicht illegal aufhält,
das heißt solange sein Asylantrag nicht abgelehnt wurde und gegen
ihn kein Vollstreckungsbescheid zum Verlassen des Landes vorliegt.
Nach der Rechtsprechung des Schiedshofs121 wird die Sozialhilfe ge-
schuldet, solange der Ausländer aus dem Staatsgebiet nicht ausge-
wiesen werden darf, weil er zum Beispiel schwer erkrankt ist oder
ein Rechtsmittel vor dem Staatsrat eingelegt hat. Eine fast einstim-
mige Rechtsprechung der Arbeitsgerichte verurteilt deshalb die
O} SHZ, zugunsten der Antragsteller auf Regularisierung zu interve-
nieren, da Artikel 14 des Gesetzes vom 22. Dezember 1999122 vor-
schreibt, dass Ausländer nicht aus dem Staatsgebiet ausgewiesen
werden dürfen, solange keine negative Entscheidung vorliegt. Nach
Auffassung der Arbeitsgerichte darf zudem das Ziel von Artikel 57
(§ 2) des O} SHZ-Organgesetzes – Aufforderung der Ausländer mit
illegalem Aufenthalt, dem Befehl zum Verlassen des Staatsgebiets
Folge zu leisten – für nicht auszuweisende Antragsteller auf eine Re-
gularisierung keine Anwendung finden. Das Kollegium der födera-

118 OE, 00/13.
119 Rundschreiben vom 11. Februar 2000.
120 Organgesetz vom 8. Juli 1976 über die O} SHZ, Belgisches Staatsblatt, 5. August 1976.
121 Schiedshof, Urteil Nr. 43/98 vom 22. April 1998, Belgisches Staatsblatt vom 29. April

1998 (Zweite Ausgabe); Schiedshof, Urteil Nr. 80/99 vom 30. Juni 1999, Belgisches
Staatsblatt, 24. November 1999.

122 Gesetz vom 22. Dezember 1999 über die Regularisierung bestimmter Kategorien von
Ausländern, die im Hoheitsgebiet des Königreichs verbleiben, Belgisches Staatsblatt,
10. Januar 2000.
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len Ombudsmänner schlug dem Minister der sozialen Eingliederung
vor, seinen Standpunkt in Anbetracht dieser Rechtsprechung zu än-
dern. Während dieser Bericht abgefasst wurde, hatte der Minister
dem Kollegium noch keine Stellungnahme dargelegt. Das Kollegium
wird diese Angelegenheit weiter beobachten. Der Schiedshof befasst
sich derzeit zudem mit mehreren Vorabentscheidungsfragen, die in
diesem Zusammenhang verschiedene Arbeitsgerichte des Landes
stellten123.

B. Verwaltung der medizinischen Begutachtung

Die Rechtssicherheit

Das Kollegium der föderalen Ombudsmänner stellt fest, dass die Mö-
glichkeit, einen endgültigen Befund über die körperliche Eignung ei-
nes Beamten im Rahmen einer Zulassungsprüfung durch den Ver-
waltungsgesundheitsdienst auf bis zu fünf Jahre auszudehnen, den
Fortbestand eines ungesicherten Arbeitsverhältnisses nach sich zie-
hen kann. Aus einer Beschwerde an das Kollegium geht hervor, dass
der Beschwerdeführer trotz der Bestätigung durch den Verwaltungs-
gesundheitsdienst, dass die Ausübung beruflicher Tätigkeiten mit
seinem derzeitigen Gesundheitszustand sicherlich vereinbar sei,
mehrmals „unter Vorbehalt“ für geeignet befunden wurde. Eine An-
frage des Kollegiums in Bezug auf die Angemessenheit der Weiter-
gabe medizinischer Befunde, in denen der Beschwerdeführer „unter
Vorbehalt“ als geeignet eingestuft wird, wurde damit beantwortet,
dass nach den Rechtsvorschriften eine Prüfung alle sechs Monate er-
folgen würde und eine endgültige Entscheidung erst nach Ablauf
einer Frist von insgesamt fünf Jahren fällig sei. Das Kollegium der
föderalen Ombudsmänner vertritt die Ansicht, dass diese Rechtsvor-
schrift in bestimmten Fällen zu sinnlosen Situationen führe, in denen
weder der Arbeitgeber noch der Arbeitnehmer Gewissheit über die
Aussichten der betreffenden Stelle haben. Der Arbeitnehmer, der in
diesem Fall mehrere Jahre arbeiten konnte und den Erwartungen sei-
nes Arbeitgebers entsprach, kann trotz allem nach der fünfjährigen
Frist einen Negativbefund erhalten, der ausschließlich auf medizini-
schen Gründen (das heißt „einer möglichen negativen Entwicklung“ sei-
nes Befindens) beruht, wodurch ihm jede Möglichkeit der Ernennung
verwehrt wird.

123 Vgl. u. a. eine Vorabentscheidungsfrage des Arbeitsgerichts zu Antwerpen, Belgisches
Staatsblatt, 1. September 2000.
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C. Verwaltung des Gesundheitsschutzes

Die angemessenen Fristen

Das Kollegium der föderalen Ombudsmänner hatte bereits in seinem
letzten Jahresbericht auf die langen Fristen hingewiesen, die die In-
spektion der Pharmazie für die Behandlung von Anträgen auf Eröff-
nung oder Verlegung von Apotheken benötigt, sowie auf die Auswir-
kungen dieser Fristen für die interessierten Personen 124. Obwohl es
mehrere Gründe für eine derartige Verzögerung bei der Bearbeitung
solcher Eröffnungs- oder Verlegungsanträge geben mag, macht die
Verwaltung selbst dafür vor allem den Mangel an qualifiziertem Per-
sonal verantwortlich. Der Minister teilte in diesem Zusammenhang
dem Kollegium sein Vorhaben mit, in der Inspektion der Pharmazie
zusätzliches Personal einzustellen. Bei Prüfung dieser Beschwerde
durch das Kollegium stellte sich jedoch heraus, dass neben fehlen-
dem Personal auch andere Faktoren Ursache für diese Verzögerun-
gen sind. Falls die Inspektion der Pharmazie die verwaltungstechni-
sche Bearbeitung der Anträge übernimmt, so befindet der Niederlas-
sungsausschuss über die Zulässigkeit der Anträge. Dieser
Niederlassungsausschuss setzt sich aus Richtern zusammen, die sich
in sehr unregelmäßigen Abständen versammeln. Die Verwaltung
kann daher den Antragstellern keinen annähernden Termin für die
Entscheidung nennen. Das Kollegium schlug vor, dass der Niederlas-
sungsausschuss künftig der Verwaltung erst einen Zeitplan mit den
Sitzungstagen und den zu behandelnden Anträgen bekannt gibt. Die-
sen Vorschlag unterbreitete die Verwaltung dem Niederlassungsaus-
schuss, die ihn annahm und beschloss, einen Halbjahresplan aufzu-
stellen.

D. Verwaltung der sozialen Eingliederung

Die meisten Beschwerden, die das Kollegium der föderalen Ombuds-
männer hinsichtlich dieser Verwaltung prüfte, beziehen sich auf die
Verwaltungsdirektion für Berhindertenleistungen. Das Kollegium der
föderalen Ombudsmänner betont in diesem Zusammenhang mit
Nachdruck die gute Zusammenarbeit, die sich mit dieser Verwaltung
einstellte, die oft die erforderliche Flexibilität zeigte. Viele Beschwer-
den betreffen die Verletzung der Charta des Sozialversicherten durch

124 KFO, Jahresbericht 1999/1, S. 89.
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die Verwaltung. Wir versuchen, die zeitliche Abfolge der Schritte
wiederzugeben, die die Behinderten bei ihren Anträgen auf Beihilfen
zurücklegten.

Auskunftserteilung an Personen mit einer Behinderung

Artikel 3 der Charta des Sozialversicherten beinhaltet eine allgemeine
Pflicht jeder Einrichtung der sozialen Sicherheit, Sozialversicherten
auf schriftlichen Antrag innerhalb von 45 Kalendertagen jede Aus-
kunft über ihre Rechte und Pflichten zu erteilen und ihnen von Amts
wegen alle zusätzlichen Informationen zu übermitteln, die sie für die
Prüfung ihres Antrags oder die Wahrnehmung ihrer Rechte benöti-
gen. Die Information muss verständlich, vollständig, genau und ko-
stenlos erteilt werden. Es ist festzustellen, dass diese – gesetzliche –
Verpflichtung nicht immer gewahrt wird. Die Verwaltung der sozia-
len Eingliederung beantwortet nicht immer die Schreiben, die Privat-
personen an sie richten, oder sie beantwortet sie zögernd, wie aus
einer Akte hervorging, bei der die betroffene Person auf Grund einer
fehlerhaften Auskunft der Verwaltung einen Monat an Beihilfe verlor.
Auf Vorschlag des Kollegiums stimmte die Verwaltung jedoch zu, die
Beihilfe rückwirkend um einen Monat zu bewilligen. Die Auskunft,
die Behinderten von Amts wegen zu erteilen ist, lässt auch manchmal
zu wünschen übrig. Das Kollegium der föderalen Ombudsmänner
schlug daher der Verwaltung der sozialen Eingliederung vor, über
die Auswirkungen einer Trennung oder einer Wohngemeinschaft bes-
ser zu informieren. Die Verwaltung stimmte dem Vorschlag zu, sie
muss aber dem Kollegium noch die neue Fassung der Erklärungen,
die jeder Entscheidung der Verwaltung beigefügt werden, übermit-
teln.

Verwaltung des Schriftverkehrs

In mehreren Fällen behaupteten Beschwerdeführer, sie hätten –
manchmal mehrere Male – ein Schreiben oder ein Dokument abge-
sandt, das die Verwaltung der sozialen Eingliederung angeblich nie
erhalten hatte. In den meisten Fällen sah sich das Kollegium außer-
stande, die Anschuldigungen der Beschwerdeführer zu überprüfen,
ausgenommen in einem Fall, bei dem die Beschwerdeführerin ihren
Brief in Form eines Einschreibens einreichte, weil sie auf die Antwort
ihrer Anfrage zum Verfahren für die Beantragung einer Beihilfe nicht
länger warten wollte. In dieser konkreten Akte war die Verwaltung
der sozialen Eingliederung unverzüglich bereit, das Einschreiben als
Beihilfeantrag zu berücksichtigen: Das Kollegium kann diese Ent-
scheidung nur begrüßen, wünscht sich aber, dass sie bei der Verwal-
tung des Schriftverkehrs künftig besondere Sorgfalt walten lässt, um
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den Behinderten unnötige Unannehmlichkeiten zu ersparen. Diesbe-
züglich erinnern wir an unsere allgemeine Empfehlung, den Bürger-
innen und Bürgern eine Empfangsbestätigung der Dokumente, die
sie der Verwaltung übersenden, auszustellen125.

Die Entscheidungsfrist

Wie das Kollegium der föderalen Ombudsmänner feststellen muss,
wird die gesetzliche Frist von 180 Werktagen für die Prüfung von
Beihilfeanträgen nicht immer gewahrt, was die Verwaltung insbeson-
dere mit fehlendem Personal begründet. Das Kollegium hofft darauf,
dass das vor kurzem zusätzlich eingestellte Personal zur Verkürzung
der Bearbeitungsfristen von Beihilfeanträgen beitragen wird. Außer-
dem verweist es auf den Anspruch der Behinderten auf Säumniszu-
schläge, sofern die Nichteinhaltung der Entscheidungsfrist der Ver-
waltung der sozialen Eingliederung oder einer anderen Einrichtung
der sozialen Sicherheit zuzuschreiben ist. Wir werden diese Proble-
matik weiter beobachten.

Die Begründung der Entscheidungen

Für Entscheidungen, bei denen Auszahlungen bewilligt oder verwei-
gert werden, liegt nicht immer eine klare und verständliche Begrün-
dung vor. Ein Rechenblatt im Anhang der Entscheidungen soll darü-
ber Aufschluss geben, welche Einkünfte bei der Ermittlung der Bei-
hilfe berücksichtigt werden. Es ist jedoch festzustellen, dass diese
Rechenblätter nur ungenügend an die Bedürfnisse der O} ffentlichkeit
angepasst sind und damit den Vorschriften der Sozialversicherten-
charta nicht entsprechen. Auf eine diesbezügliche Frage teilte uns die
Verwaltung der sozialen Eingliederung mit, dass das Computersy-
stem derzeit umgestellt würde und die Rechenblätter ebenfalls neu
gestaltet würden. Das Kollegium der föderalen Ombudsmänner hat
von den neuen Rechenblättern noch keine Kenntnis, wird sich aber
mit dieser Angelegenheit weiter befassen.

U} berprüfung der Entscheidungen auf Grund von einem Tatsachen-
oder Rechtsirrtum

Gemäß Artikel 17 der Charta des Sozialversicherten sind die Einrich-
tungen der sozialen Sicherheit verpflichtet, eine Entscheidung zu
überprüfen, wenn ein Fehler festgestellt wird, der auf einer falschen
Würdigung des Sachverhalts oder einer ungenauen Anwendung der

125 KFO, AE 98/2, Jahresbericht 1998, S. 269-270.
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Gesetzgebung beruht. Die U} berprüfung tritt rückwirkend in Kraft,
sofern sie nicht zu Lasten des Sozialversicherten geht, der in gutem
Glauben handelt. Das Kollegium der föderalen Ombudsmänner er-
reichte auf diesem Weg die U} berprüfung von zwei Akten, deren Feh-
ler offenkundig waren. Es weist aber ausdrücklich darauf hin, dass
die U} berprüfung gemäß den Bestimmungen der Charta des Sozial-
versicherten normalerweise von Amts wegen hätte geschehen müs-
sen, und zwar ab dem Augenblick, an dem der Fehler festgestellt
wurde.

Die Beihilfen im Monat des Todesfalls

Die Rechtsvorschriften bezüglich Beihilfen für Behinderte sehen vor,
dass im Todesfall fällige, nicht gezahlte Beihilfen dem (der) Ehegatten
(Ehegattin) oder, falls nicht vorhanden, einer durch die Rechtsvor-
schrift bestimmten Person von Amts wegen gezahlt werden. Die fäl-
lig gewesenen, gezahlten Beihilfen werden nicht zurückgefordert, es
sei denn, sie werden nach dem Datum des Todesfalls gezahlt. Da die
Beihilfen am 25. eines jeden Monats gezahlt werden, hat eine Person,
die am 24. verstirbt, keinen Anspruch auf die entsprechende Beihilfe.
Dies wäre jedoch der Fall, wenn sie am 26. verstirbt. Das Kollegium
der föderalen Ombudsmänner trat beim Minister der sozialen Ein-
gliederung für eine anteilige Zahlung bis zum Todesfalldatum ein.
Der Minister vertrat die Ansicht, dies sei schwierig durchführbar; er
schlug aber eine ähnliche Lösung wie jene des LPA vor, die Personen,
die mittels Postanweisung bezahlt werden, mit denen, die per U} ber-
weisung bezahlt werden, gleichstellt126. Als Datum, an dem die Zah-
lung stattfindet, wird das Datum der Ausstellung der Postanweisung
zugrunde gelegt und nicht das Datum, an dem der Antragsteller die
Postanweisung empfängt. Das Kollegium begrüßt diese künftige A} n-
derung, bedauert aber, dass die Problematik dennoch nicht gelöst ist,
da nach wie vor ein erheblicher Unterschied besteht, je nachdem, ob
die behinderte Person am 24. oder am 26. des Monats verstirbt.

Die Trennung von Behinderten

Diese Problematik wurde ausführlich im Abschnitt über das Ministe-
rium der sozialen Eingliederung behandelt127.

Die Dienststelle für Bescheinigungen: Bearbeitungsfristen...

Die Dienststelle für Bescheinigungen ist für die Ausstellung von
Parkausweisen und Bescheinigungen für den Erhalt von sozialen und
steuerlichen Leistungen zuständig. Das Kollegium befasste sich mit

126 KFO, Jahresbericht 1999, S. 300-301.
127 KFO, Jahresbericht 2000, S. 153-154.
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mehreren Beschwerden bezüglich der Dauer der Antragsbehandlung.
Die Verwaltung berichtete, der Personalmangel und die große Anzahl
von Anträgen auf „europäische Musterausweise“ hätten Verzögerungen
von mehreren Monaten verursacht. Ende 2000 erfuhren wir, dass ein
Antrag auf Erweiterung des Personalbestands beim Minister der so-
zialen Eingliederung eingereicht und in Erwartung einer Antwort ein
Beamter einer anderen Dienststelle als Verstärkung hinzugezogen
wurde. Das Kollegium begrüßt diese spontane Reaktion der Verwal-
tung, die zu einer raschen Aufholung der entstandenen Verzögerung
führen dürfte.

… Entscheidungen auf Grund der Billigkeit …

Die gleiche Dienststelle kam einer Empfehlung des Kollegiums auf
Grund der Billigkeit128 nach, die zugunsten einer Person erteilt wurde,
die die medizinischen Voraussetzungen für den Erhalt eines Parkaus-
weises nicht erfüllte, obwohl sie auf ärztliche Anordnung ständig
eine Sauerstoffflasche (27 Kg) griffbereit haben musste. In Anbetracht
dieses außergewöhnlichen Falls beschloss die Verwaltung, den bean-
tragten Ausweis auszustellen; sie räumte jedoch ein, dass die derzei-
tigen Rechtsvorschriften es nicht ermöglichten, auf das Kriterium der
eingeschränkten Mobilität einzugehen, das in einer Empfehlung des
Rates der Europäischen Union berücksichtigt wird. Manche Personen
besitzen nämlich derzeit einen Parkausweis, obwohl sie eigentlich
kein Mobilitätsproblem haben. Die Verwaltung ist daher der Ansicht,
dass eine A} nderung der Rechtsvorschrift notwendig ist, diese aber
nur in Zusammenarbeit mit den verschiedenen betroffenen Abteilun-
gen erfolgen kann, wobei in diesem Bereich das Ministerium des Ver-
kehrswesens zuständig ist. Darüber hinaus soll das medizinische Per-
sonal im Ministerium der sozialen Angelegenheiten aufgestockt wer-
den, um die Glaubwürdigkeit des Systems zu erhöhen. Es besteht
noch keine offizielle Einigung über die medizinischen Kontrollen,
aber anlässlich der jüngsten Haushaltsdebatten wurde der Beschluss
gefasst, speziell für Gutachten bezüglich der Ausstellung von Park-
ausweisen Haushaltsmittel freizusetzen. Es wird deshalb in der Ver-
waltung der sozialen Eingliederung eine Abstimmung geben, um
darüber zu befinden, wie diese Gutachten in die Praxis umzusetzen
sind.

… und Zuständigkeit der Arbeitsgerichte

Eine weitere Problematik betrifft die Zuständigkeit der Arbeitsge-
richte für Attestentscheidungen. Bisher konnten Behinderte den Grad
der Invalidität, den ihnen der Arzt der Verwaltung der sozialen Ein-

128 KFO OE 00/7.
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gliederung zuwies, nur durch ein außerstreitiges internes Verfahren
anfechten. Ein Urteil des Kassationshofes vom 31. Mai 1999129 ord-
nete jedoch die Anerkennung der Invalidität in das subjektive Recht
ein; danach ist das Erstinstanzliche Gericht in dem Bereich zuständig.
Das Kollegium der föderalen Ombudsmänner sprach sich daher für
eine Zuständigkeit der Arbeitsgerichte aus, vor denen das Verfahren
kostenlos ist. Die Arbeitsgerichte verfügen zudem über umfangreiche
Erfahrung mit dieser Art von Rechtsstreiten. Die Verwaltung der so-
zialen Eingliederung, die diese Auffassung teilt, schlug dem Minister
der sozialen Eingliederung vor, seinem Kollegen, dem Minister der
Justiz, einen Vorschlag für eine A} nderung des gerichtlichen Gesetz-
buches in diesem Sinne zu unterbreiten. Das Kollegium der föderalen
Ombudsmänner wird es nicht versäumen, diese Akte, deren Ausgang
die Rechte der Behinderten stärken dürfte, weiter zu verfolgen.

E. Kriegsopferdienst

Die angemessene Frist

In den vorangegangenen Jahresberichten haben wir auf die Probleme,
denen sich der Kriegsopferdienst gegenübersieht, hingewiesen130.
Nach der erneuten Freigabe der Einreichungsfristen für den Erhalt
des Statuts der nationalen Anerkennung wurde dieser Dienst von
solchen Anträgen regelrecht überflutet. Bei der Bearbeitung der Ak-
ten entstand ein gewaltiger Rückstand. Ebenso wie in den Vorjahren
befasste sich das Kollegium auch im Jahr 2000 mit mehreren Be-
schwerden bezüglich der Bearbeitungsdauer der Anträge. Als Bei-
spiel sei der Fall eines Mannes genannt, der am 1. April 1996 einen
Antrag auf Anerkennung des Zwangsarbeiterstatuts einreichte. Ein
Jahr später fragte der Betreffende den Kriegsopferdienst, wann er mit
einer Antwort rechnen könne. Der Kriegsopferdienst antwortete ihm,
er sollte sich in Geduld üben, da die Anträge nacheinander bearbeitet
würden und momentan die im August 1995 eingereichten Anträge an
der Reihe seien. Im Dezember 2000 wandte sich der Beschwerdefüh-
rer an das Kollegium der föderalen Ombudsmänner, da er immer
noch keine Entscheidung erhalten hatte. Im gleichen Monat ließ der
Kriegsopferdienst das Kollegium wissen, dass es noch mindestens
fünfzehn Monate dauern würde, ehe sein Antrag behandelt werden
könne. In Anbetracht des ohnehin bereits hohen Alters der Antrags-
teller ist es besonders wichtig, die Akten möglichst zügig zu bearbei-
ten. Die betroffenen Personen messen dem Statut der nationalen An-

129 Kass., 31. Mai 1999, Pas., 1999, I, S. 319.
130 KFO, Jahresbericht 1999, S. 232-233; KFO, Jahresbericht 1999/1, S. 91.
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erkennung hohe Bedeutung bei, gleich ob diese Anerkennung finan-
zielle Auswirkungen hat oder nicht.

In der Vergangenheit traf der für Kriegsopfer zuständige Minister
Maßnahmen zum Abbau des strukturbedingten Rückstands und kam
so einer allgemeinen Empfehlung des Kollegiums nach131. Das Aner-
kennungsverfahren wurde für einfache Akten mittels U} bertragung
der Entscheidungsvollmacht an bestimmte Beamte des Kriegsopfer-
dienstes gelockert. Darüber hinaus wurde das Personal verstärkt132.
Diese Maßnahmen erwiesen sich jedoch als unzureichend, um den
Rückstand rasch abzubauen. In seiner Antwort auf parlamentarische
Fragen des Jahres 2000133 teilte der Minister der Landesverteidigung
mit, er sei sich des Problems bewusst und es würde zusätzliches
Vertragspersonal eingestellt. Bisher wurde jedoch keine Initiative er-
griffen, um die Arbeitsweise dieses Dienstes merklich zu verbessern.
Das Kollegium der föderalen Ombudsmänner bedauert, dass für die
Lösung dieses seit Jahren andauernden Problems, das zahlreiche Bür-
ger betrifft (mehr als zehntausend Anträge wurden eingereicht), nur
wenig unternommen wurde. Die Reklamationen über die langen Be-
arbeitungsfristen der Beschwerden sind zweifelsohne begründet. Das
Kollegium der föderalen Ombudsmänner wird dieses Problem weiter
im Blick behalten.

Der Kriegsopferdienst und die Billigkeit

Im der Verwaltung der Pensionen gewidmeten Teil dieses Jahresbe-
richts (vgl. oben) wurde bereits auf eine Akte hingewiesen, in der das
Kollegium der föderalen Ombudsmänner eine Empfehlung auf
Grund der Billigkeit abgab134.

Die Witwe einer Person, die das Statut eines Zwangsarbeiters und
Deportierten besaß, reichte beim Kriegsopferdienst und bei der Ver-
waltung der Pensionen einen Antrag auf Witwenrente ein. Die Rente
errechnet sich anhand der Anzahl der Zeiträume, für die das Statut
der nationalen Anerkennung gewährt wurde. Der Kriegsopferdienst

131 KFO, AE 97/16, Rapport annuel 1997, S. 193.
132 Vgl. auch KFO, AE 99/4, Jahresbericht 1999, S. 329, allgemeine Empfehlung des Kol-

legiums zur Ermittlung des zusätzlichen Personalbedarfs bestimmter Verwaltungen.
133 Parl. Dok., Abgeordnetenkammer, ordentliche Sitzung 1999-2000, mündliche Anfrage

Nr. 625 vom 14. Dezember 1999 (Hendrickx) – „Der Bearbeitungsrückstand bei Akten
von Zwangsarbeitern und Deportierten“, S. 26; Parl. Dok., Abgeordnetenkammer, or-
dentliche Sitzung 1999-2000, mündliche Anfrage Nr. 1149 vom 21. März 2000 (Hen-
drickx). – „ Der Bearbeitungsrückstand bei Akten von Zwangsarbeitern und Deportierten“,
S. 6; Q.R., Abgeordnetenkammer, ordentliche Sitzung 1999-2000, Anfrage Nr. 74 vom
25. Mai 2000 (Leterme) – „Kriegsopferinstitut - Anträge auf Anerkennung als Deportierter
oder Zwangsarbeiter - zahlreiche nicht behandelte Akten“, S. 4473.

134 KFO, Jahresbericht 2000, p. 143.
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erhielt außerdem einen Antrag der Witwe auf U} bertragung der Inva-
liditätsrente ihres Ehegatten. Als gemeinsame Bedingung für den Er-
halt dieser Leistungen musste der Nachweis erbracht werden, dass
die Ehe mit der anspruchsberechtigten Person mindestens zehn Jahre
dauerte. Dies traf jedoch auf die Beschwerdeführerin nicht zu, deren
Ehegatte etwa neuneinhalb Jahre nach der Hochzeit verstarb. Ihre
Anträge auf Witwenrente wurden daher abgelehnt. Die Beschwerde-
führerin argumentierte daraufhin, die Verwaltungen würden ledig-
lich die Dauer ihrer nochmaligen Ehe (ungefähr neuneinhalb Jahre)
berücksichtigen, nicht aber die Dauer ihrer ersten Ehe mit der glei-
chen Person (etwa 22 Jahre). Diese Haltung der Verwaltungen be-
ruhte darauf, dass die erste, geschiedene Ehe keinen Anspruch auf
Witwenrente ergab, ein Standpunkt, den der Staatsrat in seiner
Rechtsprechung bestätigte. In Anbetracht der außergewöhnlichen
und sogar einzigartigen Situation der Beschwerdeführerin, wie die
Verwaltung selbst bestätigte, das heißt ihre Wiedervermählung mit
der gleichen Person, sowie der Gesamtdauer ihrer Ehen – über 33
Jahre –, empfahl das Kollegium der föderalen Ombudsmänner dem
Kriegsopferdienst 135 und der Verwaltung der Pensionen, der Be-
schwerdeführerin die Witwenrente auf der Grundlage der Billigkeit
zu gewähren. Der Kriegsopferdienst kam der Empfehlung des Kolle-
giums nach, und die Beschwerdeführerin erhielt inzwischen den Ren-
tenbetrag. Darüber hinaus wurden die Schlussfolgerungen des Staats-
kommissars vor der Zivilen Invaliditätskommission, die zu der Pen-
sionsvergabe Stellung nimmt, im Sinne der Empfehlung des
Kollegiums geändert. In dieser Angelegenheit, bei der das Gesetz von
den Verwaltungen richtig angewandt wurde, aber das natürliche
Rechtsempfinden gestört schien, begrüßt das Kollegium der födera-
len Ombudsmänner die Bewilligung der Pension und der Rente durch
den Kriegsopferdienst an die Witwe, deren Familie ebenso wie die
ihres Ehegatten während des Krieges schwer gelitten hatten.

Die Verwaltung der Pensionen vertritt die Ansicht, dass die auf Bil-
ligkeit beruhende Empfehlung des Kollegiums der föderalen Om-
budsmänner keine Ausnahme von der strengen Anwendung des Ge-
setzes zuließe. Dies belegt, dass ein und derselbe Bürger von zwei
Verwaltungen völlig unterschiedlich behandelt werden kann. Und
dies erklärt sich einmal mehr durch die systematische Weigerung der
Verwaltung der Pensionen – ebenso wie aller anderen Direktionen
des Ministeriums der Finanzen –, die auf Billigkeit beruhenden Emp-
fehlungen der parlamentarischen Ombudsmänner anzunehmen, und

135 KFO, OE 00/9.
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dies gerade in Fällen, in denen die anderen föderalen Behörden die-
ser Empfehlung stattgeben136.

F. Institut für Veterinärexpertise

Die Anhörungspflicht

Bei der Behandlung einer im Jahresbericht 1999 besprochenen Akte137

machte das Kollegium der föderalen Ombudsmänner die Ministerin
der Volksgesundheit, der Umwelt und des Verbraucherschutzes auf
folgende Problematik aufmerksam: das Recht der Rinderzüchter, den
Schlachtkörper des geschlachteten Viehs mit dem Labormuster, das
Gegenstand einer Negativanalyse war, beispielsweise mittels einer
Genanalyse, zu vergleichen. Wie die Ministerin bekannt gab, erhiel-
ten die Sachverständigen des Instituts Anweisung, hierzu jedem ein-
gereichten Antrag zu gegebener Zeit stattzugeben, soweit der Antrag
im Rahmen eines gerichtlichen Verfahrens erfolgt, beispielsweise in
Form einer einstweiligen Verfügung des Richters. Das Ministerium
des Mittelstands und der Landwirtschaft erklärte, die Ermittlungen
des Instituts befänden sich noch im Projektstadium und es sei ein
königlicher Erlass geplant, das weitere Verfahren zu präzisieren, das
die Verantwortlichen für Rinder im Rahmen der geplanten „Pilothè-
que“, das heißt der Entnahme und zentralen Erfassung von Rinder-
haaren zwecks Genanalyse, anwenden sollten. Die Entwürfe für ei-
nen königlichen Erlass und ein Rundschreiben sollen unter Berück-
sichtigung der Zuständigkeiten der föderalen Agentur für die
Sicherheit der Nahrungskette im Hinblick auf die Rückverfolgbarkeit
der Tiere und ihrer Produkte abgestimmt werden. Das Kollegium der
föderalen Ombudsmänner forderte die Ministerin der Volksgesund-
heit auf, in ihren Verwaltungsanweisungen außerdem jeden Antrag
auf Genanalyse, den das Kollegium im Rahmen des (außergerichtli-
chen) Vermittlungsprozesses gestellt hat, zuzulassen. Nach fünf Mo-

136 Vgl. hierzu „Die Kontrolle der gerechten Verwaltung“, KFO, Jahresbericht 2000, S. 23;
vgl. auch das Kapitel über Billigkeit bezüglich des Ministeriums der Finanzen, S. 138;
vgl. ebenso die AE 97/12, KFO, Jahresbericht 1998, S. 14-22, Empfehlung im Hinblick
auf eine Gesetzesinitiative zur Aufnahme der Billigkeit in das Gesetz vom 22. März
1995 über die Einsetzung der föderalen Ombudsmänner, um diese grundlegende
Meinungsverschiedenheit zwischen dem Ministerium der Finanzen und den ande-
ren föderalen Verwaltungen angesichts der Berufung des föderalen Ombudsmanns
auf die Billigkeit zu vermeiden.

137 KFO, Jahresbericht 1999, S. 233-234.
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naten hat das Kollegium noch keine Antwort auf sein Ersuchen er-
halten – abgesehen von einer Empfangsbestätigung.

G. A}rztekammer

Mangelnde Transparenz gegenüber dem Beschwerdeführer

Bei Erörterung des Jahresberichts 1999 vor dem Petitionsausschuss
beschloss dieser, die allgemeine Empfehlung des Kollegiums der fö-
deralen Ombudsmänner über die mangelnde Transparenz der A} rzte-
kammer138 an den Ausschuss für Volksgesundheit weiterzuleiten, um
ihn zusammen mit den Vorschlägen zu den Patientenrechten und
dem Ehrenkodex der A} rzte zu diskutieren. Der Ausschuss für Volks-
gesundheit hat sich jedoch noch immer nicht mit dieser allgemeinen
Empfehlung auseinandergesetzt, die das Kollegium formulierte,
nachdem sich die A} rztekammer geweigert hatte, den Eltern eines
Mädchens, das infolge eines ärztlichen Fehlers gestorben war, das
Ergebnis des Disziplinarverfahrens mitzuteilen, das sie gegen den
verantwortlichen Arzt angestrengt hatten. Dieser Weigerung liegt eine
allzu strenge Auslegung des Berufsgeheimnisses zugrunde.

Mangelnde Transparenz gegenüber A}rzten

Bei einer weiteren 2000 abgeschlossenen Akte konnte das Kollegium
der föderalen Ombudsmänner durch seine Intervention eine bessere
Achtung des Grundsatzes der passiven Information erreichen. Es
handelte sich um einen Arzt, der zum Provinzialrat bestellt wurde,
nachdem er bei der A} rztekammer ein Auskunftsersuchen im Zusam-
menhang mit der Nichtvergütung eines von ihm durchgeführten
Praktikums eingereicht hatte. Die Beantwortung seiner Anfrage er-
folgte mündlich während seines Gespräches im Büro des Provinzial-
rates, wohingegen der Beschwerdeführer auf eine schriftliche Bestä-
tigung dieser Antwort wartete. Nach einem entsprechenden Vor-
schlag des Kollegiums der föderalen Ombudsmänner erhielt der
Beschwerdeführer zum einen eine schriftliche Antwort auf seine An-
frage, zum anderen verpflichtete sich der Provinzialrat, künftig jeder
bestellten Person auf Verlangen ein Schreiben mit dem wesentlichen
Inhalt dieser Art von Gesprächen zu übermitteln.

138 KFO, AE 99/13, Jahresbericht 1999, S. 234.
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3.10. Ministerium des Mittelstandes und der Landwirtschaft

3.10.1. Zahlen

Ministerium des Mittelstandes und der Landwirtschaft
(ohne soziale halbstaatliche Einrichtungen)

Minister 2

Generalsekretariat 1

Verwaltung der Politik der Kleinen und Mittleren Unternehmen 4

Verwaltung der
Landwirtschaftsproduktionsführung 3

Verwaltung der Tierengesundheit und 
der Qualität tierischer Erzeugnisse 2

Verwaltung des Sozialstatuts 
der Selbstständigen 27

Gewerbe- und Handelskammer 4

Beschwerden von Beamten 4

Andere 2

4,1%
2,0%

8,2%

6,1%

4,1%

55,1%

8,2%

8,2%
4,1%

GESAMT 49

Anzahl

Ministerium des Mittelstandes und der Landwirtschaft
(ohne soziale halbstaatliche Einrichtungen)

Zulässige Beschwerden nach Sprache

Französisch 29

Niederländisch 20

GESAMT 49

Anzahl59,2%40,8%

3.10.M
inisterium

des
M

ittelstandes
und

der
Landw

irtschaft

166



Ministerium des Mittelstandes und der Landwirtschaft
(ohne soziale halbstaatliche Einrichtungen)

Zulässige Beschwerden nach Bearbeitungsphase

Empfangsbestätigungen 5

Akten in der Ermittlungsphase 11

Akten in der Untersuchungsphase 8

Aussetzungen 1

Vorschläge 2

Abgeschlossene Akten 22

10,2%

22,4%

16,3%
2,0%4,1%

44,9%

GESAMT 49

Anzahl

Bewertung der
abgeschlossenen Akten

Anzahl Unangemessene Verwaltung
nach Kriterium

Angemessene Verwaltung 12 Rechtssicherheit 2
Unangemessene Verwaltung 7 Vertrauensgrundsatz 1
Ohne Bewertung 3 Angemessene Frist 4

Begründung der Verwaltungsakten 1
Aktive und passive Information 2

GESAMT 22 GESAMT 10

In diesem Teil des Jahresberichts behandeln wir aus Gründen der
Kohärenz auch die Beschwerden, die gegen das Landesinstitut der
Sozialversicherungen für Selbstständige (LISVS) und die Sozialversi-
cherungskassen für Selbstständige eingereicht wurden. Das Kolle-
gium hat im Jahr 2000 14 Klagen gegen das LISVS geprüft, 2 gegen
die Landeshilfskasse und 3 gegen die Sozialversicherungskassen für
Selbstständige.

3.10.2. Vorbemerkungen / Kontakte mit der Verwaltung

Das Kollegium der föderalen Ombudsmänner ist im Jahr 2000 nicht
mit Beschwerden oder Vermittlungsanträgen befasst worden, in de-
nen besondere Probleme bezüglich des Bereichs Landwirtschaft die-
ses Ministeriums aufgegriffen wurden.

In unserem vorigen Jahresbericht haben wir jedoch auf neue Ent-
wicklungen im Bereich Mittelstand dieses Ministeriums hingewiesen,
die im Laufe des Jahres 2000 hinsichtlich der Begründung der Ent-
scheidungen des Ausschusses für Beitragsbefreiung eingetreten sind.
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Im Jahr 1999 hatte das Kollegium der föderalen Ombudsmänner die
Einsetzung eines Ad-hoc- Ausschusses139 beantragt, der die Ausfüh-
rung des Gesetzes über die formelle Begründung der Verwaltungsak-
ten im Auge behalten sollte, insbesondere der Entscheidungen des
Ausschusses für Beitragsbefreiung. Die Verwaltung des Sozialstatus
der Selbstständigen hat selbst eine Arbeitsgruppe eingesetzt mit dem
Auftrag, Begründungsformeln zu verfassen, die den gesetzlichen An-
forderungen entsprechen können und die Arbeitsbelastung der Ver-
waltung nicht übermäßig verstärken. Diese Arbeit ist mittlerweile be-
endet und hat zur Aufstellung eines Dokumentes geführt, das derzeit
im Kabinett des Aufsichtsministers erörtert wird. Das Kollegium er-
wartet das Ergebnis dieser Gespräche und hofft, dass die Ausarbei-
tung dieses Dokumentes der allgemeinen Empfehlung entsprechen
wird140, mit der das Kollegium sich für eine größere Transparenz der
Verwaltungsentscheidungen einsetzt.
Der Kontakt zur Verwaltung des Sozialstatus der Selbstständigen geht
immer leicht vonstatten. Das Kollegium erhält in jeder Akte eine voll-
ständige und zutreffende Antwort auf seine Fragen. Die Sozialversi-
cherungskassen beantworten ebenfalls schnell die Informationsanfra-
gen des Kollegiums zur Lage der Beschwerdeführer. Die Bearbeitung
von Akten hat zahlreiche Kontakte zu dieser Einrichtung erfordert.
Sie gingen flexibel vonstatten, obwohl dem LISVS inhaltlich der Vor-
wurf gemacht wurde, in gewissen Akten die Vorschriften allzu starr
anzuwenden. In andern Akten haben wir hingegen festgestellt, dass
das LISVS ohne Eingreifen des Kollegiums auf die Zahlung von Er-
höhungen verzichtete, wenn die Situation es ermöglichte.
Schließlich ist zu erwähnen, dass zwei Beschwerden von Bedienste-
ten einer provinzialen Industrie- und Handelskammer in dem Teil
über Beschwerden von Beamten behandelt werden (vgl. unten, II.6.).

3.10.3. Erörterung der wichtigsten Problemstellungen,
Beschwerden und Vermittlungsanträge

A. Selbstständige Arbeiter und die Beiträge zur sozialen
Sicherheit

a. Die Verantwortung der Sozialversicherungskassen

Bei der Prüfung von diesbezüglichen Beschwerden und Vermittlungs-
anträgen durch das Kollegium hat sich deutlich herausgestellt, dass
in zahlreichen Fällen keinerlei Schwierigkeit aufgetreten wäre, wenn

139 KFO, AE 99/2, Jahresbericht 1999, S. 328.
140 KFO, AE 97/7, Jahresbericht 1998, S. 122.
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der Selbstständige vorher ausreichende Informationen über die gel-
tenden Bestimmungen erhalten hätte. Hier besteht ein bedeutender
Auftrag der Sozialversicherungskassen, denen sich die Selbstständi-
gen anschließen müssen und denen sie außerdem eine Gebühr zur
Verwaltung ihrer Akte zahlen. Es ist von wesentlicher Bedeutung,
dass die Sozialversicherungskassen ihre Verantwortung hinsichtlich
der Verbreitung dieser Informationen übernehmen, da der Selbststän-
dige nicht zum Opfer einer lückenhaften Vorinformation werden darf.

Die Bestimmungen über das Sozialstatut der Selbstständigen geben
in ganz bestimmten Fällen eine Reihe von Strafen für die Sozialver-
sicherungskassen vor. Sie sind in Artikel 20 des königlichen Erlasses
Nr. 38 vom 27. Juli 1967 über die Organisation des Sozialstatuts der
selbstständigen Erwerbstätigen sowie in den Artikeln 60, 60bis, 60ter
und 60quater des königlichen Erlasses vom 19. Dezember 1967 zur
Festlegung der allgemeinen Bestimmungen in Ausführung des oben-
genannten königlichen Erlasses Nr. 38 (ABSS) vorgesehen. Die Strafe
besteht in der Zahlung eines Geldbetrags durch die Sozialversiche-
rungskasse an das „System“, insbesondere an einen Fonds für den
finanziellen Ausgleich für das Sozialstatut der Selbstständigen. Die-
ser Betrag muss anhand der Einnahmen aus dem Beitragsprozentsatz
gezahlt werden, mit dem die Verwaltungskosten („Verwaltungsko-
sten“) der Kassen gedeckt werden. Die Bestimmungen sehen jedoch
nicht die Möglichkeit vor, zugunsten der Selbstständigen einen von
einer Sozialversicherungskasse begangenen Fehler oder Akt der un-
angemessenen Verwaltung wiedergutzumachen. Artikel 60 der Allge-
meinen Bestimmungen (ABSS) schreibt vor, dass eine Sozialversiche-
rungskasse haftbar gemacht werden kann, wenn Beiträge wegen Ver-
jährung infolge der Nachlässigkeit der Kasse nicht eingetrieben
werden konnten. Die betreffenden Summen werden dann mit dem
Aufkommen der zur Deckung der Verwaltungskosten der betreffen-
den Kasse dienenden Beiträge verrechnet. Die Bestimmungen von
Artikel 60 sind nicht anwendbar, wenn die Zahlung der Beiträge noch
gefordert werden kann und die Verjährung noch nicht eingetreten ist.
In diesem Fall obliegt es dem Selbstständigen, seine Beiträge zu ent-
richten. Es kann jedoch folgendes Problem auftreten: wenn ein Selbst-
ständiger in einem Mal die Abrechnung seiner Sozialbeiträge für
mehrere Jahre erhält, kann er grundsätzlich keine Befreiung davon
vor dem Ausschuss für Beitragsbefreiung in Bezug auf Beiträge be-
antragen, die sich auf mehr Quartale als ein Jahr beziehen. Das Kol-
legium wird sich im Laufe des Jahres 2001 eingehender mit dieser
Problematik befassen.

Es scheint logisch, dass der Selbstständige die noch nicht verjährten
Beiträge zahlt, wenn man davon ausgeht, dass ein Selbstständiger,
der eine selbstständige Berufstätigkeit ausgeübt hat, zur Zahlung sei-
ner Beiträge für die soziale Sicherheit verpflichtet ist, selbst wenn er
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erst spät über die Zahlungsverpflichtung informiert wird. Die Situa-
tion ist weniger klar, wenn ein nebenberuflich tätiger Selbstständiger
sich anfangs bei seiner Sozialversicherungskasse, im vorliegenden
Fall die Landeshilfskasse, über die Höhe der Einkünfte erkundigt, die
er beziehen kann, ohne beitragspflichtig zu sein, und später erfährt,
dass die Kasse sich geirrt hat und er folglich doch beitragspflichtig
ist. In der Akte, mit der wir befasst worden sind, hat der Betroffene
zu dem Zeitpunkt, als sich deutlich herausstellte, dass er beitrags-
pflichtig war, unverzüglich die betreffende Tätigkeit eingestellt. Da in
dieser Akte die Verjährung noch nicht eingetreten war, musste der
Beschwerdeführer seine Beiträge zahlen, ohne dass jedoch die Erhö-
hungen wegen verspäteter Zahlung berücksichtigt wurden. Die Ver-
antwortung der Nationalen Hilfskasse in dieser Akte wurde von al-
len beteiligten Parteien anerkannt. Der Fehler konnte jedoch nicht
gegenüber dem Beschwerdeführer berichtigt werden. Wenn er von
Anfang an gewusst hätte, dass er zur Zahlung von Beiträgen ver-
pflichtet gewesen wäre, hätte er nie die betreffende Nebentätigkeit
ausgeübt. Beim Abschluss dieser Akte hat das LISVS den Vorschlag
des Kollegiums zur Notwendigkeit, eine mehr auf die Selbstständi-
gen und weniger auf den Inhalt der Gesetzesbestimmungen ausge-
richtete Vorgehensweise zu praktizieren, angenommen. Es hat in die-
sem Sinne eine Mitteilung an die Abteilungs- und Direktionsleiter
geschickt. Das LISVS möchte durch die Verdeutlichung der somit in
der Verwaltungskultur eingetretenen Entwicklung vermeiden, dass
künftig das gleiche Problem erneut auftaucht.

Die Prüfung einer anderen Akte hat ebenfalls zur Feststellung einer
unangemessenen Verwaltung bei einer Sozialversicherungskasse ge-
führt. Nachdem der Beschwerdeführer am 1. September 1998 die Ab-
rechnung seiner Sozialabgaben für die vier Quartale des Jahres 1996
und für die beiden ersten Quartale des Jahres 1997 erhalten hatte,
erfuhr er von seinem Buchhalter, dass gemäß den jüngsten Anwei-
sungen des LISVS die Möglichkeit bestand, diese Abrechnungen auf
der Grundlage der Einkünfte des Jahres 1995 vorzunehmen. Vor der
Zahlung seiner Beiträge erkundigte sich der Beschwerdeführer bei
seiner Sozialversicherungskasse über diese Möglichkeit, und zwar mit
einem Schreiben vom 25. September 1998, also lange vor dem Ende
des Quartals, in dem die Beiträge geschuldet waren. Ende Januar
1999 hatte er immer noch keine Antwort von seiner Kasse erhalten
und wusste also nicht, ob er in den Genuss der besagten Regelung
gelangen konnte oder nicht. Seine Kasse schickte ihm hingegen eine
Mahnung bezüglich der unbezahlten Beiträge zuzüglich der Erhö-
hungen für die Quartale und der Jahreszinsen. Das LISVS weigerte
sich zunächst, auf die Zahlung der Erhöhungen wegen verspäteter
Zahlung zu verzichten, trotz der wiederholten Anträge der Sozialver-
sicherungskasse. Der Beschwerdeführer wandte sich an das Kolle-
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gium, da er der Auffassung war, dass er die Erhöhungen nicht zu
zahlen habe, weil die verspätete Zahlung seiner Beiträge auf den Um-
stand zurückzuführen sei, dass er immer noch auf eine Antwort sei-
ner Sozialversicherungskasse wartete. Wenn diese vor Ende 1998
seine Informationsanfrage beantwortet und ihm mitgeteilt hätte, dass
es nicht möglich war, diese Berechnung auf der Grundlage der Ein-
künfte des Jahres 1995 vorzunehmen, hätte er seine Beiträge rechtzei-
tig gezahlt und wäre ihm keinerlei Erhöhung auferlegt worden.

Bei der Prüfung dieser Beschwerde stellte sich heraus, dass die So-
zialversicherungskasse den Grundsatz des legitimen Vertrauens, den
Grundsatz der angemessenen Frist sowie denjenigen der aktiven und
passiven Information nicht beachtet hatte. Außerdem ist festzustel-
len, dass die Kasse selbst das Gesetz zur Einführung der Charta des
Sozialversicherten missachtet hatte. Artikel 48 des obengenannten
königlichen Erlasses vom 19. Dezember 1967 sieht vor, dass auf die
Zahlung der Erhöhungen verzichtet werden kann, wenn der Schuld-
ner guten Glaubens davon ausgehen kann, dass er nicht dem Sozial-
statut der Selbstständigen unterliegt, wenn er höhere Gewalt geltend
machen kann, sowie in beherzigenswerten Fällen. Diese beherzigens-
werten Fälle betreffen Akten, in denen schwerwiegende finanzielle
Schwierigkeiten (niedrige Einkünfte, hohe Schuldenlast, Konkurs),
Gesundheitsprobleme (Krankheit oder Tod des Selbstständigen oder
eines seiner Verwandten) oder aber soziale oder Familienprobleme
(Scheidung,...) angeführt werden.

Da aus dem obengenannten königlichen Erlass vom 19. Dezember
1967 hervorgeht, dass das LISVS über einen Ermessensspielraum be-
züglich der „beherzigenswerten Fälle“ verfügt, hat das Kollegium
vorgeschlagen, die Auslegung dieses Begriffs auf Situationen auszu-
dehnen, in denen sich deutlich herausstellt, dass die Sozialversiche-
rungskasse die Grundsätze einer angemessenen Verwaltung nicht be-
achtet hat. Das LISVS hat diesen Vorschlag zunächst zurückgewiesen,
da es der Auffassung war, dass es nicht befugt sei, das eventuelle
Bestehen einer unangemessenen Verwaltung auf Seiten der Sozialver-
sicherungskassen zu beurteilen. Das LISVS teilte jedoch mit, dass es
in dem Fall, wo die Verwaltung des Sozialstatuts der Selbstständigen,
die ihrerseits dazu befugt sei, der Auffassung sein sollte, dass die
Sozialversicherungskasse einen schwerwiegenden Fehler begangen
hätte, die Anwendung von Artikel 48 des obengenannten königlichen
Erlasses in Erwägung ziehen könne.

Der Generaldirektor dieser Verwaltung war der Auffassung, dass die
Sozialversicherungskasse tatsächlich ihre Informationspflicht verletzt
habe, ohne dass dies jedoch als schwerwiegender Fehler angesehen
werden könne. Daher hat das Kollegium dem LISVS erneut vorge-
schlagen, angesichts seines Ermessensspielraums die Nachlässigkeit
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der Sozialversicherungskasse zu berücksichtigen, um den Begriff der
„beherzigenswerten Fälle“ auszulegen. Das LISVS hat daraufhin be-
schlossen, auf die Forderung nach Zahlung der Erhöhung zu verzich-
ten, wobei es den Standpunkt vertrat, dass die ihm erteilte zusätzli-
che Begründung die in Artikel 48 des königlichen Erlasses vom 19.
Dezember 1967 vorgesehenen Bedingungen erfülle. Das LISVS hat
erklärt, dass die Nachlässigkeit der Sozialversicherungskasse nicht in
der Auslegung des Begriffs der „beherzigenswerten Fälle“ berück-
sichtigt würde. Es hat jedoch ebenfalls beschlossen, dass ein Fehler
einer Sozialversicherungskasse zur Anwendung des obengenannten
Artikels 48 als Fall höherer Gewalt angesehen werden könne. Der
Umstand, dass das LISVS nicht befugt ist, eine etwaige unangemes-
sene Verwaltung seitens der Sozialversicherungskassen zu beurteilen,
stellt also keine unüberwindbare Schwierigkeit mehr dar, wenn die
Fakten, die einen Fehler der Sozialversicherungskasse beweisen, au-
ßer Zweifel stehen. Das Kollegium ist erfreut über diesen Fortschritt
im guten Verständnis des Vernunftgrundsatzes141.

In einer anderen Akte hat ein Beschwerdeführer sich ans Kollegium
gewandt, weil er keine Nachricht mehr über die Untersuchung bezü-
glich seiner Finanzlage im Hinblick auf eine etwaige Entscheidung
darüber, ob die von ihm zu zahlenden Beiträge als uneintreibbar zu
betrachten seien, erhalten hatte. Nach einer Untersuchung stellte sich
heraus, dass der Betreffende der Landeshilfskasse angeschlossen war.
Das Kollegium hat sich ans LISVS gewandt. Offenbar waren die Bei-
träge für uneintreibbar erklärt worden, ohne dass der Beschwerde-
führer jedoch darüber informiert wurde. Bei der Schließung dieser
Akte hat das Kollegium festgestellt, dass das LISVS, im vorliegenden
Fall die Landeshilfskasse, die Informationspflicht nicht beachtet hatte.
Der Beschwerdeführer war nicht darüber informiert worden, dass
seine Beiträge für uneintreibbar erklärt worden waren. Das LISVS hat
das Kollegium später über seine Entscheidung informiert.

b. Die Möglichkeiten der jetzigen Regelung

In unserem vorigen Jahresbericht haben wir geschrieben142, dass die
Berechnungsweise der Beiträge zur sozialen Sicherheit bisweilen zu
unangenehmen Situationen führte. Deshalb werden wir nachstehend
prüfen, wie solche Situationen durch die heutigen Bestimmungen
vermieden werden können.

141 „Das Kollegium der föderalen Ombudsmänner und der Vernunftgrundsatz“, KFO,
Jahresbericht 2000, S. 26-28.

142 KFO, Jahresbericht 1999/1, S.95-98.
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Die Prüfung der folgenden Akte hat eine Situation verdeutlicht, die
nicht in den Bestimmungen über die Sozialversicherung vorgesehen
ist. Die Beschwerdeführerin erteilte mehrere Male im Jahr sporadisch
Kurse für Blumenbinden. Diese Lehrgänge gab sie seit mehreren Jah-
ren, ohne einer Sozialversicherungskasse für Selbstständige ange-
schlossen zu sein. Sie erhielt diesbezüglich nie Informationen, weder
von der Vereinigung, für die sie diese Lehrgänge erteilte, noch vom
Sozialsekretariat dieser Vereinigung. Nach einer Sozialkontrolle
wurde die Beschwerdeführerin gezwungen, sich einer Sozialversiche-
rungskasse für Selbstständige anzuschließen. Die Beschwerdeführe-
rin hatte keine hauptberufliche Tätigkeit und konnte ebenfalls nicht
einem nebenberuflich tätigen Selbstständigen gleichgestellt werden,
da sie nicht verheiratet war, sondern lediglich mit einem Partner zu-
sammenlebte. Sie wurde daher als hauptberuflich Selbstständige an-
gesehen und aufgefordert, für die Jahre 1995 bis 1998 die Mindestbei-
träge zu zahlen, die hauptberuflich Tätige entrichten müssen. Ob-
wohl sie für die betreffenden Jahre insgesamt nur den Betrag von
57.774 BEF erhalten hatte, wurden ihr Sozialbeiträge von 301.647 BEF
auferlegt, zuzüglich der Erhöhung um 146.592 BEF, auf die verzichtet
werden würde, sobald sie die eigentlichen Beiträge entrichtet haben
würde.

Es gab nach Darstellung des LISVS keine andere Lösung, als die fäl-
ligen Beiträge zu zahlen. Die Sozialversicherungskasse, der die Be-
schwerdeführerin sich mittlerweile angeschlossen hatte – eine Ein-
richtung, die sich außerdem um das Sozialsekretariat der Vereini-
gung kümmerte, für die die Beschwerdeführerin die Lehrgänge erteilt
hatte –, hat sie nie über die Möglichkeit informiert, diese Beiträge
gegebenenfalls für nicht eintreibbar erklären zu lassen. Das Kolle-
gium nahm daraufhin Kontakt zur Verwaltung für das Sozialstatut
der Selbstständigen auf und unterbreitete ihr die außergewöhnliche
Situation der Beschwerdeführerin. Nach dem Eingreifen des Kollegi-
ums forderte der Generaldirektor den Inspektionsdienst auf, die Mö-
glichkeit zu prüfen, ob die Schuld der Beschwerdeführerin für nicht
eintreibbar erklärt werden könne. Aus der Prüfung der Akte ging
nicht hervor, dass die Beschwerdeführerin bedürftig war, was grund-
sätzlich eine wesentliche Bedingung ist, damit ihre Schuld für nicht
eintreibbar bezeichnet wird. Diese Situation war jedoch derart unge-
wöhnlich, dass es vernünftigerweise unvorstellbar war, dass mit der
bestehenden Regelung über die soziale Sicherheit der Selbstständigen
bezweckt würde, ihre Situation derjenigen eines hauptberuflich
Selbstständigen gleichzustellen. Daher hat der Inspektionsdienst un-
ter Berücksichtigung aller Elemente der Akte schließlich die Schuld
als nicht eintreibbar betrachtet.

Andere Situationen bleiben hingegen derzeit noch ungelöst. So kann
beispielsweise beim Wechsel von einer beruflichen Haupttätigkeit zu
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einer anderen oder in dem Fall, wo die selbstständige Tätigkeit sich
nur über ein vollständiges Kalenderjahr erstreckt, die Berechnung
der fälligen Beiträge zur sozialen Sicherheit zu Beträgen führen, die
bisweilen in keinem Verhältnis zu den tatsächlichen Einkünften des
Selbstständigen stehen. Dieser zahlt nämlich Sozialversicherungsbei-
träge, die auf der Grundlage des ersten oder des letzten Jahres, in
dem er das ganze Jahr über beitragspflichtig war, berechnet werden.
Angenommen, eine Person nimmt eine Selbstständige Tätigkeit im
Laufe des zweiten Quartals 1997 auf und stellt sie während des drit-
ten Quartals 1999 wieder ein. Ihre gesamten Beiträge werden dann
auf der Grundlage der – im allgemeinen höchsten – Einkünfte des
Jahres 1998 berechnet. Andere Beschwerdeführer stellten die Frage,
wozu die Zahlung von Beiträgen als nebenberuflich tätige Selbststän-
dige diene, da sie keinerlei Anspruch auf zusätzliche Leistungen ge-
währten.

Es sei darauf hingewiesen, dass verschiedene Arbeitsgruppen im
Laufe des Jahres 2000 eine Reihe von Reformvorschlägen für die Be-
stimmungen über die Sozialversicherung der Selbstständigen ausge-
arbeitet haben. Auf der Grundlage der uns derzeit vorliegenden In-
formationen scheinen anhand einiger dieser Vorschläge gewisse Pro-
bleme, die das Kollegium der sozialen Sicherheit der Selbstständigen
festgestellt hat, gelöst werden zu können.

B. Die Anerkennung des Berufs des Automobilsachverständigen

In Bezug auf die Beschwerde, die ein Zusammenschluss von Auto-
mobilsachverständigen dem Kollegium der föderalen Ombudsmän-
ner 1997143 im Rahmen des 1991 beim Ministerium für Mittelstand
und Landwirtschaft eingeleiteten Verfahrens zur Regularisierung ih-
res Berufes unterbreitet hatte, konnten durch Vermittlung des Kolle-
giums die Kontakte zwischen dem betreffenden Zusammenschluss
und diesem Ministerium wiederhergestellt werden, so dass weiter
über die Grundlage der Problematik diskutiert wird. Diese Akte
konnte folglich abgeschlossen werden.

Was das zweite Problem betrifft, das in dieser Beschwerde aufgegrif-
fen wurde, nämlich das aus dem Gesetz vom 18. Juli 1991 zur Fest-
legung der Bestimmungen über den Beruf als Privatdetektiv hervor-
gehende Verbot für Automobilsachverständige, Handlungen auszu-
führen, die de facto seit Jahrzehnten in ihren Zuständigkeitsbereich
fallen und durch dieses neue Gesetz ausschließlich Privatdetektiven
vorbehalten sind, hatte das Kollegium dem Innenministerium vorge-

143 KFO, Rapport annuel 1997, S. 149 ; KFO, Jahresbericht 1998, S. 201-204 ; KFO, Jahresbe-
richt 1999, S. 246-248.
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schlagen, das Verbot nicht auf Automobilsachverständige auszudeh-
nen. Diese Verwaltung hat ihre ablehnende Entscheidung nicht rück-
gängig gemacht, obwohl diese ganz offensichtlich gegen die Grund-
sätze der Rechtssicherheit und des legitimen Vertrauens verstieß.

3.10.4. Schlussfolgerungen und Empfehlungen

Nach der Prüfung von ziemlich ungewöhnlichen Beschwerden über
die Anwendung der Bestimmungen über das Sozialstatut der Selbst-
ständigen hat das Kollegium festgestellt, dass man mit diesen Bestim-
mungen trotz alledem gewissen gravierenden Ungerechtigkeiten ab-
helfen konnte. Die Verwaltung für das Sozialstatut der Selbstständi-
gen hat beispielsweise von ihrem Recht Gebrauch gemacht, Beiträge,
die in einer außergewöhnlichen Situation fällig waren, für nicht ein-
treibbar zu erklären, und das LISVS hat einen Fehler einer Sozialver-
sicherungskasse berücksichtigt und auf die Erhebung von Erhöhun-
gen verzichtet.

Wir haben in unserem vorigen Jahresbericht bereits den Nachdruck
darauf gelegt, dass bei der Prüfung jeder Akte sämtliche Elemente
berücksichtigt und alle durch die Bestimmungen gebotenen Möglich-
keiten gemäß dem Vernunftgrundsatz genutzt werden, ohne dass
hierzu ein schriftliches Eingreifen des Kollegiums der föderalen Om-
budsmänner notwendig ist. Diesen Wunsch wiederholen wie im vor-
liegenden Bericht. Hierbei erinnern wir daran, dass der Vernunft-
grundsatz den gleichen zwingenden Wert hat wie das Gesetz144.

Schließlich hat das Kollegium im Jahr 2000 eine bedeutende Entwick-
lung bei der Verwaltung für das Sozialstatut der Selbstständigen fest-
gestellt in Bezug auf Schritte zur Umsetzung der Empfehlungen145

über die formale Begründung und die Transparenz der Verwaltungs-
entscheidungen, und es hofft, dass die Vorschläge der Verwaltung,
die beim Aufsichtsminister geprüft werden, der gesetzlichen Erfor-
dernis gerecht werden, dass die Begründung der Verwaltungshand-
lungen individueller Art angemessen sein muss.

144 „Das Kollegium der föderalen Ombudsmänner und der Vernunftgrundsatz“, KFO,
Jahresbericht 2000, S. 26-28.

145 KFO, AE 99/2, Jahresbericht 1999, S. 328 und KFO, AE 97/7, Jahresbericht 1998, S. 122.
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3.11. Ministerium für Wirtschaftsangelegenheiten

3.11.1. Zahlen

Wirtschaftsangelegenheiten und Einrichtungen Anzahl
Verwaltung der allgemeinen Dienststellen 1
Verwaltung der Wirtschaftspolitik 3
Verwaltung der wirtschaftlichen Beziehungen 1
Verwaltung für Qualität und Sicherheit 2
Verwaltung der Wirtschaftsinspektion 1
Wirtschaftsinspektionen 2
Berufsinstitut der zugelassenen Buchhalter und Steuerberater 1
Prüfstand für Schusswaffen 1
Versicherungskontrollamt 2
GESAMT 14

Sprache Anzahl
Französisch 7
Niederländisch 7
GESAMT 14

Bearbeitungsphase Anzahl
Empfangsbestätigungen 2
Akten in der Ermittlungsphase 1
Akten in der Untersuchungsphase 1
Abgeschlossene Akten 10
GESAMT 14

Bewertung der
abgeschlossenen Akten

Anzahl Unangemessene Bewertung
nach Kriterium

Angemessene Verwaltung 6 Charta des Benutzers der
öffentlichen Dienste

1

Unangemessene Verwaltung 3 Begründung der
Verwaltungsakte

1

Ohne Bewertung 1 Aktive und passive
Information

1

Höflichkeit 1
GESAMT 10 GESAMT 4

3.11.2. Vorbemerkungen / Kontakte mit der Verwaltung

Das Kollegium konnte während des abgelaufenen Tätigkeitsjahres er-
neut mit einer konstruktive Mitarbeit dieser Verwaltung im Rahmen
der ihm unterbreiteten Akten rechnen.
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3.11.3. Erörterung der wichtigsten Problemstellungen,
Beschwerden und Vermittlungsanträge

Die Akte, mit der eine Vereinigung zur Verteidigung von Kaufleuten
unsere Dienststelle befasst hatte und die in unseren vorangegange-
nen Jahresberichten ausführlich dargelegt wurde146, wurde abge-
schlossen. Die Prüfung dieser Akte durch das Kollegium hat ergeben,
dass die Verwaltung der Wirtschaftsinspektion innerhalb einer ange-
messenen Frist korrekt reagiert und die Beschwerdeführer über den
weiteren Verlauf der Beschwerden informiert hatte, die diese Vereini-
gung bei ihr gegen bestimmte, in ihrer Region tätige Kaufleute ein-
gereicht hatte. In Bezug auf den Betrag der Verwaltungstransaktio-
nen, die den Verantwortlichen von Handlungen des unlauteren Wett-
bewerbs angeboten worden waren, um die Strafverfolgung zu
beenden, wobei diese Vereinigung den betreffenden Betrag als nicht
abschreckend betrachtete, war das zuständige Ministerium hingegen
der Auffassung, dass es sich um ein effizientes Mittel handele. Dem
föderalen Ombudsmann gelang es nicht, diese beiden Standpunkte
zu klären. Außerdem stellte sich heraus, dass es dem betreffenden
Ministerium nicht erlaubt war – wie diese Vereinigung es gewünscht
hätte –, den Kaufleuten, die Klagen auf Einstellung der Tätigkeit ge-
gen vorgeblich unlautere Wettbewerber einreichen, Informationen
mitzuteilen, die es im Rahmen der durch dieses Ministerium im An-
schluss an die ihm gegen die besagten Wettbewerber unterbreiteten
Klagen durchgeführten gerichtlichen Ermittlungen erhalten hat. Das
Kollegium hat der Vereinigung, die Beschwerde eingereicht hatte,
mitgeteilt, dass die Kaufleute sich diesbezüglich an den General-
staatsanwalt wenden können, um Auskünfte zur Unterstützung ihrer
Klage auf Einstellung der Tätigkeit zu erhalten. Schließlich hat die
Verwaltung dem Kollegium in Bezug auf die Anwendung des Geset-
zes vom 14. Juli 1991 über Handelspraktiken sowie über die Informa-
tion und den Schutz des Verbrauchers auf neuartige Handelstätigkei-
ten – insbesondere den Verkauf von Gütern und Dienstleistungen
über neue Telekommunikationstechniken – zur Kenntnis gebracht,
dass die von ihr zuvor aufgezeigten Schwierigkeiten nicht mehr be-
stehen. Einige dieser Schwierigkeiten waren außerhalb des Zustän-
digkeitsbereichs der belgischen Gesetzgeber anzusiedeln (beispiels-
weise etwaige Verfolgungen in Bezug auf den Verkauf von Gütern
und Dienstleistungen über Satellitenfernsehen), während andere ih-
nen unterlagen (Straffreiheit auf diesem Gebiet, Widerspruch zwi-
schen Normen von föderalen und föderierten Gesetzgeber bezüglich
des Verkaufs über Fernsehen – durch das Gesetz über Handelsprak-
tiken sowie die Information und den Schutz des Verbrauchs vorge-

146 KFO, Jahresbericht 1998, S. 210-211 ; KFO, Jahresbericht 1999, S. 255-257.

II
.A

na
ly

se
de

r
Fä
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schrieben Kennzeichnung des Produktes, die angesichts der Dekrete
der Gemeinschaften einer Handelswerbung gleichgesetzt werden
kann und Anlass zur Zahlung von spezifischen Tarifen für Werbesen-
dungen führen kann, so dass dieser Handel unrentabel wird –).

3.11.4. Schlussfolgerungen und Empfehlungen

Das Kollegium der föderalen Ombudsmänner hat keine Empfehlung
bezüglich dieses Ministeriums im Rahmen der von ihm während des
vergangenen Tätigkeitsjahres bearbeiteten Akten abgegeben.
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3.12. Ministerium für Verkehr und Infrastruktur

3.12.1. Zahlen

Ministerium für Verkehr und Infrastruktur + Einrichtungen

Minister 3

Allgemeine Dienststellen 3

Luftfahrtverwaltung 5

See- und 

Schifffahrtsbehörde 2

Verwaltung für Straßentransporte 4

Verwaltung der Verkehrsregelung 

und der Infrastruktur 70

Nationale Gesellschaft Belgischer Eisenbahnen 8

Beschwerden von Beamten 8

Andere 2

2,9%2,9%
4,8%

1,9%
3,8%

66,7%

7,6%

7,6% 1,9%

GESAMT 105

Anzahl

Ministerium für Verkehr und Infrastruktur + Einrichtungen
Zulässige Berschwerden nach Sprache

Französisch 35

Niederländisch 70

GESAMT 105

Anzahl33,3%66,7%
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Ministerium für Verkehr und Infrastruktur + Einrichtungen
Zulässige Beschwerden nach Bearbeitungsphase

Akten in der Ermittlungsphase 27

Akten in der Untersuchungsphase 5

Abgeschlossene Akten 73

25,7%

4,8%
69,5%

GESAMT 105

Anzahl

Bewertung der abgeschlossenen Akten Anzahl
Angemessene Verwaltung 23
Unagemessene Verwaltung 24
Ohne Bewertung 26
GESAMT 73

Ministerium für Verkehr und Infrastruktur + Einrichtungen
Unangemessene Verwaltung nach Kriterium

Richtige
Rechtsanwendung 1

Vernunftsgrundsatz 3

Rechtssicherheit 1

Vertrauensgrundsatz 1

Charta des Benutzers der öffentlichen Dienste 1

Angemessene Frist 2

Sorgfaltsgrundsatz 9

Begründung der Verwaltungsakte 1

Aktive und passive Information 7

Höflichkeit 1

Angepasste Zugänglichkeit 1

3,6%3,6%3,6%

3,6%

25,0%

32,1%

10,7%

3,6%
3,6%

3,6%

7,1%

GESAMT 28

Anzahl
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3.12.2. Vorbemerkungen / Kontakte mit der Verwaltung

Während des vergangenen Tätigkeitsjahres gab es wiederholte und
konstruktive Kontakte zwischen dem Kollegium der föderalen Om-
budsmänner und den Verantwortlichen der Direktion für Fahrzeug-
zulassungen. Es stattete auch den Büros dieser Direktion einen Be-
such ab.

Wir weisen auch darauf hin, dass wir in dem Teil über die Beschwer-
den von Beamten eine Beschwerde eines Bediensteten dieses Ministe-
riums behandelt haben.

3.12.3. Erörterung der wichtigsten Probleme, Beschwerden und
Vermittlungsanträge

A. Verwaltung für Straßenverkehr und Infrastruktur

a. Umtausch von ausländischen Führerscheinen

Auch im Jahr 2000147 wurde das Kollegium der föderalen Ombuds-
männer mit einer Reihe von Beschwerden über das komplizierte Ver-
fahren beim Umtausch von ausländischen Führerscheinen befasst.
Wir wiederholen daher erneut unsere allgemeine Empfehlung148 im
Hinblick auf eine Vereinfachung der bestehenden Regelung.

Die meisten Beschwerden werden eingereicht von Personen, die ei-
nen in Belgien anerkannten ausländischen Führerschein besitzen,
dessen Umtausch jedoch verweigert wird; seine Richtigkeit kann
nämlich nicht nachgewiesen werden, da Belgien kein Muster dieses
Führerscheins besitzt. Aufgrund der mangelnden Transparenz der
bestehenden Regelung wird in vielen Fällen die Arbeitsweise der Ver-
waltung in Frage gestellt, so dass die betroffenen Personen sich oft
als Opfer einer Diskriminierung sehen.

Dieses komplizierte Verfahren ergibt sich nicht nur bei der Anerken-
nung eines Führerscheins und der Untersuchung über die Echtheit
der anerkannten Führerscheine. Auch der Führerschein selbst legt bei
dieser Untersuchung einen ziemlich weiten Weg zurück. Der Be-
schwerdeführer legt nämlich seiner Gemeinde seinen Führerschein
vor, damit sie ihn gegen einen belgischen Führerschein umtauscht.
Der Führerschein wird sodann dem Landesdienst für falsche und
gefälschte Ausweisdokumente zugestellt, der dem Ministerium für
innere Angelegenheiten untersteht. Diese Dienststelle übermittelt den

147 KFO, Jahresbericht 1999, S.261-266 ; KFO, Jahresbericht 1999/1, S. 103-104.
148 KFO, AE 99/14, Jahresbericht 1999, S. 333-334
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Führerschein der Direktion für Führerscheine im Ministerium für
Verkehr und Infrastruktur. Von dort aus wird er der Dienststelle für
Kommunikation des Ministeriums für auswärtige Angelegenheiten
zugesandt, die die erforderlichen Kontakte zu den ausländischen Be-
hörden knüpft.

Wenn das Ministerium für auswärtige Angelegenheiten sich an das
Ursprungsland des Führerscheins wendet, ist es vollständig von der
guten Zusammenarbeit dieses Landes abhängig. Grundsätzlich wird
ein Muster des umzutauschenden Führerscheins beantragt. Der Nach-
weis der Echtheit des Dokumentes wird nicht von der in Belgien
niedergelassenen Botschaft des Ursprungslandes des Führerscheins
erbracht, sondern kann von der im Ursprungsland akkreditierten bel-
gischen Botschaft geliefert werden. Im Rahmen der Prüfung einer
beim Kollegium eingereichten Beschwerde konnte das Ministerium
für auswärtige Angelegenheiten somit dem Kollegium mitteilen, dass
es eine positive Mitteilung von der belgischen Botschaft in Moskau
erhalten habe, wonach die mit den zuständigen russischen Behörden
durchgeführten Kontrollen ergeben hatten, dass es sich bei dem
Führerschein der Beschwerdeführerin um einen echten russischen
Führerschein handelte. Diese Kontrolle reicht anscheinend aus, und
für den Austausch des Führerscheins wurde kein neues Muster an-
gefordert.

Eine vergleichende Studie hat deutlich gemacht, dass Frankreich sich
in einer ähnlichen Situation wie Belgien befindet. Der zuständige
französische Minister bezeichnet dieses Verfahren ebenfalls als „ziem-
lich schwerfällig“. So sollen Belgien und Frankreich im Laufe der
Jahre die meisten internationalen Abkommen im Bereich des Aus-
tauschs von Führerscheinen abgeschlossen haben. Dem Kollegium
liegen keine ausführlichen Informationen über die diesbezügliche
Lage in den Niederlanden vor, doch nach Angaben der Dienststelle
für Kommunikation des Ministeriums für auswärtige Angelegenhei-
ten und der Direktion für Führerscheine des Ministeriums für Ver-
kehr und Infrastruktur erkennen die Niederlande die Führerscheine
nicht aufgrund von bilateralen Abkommen an, sondern bevorzugen
eine Anerkennung auf dem Wege von Verwaltungsentscheidungen.
Uns ist nicht bekannt, ob diese Vorgehensweise in der Praxis zufrie-
denstellend ist.

b. Direktion für Fahrzeugzulassungen (DIZ)

Im Laufe der drei letzten Jahre gingen bei unserem Kollegium zahl-
reiche Beschwerden und Informationsanfragen ein in Bezug auf die
Unmöglichkeit – oder die Schwierigkeit –, die zentralen und dezen-
tralisierten Dienststellen der Direktion für Fahrzeugzulassungen
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(DIZ) telefonisch zu erreichen (Leitungen besetzt, kein Anrufbeant-
worter oder Weiterleitung an einen Anrufbeantworter, der per aufge-
zeichneter Botschaft darum bittet, später zurückzurufen). U} berdies
ergaben sich in den dezentralisierten Außenstellen Probleme bei der
Bearbeitung von gewissen Anträgen, die die Benutzer schriftlich an
diese örtlichen Außenstellen der DIZ gerichtet hatten. Aufgrund der
Anzahl und der ähnlichen Beschaffenheit dieser Akten ist davon aus-
zugehen, dass es sich um ein Problem struktureller Art handelt.

Die DIZ hat im Anschluss an die Kontakte unseres Kollegiums mit
der betreffenden Verwaltung und an unsere Arbeitssitzung mit ihren
Verantwortlichen am Sitz der DIZ die Ursache der aufgetretenen Pro-
bleme ermittelt und uns über die beabsichtigten Maßnahmen sowie
die Entwicklungen in der allmählichen Umsetzung dieser Maßnah-
men informiert.

Die Probleme mit dem telefonischen Zugang zur DIZ waren entstan-
den wegen einer Arbeitsüberlastung (nach Angaben der DIZ handele
es sich um dreizehn- bis vierzehntausend Anträge täglich, zusätzlich
zu den Telefonanrufen) sowie der geringen Anzahl an Mitarbeitern,
die für die Annahme der Anrufe – oder der Information der O} ffent-
lichkeit – und die Bearbeitung der Akten vorgesehen waren. U} berdies
nahmen die Anrufer den „Infokiosk“ – offensichtlich aus Unwissen-
heit über dessen Bestehen – nicht in Anspruch, d.h. den Anrufbeant-
worter, den die Verwaltung gerade eingerichtet hat, um die Benutzer
auf verschiedene nützliche Auskünfte umzuleiten (Zulassungen, Lö-
schungen, Kauf von Fahrzeugen, MwSt, technische Vorschriften, ein-
zuhaltende Schritte, usw.).

Was die Aufgaben der dezentralisierten Dienststellen der DIZ und
die Mittel betrifft, die ihnen für die Beantwortung der an sie gerich-
teten Korrespondenz zur Verfügung stehen, stellte sich heraus, dass
Bürger sich fälschlicherweise an diese Außenstellen wandten, und
zwar ebenfalls, weil sie nicht über die spezifischen Aufgaben dieser
Außenstellen informiert waren. Diese (elf) Dienststellen verfügen nur
über eine begrenzte Zahl an Mitarbeitern und sind als Schalter ge-
dacht, die Bürger empfangen und ihnen bei den Schritten gegenüber
der DIZ behilflich sind. Hinsichtlich der Verwaltungsorganisation ist
jedoch nicht vorgesehen, dass diese dezentralisierten Dienststellen
schriftliche Anträge der Benutzer bearbeiten, und somit sind sie nicht
entsprechend eingerichtet. Dies gilt a fortiori für Streitsachen, insbe-
sondere Akten mit technischen Problemen, die von den zentralen
Dienststellen der DIZ behandelt werden.

Unseres Erachtens könnten eine Optimierung der Benutzung des In-
fokioskes einerseits und eine gute Information der Benutzer über die
Zuständigkeiten der örtlichen Außenstellen der DIZ andererseits eine
angemessene Antwort auf die rechtmäßigen Erwartungen der Bürger
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in Bezug auf Information bilden, wodurch auch den Sachbearbeitern
der DIZ der größte Teil dieser Aufgabe abgenommen würde. Infolge
der diesbezüglichen Kontakte zwischen den föderalen Ombudsmän-
nern und der DIZ hat diese beschlossen, die Nummer des Infokioskes
der O} ffentlichkeit besser bekanntzumachen, sie auf den Unterlagen
und Broschüren der DIZ zu vermerken, die Einrichtung von Telefon-
beantwortern mit Hinweis auf den Infokiosk in den örtlichen Außen-
stellen ins Auge zu fassen, die Bürger durch Plakate insbesondere
über die Zuständigkeiten der zentralen und dezentralisierten Dienst-
stellen der DIZ zu informieren und sie – sowie ihre Korrespondenz –
im übrigen an die zentralen Dienststellen weiterzuleiten.

Einige der genannten Maßnahmen hat die DIZ bereits verwirklicht,
da sie bemüht ist, ihre Dienste effizienter zu gestalten und die Benut-
zer besser zufriedenzustellen. Andere Maßnahmen werden derzeit
verwirklicht oder geprüft, insbesondere auf EDV-Ebene, da ihre
Durchführung das Einverständnis anderer Dienststellen und die Be-
willigung finanzieller Mittel voraussetzt. Unser Kollegium verfolgt
aufmerksam die diesbezügliche Entwicklung.

Als aufmerksamer, jedoch objektiver Beobachter der Verwaltungs-
handlungen möchten wir auf das Verfahren der ehrenwörtlichen Er-
klärung verweisen, das die DIZ in gewissen Fällen anwendet, in de-
nen ein Antragsteller die von dieser Verwaltung versandten Doku-
mente nicht erhält. Es ist nämlich hervorzuheben, dass sich mit dieser
Vorgehensweise auf realistische, finanziell erträgliche Weise und un-
ter Beachtung der Interessen des Bürgers die Probleme berücksichti-
gen lassen, auf die sie in diesem Zusammenhang stoßen könnten.

Grundsätzlich sendet die zentrale Dienststelle der DIZ dem Antrags-
teller das neue Nummernschild mit der entsprechenden Zulassungs-
bescheinigung zu. Wenn der Antrag bei einer der elf provinzialen
Außenstellen dieser Verwaltung eingeht149, erhält die betreffende Per-
son – aus Sicherheitsgründen – direkt ihr Nummernschild sowie eine
Abschrift des Antragsformulars, auf dem sie vorher die erforderliche
Steuermarke angebracht hat. Die Zulassungsbescheinigung wird spä-
ter mit normaler Post von der zentralen Dienststelle zugesandt. Wenn
der Antragsteller der DIZ innerhalb von zwei Monaten nach dem
Versand der Bescheinigung durch diese Verwaltung mitteilt, er habe
diese Bescheinigung nicht erhalten, schlägt die DIZ ihm vor, dies
durch eine schriftliche ehernwörtliche Erklärung zu bestätigen. Er
erhält sodann kostenlos ein Duplikat der Bescheinigung. Wird die
Frist von zwei Monaten überschritten, so sind Kosten fällig, außer

149 Antwerpen-Kontich, Brügge-Ostende, Charleroi-Gosselies, Gent-Zwijnaarde, Harel-
beke, Hasselt-Alken, Lüttich-Grâce- Hollogne, Mons-Maisières, Namur-Belgrade, Ar-
lon-Neufchâteau, Verviers-Eupen.
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wenn die DIZ im Rahmen der vernünftigen Ausübung ihrer Ermes-
sensbefugnis anders entscheidet.

Schließlich hat die DIZ die Vorlagen der Antragsformulare für die
Zulassungen und der Bescheinigung der technischen Kontrolle geän-
dert, so dass diese Formulare jetzt den Vermerk enthalten, dass sie
nur zwei Monate lang nach dem Datum der technischen Kontrolle
gültig sind, die der Verkäufer vor dem Verkauf seines Fahrzeugs
durchführen lassen muss.

Diese Maßnahme – die für alle Personen gültig sein wird, die ein
Gebrauchtfahrzeug erwerben – hat die Verwaltung im Anschluss an
einen entsprechenden Vorschlag ergriffen, den das Kollegium ihr im
Rahmen der Behandlung einer Beschwerde unterbreitet hatte: dem
Beschwerdeführer war – wie vielen anderen Personen – diese Frist
von zwei Monaten nicht bekannt gewesen; er hatte sie nicht einge-
halten und folglich sein Fahrzeug bei der technischen Kontrolle vor-
führen müssen, bevor er erneut einen gültigen Antrag stellen konnte.

B. Die Nationale Gesellschaft Belgischer Eisenbahnen (NGBE)

Die NGBE hat ihre Zusage zurückgenommen

Die Behandlung der Beschwerde über Funkstörungen, die bei einer
Privatperson infolge des Bahnverkehrs auftraten, wurde in diesem
Jahr abgeschlossen150. In dieser Akte hat die NGBE offensichtlich ge-
gen den Grundsatz der gewissenhaften Verwaltung verstoßen und
ihre Zusage zurückgenommen, Maßnahmen zur Behebung des Pro-
blems zu ergreifen. Vor Ort wurden Feststellungen gemacht, doch der
Antragsteller wurde nie über deren Ergebnisse informiert. Es war
tatsächlich die Rede von Störungen, doch da sie nur eine geringe
Zahl von Beschwerdeführern betrafen, hat die NGBE es nicht für
notwendig erachtet, die erforderlichen A} nderungen an ihren Zügen
vorzunehmen. Außerdem hat die NGBE den Beschwerdeführer nicht
einmal darüber informiert und den Anwohner in völliger Unkenntnis
über die Absichten des Unternehmens in Bezug auf seine Beschwerde
gelassen.

Die NGBE leistet der offiziellen Empfehlung des Kollegiums nicht
Folge

In Bezug auf die Beschwerde eines Zugführers, dessen Brille zu Bruch
gegangen war, als er in der Maschinenhalle über ein schlecht befe-
stigtes Gitter gestolpert war – eine Beschwerde, die wir in unseren

150 KFO, Jahresbericht 1999/1, S.105.
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vorigen Jahresberichten erwähnt haben151 –, hat das Kollegium diese
Akte erneut beurteilt. Wir hatten die NGBE nämlich vergeblich auf-
gefordert152, ihren Zugführer zu entschädigen, da die Entscheidung
dieses Unternehmens zur Verweigerung der Entschädigung illegal
war und gegen den Vernunftgrundsatz sowie den Grundsatz der ge-
wissenhaften Verwaltung verstieß. Die Ministerin für Mobilität und
Transport schloss sich der Stellungnahme unseres Kollegiums an und
übernahm die offizielle Empfehlung an die NGBE; sie forderte das
Untenehmen auf, seine Entscheidung zu überprüfen. Die NGBE hat
jedoch an ihrem Standpunkt festgehalten und trotz der gegenteiligen
Stellungnahme des Regierungskommissars sogar die Befugnis des
parlamentarischen Ombudsmannes zurückgewiesen, eine Kontrolle
über die Rechtmäßigkeit153 der Beschlüsse dieses Unternehmens in
Bezug auf sein Personal auszuüben. Diese Befugnis ist im Gesetz
vom 22. März 1995 vorgesehen.

3.12.4. Schlussfolgerungen und Empfehlungen

Das Kollegium der föderalen Ombudsmänner hat im Rahmen der
während dieses Tätigkeitsjahres behandelten Beschwerden oder Ver-
mittlungsanträge keine offizielle Empfehlung abgegeben. Der allge-
meinen Empfehlung154 bezüglich der Bestimmung über den Aus-
tausch von ausländischen Führerscheinen wurde hingegen noch nicht
Folge geleistet.

Schließlich gibt der Wille der DIZ, die Zugänglichkeit ihrer Dienst-
stellen für Benutzer umgehend zu verbessern – ein tatsächlich bedeu-
tendes Problem, das Zehntausende, wenn nicht gar Hunderttausende
Personen betrifft –, Anlass zu echter Hoffnung. Das Kollegium wird
jede weitere Entwicklung auf diesem Gebiet verfolgen.

151 KFO, Jahresbericht 1999, S. 275-276 ; KFO, Jahresbericht 1999/1, S. 106.
152 OE 98/4, KFO, Jahresbericht 1999, S. 275.
153 Siehe KFO, Jahresbericht 2000, S. 19.
154 KFO, AE 99/14, Jahresbericht 1999, S. 333.
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4. Halbstaatliche Einrichtungen

4.1. Die halbstaatlichen Sozialeinrichtungen

4.1.1. Zahlen

Soziale halbstaatliche Einrichtungen (ohne Landespensionsamt)

Landesamt für Arbeitsbeschaffung (LAAB) 67
Fonds für Unternehmensschließungen
(FUS) 12
Hilfskasse für die Zahlung der
Arbeitslosenunterstützungen (HKZAU) 9
Fonds für Berufsunfälle (FBU) 9
Fonds für Berufskrankheiten (FBK) 10
Landesamt für den Jahresurlaub 4
Landesinstitut für Kranken- und Invalidenversicherung (LIKIV) 22
Landesamt für Familienbeihilfen 
zugunsten von Lohnempfängern (LAFBLE) 24
Landesamt für soziale Sicherheit (LASS) 31
Landesamt für soziale Sicherheit der 
provinzialen und lokalen Verwaltungen (LAASPLV) 2
Landesinstitut der Sozialversicherung 
für Selbstständige (LISV) 14
Amt für überseeische soziale Sicherheit 1
Landeshilfskasse der Sozialversicherung
für Selbstständige 2
Pool der Handelsmarine 1
Hilfs- und Vorsorgekasse
der Handelsmarine 1

0,5% 0,5%
0,5%

1,0%

6,7%
1,0%

14,8%

10,5%

11,5%

1,9% 4,8%
4,3%

4,3%
5,7%

32,1%

GESAMT 209

Anzahl

Soziale halbstaatliche Einrichtungen (ohne Landespensionsamt)
Zulässige Beschwerden nach Sprache

Französisch 113

Niederländisch 96

GESAMT 209

Anzahl54,1%45,9%
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Soziale halbstaatliche Einnrichtungen (ohne Landespensionsamt)
Zulässige Beschwerden nach Bearbeitungsphase

Empfangsbestätigungen 17

Akten in der Ermittlungsphase 42

Akten in der Untersuchungsphase 4

Aussetzungen 12

Vorschläge 1

Offizielle Empfehlungen 2

Abgeschlossene Akten 131

8,1%

20,1%

0,5%1,0%

5,7%
1,9%

62,7%

GESAMT 209

Anzahl

Bewertung der abgeschlossenen Akten Anzahl
Angemessene Verwaltung 59
Unangemessene Verwaltung 31
Anwendung der Billigkeit 2
Ohne Berwertung 39
GESAMT 131

Soziale halbstaatiche Einichtungen (ohne Landespensionsamt)
Unangemessene Verwaltung nach Kriterium

Richtige
Rechtsanwendung 6

Rechtssicherheit 5

Vertrauensgrundsatz 4

Charta des Benutzers der öffentlichen Dienste 1

Angemessene Frist 9

Sorgfaltsgrundsatz 10

Begründung der Verwaltungsakte 1

Aktive und passive Information 8

13,6%

11,4%

9,1%

20,5%

22,7%

2,3%

18,2%

2,3%

GESAMT 44

Anzahl
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4.1.2. Vorbemerkungen / Kontakte mit der Verwaltung

Die Kontakte des Kollegiums der föderalen Ombudsmänner zu den
halbstaatlichen Sozialeinrichtungen, die ein Vereinbarungsprotokoll
bezüglich der Behandlung der Beschwerden, die sie mit dem Kolle-
gium verbinden, unterschrieben haben, sind im allgemeinen ziemlich
konstruktiv. Durch diese Zusammenarbeit lassen sich in gewissen
Fällen Probleme, mit denen der Beschwerdeführer das Kollegium be-
fasst, positiv regeln oder der Standpunkt der Verwaltung besser ver-
stehen.

4.1.3. Erörterung der wichtigsten Problemstellungen,
Beschwerden und Vermittlungsanträge

A. Das Landesamt für Arbeitsbeschaffung (LAAB)

Behandlung der offiziellen Empfehlungen

Bezüglich der offiziellen Empfehlung des Kollegiums zur Verweige-
rung von U} berbrückungsbeihilfen für junge Belgier, die ihr Sekun-
darstudium im Ausland abgeschlossen haben155, hat die Ministerin
für Arbeit und Arbeitsbeschaffung uns kürzlich geantwortet, dass sie
ihrer Verwaltung eine Mahnung schicken werde, damit umgehend
die Akte geprüft werde. Der Verwaltungsausschuss des LAAB hatte
seinerseits eine befürwortende Stellungnahme zur Abänderung der
Bestimmungen in dem vom Kollegium vorgeschlagenen Sinne abge-
geben, unter der Voraussetzung dass gewisse für nicht wünschens-
wert erachtete Auswirkungen (auf den Haushalt) dieser Abänderung
vermieden würden. In Beantwortung einer im Ausschuss für auswär-
tige Angelegenheiten gestellten mündlichen Frage156 über die von
der Ministerin ins Auge gefasste weitere Behandlung dieser offiziel-
len Empfehlung des Kollegiums hat die Ministerin erklärt, grund-
sätzlich mit einer Anpassung der Bestimmungen in dem vom Kolle-
gium angeregten Sinne einverstanden zu sein, wobei ihre Dienste
zunächst prüfen würden, wie die unerwünschten Auswirkungen sich
einschränken ließen. Das Kollegium behält diese Problematik im
Auge und hofft, in Kürze die endgültige Antwort der Ministerin auf
seine offizielle Empfehlung zu erhalten.

155 KFO, OE 98/1, Jahresbericht 1998, S. 235 ff.
156 Ann. Parl., Abgeordnetenkammer, ordentliche Sitzungsperiode 1999-2000, mündliche

Frage Nr. 515 vom 30. November 1999 (Schauvliege)- « Die Diskriminierung in Bezug
auf U} berbrückungshilfen in Bezug auf junge Belgier, die ihr Sekundarstudium in einem
anderen Staat der Europäischen Union beendet haben », S. 6.

II
.A

na
ly

se
de

r
Fä
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In Bezug auf die offizielle Empfehlung zu der den Vorruheständlern
auferlegten Verpflichtung eines Aufenthaltsortes in Belgien157 hat die
Ministerin für Arbeitsbeschaffung die politische Direktion des Ministe-
riums für Arbeit und Arbeitsbeschaffung beauftragt, einen Vorschlag
zur Abänderung der Regelung auszuarbeiten. Da diese A} nderung sich
auf andere Sektoren der sozialen Sicherheit sowie auf steuerlicher Ebene
auswirken wird, hat der Verwaltungsausschuss des Landesamtes für
Arbeitsbeschaffung, der eine Stellungnahme zu dem A} nderungsent-
wurf abgeben muss, die Erfahrung des Landespensionsamtes in Bezug
auf die Zahlung der Sozialleistungen im Ausland sowie die daraus
entstandenen Schwierigkeiten zur Kenntnis genommen. Das Kollegium
der föderalen Ombudsmänner ist erfreut über diesen Fortschritt und
hofft, dass sich sehr kurzfristig eine Lösung ergeben wird.

Sonderbeiträge für die Sozialversicherung

Bei der Behandlung einer Akte stellte sich heraus, dass das LAAB – im
Gegensatz zum Steuerdirektor im Bereich der direkten Steuern – nicht
befugt ist, Beitragszahler von der Zahlung der Verzugszinsen auf die
Sonderbeiträge für die Sozialversicherung zu befreien, die bis 1989 von
allen Personen mit einem Jahreseinkommen von 3 Millionen Franken
zu entrichten waren158. Das Kollegium hat dies der Ministerin für Ar-
beitsbeschaffung mitgeteilt und ihr vorgeschlagen, diese Möglichkeit
auf gesetzlichem Wege zu schaffen159. Im gleichen Sinne hat unser Kol-
legium festgestellt, dass die betreffenden Verzugszinsen (0.8% monat-
lich) nie den Marktsätzen angepasst wurden, obwohl dies insbesondere
im Steuerbereich geschehen ist (7% jährlich), und wir haben der Vize-
premierministerin eine gleiche Anpassung vorgeschlagen.

Im übrigen hat das LAAB auf eine Anfrage im Zusammenhang mit
dieser Akte bezüglich ihrer etwaigen Anwendung von Artikel 1254
des Bürgerlichen Gesetzbuches – der einem Gläubiger die Möglich-
keit gibt, die von seinem Schuldner getätigten Teilzahlungen vor-
zugsweise anstelle der Zinsen mit dem Hauptbetrag zu verrechnen –
mitgeteilt, dass es einen Teil der von den Schuldnern verspäteter
Zahlungen dieser Sozialversicherungsbeiträge gezahlten Summen für
die Erstattung der Zinsen und einen anderen Teil für die Haupt-
summe verwendete. Das LAAB erklärte, dass diese Verteilung im
Verhältnis zur jeweiligen Bedeutung dieser Beträge innerhalb des ge-
schuldeten Gesamtbetrags erfolge. Unter Hinweis auf die Verpflich-

157 KFO, OE 98/6, Jahresbericht 1998, S. 236 ff.
158 In Anwendung der Artikel 60 und 62 des Gesetzes vom 28. Dezember 1983 über

steuerliche und haushaltsmäßige Bestimmungen.
159 KFO, OE 00/5, Jahresbericht 2000, S. 222.
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tung, die Gleichheit zwischen allen Beitragszahlern zu wahren, wei-
gerte sich der Verwaltungsausschuss des LAAB, der Aufforderung
unseres Kollegiums Folge zu leisten160, Artikel 1254 des Bürgerlichen
Gesetzbuches vollständig anzuwenden, damit gegebenenfalls die Ge-
samtheit der von einem Beitragszahler geleisteten Zahlungen zu-
nächst zur Begleichung der Hauptsumme seiner Schuld verwendet
werden kann und erst nach der Abzahlung dieser Hauptsumme für
die Begleichung der geforderten Verzugszinsen. Der föderale Om-
budsmann hat der Vizepremierministerin einen neuen Vorschlag
übermittelt, der nunmehr geprüft wird. Das Kollegium wird eben-
falls die Entwicklung dieser Problematik im Auge behalten.

A}rztliche Untersuchungen

Die ärztlichen Untersuchungen durch die vom LAAB anerkannten
A} rzte werden in unterschiedlichen Phasen des Verfahrens durchge-
führt, insbesondere um zu prüfen, ob der Arbeitslose arbeitsfähig ist.
Angesichts des Falles einer Person, die unter einer seltenen geneti-
schen Erkrankung litt, ist das Kollegium der föderalen Ombudsmän-
ner sich dessen bewusst geworden, dass diese Untersuchungen manch-
mal auf problematische Weise abliefen. Ohne sich auf eine Polemik
medizinischer Art einlassen zu wollen, hat das Kollegium jedoch die
Politik des LAAB bemängelt, das es seinen anerkannten A} rzten im
Namen des ärztlichen Geheimnisses untersagte, dem Arbeitslosen
seine eigene medizinische Akte zu übermitteln. Das Kollegium hat das
LAAB daran erinnert, dass das ärztliche Geheimnis die Beziehung
zwischen Arzt und Patient, aber nicht die Verwaltung schützen sollte.
Wir erachteten es in der Tat als wesentlich, dass ein Arbeitsloser von
den ärztlichen Angaben zu seiner Person, die als Grundlage für die
Entscheidung des LAAB über die Arbeitsfähigkeit oder Arbeitsunfä-
higkeit dienen, Kenntnis erhält, um gegebenenfalls die Zweckdienlich-
keit einer Beschwerde prüfen zu können. Hierbei geht es um die Be-
achtung des Grundsatzes des Rechtes auf Verteidigung. Das LAAB hat
sich einverstanden erklärt, seinen Standpunkt zu überprüfen: der Ar-
beitslose kann nunmehr beantragen, dass die medizinischen Informa-
tionen, mit denen die Entscheidung gerechtfertigt wurde, einem von
ihm bestimmten Vertrauensarzt übermittelt werden. Das Kollegium hat
ebenfalls erreicht, dass die Arbeitslosen, die eine Verwarnung wegen
langfristiger Arbeitslosigkeit erhalten haben und als Verteidigungsmit-
tel ihre eingeschränkte Arbeitsfähigkeit geltend machen, künftig über
das Ergebnis der ärztlichen Untersuchung informiert werden, selbst in

160 KFO, OE 00/4, Jahresbericht 2000, S. 222.

II
.A

na
ly

se
de

r
Fä
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den Fällen, wo der Arzt der Auffassung ist, dass die Einschränkung
der Arbeitsfähigkeit geringer ist als 33%.

Benutzerfreundliche Formulare

Die Gewährung von Arbeitslosenunterstützungen unterliegt einer
Reihe von Formalitäten. So muss der Arbeitgeber jedesmal, wenn ein
Arbeitnehmer aus seiner Funktion ausscheidet, ein Formular C4 aus-
stellen. Im Hinblick auf eine Verringerung des Verwaltungsaufwan-
des wurde es den Arbeitgebern gestattet, EDV-Formulare C4 gemäß
dem Muster des LAAB auszustellen. Das Kollegium der föderalen
Ombudsmänner ist erfreut über solche Verbesserungen in den Kon-
takten zwischen der Verwaltung und den Arbeitgebern. Bei der Ver-
gabe der Zuteilungsnummer ist jedoch ein Kommunikationsproblem
zwischen einem Arbeitgeber und der Verwaltung aufgetaucht. Ob-
wohl der betreffende Arbeitgeber an der Spitze eines bedeutenden
Unternehmens mit starken Personalschwankungen stand, wurde ihm
die Zuteilungsnummer verweigert. Nach Darlegung der Verwaltung
habe der Arbeitgeber die ad-hoc-Formulare nicht übermittelt, wäh-
rend dieser behauptete, das Notwendige getan zu haben. Schließlich
hat das LAAB selbst die Initiative ergriffen, den Arbeitgeber münd-
lich über die genauen Elemente zu informieren, die zur Vergabe der
Zuteilungsnummer fehlten.

Aktive Information

Anlässlich der Bearbeitung einer im Jahr 2000 abgeschlossenen kon-
kreten Akte hat das LAAB dem Kollegium der föderalen Ombuds-
männer mitgeteilt, dass die Verwaltung damit beschäftigt sei, die
Texte der Bekanntgaben an Arbeitsuchende zu überarbeiten, um sie
vollständiger, besser lesbar und verständlicher zu gestalten. Die Be-
merkungen des Kollegiums bezüglich der unvollständigen Informa-
tionen in einer Entscheidung eines Arbeitslosenamtes, die dieses als
gerechtfertigt betrachtete, werden bei dieser U} berarbeitung berück-
sichtigt. Es handelt sich um eine Entscheidung, mit der ein Arbeits-
loser in den Genuss der Arbeitslosenzulagen gelangen konnte, vor-
behaltlich einer Anpassung des Betrags der Zulage, wenn der end-
gültige Betrag der Einkünfte aus einer Nebentätigkeit als
Selbstständiger festgestellt worden sei. In der besagten Entscheidung
war nicht ausführlich dargelegt, auf welche Weise das LAAB die
berücksichtigten Einkünfte berechnete.

Strafen und Rückforderung: Anpassung

Das Kollegium der föderalen Ombudsmänner hat es begrüßt, dass
gewisse Arbeitslosenämter ihren Standpunkt abgeändert haben, nach-
dem es im Rahmen der offenkundigen Verletzung gewisser Grund-
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sätze der angemessenen Verwaltung eingeschritten war. Für die be-
troffenen Arbeitslosen wurde somit eine Strafe – Ausschluss vom An-
spruch auf Unterstützung – oder eine Rückforderung der Beihilfe
aufgehoben. So wurde beispielsweise die Rückforderung von nicht
verjährten Zulagen für einen Zeitraum, der etwa zwanzig Jahre zu-
rücklag, bei den Erben des betreffenden Arbeitslosen aufgehoben.
Ebenso hat ein bestrafter Arbeitsloser Informationen des Arbeitslo-
senamtes erhalten, um seine Situation in Ordnung zu bringen und
die Strafe aufzuheben. Doch obwohl er die vom Amt angegebenen
Schritte unternommen hatte, wurde die Strafe aufrechterhalten mit
der Begründung, dass die diesbezügliche Rechtsprechung im Wider-
spruch zu den vom Arbeitslosenamt erteilten Informationen stehe.
Das Kollegium hatte diesen offenkundigen Verstoß gegen den Grund-
satz des legitimen Vertrauens bemängelt, und die Strafe konnte
schließlich aufgehoben werden. In einem anderen Fall hat das Ar-
beitslosenamt anerkannt, dass bei der Bearbeitung der Akte Fehler
begangen worden waren, und es hat die Aufforderung zur Rückzah-
lung der nicht zustehenden Beträge sowie die auferlegte Strafe auf-
gehoben.

B. Fonds für Unternehmensschließungen (FUS)

Behandlung der Empfehlungen

Das Kollegium der föderalen Ombudsmänner erinnert an seine allge-
meine Empfehlung161 bezüglich der Fristen, die der Verwaltung durch
die Gesetzgebung über Unternehmensschließungen auferlegt werden.
Nachdem das Kollegium über die bevorstehende Neufassung der jet-
zigen Gesetzgebung informiert worden war, hat es diesbezüglich
Kontakt zur Ministerin für Arbeitsbeschaffung aufgenommen, das für
diesen Sachbereich zuständig ist. Aus den ans Kollegium geschickten
Auskünften ging hervor, dass der Vorentwurf des neuen Gesetzes
dem Staatsrat im Mai 2000 zur Begutachtung vorgelegt worden ist.
Der ursprüngliche Text des Vorentwurfs ist inzwischen ergänzt wor-
den durch den Text über die Erweiterung des Anwendungsbereichs
des Schließungsgesetzes auf den nicht kommerziellen Sektor, der
durch den Nationalen Arbeitsrat gutgeheißen wurde. Der Staatsrat
soll jedoch seine Stellungnahme noch nicht abgegeben haben, weder
zum ursprünglichen Text noch zum angepassten Text des Vorent-
wurfs. Das Kollegium der föderalen Ombudsmänner wird diese Pro-
blematik im Auge behalten.

161 KFO, AE 97/13, Rapport annuel 1997, S. 164.
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C. Fonds für Berufskrankheiten (FBK)

Angemessene Fristen

In unseren vorigen Jahresberichten wurden Akten erwähnt, in denen
die Bearbeitung von Anträgen durch den FBK erhebliche Verzögerun-
gen erfahren hatte162. Nach weiteren Beschwerden, die im Laufe des
vergangenen Tätigkeitsjahres eingereicht wurden, hat der FBK einge-
standen, einen allgemeinen Rückstand in der Prüfung der Anträge
aufzuweisen, wobei es am häufigsten um Akten von Bediensteten der
Provinz- und Lokalverwaltungen ging. Das Verfahren zur Anerken-
nung einer Berufskrankheit für Bedienstete der Provinz- und Lokal-
verwaltungen ist in einem königlichen Erlass vom 21. Januar 1993
festgelegt. Gemäß diesem Erlass muss der FBK medizinisch-gesetzli-
che Schlussfolgerungen an die Verwaltung, die die Person beschäf-
tigt, schicken. Diese stellt dann einen Beschlussentwurf auf, auf den
sowohl der FBK als auch das Opfer innerhalb eines Monats reagieren
können. Gemäß der Charta des Sozialversicherten verfügt die Lokal-
oder Provinzverwaltung über eine Frist von vier Monaten, um über
die Entschädigung zu entscheiden, doch dies erweist sich als unmö-
glich, da der FBK bisweilen mehr als ein Jahr braucht, um der betref-
fenden Verwaltung die medizinisch- gesetzlichen Schlussfolgerungen
zu übermitteln. Zunächst führte der FBK das neue EDV- Netzwerk
und den U} bergang zum Jahr 2000 an, um diese absolut übertriebenen
Fristen zu rechtfertigen. Später gestand der FBK ein, dass die viermo-
natige Frist, die von der Charta des Sozialversicherten vorgeschrie-
ben wird, praktisch nie eingehalten wird, da das gesetzliche Verfah-
ren zu schwerfällig ist. Um das Problem zu lösen, hat der FBK eine
interne Untersuchung ins Auge gefasst, damit die Produktivität und
die U} bermittlungsgeschwindigkeit der Daten gesteigert wird mittels
Ersatz der Papierverbindung durch eine elektronische Verbindung
zwischen den Behörden und dem Fonds. Das Kollegium der födera-
len Ombudsmänner hat bereits mehrfach eine elektronische Datenü-
bertragung befürwortet163, wenn diese eine Beschleunigung der Be-
arbeitung der Anträge ermöglicht oder wenn dadurch der Bürger
nicht mehr verpflichtet ist, zusätzliche Dokumente einzureichen, die
bereits im Besitz der Verwaltung sind, so wie es dies bereits 1999
empfohlen hatte164. Es behält diese Akte im Auge.

162 KFO, Jahresbericht 1999, S. 287-288 ; Jahresbericht 1999/1, S. 111.
163 KFO, Jahresbericht 1999/1, S. 111; Jahresbericht 2000, S. 193.
164 KFO, AE 99/6, Jahresbericht 1999, S. 330, Empfehlung, um zu vermeiden, dass der

Bürger verpflichtet ist, bestimmte Unterlagen vorzulegen, obwohl die Verwaltung
die Mittel hat oder leicht über die Mittel verfügen könnte, sich diese selbst zu besor-
gen.

4.1.D
ie

halbstaatlichen
Sozialeinrichtungen

194



D. Landesamt für soziale Sicherheit (LASS)

Bereits in unseren vorherigen Jahresberichten165 haben wir uns mit dem
Problem der langen U} berprüfungsfristen für die Erklärungen der Ar-
beitgeber befasst. Bei einer Reihe von Akten, mit denen das Kollegium
der föderalen Ombudsmänner im Tätigkeitsjahr 2000 befasst wurde,
ergaben sich im übrigen als direkte Folge aus den langen Fristen für die
U} berprüfung der Erklärungen mehrere andere Schwierigkeiten.

Die Kontrolle der Erklärungen

Im Idealfall ist die Prüfung der Arbeitgebererklärungen bei Ablauf
des dritten Quartals nach dem betreffenden Quartal beendet und gibt
gegebenenfalls Anlass zu einem Berichtigungsbescheid mit A} nderung
oder Annullierung der beantragten Ermäßigung. Faktisch ist diese
Frist nicht einzuhalten wegen der großen Zahl der bestehenden Er-
mäßigungen, wegen ihrer komplizierten Beschaffenheit und wegen
der Tatsache, dass bestimmte Ermäßigungen kumulierbar sind und
zwingend gemeinsam bearbeitet werden müssen, während für an-
dere Ermäßigungen eine solche Kumulierung untersagt ist. U} berdies
sind manche Prüfungen manuell vorzunehmen, da ihre elektronische
Bearbeitung nicht möglich ist. Anstelle der ursprünglich vorgesehe-
nen Dauer von einigen Monaten für die Prüfung zieht sich die Kon-
trolle also über zwei Jahre hin mit allen hieraus entstehenden Proble-
men – insbesondere die Eintreibungen, das legitime Vertrauen, usw.
–, von denen wir bereits berichtet haben. Das LASS hat zusätzliches
Personal eingestellt, das jedoch in erster Linie den Inspektionsdien-
sten zugeteilt wurde, so dass die Kontrolldienste weiterhin unter ei-
nem strukturellen Personalmangel leiden.

Das Projekt „Einstellungsplan“

Im Hinblick auf eine Kürzung der Kontrollfristen hat das Kollegium
den direkten Datenaustausch zwischen dem LAAB und dem LASS
über das Datennetz der Zentralen Datenbank der sozialen Sicherheit
(ZDSS) empfohlen. Eine aus Mitarbeitern des LAAB, des LASS und
der ZDSS bestehende Arbeitsgruppe wurde im Hinblick auf die Erar-
beitung einer EDV-Lösung gegründet, um die Arbeitgeber schneller
darüber zu informieren, ob sie den Bedingungen für die beantragte
Beitragsermäßigung entsprechen oder nicht. Die Arbeiten wurden
Ende 2000 abgeschlossen. Gewisse Anpassungen der Regelung waren
jedoch noch notwendig und mussten dem Verwaltungsausschuss des
LASS vorgelegt werden. Ende 2000 teilte das LASS uns mit, das Pro-
jekt „Einstellungsplan“ befinde sich in der Abschlussphase.

165 KFO, Jahresbericht 1998, S. 241 ff. ; KFO, Jahresbericht 1999, S. 289 ff.. ; KFO, Jahresbe-
richt 1999/1, S. 111.
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Der Verwaltungsausschuss des LASS hat eine befürwortende Stel-
lungnahme zum Vorschlag abgegeben, und der Entwurf wurde so-
dann dem Minister der Sozialen Angelegenheiten unterbreitet, wobei
er auf die Notwendigkeit hingewiesen wurde, dass die anzupassen-
den Erlasse schnell veröffentlicht werden müssten. Aufgrund der
technischen Zwänge sowohl des LASS als auch des LAAB bei der
konkreten Verwirklichung dieses Projektes ist jedoch nicht mit der
Umsetzung der Maßnahme vor dem 1. Juli 2001 zu rechnen. Dank
dieses neuen Verfahrens wird der Arbeitgeber unmittelbar bei der
Registrierung seiner Erklärung über die Anomalien aufgeklärt, die in
Bezug auf die Wohlbegründetheit seines Ermäßigungsantrags festge-
stellt wurden. So kann er sich direkt ans LAAB wenden, um etwaige
Korrekturen vorzunehmen. Darüber hinaus werden die für die Ge-
währung der Ermäßigung erforderlichen Formalitäten durch die A} n-
derungen bei der Ausstellung der Einstellungskarte und den Wegfall
der Verpflichtung, diese Karte innerhalb einer bestimmten Frist an
das LAAB zurückzusenden, stark erleichtert. Das Kollegium der fö-
deralen Ombudsmänner ist erfreut über diesen Fortschritt, der sich
als spektakulär erweisen und in erheblichem Maße zur Verkürzung
der Fristen für die U} berprüfung der Erklärungen beitragen könnte.

Schuldenbegleichungspläne

Wenn das LASS bei Ablauf dieser Frist – die derzeit zwei Jahre be-
trägt – endlich die Erklärungen geprüft hat, verfasst es gegebenen-
falls einen Berichtigungsbescheid, mit dem der betreffende Arbeitge-
ber aufgefordert wird, Summen zurückzuzahlen, die bisweilen recht
hoch sind. Arbeitgeber, denen ein Berichtigungsbescheid zugestellt
wurde, sowie Arbeitgeber, die ihre Quartalsbeiträge nicht gezahlt ha-
ben, können dann eine Staffelung der Rückzahlung beantragen. Das
LASS informierte die Arbeitgeber jedoch nicht deutlich über die Mö-
glichkeit der Inanspruchnahme eines Schuldenbegleichungsplans
und rechtfertigte diese Haltung mit der Befürchtung, die Europäische
Kommission könne dem belgischen Staat die Gewährung einer staat-
lichen Beihilfe vorwerfen.

Auf Antrag des Kollegiums der föderalen Ombudsmänner hat das
LASS ihm die Kriterien für die Schuldenbegleichungspläne zukommen
lassen. Da das Kollegium diese Regeln als ziemlich genau erachtete,
schlug es dem LASS vor, die Arbeitgeber systematisch über die Mög-
lichkeiten für die Gewährung eines Schuldenbegleichungsplans zu in-
formieren. Es handele sich nämlich um eine feststehende Verwaltungs-
praxis und daher seien die Rechtsuntergebenen berechtigt, darüber in-
formiert zu werden. Das LASS erklärte sich schließlich damit
einverstanden, die allgemeinen Anweisungen an die Arbeitgeber zu
ändern und darin die Möglichkeit, eine Staffelung der Zahlung zu er-
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halten, zu erwähnen. Das Kollegium der föderalen Ombudsmänner ist
ebenfalls erfreut, dass alle Arbeitgeber somit besser informiert werden
und dass das LASS bereit ist, die Grundsätze der ordnungsmäßigen
Verwaltung einzuhalten.

Zivilrechtliche Sanktionen : Information …

Im Falle eines Berichtigungsbescheides muss die betreffende Person
zuzüglich zum Hauptbetrag Erhöhungen um 10% sowie Zinsen von
7% (Jahressatz) zahlen, die oft den Betrag der Rechnung stark in die
Höhe treiben. Diese Erhöhungen umfassen einen einzigen Betrag166,
während die Zinsen ab dem Verfalltag des betreffenden Quartals bis
zum Datum der Zahlung des Restbetrags der Beiträge geschuldet
sind. Gemäß einer Entscheidung des Verwaltungsausschusses wird
jedoch eine Toleranzfrist von dreißig Tagen angewandt. Wenn der
Arbeitgeber innerhalb dieser Frist bezahlt, finden die zivilrechtlichen
Sanktionen keine Anwendung. Die Arbeitgeber wurden jedoch nicht
systematisch über diese Politik informiert, und das Kollegium der
föderalen Ombudsmänner zeigte sich erstaunt über diese Nichtbe-
achtung des Grundsatzes der aktiven Information. Auf Bitte des Kol-
legiums hat das LASS Maßnahmen ergriffen, damit auf den Doku-
menten mit den Berichtigungen der Erklärungen die Zahlungsfrist
erwähnt wird. Auf diesem Dokument ist nunmehr ebenfalls der Um-
fang der bei Zahlungsverspätung angewandten Sanktionen vermerkt,
so dass die Arbeitgeber zukünftig den genauen Umfang ihrer diesbe-
züglichen Rechte und Pflichten kennen können.

… und Verhältnismäßigkeit

Das Kollegium der föderalen Ombudsmänner hat im übrigen dem
LASS gegenüber sein Erstaunen über die strenge Anwendung der Er-
höhungen und Zinsen geäußert, die kleine und mittlere Unternehmen
sowie Selbstständige, die alle Tätigkeiten eingestellt hatten, in erhebli-
che finanzielle Schwierigkeiten bringen konnten. Artikel 54 des könig-
lichen Erlasses vom 28. November 1969 unterscheidet nämlich nicht
zwischen einem Arbeitgeber guten Glaubens und einem unaufrichti-
gen Arbeitgeber. In allen Fällen sind eine Erhöhung um 10% sowie
Zinsen von 7% (Jahressatz) ab dem Verfalldatum des betreffenden
Quartals zu zahlen. Das Kollegium erachtete diese Bestimmung als
ungerecht, wenn die Person guten Glaubens war oder wenn die Zah-
lungsverspätung auf einen Irrtum des LASS zurückzuführen war167.

166 Die Erhöhungen betragen einen Prozentsatz des Kapitals ; sie sind zahlbar in einem
Mal und erhöhen sich somit nicht entsprechend der U} berschreitung der Frist.

167 In letzterem Fall ist der Verwaltungsausschuss der Meinung, dass dies einen Fall
höherer Gewalt darstellt, und gewährt somit eine vollständige Befreiung.
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Das Kollegium hat somit vorgeschlagen, die Erhöhungen und die
Zinsen nur im Fall der Unaufrichtigkeit, der Täuschung oder des Be-
trugs des Arbeitgebers anzuwenden. Das LASS hat diesen Vorschlag
jedoch mit dem Hinweis zurückgewiesen, diese Vorgehensweise
berge die Gefahr, dass man zu einer Situation gelange, in der sich in
Schwierigkeiten befindliche Arbeitgeber unvollständige Erklärungen
einreichen könnten und somit Berichtigungen herbeiführen, mit de-
nen sie anhand einer minimalen Zinslast zusätzliche Zahlungsfristen
erreichen könnten, die manchmal sehr lang sein könnten. Das LASS
vertrat außerdem den Standpunkt, dass es zu riskant sei, ihm die
Last aufzuerlegen, systematisch nachzuweisen, dass der Arbeitgeber
tatsächlich einen Betrug beabsichtigte.

Das Kollegium sieht zwar die Sachdienlichkeit dieser Argumente ein,
beharrt jedoch auf seiner U} berzeugung, dass der Arbeitgeber in die-
sem Fall für die langen Fristen bei der Bearbeitung der Erklärungen
durch das LASS bestraft wird (Frist von zwei Jahren: siehe oben). Es
ist nicht zu leugnen, dass die komplizierten Regelwerke über die
Beitragsermäßigungen den Kernpunkt des Problems darstellen. Das
LASS hat nämlich selbst in seinem Rahmenprojekt zur „Modernisie-
rung“ aus dem Jahr 1998 zugegeben, dass die verschiedenen Erleich-
terungsmaßnahmen für Soziallasten und die ständigen Abänderun-
gen, denen sie unterliegen, es den Bediensteten des LASS schwer
oder sogar unmöglich machten, sie korrekt zu verstehen und auszu-
führen. Das LASS räumte auch ein, dass die immer komplizierteren
Regeln die Ursache zahlreicher Fehler waren, ohne dass dabei irgend-
eine Betrugsabsicht seitens der Arbeitgeber oder sogar seitens der
zugelassenen Sozialsekretariate vorliege. So gab es im Jahr 1994
165.000 Berichtigungsbescheide, während 1997 325.000 Erklärungen
berichtigt werden mussten. Diese bei den Kontrolldiensten der LASS
entstandene Verspätung von zwei Jahren ist im übrigen großenteils
auf die komplizierten Regeln zurückzuführen. So gelangt man zu der
absurden Situation, dass ein Arbeitgeber durch eine Gesetzgebung
bestraft wird, die er nicht erfassen kann und in der sein Strafmaß
noch erhöht wird wegen der Schwierigkeiten der Bediensteten, diese
Gesetzgebung zu beherrschen. Diese komplizierten Regeln verlang-
samen nämlich in beträchtlichem Maße die Bearbeitung der Akten,
und diese Langsamkeit hat eine Erhöhung der Strafen zur Folge, die
proportional zur Zahlungsverspätung berechnet werden ...

Eine Vereinfachung der Gesetzgebung scheint also unerlässlich, so-
wohl um Irrtümer in den Erklärungen zu vermeiden als auch, um
den Kontrolldiensten die Möglichkeit zu bieten, ihre folgenschwere
Verspätung aufzuholen. Eine strukturelle Lösung mit der Einstellung
neuer Bediensteten in den Kontrolldiensten erscheint uns ebenfalls
unvermeidlich. Wir erinnern in dieser Hinsicht erneut an die allge-
meine Empfehlung in unserem Jahresbericht 1999, wo wir bereits eine
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gründliche Prüfung des Personalbedarfs bestimmter Verwaltungen,
darunter das LASS, vorgeschlagen hatten168.

Eine solche Vereinfachung der Regelung würde sich jedoch erst lang-
fristig auswirken und es nicht ermöglichen, das derzeitige Problem
bestimmter Arbeitgeber zu lösen. Artikel 54 des königlichen Erlasses
vom 28. November 1969 ist im übrigen zu einem Zeitpunkt ange-
nommen worden, als niemand vorhersehen konnte, dass die Prü-
fungsfrist dreißig Jahre später zwei Jahre betragen würde. Es muss
also eine Lösung gefunden werden, um die mangelnde Anpassung
von Artikel 54 an die tatsächlichen Gegebenheiten auszugleichen. Die
Toleranzfrist von dreißig Tagen ist sicherlich ein erster Schritt in die
richtige Richtung, doch sie bietet keine Lösung, wenn der eingefor-
derte Betrag sehr hoch ist und der Arbeitgeber nur über begrenzte
Finanzmittel verfügt. Mit anderen Worten: diese Frist kann vielleicht
den großen Unternehmen helfen, stellt jedoch für die kleinen Selbst-
ständigen, Vereinigungen oder zahlreiche Selbstständige, die ihre Tä-
tigkeit eingestellt haben, wenn sie den Berichtigungsbescheid erhal-
ten, vielleicht keine Lösung dar.

Ein Lösungsansatz beruht auf einer A} nderung von Artikel 55 des
königlichen Erlasses vom 28. November 1969. Darin sind die Fälle
vorgesehen, in denen das LASS vollständig oder teilweise auf die
Anwendung der zivilrechtlichen Strafen verzichten kann. In diesem
Artikel könnte die Möglichkeit vorgesehen werden, dass der Verwal-
tungsausschuss des LASS auf die zivilrechtlichen Sanktionen verzich-
tet, wenn der Arbeitgeber guten Glaubens ist oder wenn die Zah-
lungsverspätung der Beiträge der Verwaltung zuzuschreiben ist.

Dieser Vorschlag wurde dem LASS unterbreitet; es hat dem Kollegium
der föderalen Ombudsmänner geantwortet, es teile seine Ansicht, wo-
nach eine verwaltungsmäßige Vereinfachung und eine Aufstockung des
Personalbestandes unbedingt notwendig seien. Das LASS erklärte sich
auch damit einverstanden, dass in Abwartung dieser strukturellen
Maßnahmen eine Lösung gefunden werden müsse, um die Lage der
gutgläubigen Arbeitgeber, die einen verspäteten Berichtigungsbescheid
erhalten, zu verbessern. Nach Ansicht des LASS seien verschiedene
Lösungsansätze möglich. Neben einer Abänderung von Artikel 55
könnte man auch ins Auge fassen, die Zinsen bei einem gutgläubigen
Arbeitgeber erst ab dem Datum des Berichtigungsbescheides laufen zu
lassen, oder dem Verwaltungsausschuss vorschlagen, eine Entschei-
dung aus zwingenden Gründen der Billigkeit zu treffen. Beim jetzigen
Stand der Dinge könne eine solche Entscheidung sich jedoch nur auf
die Erhöhungen beziehen. Für die Verzugszinsen könnte eine Befreiung
gewährt werden infolge einer Entscheidung des Kollegiums im Sinne

168 KFO, AE 99/4, Jahresbericht 1999, S. 329.
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der Billigkeit, die auf Initiative oder auf Anfrage des LASS gefasst
würde; diese Vorgehensweise wird in Frankreich ebenfalls von verschie-
denen Sozialverwaltungen angewandt, die – da sie nicht vom Gesetz
abweichen dürfen, jedoch überzeugt sind, dass dessen Anwendung un-
gerecht wäre und im Widerspruch zum tatsächlichen Willen des Ge-
setzgebers stehen würde – den Ombudsmann der Republik, der alleine
über die Sachdienlichkeit entscheidet, auffordern, ihnen eine Empfeh-
lung der Billigkeit mit der offiziellen Aufforderung, das Gesetz nicht
anzuwenden, zukommen zu lassen. Das LASS bat um eine zusätzliche
U} berlegungsfrist, um den Verwaltungsausschuss mit dieser Problema-
tik befassen zu können. Das Kollegium der föderalen Ombudsmänner
wird somit sehr aufmerksam diese Problematik verfolgen, die die gute
Arbeitsweise des LASS gefährdet und zahlreiche Arbeitgeber trifft.

E. Landesamt für Familienzulagen zugunsten von
Lohnempfängern (LAFZLE)

Famlienzulagen für Grenzgänger

Während des Tätigkeitsjahres 2000 musste das Kollegium der födera-
len Ombudsmänner sich mit der Problematik des Anrechtes auf bel-
gische Familienzulagen für Grenzgänger auseinandersetzen. Es
wurde mit der Beschwerde einer Dame befasst, die in Belgien wohnt
und in den Niederlanden arbeitet. In den Niederlanden erlischt das
Recht auf Familienzulagen, wenn das Kind das Alter von 18 Jahren
erreicht. Beim Erreichen der Volljährigkeit ihres Sohnes hat die Be-
schwerdeführerin beim LAFZLE einen Antrag auf Familienzulagen
eingereicht. Dieses teilte ihr jedoch mit, die derzeitige Regelung sehe
nicht die Gewährung von Familienzulagen für Grenzgänger vor. Ein
Entwurf eines königlichen und ministeriellen Erlasses sei jedoch in
Vorbereitung, in dem aufgrund von Artikel 102, § 1 des Gesetzes über
Familienzulagen ab dem 1. Juli 1999 (also mit positiver rückwirken-
der Kraft) ein Anrecht auf Familienzulagen für die in Belgien woh-
nenden Grenzgänger vorgesehen sei, die ihr Anrecht auf diese Zula-
gen in dem Land ihrer Berufstätigkeit verlören. Nach Angaben des
LAFZLE könnte die Beschwerdeführerin gegebenenfalls in den Ge-
nuss dieser Regelung gelangen, doch vor deren Inkrafttreten könne
keine Entscheidung getroffen werden. Das LAFZLE teilte uns mit,
dass die Akten in Bezug auf die Familienzulagen für Grenzgänger in
Erwartung dieser neuen Regelung in der Schwebe blieben. Das Kol-
legium der föderalen Ombudsmänner hat sich beim Minister der So-
zialen Angelegenheiten über die Fristen für die Veröffentlichung der
Ausführungserlasse erkundigt: es stellte sich heraus, dass die Ent-
würfe dem Staatsrat im Oktober 2000 zur Stellungnahme vorgelegt
worden waren und dass der Minister hoffte, die Erlasse im Laufe des
Monats Dezember 2000 im Belgischen Staatsblatt veröffentlichen zu
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können. Dieser Termin konnte jedoch nicht eingehalten werden. Das
Kollegium der föderalen Ombudsmänner hofft, dass die neue Rege-
lung sehr bald wirksam wird, damit das LAFZLE eine endgültige
Entscheidung in den betreffenden Akten treffen kann, da sich zahl-
reiche Grenzgänger diesbezüglich in einer abwartenden und unsiche-
ren Lage befinden.

Subventionen des Fonds für Ausstattung und kollektive Dienste (FAKD)

Das Kollegium der föderalen Ombudsmänner wurde über die
Schwierigkeiten informiert, die gewisse VoG bei der Zahlung ihrer
Sozialbeiträge haben; letztere führten diese Schwierigkeiten auf einen
Rückstand in der Zahlung der Zuschüsse durch den FAKD zurück,
einer dem LAFZLE unterstehenden Einrichtung. Gemäß den beim
LAFZLE eingeholten Auskünften werden den betreffenden VoG Vor-
schüsse von 80% der Subventionen ausgezahlt, und der Restbetrag
von 20% wird nach Hinterlegung ihres Berichtes ausbezahlt. Da die
Vorschüsse vor dem Fälligkeitstag der Sozialbeiträge gezahlt werden,
war der FAKD der Meinung, nicht für die Schwierigkeiten gewisser
VoG bei der Zahlung der Sozialbeiträge verantwortlich zu sein. Das
Kollegium der föderalen Ombudsmänner nahm sodann Kontakt zum
LASS auf, um zu erfahren, wie viele VoG eine Befreiung von den
zivilrechtlichen Sanktionen beantragt und dabei Schwierigkeiten we-
gen der Finanzierungsweise des FAKD geltend gemacht hatten. Nach
Angaben des LASS war bei fünfzehn von insgesamt 171 bezuschus-
sten Projekten eine ähnliche Begründung angeführt worden. Im all-
gemeinen betrafen die Schwierigkeiten jedoch nur ein oder zwei
Quartale, und für 1999 hatten nur drei VoG Zahlungsschwierigkeiten
wegen des FAKD gehabt. Bei einer internen Untersuchung des FAKD
wurde sodann bewertet, inwiefern seine Finanzierungsweise zu be-
mängeln sei. Diese Studie in Bezug auf die Jahre 1997-1999 hat erge-
ben, dass bei den Projekten mit Schwierigkeiten bei der Zahlung der
Beiträge eine schlechte allgemeine Führung zu bemängeln war und
dass der FAKD keinesfalls hierfür verantwortlich zu machen war, da
die Vorschüsse entweder innerhalb der vorgesehenen Fristen oder
aber außerhalb der Fristen, jedoch aus Gründen, die den VoG zuzu-
schreiben waren, gezahlt worden waren. Das Kollegium der födera-
len Ombudsmänner begrüßt die Gewissenhaftigkeit, mit der der
FAKD seine etwaige Verantwortung für die finanziellen Schwierig-
keiten dieser VoG geprüft hat.

F. Landesamt für Jahresurlaub (LAJU)

Zahlungsweise

Das Urlaubsgeld wird grundsätzlich per Zirkularscheck bezahlt. Auf
einen schriftlichen Antrag mit einem Standardformular hin kann die
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Zahlung per U} berweisung beantragt werden. Dieses Formular ent-
hält jedoch eine Klausel, wonach der Unterzeichner sein Finanzinsti-
tut ermächtigt, dem LAJU auf dessen einfache Anfrage hin die un-
rechtmäßig gezahlten Summen zu erstatten. Der Beschwerdeführer
hatte diese Klausel gestrichen, da er mit deren Inhalt nicht einver-
standen war. Das LAJU verlangte jedoch vor der Zahlung per U} ber-
weisung das Einverständnis mit der Klausel. Nach Angaben des
LAJU wird die vom Beschwerdeführer zurückgewiesene Klausel nur
im Fall eines technischen Irrtums angewandt, der eine ungerechtfer-
tigte Zahlung des Urlaubsgeldes zur Folge hat.

Das Kollegium der föderalen Ombudsmänner verweist auf die Risi-
ken, die mit der Zahlung des Urlaubsgeldes per Zirkularscheck ver-
bunden sind. Ein Beispiel für diese Problematik ist eine andere Be-
schwerde eines Arbeiters beim Kollegium, der sein Urlaubsgeld nicht
erhalten hatte. Es stellte sich heraus, dass der auf den Namen des
Beschwerdeführers vom LAJU ausgestellte Scheck gestohlen und ein-
kassiert worden war, wobei die Bank nicht die Personalien des Inha-
bers geprüft hatte. Der Beschwerdeführer musste jedoch die Klärung
der Verantwortlichkeiten zwischen dem LAJU und der Bank abwar-
ten. Als er nach einem Jahr sein Urlaubsgeld immer noch nicht erhal-
ten hatte, bat er um das Eingreifen der föderalen Ombudsmänner
beim LAJU, das die Zahlung innerhalb eines Monats vornahm, wobei
immer noch Zweifel an der Verantwortlichkeit der Bank herrschten.
Der Beschwerdeführer wurde Opfer eines Irrtums bei der Auszah-
lung des Schecks, der mit einer Zahlung per U} berweisung vermieden
worden wäre.

G. Landesinstitut für Kranken- und Invalidenversicherung
(LIKIV)

Markteinführung neuer Medikamente, die von der Krankenkasse erstattet
werden

In Bezug auf eine Beschwerde über die erheblichen Fristen für die
Markteinführung neuer Medikamente, die von der Krankenkasse er-
stattet werden, haben wir in unserem Jahresbericht 1999169 auf das
komplizierte Verfahren und die große Zahl der Beteiligten hingewie-
sen, die für das systematische U} berschreiten der von der Europä-
ischen Union auferlegten Frist von 180 Tagen verantwortlich sind.
Als Gegenmaßnahme hatte das LIKIV zusätzliches Personal einge-
stellt und gewisse Maßnahmen zur Vereinfachung des Verfahrens er-
griffen. Im Oktober 2000 legte der Minister der sozialen Angelegen-

169 KFO, Jahresbericht 1999, S. 296 ff.
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heiten dem Ministerrat einen Bericht vor170 mit dem Ziel, eine neue
Politik in Bezug auf Arzneimittel einzuführen. Dieser Bericht ist auf
eine Revision der Verfahren, mit dem pharmazeutische Spezialitäten
zur Erstattung zugelassen werden, ausgerichtet: die vorhandenen
Strukturen sollen vereinfacht und die Verfahren für die Zulassung
und die Revision der bestehenden Medikamente beschleunigt wer-
den. Die diesbezüglichen Gesetzes- und Verordnungsinitiativen be-
finden sich derzeit in der Vorbereitungsphase und dürften demnächst
verwirklicht werden.

Besonderer Solidaritätsfonds

Bestimmte kostspielige medizinische Leistungen, die nicht in der No-
menklatur enthalten sind, können vom Besonderen Solidaritätsfonds
übernommen werden. In unseren vorherigen Jahresberichten171 ha-
ben wir uns bereits mit der Problematik der langen Bearbeitungsfri-
sten der Anträge auf Beteiligung des Besonderen Solidaritätsfonds
befasst. Der Generalverwalter des LIKIV hat beschlossen, Maßnah-
men zur Verkürzung dieser Fristen zu ergreifen. Im Laufe des Jahres
2000 konnten so eine Reihe von Maßnahmen verwirklicht werden.
Zunächst wurde beschlossen, gewisse medizinische Leistungen, die
vorher nur durch eine Beteiligung des Besonderen Solidaritätsfonds
erstattet werden konnten, in die Nomenklatur aufzunehmen. Es wur-
den ebenfalls Maßnahmen ergriffen, um den Datenaustausch zwi-
schen den Krankenkassen und dem Kollegium der leitenden A} rzte
des LIKIV zu verbessern. Außerdem können aufgrund einer A} nde-
rung der Regelung künftig bestimmte Akten durch ein einziges Mit-
glied des Kollegiums der leitenden A} rzte bearbeitet werden, ohne
dem gesamten Kollegium unterbreitet werden zu müssen. Infolge
dieser Maßnahmen müssten bestimmte Anträge innerhalb einer Frist
von zwei bis vier Wochen zu bearbeiten sein. Für komplizierte Akten,
die dem Kollegium der leitenden A} rzte zu unterbreiten sind und für
die medizinisch-wissenschaftliche Informationen vorliegen müssen,
ist jedoch eine längere Frist erforderlich. Da wir im Tätigkeitsjahr
2000 weniger Beschwerden über die Dauer der Bearbeitung der Bei-
hilfeanträge an den Besonderen Solidaritätsfonds erhalten haben, ist
davon auszugehen, dass mit diesen Maßnahmen der Vereinfachung
und Optimierung der Bearbeitung der Akten das gewünschte Ziel
erreicht wurde172.

170 Renovierte Politik im Bereich der Medikamente – Ziele und Leitlinien.
171 KFO, Jahresbericht 1999, S. 295-296.
172 Ein königlicher Erlass vom 26. Februar 2001 (B.S, 28. Februar 2001) sieht vor, dass

gewisse Akten auf Ebene der Krankenkasse behandelt werden können, und erlegt
zwingende Fristen für die Bearbeitung der Beihilfe des Besonderen Solidaritätsfonds
auf.
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H. Landespensionsamt (LPA)

Das garantierte Einkommen für Betagte

In unserem Jahresbericht 1999/1 teilten wir mit, dass das Kollegium
der föderalen Ombudsmänner nach der Schaffung des Ombudsdien-
stes für Pensionen weiterhin für Beschwerden und Vermittlungsan-
träge in Bezug auf die Gewährung und die Zahlung des garantierten
Einkommens für Betagte zuständig ist, da es sich nicht um eine ge-
setzliche Pension, sondern um eine Form der Sozialhilfe handelt173.
Der Ombudsdienst für Pensionen vertrat den gleichen Standpunkt
und leitete die Beschwerden in Bezug auf das garantierte Einkom-
men für Betagte an uns weiter.

Im Laufe des Jahres 2000 ist jedoch ein Zuständigkeitskonflikt zwi-
schen dem Ombudsdienst für Pensionen und dem Kollegium der
föderalen Ombudsmänner entstanden. Bei der Behandlung einer
konkreten Beschwerde wurde das Kollegium in der Tat darüber in-
formiert, dass der Ombudsdienst für Pensionen seine Haltung seit
März 2000 geändert hatte und sich seither als zuständig erachtete,
um die Beschwerden in Bezug auf das garantierte Einkommen zu
behandeln. Diese Zuständigkeit teilt sie sozusagen mit dem föderalen
Ombudsdienst. Abgesehen von diesem bedauerlichen und einzigen
Zuständigkeitskonflikt – dem der Bürger zum Glück nicht zum Opfer
fällt, da seine Akte immer von einem der beiden Vermittlungsorgane
behandelt wird – ist diese Problematik die Verlängerung derjenigen
der gegenseitigen Ergänzung von Dienststellen der Verwaltungsver-
mittlung (interne Kontrolle) und der parlamentarischen Vermittlung
(externe Kontrolle).

I. Amt für überseeische soziale Sicherheit (AUSS)

Anrechnung des Militärdienstes

Der Petitionsausschuss der Abgeordnetenkammer hat die allgemeine
Empfehlung des Kollegiums174 in Bezug auf die Anrechnung des Mi-
litärdienstes für die Berechnung der Pensionen bestimmter Katego-
rien von Personen, die eine Laufbahn in Kolonien oder in überseei-
schen Gebieten aufweisen, an den Ausschuss für soziale Angelegen-
heiten weitergeleitet. Diese Empfehlung ist bisher ohne Folge
geblieben.

173 KFO, Jahresbericht 1999/1, S. 115-116.
174 KFO, AE 99/12, Jahresbericht 1999, S. 333.
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4.2. Halbstaatliche Einrichtungen und öffentliche Unternehmen ohne
direkten Zusammenhang mit den föderalen Ministerien

4.2.1 Zahlen

Halbstaatliche Einrichtungen und öffentliche Unternehmen
ohne direkten Zusammenhang mit den föderalen Ministe-
rien

Anzahl

Nationale Lotterie 2
Beteiligungsfonds 2
Gebäuderegie 2
Belgisches Institut für Postdienste und Fernmeldewesen (BIPF) 1
Die Post 2
Brussels international airport company (BIAC) 3
GESAMT 12

Sprache Anzahl
Französisch 4
Niederländisch 8
GESAMT 12

Bearbeitungsphasen Anzahl
Empfangsbestätigung 1
Akten in der Ermittlungsphase 6
Abgeschlossene Akten 5
GESAMT 12

4.2.2. Erörterung der wichtigsten Problemstellungen,
Beschwerden und Vermittlungsanträge

Außer den Beschwerden gegen die Einrichtungen, die vorstehend
unter Punkt 4.2.1 behandelt wurden, befassen wir uns nachstehend
nur mit den anderen halbstaatlichen Einrichtungen und öffentlichen
Unternehmen, die nicht mehr unmittelbar einem der zwölf föderalen
Ministerien unterstehen.

Zunächst verweisen wir darauf, dass wir in dem Teil über die Be-
schwerden von Beamten eine Beschwerde eines Bediensteten des Bel-
gischen Instituts für Postdienste und Fernmeldewesen behandeln.

Das Kollegium wurde mit einer Beschwerde über die Lage der Per-
sonen mit eingeschränkter Mobilität befasst, die manchmal Schwie-
rigkeiten beim Zugang zu öffentlichen Gebäuden haben. Das Kolle-
gium der föderalen Ombudsmänner hat bei dieser Gelegenheit Kon-
takt zum Kollegium der Generalsekretäre aufgenommen, damit es
das Problem im Lichte des Grundsatzes des angemessenen Zugangs
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prüfen solle. Der Vorsitzende dieses Kollegiums hat alle Generalse-
kretäre gebeten, die ordnungsgemäße Beschilderung der Gebäude,
für die sie jeweils verantwortlich sind, zu überwachen. U} berdies hat
die Gebäuderegie eine Aufstellung der Liste der problematischen Ge-
bäude in Angriff genommen. Der Generaldirektor der Gebäuderegie
hat ebenfalls eine Abschätzung der Kosten für die etwaige Umgestal-
tung dieser Gebäude angefordert, um sie Personen mit einer Behin-
derung zugänglich zu machen. Sobald der Generaldirektor für Ge-
bäude diese Auskünfte erhalten hat, wird er den Minister für Tele-
kommunikationen, für öffentliche Unternehmen und Beteiligungen
auffordern, die Mittel für die Ausführung der vorrangigen Umbau-
arbeiten bereitzustellen. Das Kollegium der föderalen Ombudsmän-
ner verfolgt sorgfältig diese Problematik, die zahlreiche Personen be-
trifft.

4.3. Andere halbstaatliche Einrichtungen

Die Beschwerden in Bezug auf diese halbstaatlichen Einrichtungen
werden in dem Teil dieses Berichtes über den Minister, der eine Ver-
waltungsaufsicht über sie ausübt, erörtert (vgl. II.3, oben).

4.4. Kulturelle und wissenschaftliche Einrichtungen

Diesbezüglich verweisen wir auf die Kapitel dieses Berichtes, die ih-
rem jeweiligen Aufsichtsminister gewidmet sind (vgl. II.3, oben).
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5. Privatrechtliche Organisationen mit öffentlichem
Dienstleistungsauftrag

5.1. Zahlen

Privatrechtliche Organisationen mit öffentlichem Dienstleistungsauftrag

Krankenkassen 27

Auszahlungskassen insache
Arbeitslosenunterstützung 3

Kinderbeihilfekassen 19

Soziale Versicherungsfonds 24

Automobilinspektionen 1

Andere 9

32,5%

3,6%

22,9%

28,9%

1,2%
10,8%

GESAMT 83

Anzahl

Privatrechtliche Organisationen mit öffentlichem Dienstleistungsauftrag
Zulässige Beschwerden nach Sprache

Französisch 47

Niederländisch 36

GESAMT 83

Anzahl56,6%43,4%
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Privatrechtliche Organisationen mit öffentlichem Dienstleistungsauftrag
Zulässige Beschwerden nach Phase

Empfangsbestätigungen 12

Akten in der Ermittlungsphase 26

Vermittlungsverfahren 1

Aussetzungen 2

Abgeschlossene Akten 42

14,5%

31,3%
1,2%2,4%

50,6%

GESAMT 83

Anzahl

Bewertung der abgeschlossenen Akten Anzahl
Angemessene Verwaltung 17
Unangemessene Verwaltung 15
Ohne Bewertung 10
GESAMT 42

Privatrechtliche Organisationen mit öffentlichem Dienstleistungsauftrag
Unangemessene Verwaltung nach Kriterium

Richtige
Rechtsanwendung 4

Vertrauensgrundsatz 1

Angemessene Frist 2

Sorgfaltsgrundsatz 9

Aktive und passive Information 4

Höflichkeit 1

19,0%

4,8%

9,5%

42,9%

19,0%

4,8%

GESAMT 21

Anzahl
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5.2. Vorbemerkungen / Kontakte mit der Verwaltung

Die Zuständigkeit des Kollegiums der föderalen Ombudsmänner
umfasst die Einrichtungen, die in der Charta des Sozialversicherten
als « Mitwirkende Einrichtungen der sozialen Sicherheit » bezeichnet
werden. In unserem vorigen Jahresbericht haben wir jedoch bereits
darauf verwiesen, wie wichtig es ist, die betreffende Rechtshandlung
zu berücksichtigen, um die Zuständigkeit des Kollegiums für diese
Einrichtungen zu prüfen175. Das Kollegium der föderalen Ombuds-
männer ist nämlich für die Behandlung der Beschwerden über diese
Einrichtungen zuständig, insofern sie als Einrichtungen handeln, die
einen Auftrag im Sinne des Gemeinwohls erhalten haben. In den an-
deren Fällen ist es nicht zuständig. Das Kollegium ist erfreut darüber,
dass diese Einrichtungen in hohem Maße bereit sind, mit dem födera-
len Vermittlungsdienst zusammenzuarbeiten.

5.3. Erörterung der wichtigsten Problemstellungen, Beschwerden und
Vermittlungsanträge

Die Krankenkassen und das europäische Recht

Das LIKIV hat anerkannt, dass die Arztkosten für Leistungen in ei-
nem Mitgliedsstaat der Europäischen Union von der belgischen
Krankenkasse mittels Einhaltung gewisser Bedingungen erstattet
werden können. Das LIKIV wendet diesbezüglich eine Rechtspre-
chung des Europäischen Gerichtshofes an, nämlich die Urteile Dek-
ker und Kohll vom 28. April 1998, in denen die Grundsätze des freien
Güter- und Dienstleistungsverkehrs bestätigt werden. Diese Grund-
sätze sind anwendbar auf die Beteiligung der Krankenkasse des Lan-
des des Versicherten an den Kosten für medizinische Leistungen, die
in einem anderen Mitgliedsstaat erbracht werden. Ausgehend von
dieser Rechtsprechung hat das LIKIV ein Rundschreiben mit Richtli-
nien über die Anwendung von Artikel 22 der Verordnung 1408/71
verfasst. Das LIKIV hat diesem Rundschreiben eine positive rückwir-
kende Kraft ab dem 28. April 1998 (Datum der Urteilsverkündung
durch den Gerichtshof) verliehen. Das Kollegium der föderalen Om-
budsmänner wurde jedoch mit einer Beschwerde befasst, bei der eine
Krankenkasse sich geweigert hatte, die Kosten für die Leistungen
eines niederländischen Zahnarztes zu erstatten. Das Kollegium hat
sich an den nationalen Verband dieser Krankenkasse gewandt, der
ihm bestätigte, dass die Richtlinien des Rundschreibens des LIKIV in

175 KFO, Jahresbericht 1999/1, S. 118.
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der fraglichen Akte einzuhalten seien und die Kosten gemäß der bel-
gischen Nomenklatur erstattet würden.

Die Krankenkassen und die Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung

Bei der Behandlung verschiedener Beschwerden über das Anrecht
auf eine Entschädigung wegen Arbeitsunfähigkeit hat das Kollegium
der föderalen Ombudsmänner festgestellt, dass die Bürger nur unzu-
reichend über ihre Verpflichtung, der Krankenkasse ihre Arbeitsun-
fähigkeit innerhalb einer bestimmten Frist mitzuteilen, informiert
sind. Dem Kollegium lagen mehrere Akten vor, in denen die betref-
fenden Personen nur dem Arbeitgeber eine Arbeitsunfähigkeits-
bescheinigung vorgelegt hatten und davon ausgingen, dies reiche aus,
um Anrecht auf eine Entschädigung wegen Arbeitsunfähigkeit zu ha-
ben. Ein Arbeitnehmer, der die Entschädigung in Anspruch nehmen
möchte, muss jedoch den Vertrauensarzt seiner Krankenkasse benach-
richtigen und ihm eine ärztliche Bescheinigung zukommen lassen.
Diese Formalität muss spätestens am zweiten Tag nach dem Beginn
der Arbeitsunfähigkeit erfüllt sein. Wenn die betreffende Person An-
recht auf ein garantiertes Einkommen hat, verlängert sich die Melde-
frist bis zum Ende des vom garantierten Einkommen gedeckten Zeit-
raums. Im Falle der verspäteten Meldung der Arbeitsunfähigkeit
werden die Entschädigungen grundsätzlich erst ab dem Tag nach der
Meldung gewährt. In gewissen Ausnahmefällen kann diese Strafe je-
doch aufgehoben werden. Diese Problematik macht erneut deutlich,
wie wichtig eine gute Information des Bürgers ist. Die Charta des
Sozialversicherten erlegt im übrigen den Krankenkassen eine aktive
Informationspflicht auf, sowohl in Bezug auf die Rechte als auch in
Bezug auf die Pflichten des Sozialversicherten. Zahlreiche Kranken-
kassen haben in diesem Bereich bedeutende Anstrengungen unter-
nommen (Informationsbroschüren, …), doch die gesamte Informa-
tion erreicht augenscheinlich noch nicht alle betroffenen Personen.

Die Kindergeldkassen und die Aussetzung der Zahlung

In der Regelung über Kindergeld sind Bestimmungen enthalten, um
eine Aussetzung der Zahlung des Kindergelds im Falle eines Wech-
sels der zuständigen Kasse zu vermeiden. So ist insbesondere vorge-
sehen, dass die ursprünglich zuständige Kindergeldkasse weiterhin
vorläufig das Kindergeld bezahlt, bis die Zuständigkeit der neuen
Kindergeldkasse gesichert ist. Die provisorischen Zulagen sind dann
gegebenenfalls Gegenstand einer Ausgleichszahlung zwischen den
Kindergeldkassen. Das Kollegium der föderalen Ombudsmänner
wurde mit einer Reihe von Beschwerden von Personen befasst, denen
die Zahlung der Zulagen infolge eines Wechsels der Kindergeldkasse
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ausgesetzt worden war. Die erste Kasse erklärte beispielsweise, sie sei
nicht mehr zuständig, während die neue Kasse anführte, ihre Zustän-
digkeit stehe noch nicht fest. Sobald die Zuständigkeit der neuen
Kasse feststand, erhielt die betreffende Person die rückständigen Be-
träge für die Zeit der Aussetzung. Für die betreffenden Personen war
diese Zahlungsaussetzung problematisch, da sie im Fall einer länge-
ren Dauer finanzielle Schwierigkeiten mit sich bringt. Das Kollegium
hebt somit hervor, wie wichtig eine ordnungsmäßige Anwendung
der Bestimmungen über die vorläufige Zahlung ist.
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6. Beschwerden von Beamten

6.1. Vorbemerkungen / Kontakte mit der Verwaltung

Eine Reihe von bei uns eingegangenen Beschwerden von Beamten
werden hier zusammengelegt und im Zusammenhang mit einer be-
sonderen Problematik geprüft.

6.2. Erörterung der wichtigsten Problemstellungen, Beschwerden und
Vermittlungsanträge

A. Die Beamten und ihre Besoldung

Ein gewisser Mangel an Transparenz

In unserem vorigen Jahresbericht176 haben wir eine Beschwerde über
eine mangelhafte Information der Bediensteten des Finanzministeri-
ums im Fall einer positiven (Zahlung von Rückständen) oder negati-
ven Berichtigung (Rückzahlung von unrechtmäßig gezahlten Sum-
men) ihres Gehalts behandelt. Die Behandlung dieser Beschwerde
war Anlass zu einem Treffen zwischen dem Kollegium der föderalen
Ombudsmänner und Vertretern der verschiedenen betroffenen Abtei-
lungen des Finanzministeriums. Die Frage war um so wichtiger, als
die aufgeworfene Problematik alle Bediensteten des Föderalstaates
betrifft.

Bei diesem Treffen wurden unter anderem die Anstrengungen im
Hinblick auf eine bessere Information des Personals behandelt. So
werden seit einigen Monaten Datenblätter für „Zulagen und Entschä-
digungen“, die den Bediensteten zustehen, verwendet. Die Benut-
zung von Datenblättern für „ausstehende Beträge“ ist ebenfalls für
Ende 2000 vorgesehen. Diese Datenblätter enthalten neben Erklärun-
gen zur Berechnung der gezahlten Beträge eine Reihe von sehr nütz-
lichen Angaben (Angaben zu dem zuständigen Bediensteten in der
Zentralen Dienststelle für ständige Ausgaben des Finanzministeri-
ums, Angaben zur betreffenden Personalabteilung).

In diesem Rahmen hat das Kollegium – wie die Verantwortlichen der
obengenannten Zentralen Dienststelle bei betreffenden Zusammen-
kunft selbst einräumten – feststellen können, dass die Bestimmungen
über die Gehälter der Beamten derart kompliziert geworden ist, dass
sie nur noch auf automatisierte Weise angewandt werden; nur einige
wenige Eingeweihte beherrschen noch das entsprechende, sehr aus

176 KFO, Jahresbericht 1999/1, S. 121-122.
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geklügelte EDV-Programm. Diese komplizierten Bestimmungen wir-
ken sich schließlich nachteilhaft auf die Transparenz des Entschei-
dungsprozesses gegenüber den Verwalteten und der Verwaltung
selbst aus.

Die mangelnde Transparenz der Verwaltung kommt auch auf ande-
ren Ebenen zum Ausdruck. So hängt die Bewilligung einer Prämie
bisweilen von einer Beurteilung oder der Erfüllung gewisser Bewil-
ligungsbedingungen ab. Das Kollegium hat im Laufe des Jahres 2000
eine Reihe von Beschwerden oder Vermittlungsanträgen behandelt,
die sich hauptsächlich darauf bezogen, dass der Beschwerdeführer
nicht deutlich erkannte, aus welchen Gründen ihm eine bestimmte
Prämie nicht gewährt wurde.

So erhielt ein Beamter des Belgischen Instituts der Postdienste und
Fernmeldewesen (BIPF) eine unter dem Durchschnitt liegende Beur-
teilung. Es handelte sich um eine spezifische Beurteilung, die mit der
Bewilligung einer Prämie einherging. Folglich erhielt er einen verrin-
gerten Prozentsatz der Prämie. Er bekam jedoch keinerlei Informa-
tion über die Gründe, warum seine Beurteilung unter dem Durch-
schnitt lag. Das Kollegium wandte sich an den leitenden Beamten des
BIPF, und dieser teilte mit, dass die Nutzung eines Bewertungssy-
stems es ermöglichte, jede Produktivitätssenkung eines bestimmten
Beamten herauszustellen. Er konnte jedoch nicht erklären, warum
einerseits seine Verwaltung der Auffassung war, dass die Leistung
des Betroffenen nachgelassen habe und was andererseits dieser tun
könne, um fortan seine Situation zu verbessern. Das Kollegium hat
mit Nachdruck darauf bestanden, dass den Bediensteten künftig eine
angemessene Begründung für ihre Beurteilungen und Bewertungen
gegeben wird.

Eine andere Beschwerde hing mit der Anwendung eines königlichen
Erlasses vom 6. September 1998 zur Einführung eines Prämiensy-
stems zugunsten der Personalmitglieder gewisser öffentlicher Dien-
ste, die mit EDV-Aufgaben betraut sind, zusammen. Die Beamten
mussten eine Reihe von Bedingungen erfüllen, um Anspruch auf
diese Prämie zu haben. Der Beschwerdeführer war ein Beamter des
Ministeriums für Verkehr und Infrastruktur, der innerhalb seiner
Dienststelle mehrere EDV-Aufgaben ausführte und daher vom leiten-
den Beamten seiner Verwaltung für die Bewilligung dieser Prämie
vorgeschlagen wurde. Die Personalabteilung informierte anfangs den
betreffenden Beamten nicht über die ablehnende Entscheidung bezü-
glich dieses Vorschlags. Erst auf eine Anfrage seinerseits hin wurde
der Beamte über die ablehnende Entscheidung in Kenntnis gesetzt.
Die Begründung dieser ablehnenden Entscheidung war anfangs un-
klar. Bei der Prüfung der Beschwerde wurden sowohl dem Kolle-
gium als auch dem betreffenden Beamten jedesmal unterschiedliche
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Begründungen zur Rechtfertigung der Nichtzahlung dieser EDV-Prä-
mie mitgeteilt. Durch ihre unklare Begründung hat die Verwaltung
nur noch den Eindruck verstärkt, dass sie diese Prämie willkürlich
gewährt.

Verjährung der Staatsschuld und Billigkeit

Das Kollegium wurde mit einer Beschwerde befasst, mit der mehrere
Bedienstete der Zoll- und Akzisenverwaltung des Finanzministeri-
ums diesem Ministerium eine verspätete Auszahlung von Zulagen
vorwarfen, die ihnen nach ihrem Dafürhalten für außerordentliche
Leistungen im Zusammenhang mit der Feststellung und der Einzie-
hung von Provinzsteuern auf den Getränkeausschank zustanden. Das
Finanzministerium focht den eigentlichen Grundsatz an, dass eine
Schuld seitens des Staates vorliege, und machte die etwaige Zahlung
dieser Zulagen an die Beschwerdeführer von einem Gerichtsurteil
abhängig, das im Anschluss an die Berufung des Staates im Rahmen
einer ähnlichen Akte eines anderen Bediensteten der gleichen Verwal-
tung zu fällen war.
Da die Gerichte die Berufung des Staates abwiesen, erklärte sich die-
ser einverstanden, die Zahlung der betreffenden Zulagen auf die Be-
diensteten auszudehnen, die keine Gerichtsklage eingereicht hatten.
Es erwies sich jedoch, dass die in Artikel 100 des königlichen Erlasses
vom 17. Juli 1991 zur Koordinierung der Gesetze über die staatliche
Buchführung vorgesehene Verjährung eingetreten war. Der General-
sekretär des Finanzministeriums hat daher dem Kollegium mitgeteilt,
dass er dem Finanzminister vorschlagen werde, einen Gesetzentwurf
zu hinterlegen, der nach fünf Jahren die Verjährung der Forderungen
von Personen, die von diesem Problem betroffen seien, vorsehe. Das
Kollegium der föderalen Ombudsmänner ist zufriedengestellt durch
den seitens des Finanzministeriums ausgedrückten Willen, eine ge-
rechte Lösung für das Problem zu finden, doch es ist der Auffassung,
dass die besonders schwerfällige Anwendung des gesetzgeberischen
Verfahrens hätte vermieden werden können, wenn die Verwaltung
den Grundsatz angenommen hätte, auf eine Empfehlung der Billig-
keit durch den parlamentarischen Ombudsmann zurückzugreifen177.
Diese Akte wird weiter in der Vermittlungsstelle behandelt.

B. Die Lage kranker Beamter

Die interne Versetzung im Krankheitsfall

Das Kollegium hatte eine Beschwerde zu prüfen, die ein Bediensteter
der Zoll- und Akzisenverwaltung des Finanzministeriums eingereicht
hatte, weil er Schwierigkeiten hatte, in ein anderes, näher zu seinem

177 „Kontrolle der billig urteilenden Verwaltung“, KFO, Jahresbericht 2000, S. 24-25, siehe
auch KFO, AE 97/12.
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Wohnsitz gelegenes Büro versetzt zu werden. Der Betroffene war
nämlich nicht günstig eingestuft. Angesichts der Gesundheitspro-
bleme des Beschwerdeführers verwies die Verwaltung auf eine
Dienstanweisung des Finanzministeriums, aufgrund derer ein Be-
diensteter mit schwerwiegenden Gesundheitsproblemen unter be-
stimmten Bedingungen eine sogenannte zeitweilige Versetzung an
einen näher zu seinem Wohnsitz gelegenen Arbeitsplatz erhalten
kann, ohne dass dabei seine Einstufung entsprechend seinem Dienst-
alter im Grad berücksichtigt wird. Da diese zeitweilige Versetzung
außerhalb des Stellenplans erfolgt, liegt keine Verletzung der legiti-
men Rechte der Personen vor, die im Hinblick auf eine tatsächliche
Versetzung günstig eingestuft sind. Nachdem das Kollegium den Be-
schwerdeführer über das Bestehen dieser Dienstanweisung und der
in diesem Rahmen zu unternehmenden Schritte informiert hatte, hat
er nie mitgeteilt, ob er in den Genuss dieses Verfahrens zu gelangen
wünschte. Das Kollegium ist der Auffassung, dass die in dieser
Dienstanweisung festgehaltenen Grundsätze ebenfalls auf ähnliche
Situationen angewandt werden könnten, die gegebenenfalls in ande-
ren Verwaltungen vorkommen könnten, vorausgesetzt natürlich, dass
diese über dezentralisierte Dienststellen von einer gewissen Größe
verfügen.

Die Lage chronisch kranker Beamter

Das Kollegium hat im Laufe des Jahres 2000 die Problematik der
Arbeitsbedingungen von chronisch kranken Beamten untersucht. Die
Bestimmungen über Urlaub wegen eingeschränkter Leistungen (we-
gen Krankheit) bietet in der Tat keine Lösung für diese Kranken, da
der betreffende Urlaub nur im Hinblick auf die vollständige Wieder-
aufnahme der Arbeit nach Ablauf einer gewissen Zeit gewährt wird.
Die Lage eines chronisch Kranken, dem dieser Urlaub nicht mehr
gewährt wird, ist seinem medizinischen Zustand nicht angepasst. So
ist er nicht imstande, die Arbeit ganzzeitig wiederaufzunehmen,
während seine anderen Möglichkeiten mit einem erheblichen Ein-
kommensverlust einhergehen. Außerdem führt eine Versetzung in
den einstweiligen Ruhestand eines chronisch Kranken schnell zur
vorzeitigen Versetzung in den Ruhestand, was nicht nur finanziell
nachteilhaft ist, sondern auch Auswirkungen auf seinen psychischen
Zustand hat.

Für chronisch kranke Arbeitnehmer des Privatsektors besteht ein Sy-
stem, durch das unter bestimmten Bedingungen und aufgrund eines
Gutachtens des Vertrauensarztes eine Krankheitszulage durch eine
Teilzeitarbeit mit entsprechendem Einkommen ergänzt werden kann.
Dieses System verpflichtet die chronisch Kranken nicht, nach einer
bestimmten Zeit wieder die Arbeit ganz aufzunehmen. Es bietet die-
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sen Patienten, die eine Krankheitszulage erhalten, mehr Möglichkei-
ten, um weiterzuarbeiten und ein Zusatzeinkommen zu erwirtschaf-
ten. Das Kollegium hat den Minister für den öffentlichen Dienst ge-
fragt, ob eine ähnliche Regelung, die der Lage der Beamten angepasst
wäre, für sie in Erwägung gezogen werden könne. Der Minister hat
versprochen, diesem Problem bei einer der nächsten A} nderungen der
Bestimmungen über Krankheitsurlaub Rechnung zu tragen. Das Kol-
legium wird diese Problematik im Auge behalten.

Versetzung in den einstweiligen Ruhestand und Wartegehalt

Wenn ein Beamter sein Kontingent der Krankheitstage erschöpft hat
und weiterhin abwesend ist, wird er in den einstweiligen Ruhestand
versetzt und erhält dann ein Wartegehalt in Höhe von 60 % seines
normalen Gehalts. Dieses Verwaltungsverfahren ist sehr kompliziert:
die Versetzung in den einstweiligen Ruhestand wird der Zentralen
Dienststelle für ständige Ausgaben (ZDSA), die die Gehälter der Be-
amten auszahlt, mit einer systematischen Verspätung von einem bis
zu mehreren Monaten gemeldet. In der Zwischenzeit zahlt die ZDSA
dem zur Disposition gestellten Bediensteten weiterhin sein vollstän-
diges Gehalt (statt der 60 %) und ist folglich verpflichtet, die unrecht-
mäßig getätigten Zahlungen zurückzufordern. Die Bediensteten sind
sich jedoch nicht immer bewusst, dass sie weiterhin ihr volles Gehalt
bekommen, da die ZDSA, wenn sie ein Wartegehalt auszahlt, keinen
Berufssteuervorabzug einbehält, so dass der kranke Bedienstete in
etwa den gleichen Betrag erhält, wie wenn er nicht zur Disposition
gestellt worden wäre. Dennoch ist die ZDSA verpflichtet, den un-
rechtmäßig gezahlten Betrag zurückzufordern, und dabei ist sie be-
müht, flexibel und menschlich vorzugehen. In der Praxis wird dem
Bediensteten ein Vorschlag zugesandt, wonach die Erstattung durch
Einbehaltungen von den darauffolgenden Gehältern erfolgt. Wenn
der Bedienstete nicht mit den Modalitäten der Einbehaltung einver-
standen ist, findet ein Dialog statt, um eine Einigung zu erzielen, und
diese Einigung kommt nach Darstellung der ZDSA in der überwie-
genden Mehrheit der Fälle zustande. Dieses Verfahren bietet zwar
den Vorteil, praktisch zu sein, doch es ist ungesetzlich, da es im Wi-
derspruch zu Artikel 23 des Gesetzes vom 12. April 1965 über den
Schutz der Vergütung der Arbeitnehmer steht; dieses verbietet es den
Arbeitgebern in aller Form, Beträge von der Vergütung einzubehal-
ten, mit Ausnahme einiger ganz bestimmter Fälle (zu denen nicht die
Rückzahlung von unrechtmäßig gezahlten Beträgen gehört). Diese
Bestimmung – die auf die Bediensteten des öffentlichen Sektors An-
wendung findet –, gehört zur öffentlichen Ordnung, und daher kann
ein Arbeitgeber nicht davon abweichen, selbst wenn der Arbeitneh-
mer einverstanden ist. Eine strenge Anwendung des Gesetzes würde
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bedeuten, dass die ZDSA und der Bedienstete einen Rückzahlungs-
plan vereinbaren, dessen Monatszahlungen der Bedienstete tätigt,
statt dass die Beträge von seinem Gehalt einbehalten werden. Diese
Technik würde eher dem Gesetz entsprechen, auch wenn sie zu
schwerfälligeren Verfahren führen würde, es sei denn, man würde
das Gesetz entsprechend abändern.

Anlässlich der Prüfung einer ihm unterbreiteten Beschwerde hat das
Kollegium dem Finanzministerium empfohlen, die Maßnahmen zur
Eintreibung von Beträgen gegen einen seiner Bediensteten einzustel-
len, der wegen Krankheit zur Disposition worden war und dem die
ZDSA mehrere Jahre lang weiterhin ein volles Gehalt gezahlt hatte.
Die Verwaltung hatte auf das Problem der persönlichen Haftung des
Einnehmers, falls er auf die Eintreibung verzichten würde, verwie-
sen, und daher schlug das Kollegium vor, zumindest die Eintrei-
bungsmaßnahmen auszusetzen, bis der Bedienstete sich wieder fi-
nanziell besser steht, und dies hat die Verwaltung angenommen.

Weitere Folgen der Versetzung in den einstweiligen Ruhestand

Dem Kollegium der föderalen Ombudsmänner wurden zwei Be-
schwerden über die Art und Weise der Bestimmungen über das Ur-
laubsgeld und die Jahresendzulage durch eine provinziale Industrie-
und Handelskammer unterbreitet. Der Vorstand der betreffenden
Kammer hatte in der Tat den Standpunkt vertreten, dass die Be-
schwerdeführerinnen, die beide wegen Krankheit in den einstweili-
gen Ruhestand versetzt worden waren, aus diesem Grunde kein An-
recht mehr auf Urlaubsgeld und eine Jahresendzulage hätten. Das
Kollegium nahm Kontakt zur allgemeinen Verwaltungsdienststelle
des Ministeriums für das öffentlichen Amt sowie zum Generalse-
kretär des Ministeriums für Mittelstand und Landwirtschaft (dem die
Industrie- und Handelskammern unterstehen) auf, und diese vertra-
ten den Standpunkt, dass die geltenden Verordnungsbestimmungen
tatsächlich vorsahen, dass den wegen Krankheit in den einstweiligen
Ruhestand versetzten Bediensteten das Feriengeld und die Zulage
gewährt werden. Es bestehen aber noch Meinungsverschiedenheiten
bezüglich der Auslegung der Berechnungsgrundlage für die geschul-
deten Summen, denn gewisse halbstaatliche Einrichtungen wenden
auf die Bediensteten ein weitaus weniger günstiges System an als die
ZDSA. Das Kollegium hat dem Vorstand der betreffenden Kammer
vorgeschlagen, den Betroffenen die mit Sicherheit geschuldeten Sum-
men auszuzahlen, nämlich eine Jahresendzulage und ein Urlaubs-
geld, die auf der Grundlage ihres Wartegehalts berechnet würden,
und die Kammer hat dies angenommen. Die betreffenden Beschwer-
den werden noch geprüft, weil sie sich auch auf andere Aspekte der
Besoldung beziehen. Allgemein ist das Kollegium der Auffassung,
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dass mehrere Missverständnisse vermieden werden könnten, wenn
gewisse Verwaltungen sich regelmäßiger an die Dienststelle für die
allgemeine Verwaltung des Ministeriums für das öffentlichen Amt
wenden würden, falls Zweifel bezüglich der Auslegung einer Verord-
nungsbestimmung über das Statut der Staatsbediensteten bestünden.

6.3. Schlussfolgerungen und Empfehlungen

Bei der Prüfung von Beschwerden der Beamten wird deutlich, dass
eine größere Transparenz der Entscheidungsgrundlagen178 notwen-
dig ist, wobei diese Entscheidungen ebenso wie jeder Verwaltungsakt
individueller Art aufgrund des Gesetzes in angemessener Weise be-
gründet werden müssen179.

Dem Besoldungssystem der Beamten mangelt es an Transparenz. Ei-
nem Bediensteten klare, vollständige und präzise Informationen über
die Berechnung seines Gehalts zu erteilen, ist in gewissen Situationen
unmöglich (Krankheit, Auszahlung von rückständigen Beträgen,…).
Irrtümer, wie sie bei der Berechnung des Wartegehalts eines in den
einstweiligen Ruhestand versetzten Beamten vorkommen, würden
sich nicht mehr ereignen, wenn das System klarer wäre. Schließlich
ist das Kollegium erfreut darüber, dass die Verwaltung seinen Anre-
gungen, Vorschlägen oder Empfehlungen in diesen Akten folgt, die
an sich heikel sind, weil ein Beamter der Verwaltung gegenübersteht,
wie beispielsweise die Entscheidung der Verwaltung, die Schritte zur
Eintreibung von gewissen Summen auszusetzen, bis der Bedienstete
sich finanziell wieder bessersteht.

178 KFO, AE 97/7, Jahresbericht 1998, S. 122.
179 KFO, AE 99/2, Jahresbericht 1999, S. 328, Empfehlung im Hinblick auf die Einführung

eines ad-hoc-Ausschusses, um Verwaltungen zu helfen, die Schwierigkeiten bei der
Begründung ihrer Entscheidungen haben, so wie sie durch das Gesetz vom 29. Juli
1991 dazu verpflichtet sind.
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III. EMPFEHLUNGEN

Die Empfehlungen des Kollegiums der föderalen Ombudsmänner
sind entweder „allgemeiner“ oder „offizieller“ Art. Die Ersteren wer-
den gemäß Artikel 15, Absatz 1 des Gesetzes über die parlamentari-
schen Ombudsmänner der gesetzgebenden Gewalt übermittelt (d.h.
der Abgeordnetenkammer, doch sie betreffen auch den Senat, wenn
sie sich mit Gesetzesverbesserungen befassen). Die Letzteren werden
gemäß Artikel 14, Absatz 3 des genannten Gesetzes der ausführenden
Gewalt übermittelt (d.h. der Regierung und ihrer Verwaltung).

Die allgemeinen Empfehlungen beziehen sich entweder auf Verbesse-
rungen auf gesetzgeberischer Ebene, zu denen das Parlament die In-
itiative ergreifen kann, oder auf verwaltungsmäßige Fehlfunktionen
verordnungsrechtlicher, konjunktureller oder struktureller Art, bei
denen das Parlament seine Kontrollbefugnis über die Exekutive au-
süben kann.

Die offiziellen Empfehlungen fordern ihrerseits die Verwaltung dazu
auf, eine vor dem Kollegium angefochtene Entscheidung zu ändern,
wenn das Kollegium geschlussfolgert hat, dass eine Verletzung der
Gesetzlichkeit oder eine Nichteinhaltung der Grundsätze der ord-
nungsmäßigen Verwaltung vorliegt oder wenn es die Billigkeit gel-
tend macht180. Die offiziellen Empfehlungen können die Verwaltung
oder den verantwortlichen Minister auch dazu auffordern, eine ver-
waltungsmäßige Fehlfunktion verordnungsrechtlicher, konjunkturel-
ler oder struktureller Art zu lösen, gegebenenfalls auf der Grundlage
von konkreten Lösungen, die das Kollegium vorschlägt.

1. Allgemeine Empfehlungen

1.1. Die allgemeinen Empfehlungen – 2000

AE 00/1: die Ankündigung der Eheschließung
Das Kollegium der föderalen Ombudsmänner empfiehlt, das System
des stufenweisen Ersatzes der gleichlautenden Kopie der Geburtsur-
kunde, das in Artikel 5 des Gesetzbuches über Staatsangehörigkeit
vorgesehen ist, auf das Verfahren der Ankündigung der Eheschlie-
ßung zu übertragen, so wie es in den Artikeln 63 ff. des Bürgerlichen
Gesetzbuches vorgesehen ist (siehe Jahresbericht 2000, S. 56 ff.).

180 Siehe „Das Kollegium der föderalen Ombudsmänner und die Kontrolle der Arbeit
und der Funktionsweise der Verwaltung“, Jahresbericht 2000, S. 18-25.
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AE 00/2: das Verfahren zur A} nderung des Namens und des Vorna-
mens
Das Kollegium der föderalen Ombudsmänner empfiehlt, Artikel 335,
§ 3, Absatz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuches abzuändern, um der
Rechtsprechung des Schiedshofes Rechnung zu tragen, der die Erfor-
dernis des Einverständnisses der Ehefrau zur A} nderung des Namens
eines unehelichen Kindes a patre als verfassungswidrig betrachtet
(siehe Jahresbericht 2000, S. 58 ff.).

AE 00/3: eine auf Kommunikation und Empfang ausgerichtete Aus-
bildung für alle Bediensteten der Steuerverwaltung
Das Kollegium der föderalen Ombudsmänner hat bereits 1999 in sei-
ner allgemeinen Empfehlung 1999/10 den Wunsch nach einer syste-
matischen und regelmäßigen Ausbildung der Eintreibungsbeamten
der Steuerverwaltung in Bezug auf Kommunikation und Empfang
der Steuerpflichtigen ausgedrückt. Da ähnliche Probleme in anderen
Sektoren der Steuerverwaltung aufgetreten sind, empfiehlt das Kol-
legium der föderalen Ombudsmänner, diese Ausbildung auf sämtli-
che Beamte der Steuerverwaltung auszudehnen. Sie könne beispiels-
weise Bestandteil des Programms der Grundausbildung der neuen
Bediensteten der Steuerverwaltung sein (siehe Jahresbericht 2000, S.
111 ff.).

AE 00/4: Zahlung der Verkehrssteuer durch Einzugsermächtigung
bei der Bank
Die Zahlung der Verkehrssteuer durch Einzugsermächtigung bei der
Bank ist derzeit nicht möglich, weil die Verwaltung der Auffassung
ist, dass der Steuerpflichtige diese Steuer aus eigener Initiative zahlen
sollte, unabhängig vom Erhalt einer Zahlungsaufforderung. Unge-
achtet der Anpassung der Tarife dieser Steuer an den Preisindex der
Lebenshaltungskosten zum 1. Juli eines jeden Jahres würde die Zah-
lung durch Einzugsermächtigung bei der Bank Probleme bei verspä-
teten Zahlungen aufgrund der Nachlässigkeit der Steuerpflichtigen
bereiten und anschließend Schwierigkeiten mit sich bringen. Diesbe-
züglich dürften die Verwaltung und U} bertragung der Daten zwischen
der Einzugsverwaltung und dem Postscheckamt auf dem Wege der
Automatisierung verwirklicht werden (siehe Jahresbericht 2000, S. 134
ff.).

AE 00/5: Aufhebung der Berücksichtigung der Einkünfte der Per-
son, mit der eine behinderte Person einen gemeinsamen Haushalt
geführt hat, nach der Trennung der betreffenden Personen
Gemäß den Bestimmungen über Beihilfen für Personen mit Behinde-
rung werden die Einkünfte des Ehepartners oder der Person, mit der
die behinderte Person einen gemeinsamen Haushalt führt, zur Be-
rechnung dieser Beihilfen berücksichtigt. Folglich kann oft eine Per-
son mit Behinderung, die mit einem Partner oder Ehegatten zusam-
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menlebt, der über Einkünfte verfügt, nicht in den Genuss der Beihilfe
gelangen, weil die Einkünfte des Haushaltes die zulässige Obergrenze
übersteigen. Im Falle der faktischen Trennung der Eheleute oder der
Zusammenwohnenden werden diese Beihilfen nur dann auf der al-
leinigen Grundlage der Einkünfte der Person mit einer Behinderung
berechnet, wenn die Trennung wenigstens ein Jahr gedauert hat.
Während des ersten Jahres der Trennung hingegen werden die Ein-
künfte des Ehegatten oder des Partners weiterhin fiktiv zur Berech-
nung der Beihilfen der Person mit Behinderung hinzugerechnet. Das
Kollegium der föderalen Ombudsmänner ist der Auffassung, dass
diese Bestimmung ungeeignet ist für unverheiratete Partner, zwischen
denen keine gesetzliche Beistandspflicht besteht. Einer Person mit
Behinderung, die nicht über Einkünfte verfügt, hat dann nämlich oft
keine andere Wahl, als sich ans O} SHZ ihrer Gemeinde zu wenden,
bis das erste Jahr der Trennung abgelaufen ist, damit ihre Beihilfen
auf der Grundlage ihrer eigenen Einkünfte berechnet werden. Daher
empfiehlt das Kollegium der föderalen Ombudsmänner, die gelten-
den Bestimmungen zu ändern, damit die Trennung sich unmittelbar
auf die Bestimmung der Einkünfte auswirkt, die zur Berechnung der
Beihilfen für Personen mit Behinderung berücksichtigt werden (siehe
Jahresbericht 2000, S. 153-154).

1.2. Befolgung der allgemeinen Empfehlungen 1999, 1998 und 1997 im
vergangenen Tätigkeitsjahr

Die AE/99 wurden im Jahresbericht 1999, S. 327-335, und im Jahres-
bericht 1999/1, S. 127-128, abgefasst.
Die AE/98 wurden im Jahresbericht 1998, S. 269-270, abgefasst.
Die AE/97 wurden im Jahresbericht 1997, S. 187-194, abgefasst.

Die allgemeinen Empfehlungen in Bezug auf eine Problematik, für
die bereits in vergangenen Tätigkeitsjahren eine Lösung gefunden
wurde, sind in diesem Jahresbericht nicht mehr angeführt.

AE 99/1: Stärkung der Mittel des Kollegiums der föderalen Om-
budsmänner als Instrument der Förderung und des Schutzes der
Menschenrechte.
Diese allgemeine Empfehlung wird vom Petitionsausschuss unter-
sucht. Sie ist jedoch ohne Folge geblieben.

AE 99/2: Schaffung einer ad-hoc-Arbeitsgruppe zur Beobachtung der
Ausführung der Gesetze über die formelle Begründung der Ver-
waltungshandlungen (diese allgemeine Empfehlung ist mit der AE
97/7 zu verbinden).
Der Petitionsausschuss hat beschlossen, diese allgemeine Empfehlung
in ihre Tagesordnung aufzunehmen (Parl. Dok., Abgeordnetenkam-
mer, ordentliche Sitzungsperiode 1999-2000, Nr. 0570/001, S. 37). We-
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gen der übergreifenden Beschaffenheit dieser allgemeinen Empfeh-
lung, die alle föderalen Verwaltungen betrifft, ist der Minister für das
öffentliche Amt sicherlich die angemessenste Behörde, um sie durch-
zuführen (siehe Jahresbericht 2000, S. 52).

AE 99/3: externe Kontrolle der Verwaltungshandlungen und der Ar-
beitsweise der Verwaltungsgerichtsbarkeiten.
Die Untersuchung dieser allgemeinen Empfehlung ist ohne Folge ge-
blieben. Seit dem 2. August 2000 ist der Hohe Justizrat funktionsfä-
hig; er trifft Entscheidungen über Verwaltungshandlungen und die
Arbeitsweise der ordentlichen Gerichte, wodurch das Fehlen eines
Organs hervorgehoben wird, das für die gleiche Kontrolle in Bezug
auf die Verwaltungsgerichtsbarkeiten zuständig wäre. Das Kollegium
wird weiterhin mit diesbezüglichen Beschwerden befasst, kann sie
jedoch nicht bearbeiten und muss sie zurückweisen. Es befürwortet
erneut die Einführung einer Kontrolle der Verwaltungshandlungen
und der Arbeitsweise der Verwaltungsgerichtsbarkeiten.

AE 99/4: Bewertung des Bedarfs bestimmter Verwaltungen an zu-
sätzlichem Personal.

AE 99/5: Ergreifen der erforderlichen Maßnahmen, um die O} ffent-
lichkeit besser über das Vorhandensein und die Rolle der Informa-
tionsbeamten zu informieren (diese allgemeine Empfehlung ist zu
verbinden mit der AE 97/6).
Der Petitionsausschuss hat beschlossen, die allgemeinen Empfehlun-
gen 99/4 und 99/5 in ihre Tagesordnung aufzunehmen.

AE 99/6: Verpflichtung des Bürgers, bestimmte Unterlagen vorzule-
gen, owohl die Verwaltung die Mittel hat oder leicht über die Mit-
tel verfügen könnte, sich diese selbst zu besorgen.
Der Petitionsausschuss hat beschlossen, die allgemeinen Empfehlun-
gen 99/4 bis 99/6 in ihre Tagesordnung aufzunehmen (Parl. Dok.,
Abgeordnetenkammer, Ordentliche Sitzungsperiode 1999-2000, Nr.
0570/001, S. 37). In diesem Jahresbericht wird mehrfach auf die bren-
nende Aktualität dieser Empfehlungen hingewiesen. Wegen der über-
greifenden Beschaffenheit dieser allgemeinen Empfehlungen, die alle
föderalen Verwaltungen betreffen, ist der Minister für das öffentliche
Amt sicherlich die angemessenste Behörde, um sie durchzuführen
(siehe Jahresbericht 2000, S. 52).

AE 99/7: internationale Adoption.
Der Ministerrat hat im März 2000 einen Gesetzesvorentwurf zur Re-
form der Adoption angenommen, mit dem im belgischen Recht ins-
besondere die A} nderungen eingefügt werden sollen, die notwendig
sind, damit das Haager U} bereinkommen vom 29. Mai 1993 über den
Schutz der Kinder und die Zusammenarbeit im Bereich der interna-
tionalen Adoption in unserem Land umgesetzt werden kann, womit
den Empfehlungen des föderalen Ombudsdienstes Folge geleistet
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wird. Die A} nderung des belgischen Adoptionsrechtes bildet in der
Tat die zwingende Voraussetzung für die Ratifizierung dieses inter-
nationalen Instrumentes durch Belgien, wie dies der Staatsrat in sei-
ner Stellungnahme zum Gesetzesvorentwurf über die Zustimmung
zum Haager U} bereinkommen hervorgehoben hat. Der Gesetzesvor-
entwurf liegt erneut dem Staatsrat vor und ist Gegenstand von An-
passungen im Hinblick auf die Berücksichtigung der genannten Stel-
lungnahme.

AE 99/8: Probleme infolge der Bewertung von Immobilien durch
die Steuerverwaltung.
Das Kollegium der föderalen Ombudsmänner wird weiterhin regel-
mäßig mit Beschwerden über den Informations- und Motivations-
mangel bei der Bewertung von Immobilien durch die Steuerverwal-
tungen befasst. Das in den vorherigen Jahresberichten empfohlene
formlose Verfahren zwischen der Steuerverwaltung und dem Steuer-
pflichtigen mit dem Austausch von Argumenten vor der Festsetzung
des Steuerwertes durch die Verwaltung bleibt somit weiterhin aktu-
ell. Diese Empfehlung ist jedoch ohne Folge geblieben (KFO, Jahres-
bericht 2000, S. 113- 114 und 121-123).

AE 99/9: Erweiterung der Möglichkeiten einer Befreiung von Amts
wegen.
Das Kollegium der föderalen Ombudsmänner hatte bereits in seinen
beiden vorherigen Jahresberichten empfohlen, im Hinblick auf eine
beschleunigte Behebung der einfachsten Streitfälle häufiger auf das
Verfahren der Befreiung von Amts wegen zurückzugreifen. Mit die-
sem Verfahren müsste auch das Recht des Steuerzahlers auf die nicht
in Anspruch genommenen – da oft nicht bekannten – Steuervorteile
zum Tragen kommen. Diese Vorgehensweise bietet zweifellos den
Vorteil der großen Flexibilität. Diesbezüglich hebt das Kollegium her-
vor, dass das Verfahren der Befreiung von Amts wegen gerade vom
Finanzminister in Betracht gezogen wurde. Dieser hat sodann in ei-
nem Gesetz vom 19. Juli 2000 dieses Verfahren festgeschrieben, mit
dem insbesondere die Streitfälle vermindert werden sollen, die vom
Steuersystem der aufgrund der Gesetzgebung über Arbeitsunfälle
und Berufskrankheiten ausgezahlten Renten entstehen. Die allge-
meine Empfehlung des Kollegiums sieht vor, die Fälle des Rückgriffs
auf dieses Verfahren noch zu erweitern.

AE 99/10: Sonderausbildung für die Beamten der Steuereintrei-
bung.
Diese Empfehlung wurde noch nicht wirklich in Angriff genommen.
Die Beamten der Steuereintreibung, die dies wünschen, können, in-
sofern ihr Arbeitsaufkommen es ihnen gestattet, an einem Modul
beim Ausbildungsinstitut der Föderalverwaltung teilnehmen. Das
Kollegium empfiehlt, dass jeder Beamte der Steuereintreibung eine
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Ausbildung erhält. Das Kollegium der föderalen Ombudsmänner hat
im Jahr 2000 eine neue allgemeine Empfehlung (AE00/3), die dieser
ähnelt, jedoch auf alle Bediensteten der Steuerverwaltung ausgedehnt
ist, herausgegeben (KFO, Jahresbericht 2000, S. 111 und 222).

AE 99/11: Wiederholt festgefahrene Pensionsakten des Unterrichts-
personals.
Der Petitionsausschuss vertrat den Standpunkt, dass die zuständigen
Minister auf diese Problematik hinzuweisen seien (Parl. Dok., Abge-
ordnetenkammer, Ordentliche Sitzungsperiode 1999-2000, Nr. 0570/
001, S. 32). Diese allgemeine Empfehlung wurde jedoch den betroffe-
nen Ministern nicht übermittelt und ist ohne Folge geblieben.

AE 99/12: Geltendmachung des Militärdienstes für die Berechnung
der Pension bezüglich der Laufbahn in Kolonien oder in U} bersee.
Der Petitionsausschuss hat beschlossen, dem Ausschuss für soziale
Angelegenheiten diese allgemeine Empfehlung vorzulegen (Parl.
Dok., Abgeordnetenkammer, Ordentliche Sitzungsperiode 1999-2000,
Nr. 0570/001, S. 35). Sie ist jedoch ohne Folgen geblieben.

AE 99/13: mangelnde Transparenz der A} rztekammer.
Der Petitionsausschuss hat beschlossen, dem Ausschuss für die O} f-
fentliche Gesundheit diese Empfehlung vorzulegen; dort wurde sie
mit dem Projekt über die Rechte der Patienten zusammengelegt, die
derzeit erörtert wird (Parl. Dok., Abgeordnetenkammer, Ordentliche
Sitzungsperiode 1999-2000, Nr. 0570/001, S. 36; KFO, Jahresbericht
2000, S. 165).

AE 99/14: gründliche Prüfung der Bestimmungen in Bezug auf den
Umtausch von ausländischen Führerscheinen.
Der Petitionsausschuss hat beschlossen, dem Ausschuss für Infra-
struktur, für auswärtige Beziehungen und innere Angelegenheiten
diese Empfehlung vorzulegen (Parl. Dok., Abgeordnetenkammer, Or-
dentliche Sitzungsperiode 1999-2000, Nr. 0570/001, S. 34-36). Diese
allgemeine Empfehlung ist jedoch ohne Folgen geblieben (KFO, Jah-
resbericht 2000, S. 181).

AE 99/15: gesetzlicher Schutz des Begriffs « Ombudsmann » (diese
Empfehlung ist mit der AE 97/1 zu verbinden).
Der Petitionsausschuss hat die Initiative zur Prüfung dieser allgemei-
nen Empfehlung ergriffen. Ein von diesem Ausschuss sowie dem
Präsidenten der Abgeordnetenkammer vorbereitetes Kolloquium war
am 15. Januar 2001 teilweise diesem Thema gewidmet. Diese allge-
meine Empfehlung ist ohne Folge geblieben.

AE 99/16: Hinterlegung des Jahresberichtes des Kollegiums der fö-
deralen Ombudsmänner bei der Abgeordnetenkammer im Früh-
jahr statt im Monat Oktober.
Ein Gesetzesvorschlag in diesem Sinne zur Abänderung von Artikel
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15, Absatz 1 des organisierenden Gesetzes vom 22. März 1995 über
die Einsetzung des Kollegiums der föderalen Ombudsmänner wurde
am 7. Dezember 2000 angenommen (Vorschlag Chastel, Decroly, De
Meyer, Frédéric, Leen und Lejeune / Gesetz vom 5. Februar 2001)
(siehe Jahresbericht 2000, S. 3).

AE 99/17: Diskriminierung zwischen Pensionssystemen in Bezug
auf den Verzicht auf die Rückforderung von nicht geschuldeten
Leistungen.
Beim Abschluss dieses Jahresberichtes hatte der Petitionsausschuss
seinen Bericht über den Jahresbericht 1999/1 des Kollegiums der fö-
deralen Ombudsmänner, in dem diese allgemeine Empfehlung ent-
halten war, noch nicht genehmigt. Diese Empfehlung – die einzige
des Jahresberichtes 1999/1 – ist somit ohne Folgen geblieben.

AE 98/1: Anwendung von geheimen Kriterien, die dem Grundsatz
der Verwaltungstransparenz sowie dem Grundsatz der Rechtssi-
cherheit und des rechtmäßigen Vertrauens widersprechen, im Rah-
men von Artikel 9, Absatz 3 des Gesetzes vom 15. Dezember 1980.
Das Rundschreiben vom 15. Dezember 1998 zur Festlegung der Re-
gularisierungskriterien hatte einen ersten bedeutenden Fortschritt in
Bezug auf das Kriterium der Transparenz der Verwaltung dargestellt.
Das Kollegium hatte jedoch hervorgehoben, dass ein solcher Mecha-
nismus nicht ausreiche, um den Erfordernissen der Rechtssicherheit
zu entsprechen. Das Gesetz vom 22. Dezember 1999 hat insbesondere
den Verdienst, dieser Erfordernis zu entsprechen, doch das Kolle-
gium erinnert daran, dass sein Anwendungsbereich sich auf Regula-
risierungsanträge beschränkt, die innerhalb einer bestimmten Zeit-
spanne nach der Veröffentlichung des Gesetzes eingereicht werden
(siehe KFO, Jahresbericht 1999/1, S. 38).
Die Abgeordnetenkammer hat im übrigen beschlossen, den Teil der
allgemeinen Empfehlung in Bezug auf die Handhabung geheimer
Kriterien durch bestimmte Steuerverwaltungen an den Finanzaus-
schuss zu verweisen (siehe Parl. Dok., Abgeordnetenkammer, ordent-
liche Sitzungsperiode 1998-1999, Nr. 2139, S. 30; KFO, Jahresbericht
1999, S. 195, Jahresbericht 1998, S. 122, 143 ff.). Diese allgemeine Emp-
fehlung ist jedoch ohne Folgen geblieben.

AE 98/2: Das Recht der Bürger, eine Bescheinigung in irgendeiner
Form zu erhalten zum Beweis, dass sie der Verwaltung bestimmte
Unterlagen haben zukommen lassen.
Anlässlich der Erörterung der Jahresberichte 1997 und 1998 des Kol-
legiums hat der Petitionsausschuss diese allgemeine Empfehlung an-
genommen, und die Abgeordnetenkammer hat beschlossen, den zu-
ständigen Minister aufzufordern, die erforderlichen Maßnahmen zu
ergreifen (siehe Parl. Dok., Abgeordnetenkammer, Ordentliche Sit-
zungsperiode 1998-1999, Nr. 2139/1, S. 19, 25 und 29). In diesem
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Jahresbericht wurde mehrmals darauf hingewiesen, dass diese Emp-
fehlung aktueller denn je ist. Sie wurde jedoch dem betreffenden Mi-
nister noch nicht übermittelt und ist ohne Folgen geblieben. Wegen
der übergreifenden Beschaffenheit dieser allgemeinen Empfehlung,
die alle föderalen Verwaltungen betrifft, ist der Minister für das öf-
fentliche Amt sicherlich die angemessenste Behörde, um sie durchzu-
führen (siehe Jahresbericht 2000, S. 52).

AE 97/1: die Verwirrung, die durch die Verwendung der Wörter
« médiateur » in Französisch und « ombudsman » in Niederländisch
im Gesetz vom 22. März 1995 entstanden ist, da diese Wörter nicht
die gleichen Begriffe abdecken. (Diese Empfehlung ist in Verbin-
dung mit der AE 99/15 zu lesen, die auf den gesetzlichen Schutz des
Wortes „Ombudsmann“ abzielt).
Die Initiative zur Prüfung dieser allgemeinen Empfehlung ging vom
Petitionsausschuss aus. Ein von diesem Ausschuss sowie vom Präsi-
denten der Abgeordnetenkammer vorbereitetes Kolloquium war am
15. Januar 2001 teilweise diesem Thema gewidmet. Diese allgemeine
Empfehlung ist ohne Folge geblieben.

AE 97/2: Anerkennung des Kollegiums der föderalen Ombudsmän-
ner in der Verfassung.
Der Petitionsausschuss hat diese allgemeine Empfehlung angenom-
men (Parl. Dok., Abgeordnetenkammer, 2139/1-98/99, S. 29). Artikel
28 wurde in der Tat für revisionsfähig erklärt, so dass die verfas-
sungsmäßige Anerkennung des Kollegiums der föderalen Ombuds-
männer möglich ist. Das Kollegium hofft somit, dass ein Vorschlag
oder ein Entwurf zur A} nderung der Verfassung in diesem Sinne im
Jahr 2001 hinterlegt und erörtert werden kann.

AE 97/3: Einführung des Kollegiums der föderalen Ombudsmänner
als Vermittlungsinstanz der zweiten Linie (wie die sektoriellen
Ombudsdienste oder die Beschwerdedienste).
Die Initiative zur Prüfung dieser allgemeinen Empfehlung ging vom
Petitionsausschuss aus. Ein von diesem Ausschuss sowie vom Präsi-
denten der Abgeordnetenkammer vorbereitetes Kolloquium war am
15. Januar 2001 teilweise diesem Thema gewidmet. Diese allgemeine
Empfehlung ist ohne Folge geblieben.

AE 97/4: Aussetzung der Fristen der Berufungen vor Gericht, wenn
der Ombudsmann befasst wird.
Diese allgemeine Empfehlung wird im Petitionsausschuss erörtert,
der diesbezüglich bereits die Vertreter des Ministers für innere Ange-
legenheiten und des Justizministers, des Staatsrates, von Universitä-
ten sowie Rechtsanwälte angehört hat. Im übrigen war diese Emp-
fehlung Gegenstand eines Gesetzesvorschlags (Parl. Dok., Abgeordne-
tenkammer, Sitzungsperiode 1999-2000, Nr. 0853/001 – O. Chastel).
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AE 97/5: Möglichkeit für das Kollegium der föderalen Ombuds-
männer, dem Schiedshof eine Vorabentscheidungsfrage zu stellen
Die Initiative zur Erörterung dieser allgemeinen Empfehlung ging
vom Petitionsausschuss aus (siehe KFO, Jahresbericht 1998, S. 23; KFO,
Rapport annuel 1997, I.3.2.). Sie hat diesem Thema im Jahr 2000 meh-
rere Sitzungen gewidmet, wobei insbesondere Vertreter des Ministers
für innere Angelegenheiten und des Justizministers angehört wur-
den. Der Empfehlung ist jedoch keine Folge geleistet worden.

AE 97/6: das Ausbleiben oder der verspätete Eingang einer Antwort
der Verwaltung auf Briefe von Bürgern. (Diese allgemeine Empfeh-
lung ist mit der AE 99/5 zu verbinden).

AE 97/7: Transparenz der Verwaltung. (Diese allgemeine Empfeh-
lung ist mit der AE 99/2 zu verbinden).
Der Petitionsausschuss hat diese zwei allgemeinen Empfehlungen
angenommen, und die Abgeordnetenkammer hat beschlossen, den
zuständigen Minister aufzufordern, die erforderlichen Maßnahmen
zu ergreifen (Parl. Dok., Abgeordnetenkammer, Ordentliche Sitzungs-
periode 1998- 1999, Nr. 2139/1, S. 26). Diese allgemeinen Empfehlun-
gen wurden jedoch dem betreffenden Minister noch nicht überreicht
und sind ohne Folgen geblieben (siehe KFO, Jahresbericht 1998, S. 32-
35, 48 und 121; KFO, Rapport annuel 1997, II.3.1. et II.3.9.).

AE 97/11: Streitfall zwischen zwei Verwaltungen über die Frage,
welche der beiden Kosten übernehmen muss, die einem Bürger
unbestreitbar geschuldet sind und ihm noch nicht gezahlt wurden.
Die Kammer hat beschlossen, diese allgemeine Empfehlung dem
Ausschuss der inneren Angelegenheiten, der allgemeinen Angelegen-
heiten und des öffentlichen Amtes zu übermitteln. Diese Empfehlung
ist jedoch ohne Folgen geblieben (siehe Parl. Dok., Abgeordnetenkam-
mer, Ordentliche Sitzungsperiode 1998-1999, Nr. 2139/1, S. 28; KFO,
Jahresbericht 1999, S. 227; KFO, Jahresbericht 1998, S. 48-49 und 180).
Wegen der übergreifenden Beschaffenheit dieser allgemeinen Emp-
fehlung, die alle föderalen Verwaltungen betrifft, ist der Minister für
das öffentliche Amt sicherlich die angemessenste Behörde, um sie
durchzuführen (siehe AE 99/2).

AE 97/12: Ergreifen einer Gesetzesinitiative, um in das Gesetz vom
22. März 1995 zur Einsetzung des Kollegiums der föderalen Om-
budsmänner den Grundsatz einzufügen, wonach der parlamentari-
sche Ombudsmann sich auf die in den Vorbereitenden Arbeiten
und in der Internen Dienstordnung des Kollegiums vorgesehene
Billigkeit berufen kann.
Der Petitionsausschuss hat beschlossen, diese allgemeine Empfehlung
in seine Tagesordnung aufzunehmen. Sie ist seither ohne Folgen ge-
blieben. Das Kollegium hebt die Bedeutung dieser allgemeinen Emp-
fehlung hervor, angesichts dessen, dass den Beschwerden, mit denen
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es befasst wurde, bei verschiedenen Verwaltungen keine Folge gelei-
stet wurde, wenn das Kollegium sich auf die Billigkeit berief. (KFO,
Jahresbericht 2000, S. 143; Parl. Dok., Abgeordnetenkammer, Ordentli-
che Sitzungsperiode 1998-1999, Nr. 2139/1, S. 30; KFO, Jahresbericht
1999, S. 27, Jahresbericht 1998, S. 14-22). Diese allgemeine Empfehlung
ist im übrigen Gegenstand eines Gesetzesvorschlags (Parl. Dok., Ab-
geordnetenkammer, Sitzungsperiode 1999-2000, Nr. 889 – O. Chastel
und O. Maingain).

AE 97/13: lange Bearbeitungsfristen der Akten beim Fonds für Un-
ternehmensschließung.
Der im vorigen Jahresbericht angeführte Vorentwurf des Gesetzes
über die Entschädigung der Arbeitnehmer im Fall einer Unterneh-
mensschließung wurde inzwischen dem Staatsrat zwecks Stellung-
nahme vorgelegt (KFO, Jahresbericht 2000, S. 193 ; KFO, Jahresbericht
1999/1, S. 111; KFO, Jahresbericht 1999, S. 287; KFO, Jahresbericht 1998,
S. 239-241).

AE 97/17: Einführung der Ombudsfunktion in den Gemeinden und
Provinzen.
Der Petitionsausschuss hat beschlossen, diese allgemeine Empfehlung
auf seine Tagesordnung zu setzen. Sie ist seither ohne Folgen geblie-
ben (siehe KFO, Jahresbericht 1998, S. 12; KFO, Rapport annuel 1997,
I.5.3. und I.5.4.). Diese Empfehlung war im übrigen Gegenstand eines
Gesetzesvorschlags (Parl. Dok., Abgeordnetenkammer, Sitzungsperi-
ode 2000-2001, Nr. 955/001 – De Meyer, Decroly, Frédéric, Goutry).

AE 97/20: die Möglichkeit für das Kollegium, den Ständigen Aus-
schuss für Sprachenkontrolle mit Beschwerden zu befassen.
Diese allgemeine Empfehlung ist ohne Folgen geblieben (siehe KFO,
Jahresbericht 1997, I.5.7).
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2. Offizielle Empfehlungen181

2.1. Die offiziellen Empfehlungen - 2000

OE 00/1 Finanzen, Jahresbericht 2000, II.3.7.1.5
OE 00/2 Justiz und Auswärtige Angelegenheiten, Jahresbericht

2000, II 3.5.3, S. 92
OE 00/3 Finanzen, Jahresbericht 2000, II.6, S. 111
OE 00/4 Landesamt für Arbeitsbeschaffung, Jahresbericht 2000,

II.4.1, S. 191
OE 00/5 Arbeitsminister, Jahresbericht 2000, II.4.1, S. 190
OE 00/6 Finanzen, Jahresbericht 2000, II.3.7.1.4
OE 00/7 Soziale Angelegenheiten, Jahresbericht 2000, II.3.9
OE 00/8 Finanzen, Jahresbericht 2000, II.3.7.1.3.4
OE 00/9 Soziale Angelegenheiten, Jahresbericht 2000, II.3.9, S. 163
OE 00/10 Pensionsverwaltung, Jahresbericht 2000, II.3.7.2, S. 143
OE 00/11 Finanzen, Jahresbericht 2000, II.3.7.1.5
OE 00/12 Finanzen, Jahresbericht 2000, II.3.7.1.4
OE 00/13 Minister für soziale Eingliederung, Jahresbericht 2000,

II.3.9, S. 154
OE 00/14 Finanzen, Jahresbericht 2000, II.3.7.1.4

2.2. Die offiziellen Empfehlungen - 1999

OE 99/1 Finanzen, Jahresbericht 1999, S. 195 und 199
OE 99/2 Ausschuss der Psychologen, Jahresbericht 1999, S. 245
OE 99/3 Verwaltung des Schatzamtes, Jahresbericht 1999, S. 211
OE 99/4 Minister für Pensionen, Jahresbericht 1999, S. 214

2.3. Die offiziellen Empfehlungen - 1998

OE 98/1 Landesamt für Arbeitsbeschaffung, Jahresbericht 1998, S.
236, Jahresbericht 2000, II.4.1

OE 98/2 Innere Angelegenheiten, Jahresbericht 1998, S. 86
OE 98/3 Ausländeramt, Jahresbericht 1998, S. 74
OE 98/4 Belgische Eisenbahngesellschaft, Jahresbericht 1999, S. 276,

Jahresbericht 2000, II.3.12
OE 98/5 Ausländeramt, Jahresbericht 1998, S. 72-73
OE 98/6 Landesamt für Arbeitsbeschaffung, Jahresbericht 1998, S.

237, Jahresbericht 2000, II.4.1

181 Die Offiziellen Empfehlungen sind an die Verwaltungsbehörden gerichtet. Sie wer-
den auf der Grundlage von Artikel 14, Absatz 3 des Gesetzes vom 22. März 1995 zur
Einsetzung der föderalen Ombudsmänner abgefasst.
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OE 98/7 Finanzen, Jahresbericht 1998, S. 110
OE 98/8 Landesamt für Arbeitsbeschaffung, Jahresbericht 1998, S.

236
OE 98/9 Finanzen, Jahresbericht 1998, S. 124, Jahresbericht 2000,

II.3.7.1.3.3
OE 98/10 Ausländeramt, Jahresbericht 1998, S. 76
OE 98/11 Landesamt für Arbeitsbeschaffung, Jahresbericht 1998, S.

192
OE 98/12 Ausländeramt, Jahresbericht 1998, S. 71
OE 98/13 Soziale Angelegenheiten, Jahresbericht 1998, S. 180
OE 98/14 Ausländeramt, Jahresbericht 1998, S. 74
OE 98/15 Ausländeramt, Jahresbericht 1998, S. 74
OE 98/16 Fonds für Arbeitsunfälle, Jahresbericht 1998, S. 240
OE 98/17 Finanzen, Jahresbericht 1998, S. 121
OE 98/18 Ausländeramt, Jahresbericht 1998, S. 56

2.4. Die offiziellen Empfehlungen - 1997

OE 97/1 Verkehr und Infrastruktur, Rapport annuel 1997, S. 151
OE 97/2 Innere Angelegenheiten, Warteregister, Rapport annuel

1998, S. 85
OE 97/3 Soziale Angelegenheiten, Rapport annuel 1997, S. 139
OE 97/4 Soziale Angelegenheiten, Rapport annuel 1997, S. 164
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Anlagen





Anlage I - Gesetz vom 22. März 1995 zur Einsetzung der
föderalen Ombudsmänner

KAPITEL I. Die föderalen Ombudsmänner

Artikel 1. Es gibt zwei föderale Ombudsmänner, einen französischsprachigen und
einen niederländischsprachigen, deren Aufgabe es ist:

1° Beschwerden bezüglich der föderalen Verwaltungsbehörden zu überprüfen;

2° auf Anfrage der Abgeordnetenkammer alle Untersuchungen bezüglich der Ar-
beitsweise der föderalen Verwaltungsbehörden, die von ihr benannt wurden,
durchzuführen;

3° anhand der Feststellungen, die bei der Ausführung der unter Punkt 1° und 2°
beschriebenen Aufgaben gemacht werden, Empfehlungen aussprechen und einen
Bericht über die Arbeitsweise der föderalen Verwaltungsbehörden erstellen gemäß
der Artikel 14, Absatz 3 und 15, Absatz 1.

Die Ombudsmänner erfüllen ihre Aufgaben gegenüber den in Artikel 14 der ko-
ordinierten Gesetzgebung über den Staatsrat bezeichneten föderalen Verwaltungs-
behörden, mit Ausnahme der Verswaltungsbehörden, die durch eine spezifische
gesetzliche Regelung über einen eigenen Ombudsmann verfügen.

Wenn die Funktion des Ombudsmannes von einer Frau übernommen wird, wird
diese als Ombudsfrau bezeichnet.

Die Ombudsmänner arbeiten wie ein Kollegium.

Art. 2. Die Ombudsmänner und das ihnen zur Seite stehende Personal unterlie-
gen den Bestimmungen der koordinierten Gesetzgebung vom 18. Juli 1966 über
den administrativen Sprachgebrauch. Sie gelten als Dienststellen, deren Aufgaben
sich über das ganze Land erstrecken.

Art. 3. Die Ombudsmänner werden durch die Abgeordnetenkammer für eine
erneuerbare Dauer von sechs Jahren ernannt.

Um als Ombudsmann ernannt zu werden, muss man:

1° Belgier sein;

2° im Besitz eines einwandfreien Leumundszeugnisses sowie der bürgerlichen
und politischen Rechte sein;

3° im Besitz eines Diploms sein, das zu Niveau 1 Tätigkeiten in staatlichen A} m-
tern berechtigt;

4° gemäß der Bestimmungen der Abgeordnetenkammer über eine ausreichende
Kenntnis der anderen Landessprachen verfügen;

5° zumindest fünfjährige Berufserfahrung aufweisen, sei es im juristischen, im
administrativen oder im sozialen Bereich, sei es in einem anderen, der Ausübung
der Tätigkeit nützlichen Bereich.

Art. 4. Vor Dienstantritt leisten die Ombudsmänner beim Präsidenten der Abge-
ordnetenkammer folgenden Eid: „Ich schwöre Treue dem König, Gehorsam der
Verfassung und den Gesetzen des belgischen Volkes“.

Art. 5. Während der Mandatsdauer dürfen die Ombudsmänner keine der nach-
stehend erwähnten A} mter oder Berufe oder Mandate ausüben:

1° das Amt eines Magistraten, Notaren oder Gerichtvollziehers;

2° den Beruf des Rechtsanwaltes;
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3° das Amt eines anerkannten aktiven Geistlichen oder eines Vertreters einer ge-
setzliche anerkannten philosophischen, bekenntnisneutralen Organisation;

4° ein durch eine Wahl übertragenes, öffentliches Mandat;

5° eine entgeltliche Tätigkeit in den Artikel 1, Absatz 2 erwähnten öffentlichen
Diensten.

Die Ombudsmänner dürfen kein öffentliches oder sonstiges Amt bekleiden, wel-
ches die Würde oder Ausübung ihrer Tätigkeit gefährden könnte.

Zur Anwendung de vorliegenden Artikels gelten als durch „Wahl übertragene
öffentliche Mandate“: das Amt eines außerhalb des Stadt-/Gemeinderates ernann-
ten Bürgermeister; das Amt eines Verwalters eines öffentlichen Dienstes und das
Amt eines Regierungskommissars, inbegriffen das Amt eines Gouverneurs, eines
beigeordneten Gouverneurs oder eines Vize- Gouverneurs.

Der Inhaber eines durch Wahl übertragenen öffentlichen Mandates, der eine Er-
nennung zum Ombudsmann annimmt, wird von Rechts wegen seines Wahlman-
dates enthoben.

Die Artikel 1, 6, 7, 10, 11 und 12 des Gesetzes vom 18. September 1986 zur Rege-
lung der politischen Freistellung für die Personalmitglieder des öffentlichen Dien-
stes werden mittels erforderlicher Anpassungen für die in Frage kommenden
Ombudsmänner angewandt.

Art. 6. Die Abgeordnetenkammer kann das Amt der Ombudsmänner beenden:

1° wenn diese darum bitten;

2° wenn diese das Alter von 65 Jahren erreichen;

3° wenn deren Gesundheitszustand die Ausführung ihrer Tätigkeit schwer beein-
trächtigt.

Die Abgeordnetenkammer kann die Ombudsmänner ihres Amtes entheben:

1° wenn diese eine der unter Artikel 5, Absatz 1 und Absatz 3 erwähnten Tätig-
keiten (A} mter, Berufe oder Mandate) bekleiden;

2° für schwerwiegende Gründe.

Art. 7. Innerhalb ihres Aufgabenbereiches erhalten die Ombudsmänner keinerlei
Anweisungen durch andere Obrigkeiten.

Sie können aufgrund von Handlungen, die sie im Rahmen der Ausübung ihrer
Tätigkeit durchführen, nicht ihrer Aufgaben enthoben werden.

KAPITEL II. Beschwerden

Art. 8. Jede betroffene Person kann bei den Ombudsmännern eine mündliche
oder schriftliche Beschwerde bezüglich der Handlungen oder der Arbeitsweise
der föderalen Verwaltungsbehörden einreichen.

Um Genugtuung zu erhalten, muss die betroffene Person vorher mit dieser Be-
hörde Kontakt aufnehmen.

Art. 9. Die Ombudsmänner können die Bearbeitung einer Beschwerde verwei-
gern, wenn:

1° die Personalien des Beschwerdeführers unbekannt sind.

2° die Beanstandung sich auf Vorfälle bezieht, die mehr als ein Jahr vor Beschwer-
deeinreichung zurückliegen.

Die Ombudsmänner lehnen die Bearbeitung einer Beschwerde ab, wenn:
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1° der Einwand offensichtlich nicht begründet ist.

2° der Beschwerdeführer offenkundig keinen Versuch unternommen hat, bei der
betroffenen Behörde Recht zu erhalten.

3° der Einspruch im wesentlichen einer von den Ombudsmännern abgewiesenen
Beschwerde entspricht und wenn die Beschwerde keine neuen Fakten beinhaltet.

Sollte der Einwand den Kompetenzbereich einer föderalen, regionalen, gemein-
schaftlichen oder sonstigen Behörde betreffen, die – gemäß einer gesetzlichen
Vorgabe – einen eigenen Mittelsmann hat, übergeben die Ombudsmänner diese
umgehend der entsprechenden Verwaltung.

Art. 10. Die Ombudsmänner informieren den Beschwerdeführer unmittelbar über
ihre Entscheidung, einer Beschwerde nachzugehen oder nicht. Das gleiche gilt,
wenn ein anderer Ombudsmann mit der Beanstandung betraut wird. Die Bear-
beitungsweigerung einer Beschwerde wird motiviert.

Die Ombudsmänner informieren die Behörde über die Beschwerde, die sie ent-
scheiden zu bearbeiten.

Art. 11. Die Ombudsmänner sind berechtigt, Beamten oder Dienststellen, denen
sie Fragen im Zusammenhang mit ihrer Auftragserfüllung stellen, verbindliche
Fristen für die Antworterteilung zu setzen.

Sie sind ebenfalls befugt, jede Untersuchung vor Ort vorzunehmen, alle von ih-
nen für notwendig erachteten Unterlagen und Auskünfte einzufordern und alle
betroffenen Personen anzuhören.

Die Personen, die wegen ihres Standes oder wegen ihres Berufes Kenntnis von
Vertraulichkeiten haben, werden im Rahmen der Befragung durch die Ombuds-
männer von ihrer Schweigepflicht entbunden. Die Ombudsmänner sind befugt,
Sachverständige zu Rate zu ziehen.

Art. 12. Falls die Ombudsmänner in Ausübung ihres Amtes eine Handlung be-
merken, die einer Straftat gleichkommt, informieren sie gemäß Artikel 29 des
Strafgesetzbuches den Prokurator des Königs. Wenn sie in Ausübung ihres Amtes
einen Vorfall bemerken, der als Disziplinarvergehen gelten kann, setzen sie die
zuständigen Behörde davon in Kenntnis.

Art. 13. Die Prüfung einer Beschwerde wird eingestellt, wenn der Vorfall Bestand-
teil eines laufenden Rechtsverfahrens oder einer Verwaltungsaufsichtbeschwerde
ist. Die zuständige Behörde macht die Ombudsmänner auf das eingereichte Ver-
fahren Aufmerksam.

In diesem Fall weisen die Ombudsmänner den Beschwerdeführer unverzüglich
auf die Einstellung der Beschwerdeprüfung hin.
Die Einleitung und die Prüfung eines Beschwerdeverfahrens führen weder zur
Einstellung noch zur Unterbrechung gegenwärtiger Untersuchungen von Justiz
oder Verwaltung.
Art. 14. Der Beschwerdeführer wird laufend über den Werdegang seines Be-
schwerdeverfahrens informiert.
Die Ombudsmänner sind bestrebt, die Standpunkte des Beschwerdeführers und
der betroffenen A} mter in Einklang zu bringen.
Sie können der Verwaltungsbehörde jede für notwendig erachtete Empfehlung
übermitteln. In diesem Fall benachrichtigen sie den verantwortlichen Minister.

KAPITEL III. Berichte der Ombudsmänner

Art. 15. Die Ombudsmänner legen der Kammer jährlich spätesten am 31. März
ihren Tätigkeitsbericht vor. Falls sie es für angemessen halten, können sie darüber
hinaus pro Trimester einen Zwischenbericht einreichen. Diese Berichte enthalten
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die Empfehlungen, die die Ombudsmänner als notwendig erachten und weisen
auf etwaige Schwierigkeiten hin, denen sie im Verlauf ihrer Tätigkeit begegnen.

Die Personalien der Beschwerdeführer sowie die der Bediensteten der Verwal-
tungsbehörden dürfen darin nicht genannt werden.

Die Berichte werden von der Kammer veröffentlicht.

Die Ombudsmänner können jederzeit von der Kammer angehört werden. Dies
geschieht entweder auf eigenen Wunsch oder auf Bitten der Kammer.

KAPITEL IV. Verschiedene Bestimmungen

Art. 16. Artikel 458 der Strafgesetzgebung ist anwendbar auf die Ombudsmänner
und ihr Personal.

Art. 17. Die Ombudsmänner verständigen sich auf eine interne Dienstordnung, in
der die Bedingungen für Beschwerdeprüfungen festgelegt sind. Diese Dienstord-
nung wird von der Abgeordnetenkammer gebilligt und im Staatsblatt veröffent-
licht.

Art. 18. Die für das Funktionieren der Ombudsmännerdienststelle notwendigen
Gelder werden im Dotationshaushalt vorgesehen. Die Ombudsmännerdienststelle
hat Portofreiheit für ihre dienstbezogenen Korrespondenz.

Art. 19. Unter Vorbehalt der Vollmachten die sie sich per Kollegiumsbeschluss
erteilen, ernennen, entheben und leiten die Ombudsmänner die Personalmitglie-
der, die ihnen bei der Ausübung ihres Amtes zur Seite stehen.

Das Statut und der Stellenplan werden auf Vorschlag der Ombudsmänner durch
die Abgeordnetenkammer festgelegt.

Art. 20. Die Ombudsmänner unterliegen dem gleichen Statut wie die Berater des
Rechnungshofes. Die Bestimmungen des Besoldungsstatutes für die Berater des
Rechnungshofes, gemäß des Gesetzes vom 21. März 1964 zur Gehaltsregelung der
Angehörigen des Rechnungshofes, abgeändert durch die Gesetze vom 14. März
1975 und 5. August 1992, werden auf die Ombudsmänner angewandt.

Die Renten der Ombudsmänner werden auf Grundlage des Durchschnittsgehal-
tes der letzten 5 Jahre berechnet, entsprechend der aktuellen Rentenbestimmun-
gen. Sie fallen zu Lasten des Staatshaushaltes auf der Berechnungsgrundlage ei-
nes Dreißigstels pro Dienstjahr als Ombudsmann, vorausgesetzt dass besagte Tä-
tigkeit über einen Zeitraum von mindestens 12 Jahren ausgeübt wurde.

Die Dienste der Ombudsmänner, die nicht unter die Bestimmungen des vorheri-
gen Absatzes fallen und die dennoch für die Berechnung einer Rente zu lasten des
Staatshaushaltes in Frage kommen, werden auf Grundlage der Gesetze festgelegt,
die die diesbezüglichen Rentenauszahlungen regeln.

Dem Ombudsmann, dessen Arbeitsunfähigkeit wegen Krankheit oder Invalidität
anerkannt wurde, der das Alter von 65 Jahre jedoch noch nicht erreicht hat, steht
eine Rente zu, ganz gleich wie alt er ist.

Die Rente der Ombudsmänner darf neun Zehntel des Durchschnittsgehaltes der
letzten fünf Jahre nicht überschreiten.
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Anlage II: Interne Dienstordnung des Kollegiums der
föderalen Ombudsmänner182 und Vereinbarungsprotokoll über
die Beziehungen zwischen dem Kollegium der föderalen
Ombudsmänner und den föderalen Verwaltungen zur
Behandlung von Beschwerden

I. Begriffsbestimmungen der Dienstordnung

Artikel 1. Zur Anwendung dieser Geschäftsordnung gelten folgende Bedeutungen:
– „das Gesetz“: das Gesetz vom 22. März 1995 zur Einsetzung der föderalen Om-

budsmänner;
– „Ombudsmänner“: das Kollegium der föderalen Ombudsmänner und seine Mitar-

beiter;
– „föderale Verwaltungsbehörde“: gleich welche föderale Verwaltungsbehörde im

Sinne von Artikel 14 der koordinierten Gesetze über den Staatsrat, mit Ausnahme
derjenigen, die aufgrund einer besonderen Gesetzesbestimmung über einen eige-
nen Ombudsmann verfügen;

– „Beschwerde“: eine bei den Ombudsmännern eingereichte Klage oder eine Bitt-
schrift, die ebenfalls eine Beschwerde im Sinne des Gesetzes enthält und an die
Abgeordnetenkammer und/oder den Senat gerichtet wurde aufgrund von Artikel
28, Absatz 1 der Verfassung und die von der Abgeordnetenkammer und/oder dem
Senat an die Ombudsmänner weitergeleitet wird;

– „Beauftragter“: eine Person, die den Beschwerdeführer vertritt.

II. Was ist Gegenstand der Geschäftsordnung ?

Art. 2. Diese Geschäftsordnung legt den Modus fest, nach dem die Ombudsmänner
folgendes behandeln:
a) bei ihnen eingereichte Beschwerden;
b) Bittschriften, die ihnen von den föderalen Kammern übermittelt werden und die

ebenfalls Beschwerden im Sinne des Gesetzes enthalten;
c) Anträge, die ihnen von der Abgeordnetenkammer zugesandt werden, um Unter-

suchungen durchzuführen.

III. Aus welchen Gründen kann eine Beschwerde bei den Ombudsmännern
eingereicht, ihnen eine Bittschrift übermittelt oder eine Untersuchung
anvertraut werden, und in Bezug auf welche Beschwerdegründe müssen sie
Ermittlungen durchführen ?

Art. 3. Eine Beschwerde kann bei den Ombudsmännern eingereicht oder eine Bitt-
schrift mit einer Beschwerde kann ihnen übermittelt werden, wenn sie sich auf Hand-
lungen oder die Arbeitsweise einer föderalen Verwaltungsbehörde bezieht. Die Om-
budsmänner prüfen dann, ob die bemängelte Arbeitsweise oder die bemängelten
Handlungen den Grundsätzen der angemessenen Verwaltung, der Billigkeit oder der
Gesetzmäßigkeit entsprechen.
Die Abgeordnetenkammer kann den Ombudsmännern eine Untersuchung bezüglich
der Arbeitsweise der föderalen Verwaltungsdienste anvertrauen. Die Ombudsmänner
prüfen dann, ob diese Arbeitsweise den Grundsätzen der angemessenen Verwaltung
oder der Gesetzmäßigkeit entspricht.

182 Durch die Abgeordnetenkammer am 19. November 1998 verabschiedet (Artikel 17
des Gesetzes vom 22. März 1995 zur Einsetzung der föderalen Ombudsmänner).
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IV. Wer kann bei den Ombudsmännern eine Beschwerde einreichen, ihnen
eine Bittschrift übermitteln oder sie mit einer Untersuchung beauftragen ?

Art. 4. Jede betroffene natürliche Person, jede betroffene juristische Person oder jede
betroffene faktische Vereinigung kann ungeachtet ihrer Staatsangehörigkeit, ihres
Aufenthaltsortes, ihres Gesellschaftssitzes oder ihres Statuts die Ombudsmänner mit
einer Beschwerde befassen. Die Beschwerde einer juristischen Person wird von einer
ordnungsgemäß beauftragten natürlichen Person eingereicht.
Die Abgeordnetenkammer und der Senat können ebenfalls den Ombudsmännern
Bittschriften über Beschwerden übermitteln.
Die Abgeordnetenkammer kann die Ombudsmänner mit der Durchführung einer
Untersuchung über die Arbeitsweise der von ihr bestimmten föderalen Verwaltungs-
dienste beauftragen.

V. Welche Bedingungen muss eine Beschwerde oder eine Bittschrift erfüllen,
um von den Ombudsmännern behandelt werden zu können ?

Art. 5. Die Ombudsmänner müssen die Behandlung einer Beschwerde verweigern,
wenn:
1° diese eindeutig unbegründet ist, weil sie entweder absolut aus der Luft gegriffen
oder ausschließlich böswillig oder diffamierend ist;
2° der Beschwerdeführer eindeutig keine Schritte bei der betroffenen föderalen Ver-
waltungsbehörde unternommen hat, um zunächst selbst zu versuchen, Genugtuung
zu erhalten;
3° wenn diese im wesentlichen die gleiche ist, wie eine von den Ombudsmännern
abgewiesene Beschwerde und keinerlei neue Elemente hierzu enthält.
Die Ombudsmänner können sich weigern, eine Beschwerde zu behandeln, wenn die
Identität des Beschwerdeführers unbekannt ist. Sie werden sie dennoch behandeln,
wenn beispielsweise die durch diese anonyme Beschwerde angeprangerten Fakten
sehr schwerwiegend sind oder wenn der Beschwerdeführer einen ernsthaften Grund
für das Verschweigen seiner Identität anführt.
Die Ombudsmänner können sich ebenfalls weigern, eine Beschwerde zu behandeln,
wenn diese sich auf Fakten bezieht, die sich mehr als ein Jahr vor dem Einreichen der
Beschwerde ereignet haben. Sie werden diese dennoch behandeln, wenn beispiels-
weise der Beschwerdeführer nachweisen kann, dass er zu dem Zeitpunkt der Befas-
sung der Ombudsmänner eigene Schritte bei oder gegenüber der betroffenen födera-
len Verwaltungsbehörde während mehr als einem Jahr nicht unterbrochen hat oder
wenn die föderale Verwaltungsbehörde selbst für die U} berschreitung dieser einjähri-
gen Frist verantwortlich ist.

VI. Wie kann man bei den Ombudsmännern eine Beschwerde einreichen,
ihnen eine Bittschrift übermitteln oder sie mit einer Untersuchung
beauftragen ?

Art. 6. Eine Beschwerde kann auf unterschiedliche Weise bei den Ombudsmännern
eingereicht werden:
1° schriftlich an das Kollegium der föderalen Ombudsmänner, rue Ducale 43 in 1000
Brüssel, durch Fax an die Nummer 02/289.27.28 oder durch e-mail an die elektroni-
sche Adresse des Kollegiums der föderalen Ombudsmänner;
2° mündlich am Sitz des Kollegiums der föderalen Ombudsmänner (vgl. vorstehend
unter 1° genannte Adresse) oder anlässlich eines telefonisch unter der Nummer 02/
289.27.27 vereinbarten Termins;
3° mündlich bei den Sprechstunden der Ombudsmänner in den verschiedenen Pro-
vinzhauptstädten.
Eine schriftliche Beschwerde sowie jede spätere Korrespondenz muss vom Beschwer-
deführer oder dessen Beauftragten unterschrieben werden.
Eine mündlich eingereichte Beschwerde wird von den Ombudsmännern schriftlich
festgehalten. Sie wird mit dem Datum versehen und vom Beschwerdeführer oder
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dessen Beauftragten unterschrieben, außer wenn der Beschwerdeführer nicht schrei-
ben kann und kein Beauftragter vorhanden ist oder in dem in Artikel 5, Absatz 2
dieser Geschäftsordnung vorgesehenen Fall.
Gemäß ihrer Geschäftsordnung übermitteln die Abgeordnetenkammer und der Senat
Bittschriften, die Beschwerden enthalten, und werden sie regelmäßig über deren wei-
tere Behandlung durch die Ombudsmänner informiert.
Die Geschäftsordnung der Abgeordnetenkammer regelt die Weise, in der diese die
Ombudsmänner mit einer Untersuchung beauftragen kann.
Art. 7. Die Beschwerden werden in Französisch, in Niederländisch oder in Deutsch
eingereicht. Wenn der Beschwerdeführer oder sein Beauftragter keiner der drei Lan-
dessprachen beherrscht, führen die Ombudsmänner die Kommunikation mit ihm in
einer anderen Sprache, gegebenenfalls mit Unterstützung eines U} bersetzers.

VII. Welche Angaben müssen notwendigerweise in einer Beschwerde oder
einer Bittschrift enthalten sein ?

Art. 8. In jeder Beschwerde sind deutlich anzugeben:
1° die Identität des Beschwerdeführers, d.h. sein Name und Vorname (oder der Name
der juristischen Person oder der faktischen Vereinigung), seine vollständige Adresse
(oder die Adresse des Sitzes der juristischen Person oder die Kontaktadresse der
faktischen Vereinigung), seine Staatsangehörigkeit, gegebenenfalls seine Telefonnum-
mer oder gleich welches andere Kommunikationsmittel (Faxnummer, e-mail-Adresse,
usw.), außer wenn die Ombudsmänner in Anwendung von Artikel 5, Absatz 2 be-
schließen, dass eine anonyme Beschwerde behandelt wird;
2° gegebenenfalls die Identität und die Eigenschaft des Beauftragten des Beschwer-
deführers;
3° der Gegenstand der Beschwerde, der klar und deutlich genannt wird;
4° die vorher vom Beschwerdeführer bei der betroffenen föderalen Verwaltungsbe-
hörde unternommenen Schritte, um selbst zu versuchen, Genugtuung zu erhalten;
5° die vom Beschwerdeführer im Rahmen seiner Beschwerde bei anderen Instanzen
als der betroffenen föderalen Verwaltungsbehörde unternommenen Schritte, insbe-
sondere Gerichtsklagen oder Verwaltungsklagen;
6° der chronologische Ablauf der Fakten.
Der Beschwerdeführer fügt seiner Beschwerde eine Abschrift der zum Verständnis
der Beschwerde erforderlichen Dokumente bei.
Wenn die Ombudsmänner feststellen, dass eine Beschwerde nicht vollständig ist, for-
dern sie den Beschwerdeführer auf, ihnen die fehlenden Elemente zu übermitteln.
Wenn dieser ihnen nicht antwortet, weisen die Beschwerdeführer seine Beschwerde
ab und legen sie zu den Akten.

VIII. Was kann der Beschwerdeführer oder der Autor einer Bittschrift von
der Bearbeitung seiner Beschwerde oder seiner Bittschrift durch die
Ombudsmänner erwarten und umgekehrt ?

Art. 9. Der Beschwerdeführer hat Anspruch:
1° auf das kostenlose Eingreifen der Ombudsmänner;
2° auf eine korrekte und respektvolle Bearbeitung seiner Beschwerde;
3° auf eine objektive, unparteiische und absolut unabhängige Prüfung seiner Be-
schwerde;
4° darauf, über die Befugnisse und Arbeitsweise der Ombudsmänner informiert zu
werden;
5° darauf, innerhalb von 5 Werktagen über den Eingang seiner Beschwerde informiert
zu werden;
6° darauf, über die Entscheidung der Ombudsmänner, ob sie seine Beschwerde be-
handeln oder nicht, informiert zu werden, dies innerhalb von 5 Werktagen nach der
Entscheidung;
7° darauf, dass die Ombudsmänner ihre etwaige Weigerung der Behandlung seiner
Beschwerde begründen;
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8° auf die etwaige Weiterleitung seiner Beschwerde an die Instanz, die für zuständig
erachtet wird, und darauf, innerhalb von 5 Werktagen über diese Weiterleitung infor-
miert zu werden;
9° darauf, über den Stand der Entwicklung seiner Akte informiert zu werden, und
dies in allen Phasen der Bearbeitung seiner Beschwerde;
10° auf eine Entscheidung über die Begründetheit seiner Beschwerde innerhalb einer
angemessenen Frist, je nachdem, wie vielschichtig die Akte ist;
11° darauf, über die Entscheidungen der föderalen Verwaltungsbehörde bezüglich
der Empfehlungen der Ombudsmänner im Rahmen oder anlässlich seiner Be-
schwerde informiert zu werden;
12° auf Beachtung seines Privatlebens: so
– werden die Dokumente, die den Ombudsmännern im Rahmen der Bearbeitung

einer Akte, für die sie sich als zuständig erklärt haben, übermittelt wurden und die
nicht von der betroffenen föderalen Verwaltungsbehörde ausgehen, dieser nur mit
der Genehmigung desjenigen, von dem sie ausgehen, übermittelt;

– können die Dokumente, die den Ombudsmännern im Rahmen der Bearbeitung
einer Akte, für die sie sich als nicht zuständig erklären, nur einem anderen Om-
budsmann oder, in Ermangelung eines Ombudsmannes, gegebenenfalls der für
zuständig erachteten Behörde übermittelt werden, wobei sie im letzteren Fall an-
onym gehalten werden können;

– achten die Ombudsmänner darauf, dass keinerlei Vermerk, der die Identifizierung
der Personen, deren Namen ihnen eventuell zur Kenntnis gebracht worden ist,
ermöglichen würde, in den an andere Instanzen als die betroffene föderale Verwal-
tungsbehörde, den zuständigen Ombudsmann oder die für zuständig erachtete
Behörde weitergeleiteten Dokumenten, die unter ihrer Verantwortung veröffent-
licht werden, ohne ausdrückliche Genehmigung der Betroffenen angeführt wird;

– darf die Identität des Beschwerdeführers sowie der Personalmitglieder der födera-
len Verwaltungsbehörden im Jahresbericht und in den Zwischenberichten, die der
Abgeordnetenkammer von den Ombudsmännern unterbreitet werden, und in an-
deren Veröffentlichungen nicht genannt werden.

Art. 10. Es obliegt dem Beschwerdeführer:
1° alle von den Ombudsmännern verlangten zusätzlichen Informationen zu erteilen;
2° darauf zu verzichten, direkt oder über einen Beauftragten Schritte bei der betrof-
fenen Verwaltungsbehörde parallel zum Eingreifen der Ombudsmänner und ohne
Konzertierung mit ihnen zu unternehmen, solange sie mit der Akte befasst sind. Im
Falle von parallelen Schritten können die Ombudsmänner ihrer Befassung ein Ende
setzen.

IX. Welche Entscheidungen treffen die Ombudsmänner über die bei ihnen
eingereichten Beschwerden oder die ihnen übermittelten Bittschriften ?

Art. 11. Die Ombudsmänner treffen folgende Entscheidungen über die Beschwerden:
1° die Beschwerde zu behandeln oder abzuweisen (Unzulässigkeit) und sie in diesem
Fall gegebenenfalls an die zuständige Instanz weiterzuleiten;
2° die Bearbeitung einer Beschwerde auszusetzen, wenn sie über das Bestehen einer
Gerichts- oder Verwaltungsklage informiert werden;
3° die Begründetheit der behandelten Beschwerde zu beurteilen und diesbezüglich
etwaige Empfehlungen vorzulegen.

X. Welches sind die verschiedenen Phasen der Bearbeitung der bei den
Ombudsmännern eingereichten Beschwerden oder der ihnen übermittelten
Bittschriften ?

Art. 12. Die Beschwerden durchlaufen bei den Ombudsmännern verschiedene Pha-
sen. Sie werden von den Ombudsmännern in ihrem Schriftwechsel sowohl mit dem
Beschwerdeführer als auch mit der betroffenen föderalen Verwaltungsbehörde syste-
matisch präzisiert.
1° Empfangsbestätigung:
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Phase der Kontaktaufnahme bezüglich einer Akte, die sich konkret in einem ersten
Brief der Ombudsmänner an den Beschwerdeführer, wenn seine Beschwerde nicht
sofort behandelt werden kann, äußert.
2° Akte in der Ermittlungsphase:
* Wartephase einer Akte, in der die Ombudsmänner über die Empfangsbestätigung
hinaus noch nicht die Bearbeitung eingeleitet haben, sondern noch damit beschäftigt
sind, ihre Information zu vervollständigen, um die Zulässigkeit zu prüfen.
* Phase der Bearbeitung einer Akte, in der die Ombudsmänner ihre Information ver-
vollständigen, indem sie sowohl den Beschwerdeführer als auch die Verwaltung um
zusätzliche Auskünfte bitten.
* Phase der inhaltlichen Bearbeitung einer Akte, wenn diese keine grundsätzlichen
Fragen aufwirft und keine besonderen Merkmale von schwerwiegenden Funktions-
störungen auf Seiten der Verwaltung oder eines ihrer Bediensteten aufweist.
3° Akte in der Untersuchungsphase:
Phase der Bearbeitung einer Akte, wenn diese eine grundsätzliche Frage aufwirft
oder eine schwerwiegende Funktionsstörung auf Seiten der Verwaltung oder eines
ihrer Bediensteten verdeutlicht, so dass die Ombudsmänner sie mit dem verantwort-
lichen Beamten der zuständigen Dienststelle oder mit dem leitenden Beamten anstatt
mit dem für die Akte zuständigen Beamten behandelt.
4° Vermittlungsvorschlag:
Phase der Bearbeitung einer Akte, während der die Ombudsmänner eine Vermittlung
vorschlagen oder durchführen, wobei diese auf doppelter bilateraler Basis oder in
Anwesenheit aller Parteien organisiert wird.
Um die Vertraulichkeit einer Vermittlung zu gewährleisten, die für alle Parteien ab-
solut gilt, wird sie erst schriftlich festgehalten, wenn alle Parteien sie annehmen und
sie gemeinsam unterschreiben. Die Vermittlung ist dann für die Parteien verbindlich.
Kein anderes Element einer Vermittlung bindet die Parteien oder kann gegen sie
geltend gemacht oder verwendet werden, ungeachtet dessen, ob die Vermittlung er-
folgreich ist oder nicht.
5° Ablehnung der Zulässigkeit:
Abschließende Phase einer Akte, in der dem Beschwerdeführer mitgeteilt wird, dass
die Bedingungen der Annehmbarkeit, damit die Ombudsmänner über seine Be-
schwerde befinden können, aus folgenden Gründen nicht erfüllt sind:
– Zuständigkeit ratione materiae;
– Keine vorherigen Schritte des Beschwerdeführers;
– Keine neuen Fakten in Bezug auf eine Beschwerde, für die sich die Ombudsmänner

zuvor als nicht zuständig erklärt haben;
– Eindeutig unbegründete Beschwerde, weil sie entweder vollkommen aus der Luft

gegriffen oder ausschließlich böswillig und diffamierend ist;
– Anonymität der Beschwerde, unbeschadet von Artikel 5, Absatz 2;
– Um mehr als ein Jahr zurückliegende Fakten, unbeschadet von Artikel 5, Absatz 3.
6° Aussetzung des Verfahrens:
Abschließende Phase einer Akte, in der dem Beschwerdeführer und gegebenenfalls
der Verwaltung mitgeteilt wird, dass die Ombudsmänner nicht oder nicht mehr über
eine Beschwerde befinden können, weil eine der Parteien eine Gerichtsklage oder
eine organisierte Verwaltungsklage eingeleitet hat.
Wenn die Information der Ombudsmänner zum Zeitpunkt der Aussetzung des Ver-
fahrens ausreicht, gehen sie zu einer Beurteilung über.
7° Vorschlag:
Phase der Bearbeitung einer Akte, in der die Ombudsmänner, ohne bis zu einer offi-
ziellen Empfehlung im Sinne von Artikel 14, Absatz 3 des Gesetzes zu gehen, der
Verwaltung vorschlagen, ihre Entscheidung oder ihre Vorgehensweise zu ändern.
8° Offizielle Empfehlung:
Phase der Bearbeitung einer Akte, in der die Ombudsmänner aufgrund von Artikel
14, Absatz 3 des Gesetzes die Verwaltung ausdrücklich auffordern, ihre Entscheidung
oder ihre Vorgehensweise zu ändern.
Die offizielle Empfehlung wird dem leitenden Beamten mit einer Kopie an den zu-
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ständigen Minister und notwendigenfalls dem zuständigen Minister mit Kopie an
den leitenden Beamten zugesandt.
9° Weiterleitung:
* Abschließende Phase einer Akte, in der die Ombudsmänner sie an die zuständigen
Instanzen zur Behandlung weiterleiten, wobei diese Instanz ein anderer Ombuds-
mann, eine Instanz ohne Ombudsmann oder ein Informationsbeamter sein kann.
* Abschließende Phase einer Akte, in der die Ombudsmänner dem Beschwerdeführer
die Angaben zu einer für die Behandlung seiner Akte oder für die Erteilung der
gewünschten Informationen zuständigen Instanz mitteilen.
10° Abgeschlossene Akte:
Abschließende Phase einer Akte, in der dem Beschwerdeführer und gegebenenfalls
der Verwaltung mitgeteilt wird, dass die Ombudsmänner:
– entweder eine Akte ad acta halten, wenn eine Beschwerde keine neuen Fakten ent-

hält und im wesentlichen die gleiche ist, wie eine vorher von ihnen zu den Akten
gelegte Beschwerde;

– oder die Prüfung der Akte abgeschlossen und die Beschwerde für unbegründet
erklärt haben;

– oder die Prüfung der Akte abgeschlossen, die Beschwerde für begründet erklärt
und – mit oder ohne Erfolg – ihre Schritte beendet haben.

XI. Welche verschiedenen Bewertungen können die Ombudsmänner
aussprechen ?

Art. 13. Am Ende der Bearbeitung einer Beschwerde oder bei der Aussetzung ihrer
Befassung und im Falle von ausreichenden Informationen in dieser Phase beurteilen
die Ombudsmänner die Handlungen oder die Arbeitsweise der föderalen Verwal-
tungsbehörde, gegen die sich die Beschwerde richtet.
Sie schlussfolgern, dass die Verwaltung angemessen ist, wenn keinerlei Element ih-
nen den Nachweis ermöglicht, dass die bemängelte Handlung oder Arbeitsweise
gegen die Grundsätze der ordnungsgemäßen Verwaltung, der Billigkeit oder der Ge-
setzmäßigkeit verstößt.
Sie schlussfolgern, dass die Verwaltung unangemessen ist, wenn ein oder mehrere
Elemente sie zu dem Nachweis veranlasst, dass die bemängelte Handlung oder Ar-
beitsweise gegen die Grundsätze der ordnungsgemäßen Verwaltung, der Billigkeit
oder der Gesetzmäßigkeit verstößt.
Sie äußern sich nicht, wenn sie der Auffassung sind, dass sie dazu nicht über genü-
gend Elemente verfügen, oder wenn sie nicht zwischen widersprüchlichen faktischen
Elementen entscheiden können, oder wenn ein oder mehrere Elemente ihnen den
Nachweis ermöglichen, dass die bemängelte Handlung oder Arbeitsweise gegen die
Grundsätze der ordnungsgemäßen Verwaltung, der Billigkeit oder der Gesetzmäßig-
keit verstößt, aber dass gleichzeitig die somit festgestellte unangemessene Verwal-
tung teilweise auf Elemente zurückzuführen sind, für die der Beschwerdeführer selbst
verantwortlich ist.

XII. Wann tritt diese Geschäftsordnung in Kraft ?

Art. 14. Diese von den Ombudsmännern festgelegte und von der Abgeordnetenkam-
mer genehmigte Geschäftsordnung tritt spätestens am 1. Januar 1999 in Kraft.
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Anhang zur Geschäftsordnung

VEREINBARUNGSPROTOKOLL BEZU} GLICH DER BEZIEHUNGEN
ZWISCHEN DEM KOLLEGIUM DER FO} DERALEN OMBUDSMA} NNER
UND DEN FO} DERALEN VERWALTUNGEN ZUR BEARBEITUNG DER
BESCHWERDEN

Artikel 1. Zur Anwendung dieses Protokolls bedeuten:
– „das Gesetz“: das Gesetz vom 22. März 1995 zur Einsetzung der föderalen

Ombudsmänner;
– föderale Ombudsmänner: die von der Abgeordnetenkammer aufgrund des Ge-

setzes ernannten Ombudsmänner und ihr Personal;
– leitender Beamter: der Beamte mit dem höchsten Grad in einem Ministerium

oder in einer halbstaatlichen Einrichtung, das bzw. die der Zuständigkeit eines
Mitglieds der föderalen Regierung untersteht.

Art. 2. Das Verfahren der Kontakte zwischen den föderalen Ombudsmännern und
den föderalen Verwaltungen zur Bearbeitung der Beschwerden verläuft schrift-
lich. Dies hindert die föderalen Ombudsmänner nicht daran, bezüglich der betref-
fenden Beschwerde zusätzliche mündliche Kontakte zum zuständigen Beamten
oder zur zuständigen Dienststelle aufzunehmen, unbeschadet überdies von Arti-
kel 11 des Gesetzes.
Im Rahmen einer Informationsanfrage bezüglich einer Beschwerde und zur
schnelleren Bearbeitung der Akten nehmen die föderalen Ombudsmänner direkt
Kontakt zur zuständigen Dienststelle auf. Diese erteilt die gewünschten Informa-
tionen. Wenn sich Probleme stellen, nehmen die föderalen Ombudsmänner Kon-
takt zum leitenden Beamten auf.

Art. 3. Im Rahmen der Voruntersuchung, eines Vermittlungsvorschlags oder einer
Anregung übermitteln die föderalen Ombudsmänner dem verantwortlichen Be-
amten der zuständigen Dienststelle die sachdienlichen Elemente der Beschwerde
und dem leitenden Beamten gleichzeitig eine Kopie. Diese Dienststelle ergreift die
notwendigen Maßnahmen zur Beantwortung der Fragen. Wenn sich Probleme
stellen, nehmen die föderalen Ombudsmänner Kontakt zum leitenden Beamten
auf.

Art. 4. Unbeschadet von Artikel 11, Absatz 1 des Gesetzes wird die Antwort der
betroffenen föderalen Verwaltung von der zuständigen Dienststelle spätestens in-
nerhalb einer Frist von 15 Werktagen nach dem Eingang der Frage erteilt. Wenn
sich Probleme stellen, nehmen die föderalen Ombudsmänner Kontakt zum leiten-
den Beamten auf.
Mittels einer Begründung und nach Absprache mit den föderalen Ombudsmän-
nern kann die Verwaltung von dieser Frist abweichen.

Art. 5. Die föderalen Ombudsmänner teilen dem leitenden Beamten die Liste der
Bediensteten ihrer Dienststelle mit, die in ihrem Namen und mit Befugnis han-
deln und sie vertreten können.

Art. 6. Wenn die föderalen Ombudsmänner eine Fehlfunktion in einer föderalen
Verwaltung feststellen, setzen sie den leitenden Beamten davon in Kenntnis. Wenn
dies zu einer Empfehlung ihrerseits Anlass gibt, setzen sie ebenfalls den verant-
wortlichen Minister gemäß Artikel 14, Absatz 3 des Gesetzes davon in Kenntnis.

Art. 7. Die föderalen Ombudsmänner können, wenn sie es für zweckdienlich
erachten, vom Kollegium der Generalsekretäre und vom Kollegium der General-
verwalter der öffentlichen Einrichtungen der sozialen Sicherheit angehört wer-
den. Wenigstens einmal im Jahr befasst sich eine Versammlung des Kollegiums
der Generalsekretäre und eine Versammlung des Kollegiums der Generalverwal-
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ter der öffentlichen Einrichtungen der sozialen Sicherheit mit den Beziehungen
der föderalen Verwaltungen zu den föderalen Ombudsmännern. Diese werden
dazu eingeladen.

Art. 8. Dieses Vereinbarungsprotokoll kann jederzeit in gemeinsamem Einver-
ständnis mit den föderalen Ombudsmännern für bestimmte Verwaltungen er-
gänzt werden, um spezifischen Situationen Rechnung zu tragen.

Art. 9. Dieses Vereinbarungsprotokoll wird spätestens nach 12 Monaten überprüft
und gegebenenfalls geändert.
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Anlage III : Parlamentarische Fragen183 – Gesetzesentwürfe und
-vorschläge

A. Parlamentarische Fragen zu Problemen, die von den Jahresberichten 1999
und 1999/1 des Kollegiums der föderalen Ombudsmänner aufgeworfen
wurden

Innenminister

Fr. und Antw., Senat, Sitzungsperiode1999-2000, Frage Nr. 635 vom 11. Mai 2000
(Van Riet) – „Einwanderungspolitik - Ausländeramt - Audit – Umstrukturierung“, S.
914; KFO, Jahresbericht 2000, II.3.4.

Minister für auswärtige Angelegenheiten

Fr. und Antw., Abgeordnetenkammer, Sitzungsperiode 1999-2000, Frage Nr. 64
vom 7. Juli 2000 (Decroly) – „Ausstellung von Visa und vorläufige Aufenthaltsgeneh-
migung – Versäumnisse von Verwaltungen“, S. 4411; KFO, Jahresbericht 2000, II.3.5.

Minister für Landesverteidigung

Ausf. Ber., Abgeordnetenkammer, ordentliche Sitzungsperiode 1999-2000, münd-
liche Frage Nr. 625 vom 14. Dezember 1999 (Hendrickx) – „Rückstand bei der
Bearbeitung der Akten in Bezug auf Widerstandskämpfer und Deportierte“, S. 26; KFO,
Rapport annuel, S. 138; KFO, Jahresbericht 1998, S. 189; KFO, Jahresbericht 1999, S.
232; KFO, Jahresbericht 1999/1, S. 91; KFO, Jahresbericht 2000, II.3.6.

Ausf. Ber., Abgeordnetenkammer, ordentliche Sitzungsperiode 1999-2000, münd-
liche Frage Nr. 1149 vom 21. März 2000 (Hendrickx) – „Rückstand bei der Bearbei-
tung der Akten der Verweigerer von Zwangsarbeit und der Deportierten“, S. 6; KFO,
Rapport annuel 1997, S. 138; KFO, Jahresbericht 1998, S. 189; KFO, Jahresbericht 1999,
S. 232 ; KFO, Jahresbericht 1999/1, S. 91; KFO, Jahresbericht 2000, II.3.6.

Fr. und Antw., Abgeordnetenkammer, ordentliche Sitzungsperiode 1999-2000,
Frage Nr. 74 vom 25. Mai 2000 (Leterme) – „Kriegsopferinstitut – Anträge auf Aner-
kennung als Deportierter oder Widerstandskämpfer – U} berfülle von unbehandelten Ak-
ten“, S. 4473; KFO, Rapport annuel 1997, S. 138; KFO, Jahresbericht 1998, S. 189; KFO,
Jahresbericht 1999, S. 232; KFO, Jahresbericht 1999/1, S. 91; KFO, Jahresbericht 2000,
II.3.6.

Finanzminister

Kurzbericht, Abgeordnetenkammer, ordentliche Sitzungsperiode 1999-2000,
mündliche Frage Nr. 765 vom 18. Januar 2000 (Chastel) – „Die Festlegung und
Neubewertung des Katastereinkommens“, S. 8; KFO, Jahresbericht 1999, S. 331.

Kurzbericht, Abgeordnetenkammer, ordentliche Sitzungsperiode 1999-2000,
mündliche Frage Nr. 2041 vom 13. Juni 2000 (Leterme) – „Für Neubauten einge-
nommen Mehrwertsteuer“, S. 4; KFO, Jahresbericht 1999, S. 187.

183 Die nachstehenden parlamentarischen Fragen werden in der gleichen Reihenfolge
der betreffenden Ministerien angeführt wie in Teil II „Analyse der Fälle“ dieses
Berichtes. Wenn mehrere Fragen an einen Minister gestellt wurden, haben wir die
Fragen chronologisch geordnet.
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Minister für Arbeitsbeschaffung

Ausf. Ber., Abgeordnetenkammer, ordentliche Sitzungsperiode 1999-2000, münd-
liche Frage Nr. 515 vom 30. November 1999 (Schauvliege) – „Diskriminierung in
Bezug auf das Wartegeld gegenüber den jungen Belgiern, die ihr Sekundarstudium in
einem anderen Mitgliedsstaat der Europäischen Union absolviert haben“, S. 6; KFO,
Jahresbericht 1998, S. 235.

Fr. und Antw., Abgeordnetenkammer, ordentliche Sitzungsperiode 1999-2000,
Frage Nr. 64 vom 4. Februar 2000 (Timmermans) – „Diensteschecks“, S. 2213; KFO,
Jahresbericht 1999/1, S. 85.

Minister der Sozialen Angelegenheiten

Fr. und Antw., Abgeordnetenkammer, ordentliche Sitzungsperiode 1999-2000,
Frage Nr. 100 vom 16. März 2000 (Leterme) – „Familienzulagen für belgische Grenz-
gänger in Frankreich – Verkündung eines königlichen Erlasse“, S. 3527; KFO, Jahresbe-
richt 2000, II.3.9

Fr. und Antw., Abgeordnetenkammer, ordentliche Sitzungsperiode 1999-2000,
Frage Nr. 88 vom 17. März 2000 (Avontroodt) – „Antrag auf Genehmigung der
Verlegung einer Apotheke – Gesetzeslücke“, S. 3401; KFO, Jahresbericht 1999, S. 227;
KFO, Jahresbericht 1999/1, II.3.9.

Fr. und Antw., Abgeordnetenkammer, ordentliche Sitzungsperiode 1999-2000,
Frage Nr. 137 vom 25. Mai 2000 (Leterme) – „Institut der Kriegsopfer – Anträge auf
Anerkennung als Deportierter oder Widerstandskämpfer – U} berfülle von unbehandelten
Akten“, S. 4194 ; KFO, Rapport annuel 1997, S. 138; KFO, Jahresbericht 1998, S. 189;
KFO, Jahresbericht 1999, S. 232; KFO, Jahresbericht 1999/1, S. 91; KFO, Jahresbericht
2000, II.3.9.

Minister für Volksgesundheit

Ausf. Ber., Abgeordnetenkammer, ordentliche Sitzungsperiode 1999-2000, münd-
liche Fragen Nr. 229, 279 und 281 vom 26. Oktober 1999 (Verherstraeten, Gilkinet
und De Groot) – „A}rztekammer – Die Reform der A}rztekammer“, S. 9; KFO, Jahresbe-
richt 1998, S. 191; KFO, Jahresbericht 1999, S. 234; KFO, Jahresbericht 1999/1, S. 92;
KFO, Jahresbericht 2000, II.3.9.

Minister für Mobilität und Transport

Fr. und Antw., Abgeordnetenkammer, ordentliche Sitzungsperiode 2000-2001,
Frage Nr. 137 vom 28. Februar 2000 (Mortelmans) – „NGBE - Kollegium der födera-
len Ombudsmänner – Empfehlung“, S. 5937; KFO, Jahresbericht 1999, S. 275-276; KFO,
Jahresbericht 1999/1, S. 105-106; KFO, Jahresbericht 2000, II.3.12.

B. Parlamentarische Fragen zu Problemen, die vom vorliegenden
Jahresbericht aufgeworfen wurden

Innenminister

Fr. und Antw., Abgeordnetenkammer, ordentliche Sitzungsperiode 1999-2000,
Frage Nr. 23 vom 14. September 1999 (Eerdekens) – „Alarmsystem“, S. 2553; KFO,
Jahresbericht 2000, II.3.4.

Fr. und Antw., Abgeordnetenkammer, ordentliche Sitzungsperiode 1999-2000,
Frage Nr. 187 vom 31. Mai 2000 (Eerdekens) – „Alarmanlagen“, S. 4444; KFO,
Jahresbericht 2000, II.3.4.
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Fr. und Antw., Abgeordnetenkammer, ordentliche Sitzungsperiode 1999-2000,
Frage Nr. 104 vom 13. Januar 2000 (Creyf) – „Von der Verwaltung geleistete öffentli-
che Dienste“, S. 2694; KFO, Jahresbericht 2000, II.3.4.

Fr. und Antw., Senat, ordentliche Sitzungsperiode 2000-2001, Frage Nr. 621 vom 4.
Mai 2000 (Laloy) – „Ausländeramt – Aufenthaltsgenehmigung – Anträge auf Verlän-
gerung“, Bulletin, Nr. 2-26, S. 11; KFO, Jahresbericht 2000, II.3.4.

Finanzminister

Kurzbericht, Abgeordnetenkammer, ordentliche Sitzungsperiode 1999-2000,
mündliche Frage Nr. 1672 vom 2. Mai 2000 (D. Pieters) – „Bezeichnung eines Om-
budsmanns für Steuerangelegenheiten“, S. 14-15.

C. Entwurf und Gesetzesvorschläge zu einer allgemeinen Empfehlung des
Kollegiums der föderalen Ombudsmänner184

Gesetzesentwurf zur Abänderung von Artikel 23 des Gesetzes vom 14. Februar 1961
über Wirtschaftsaufschwung, sozialen Fortschritt und finanzielle Sanierung, Parl. Dok.,
Abgeordnetenkammer, ordentliche Sitzungsperiode 1999-2000, 24. Mai 2000,
0670/001 ; dieser Entwurf wurde von der Abgeordnetenkammer angenommen
(Parl. Dok., Senat, 23. November 2000, ordentliche Sitzung 2000-2001, 2-527/
5); das Gesetz vom 6. Dezember 2000 wurde am 22. Dezember 2000 im Belgischen
Staatsblatt veröffentlicht, (S. 42700 ff.);

Gesetzesvorschlag zur Abänderung von Artikel 1 des Gesetzes vom 22. März 1995 zur
Einsetzung des Kollegiums der föderalen Ombudsmänner (Chastel), Parl. Dok., Abge-
ordnetenkammer, ordentliche Sitzungsperiode 2000-2001, 30. Mai 2000, 0688/001;

Gesetzesvorschlag im Hinblick auf die Abänderung von Artikel 13 des Gesetzes vom 22.
März 1995 zur Einsetzung des Kollegiums der föderalen Ombudsmänner (Chastel), Parl.
Dok., Abgeordnetenkammer, ordentliche Sitzungsperiode 1999-2000, 29. August
2000, 0853/001;

Gesetzesvorschlag zur Abänderung des Gesetzes vom 22. März 1995 über die Einset-
zung des Kollegiums der föderalen Ombudsmänner im Hinblick auf die A}nderung des
Datums der Hinterlegung des Jahresberichtes des Kollegiums der föderalen Ombudsmän-
ner (Chastel, Decroly, De Meyer, Frédéric, Leen und Lejeune), Parl. Dok., Abgeord-
netenkammer, ordentliche Sitzungsperiode 1999-2000, 29. August 2000, 0854/001;
dieser Vorschlag wurde angenommen und dem Senat übermittelt –der ihn nicht
erörtert hat- (Parl. Dok., Abgeordnetenkammer, ordentliche Sitzungsperiode 2000-
2001, 7. Dezember 2000, 0854/005); er wurde im Belgischen Staatsblatt am 230.
März 2001 veröffentlicht;

Gesetzesvorschlag zur Abänderung von Artikel 14 des Gesetzes vom 22. März 1995 zur
Einsetzung des Kollegiums der föderalen Ombudsmänner (Maingain und Chastel), Parl.
Dok., Abgeordnetenkammer, ordentliche Sitzungsperiode 2000-2001, 10. Oktober
2000, 0889/001;

Gesetzesvorschlag zur Ergänzung des neuen Gemeindegesetzes durch einen Artikel
122bis über den(die) kommunale(n) Ombudsmann(frau) (De Meyer, Decroly, Frédéric,
Goutry), Parl. Dok., Abgeordnetenkammer, ordentliche Sitzungsperiode 2000-2001,
16. November 2000, 0955/001.

184 Diese Entwürfe und Vorschläge sind chronologisch geordnet.
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- Senat: S. 13, 69, 221, 239, 240, 241, 247, 249
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